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Vorwort der Herausgeber 

In vielen kommunalen Fachverwaltungen
und hier besonders in den Bereichen, die
unmittelbar Kontakt mit der Bevölkerung
haben, bemüht man sich in den letzten Jah-
ren verstärkt um den Erwerb „interkultu-
reller Kompetenz“. Die bisherigen Erfah-
rungen haben aber gezeigt, dass eine Fort-
bildung einzelner Mitarbeiter nicht aus-
reicht. Vielmehr geht es darum, „interkultu-
relle Kompetenz“ in den internen Struktu-
ren der Verwaltung zu verankern und in das
allgemeine Verwaltungshandeln wie Pla-
nung, Steuerung, Außendarstellung usw. zu
integrieren. Auf eine solche Ausrichtung
der Verwaltung zielt „interkulturelle Öff-
nung“. 

Vor allem aber haben bisherige Erfahrun-
gen gezeigt, dass im Verwaltungshandeln
ein großes integrationsstrategisches Poten-
zial vorhanden ist. Dieses ist in Deutschland
noch ungenügend erschlossen. Die in die-
sem Band dokumentierten Praxisbeispiele
aus unterschiedlichen Bereichen kommuna-
ler Verwaltung zeigen Wege zur Erschlie-
ßung dieses Potenzials auf. Wie können öf-
fentliche Institutionen mit den Herausfor-
derungen einer Einwanderungsgesellschaft,
mit einer durch Einwanderung und interna-
tionale Vernetzungen veränderten sozialen
Umwelt erfolgreich umgehen? Welche Stra-
tegien gibt es, die zu einer Erschliessung
neuer Ressourcen und einer „interkulturel-
len Öffnung“ führen? Wie kann auf die
wachsende Komplexität interkultureller
Fragestellungen, auf politische, soziale und
kulturelle (religiöse) Dimensionen ange-
messen reagiert werden?

Antworten auf diese Fragen versuchen die
hier dokumentierten Beiträge zu geben. Sie
sind Ergebnisse einer Konferenz, die im Mai
2002 gemeinsam von der Friedrich-Ebert-
Stiftung (FES), der Bundeszentrale für poli-
tische Bildung (bpb) und dem Modellpro-

jekt „Transfer interkultureller Kompetenz“
des Verbandes binationaler Familien- und
Partnerschaften organisiert wurde.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat seit vie-
len Jahren das Thema Migration, Integra-
tion und Interkulturalität in wissenschaft-
lichen Expertisen, Konferenzen, Tagungen
und Workshops bearbeitet. 1999 wurde in
Berlin eine Arbeitseinheit zum „Interkultu-
rellen Dialog“ geschaffen, deren Ziel es ist,
die politischen Konsequenzen einer sich
ethnisch, kulturell und religiös fortschrei-
tend ausdifferenzierenden Gesellschaft auf-
zuarbeiten und Wege zum bürgerschaft-
lichen Engagement und friedlichen Zu-
sammenleben von Menschen verschiedener
Religionen und Kulturen aufzuzeigen.

Der Verband binationaler Familien und
Partnerschaften (iaf) engagiert sich seit 1996
für eine interkulturelle Öffnung der Ver-
waltung, insbesondere im Bereich Sozialer
Dienste. Mit dem Modellprojekt „Transfer
interkultureller Kompetenz“ (TiK) wurden
zwei Jahre lang Prozesse interkultureller
Öffnung in zwölf sozialen Einrichtungen in
sieben westdeutschen Städten initiiert und
begleitet, und zwar durch miteinander ver-
schränkte Module von Weiterbildung und
Organisationsberatung.

Die Bundeszentrale für politische Bil-
dung hat in den letzten Jahren begonnen,
sich auf neue Zielgruppen und Themen im
Umfeld „Migration und Integration“ einzu-
stellen. Sie sieht dies, wie Thomas Krüger in
seinem Grußwort ausführt, als „ersten
Schritt auf einer Reise von 10.000 Meilen“
hin zu einer strukturell und systematisch
verankerten interkulturellen Öffnung der
Bundeszentrale selbst. 

Mit dieser Konferenz und einer weiteren,
die für Oktober 2003 geplant ist, bemühen
sich die Veranstalter, das Interesse für die
Integrationspotenziale der Verwaltung in
der Öffentlichkeit zu verstärken und zu
verankern .
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In den letzten Jahren hat die Diskussion
einer neuen Migrations- und Integrations-
politik in der Bundesrepublik dem Thema
„interkulturelle Öffnung der Verwaltung“
neue Impulse verliehen. Das Bemühen um
ein Zuwanderungsgesetz mit neuen Zustän-
digkeitsregelungen sowie die Schaffung ei-
ner neuen Bundesbehörde für Migration
sind Ausdruck eines Paradigmenwechsels
im Umgang mit Einwanderung und Inte-
gration. Parallel dazu wurde die Sinnhaftig-
keit, gar Notwendigkeit einer interkulturel-
len Ausrichtung – die seit über einem Jahr-
zehnt zunächst vor allem im Bereich Sozia-
ler Dienste gesehen und entwickelt wurde –
für weitere Verwaltungsbereiche erkannt.
Das gilt vor allem für die Schlüsselinstitutio-
nen der gesellschaftlichen Integration: Schu-
len, Arbeitsämter, Polizei- und Justizbehör-
den müssen sich auf die Anforderungen ei-
ner Einwanderungsgesellschaft einstellen. 

Ein Ziel der Konferenz war es, bundes-
weit Strategien und Erfahrungen, praktische
Anforderungen und Ergebnisse aus diesen
unterschiedlichen Bereichen zu vergleichen,
um gegenseitige Anregungen zu ermög-
lichen. Experten aus verschiedenen Praxis-
feldern und Städten gaben einen Überblick
über den Stand der Diskussion sowie über
aktuelle Praxisansätze. Gleichzeitig wurde
ein Austausch über gemeinsame integra-
tionspolitische Bezüge und notwendige
Rahmenbedingungen interkultureller Öff-
nungs- und Reformprozesse ermöglicht. 

Die Konferenz wollte ermutigen und
denjenigen Hilfestellungen geben, die in
Zukunft eine interkulturelle Ausrichtung
ihrer Institutionen anstreben. 

Die Dokumentation bietet im ersten Teil
grundsätzliche Überlegungen zur Bedeu-
tung der Verwaltung für die Integrationsfä-
higkeit der Gesellschaft. Es geht etwa da-
rum, mit welchen Mechanismen auf Verän-
derungen der sozialen und kulturellen Um-
welt reagiert wird, oder unter welchen Rah-

menbedingungen sich Organisationen über-
haupt verändern..

Michael Bommes beleuchtet die Mecha-
nismen, mit denen Verwaltungen als Orga-
nisationen auf ein Phänomen wie Migration
reagieren, und kann zeigen, dass sich die
Reaktionsweisen weniger aus dem Phäno-
men selber ergeben, sondern abhängig sind
von der eigenen strukturellen Verfassung
der Organisation sowie ihren Deutungsmu-
stern: daraus entwickelt sich die für die Ver-
waltung relevante Definition des Phäno-
mens. Konkret berichtet Bommes von Er-
gebnissen eines Forschungsprojekts, das in
zwei mittelgroßen Städten im Norden und
Süden der Bundesrepublik vergleichend
untersucht hat, wie deren Verwaltungen die
drei großen Zuwanderungsströme der
Nachkriegszeit in Westdeutschland – die
Zuwanderung der Arbeitsmigranten, der
Asylbewerber und der Aussiedler – verar-
beitet haben.

Warnfried Dettling fragt nach dem Ge-
sellschaftsbild, das wir im Kopfe haben,
wenn wir von "Integration" reden. Ist die
Vorstellung von einer „Mehrheitsgesell-
schaft“ und ihren Randgruppen für unsere
Gesellschaft noch adäquat, oder wäre sie
nicht besser als eine „Summe von Minder-
heiten“ anzusehen? Seine These: Die Inte-
gration der Zuwanderer kann nur dann ge-
lingen, wenn in Deutschland insgesamt ein
neues Denken, eine neue Praxis, ein neues
Konzept des Sozialstaates formuliert wird. 

Ausgehend von Erfahrungen aus ver-
schiedenen Modellprojekten, die Strategien
für eine interkulturelle Öffnung entwickel-
ten, geht Tatiana Lima Curvello der Frage
nach, welche Kompetenzen Verwaltungen
erwerben müssen. Mit Beispielen aus der
Praxis beschreibt sie die vielfältigen Ebenen,
in denen Einwanderung in einer öffent-
lichen Verwaltung Relevanz hat und wie ih-
re Mitarbeiter interkulturelle Kompetenz
erwerben können.
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Der Referatsleiter für Migrationspolitik
beim DGD Bundesvorstand, Volker Roßo-
cha, betrachtet „Interkulturelle Öffnung“
unter dem Aspekt von Gleichbehandlungs-
politik. Einen Übergang zu den an kommu-
nalen Erfahrungen orientierten Beiträgen
bilden die sechs Thesen der Berliner Beauf-
tragten für Migration und Integration, Bar-
bara John, sowie das Statement der Landes-
beauftragten für Ausländerfragen in Rhein-
land-Pfalz, Maria Weber, über interkultu-
relle Kompetenz als moderne Sozialkompe-
tenz.

Ein Ausblick auf die zukünftigen Aufga-
ben des neuen Bundesamtes für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) durch dessen Prä-
sidenten Albert Schmid beschließt den er-
sten Teil. Der praxisbezogene Schwerpunkt
der Dokumentation – Teil 2 und 3 – stellt
kommunale Strategien und Erfahrungen bei
der Umsetzung interkultureller Öffnungs-
prozesse vor. 

Der zweite Teil beginnt mit einem Blick
über den bundesrepublikanischen Teller-
rand: Die flächendeckende Einführung
interkultureller Orientierung in den Ju-
gendhilfe-Institutionen der Niederlanden
ermöglichte reichhaltige Erfahrungen mit
verschiedenen Integrationsstrategien und
ihren Rahmenbedingungen. Der Beitrag
von Hans Bellaart vom Forum-Institut in
Utrecht zeigt, was von den Niederlanden zu
lernen ist, aber auch, was es – angesichts
wachsender Integrationsprobleme auch in
Holland – zu vermeiden gilt. Weitere Bei-
träge verdeutlichen die zentrale Bedeutung
von modernen Management-Methoden für
kommunale Integrationsbemühungen:
Hauke Hartmann von der Bertelsmann-
Stiftung berichtet von den langjährigen Er-
fahrungen der „Cities of Tomorrow“, die
Instrumente eines strategischen Manage-
ment für die Umsetzung von kommunalen
Integrationsstrategien einzusetzen, Huber-
tus Schröer betont die Fruchtbarkeit der

„Drei-Säulen“ (Neue Steuerung, Sozialpla-
nung und Qualitätsmanagement) für die
interkulturellen Öffnungsprozesse im Sozi-
alreferat der Stadt München.

Noch konkreter auf einzelne Praxisfelder
bezogen sind die Impulsreferate aus den Ar-
beitsgruppen der Konferenz, die im dritten
Teil dokumentiert sind. Expertinnen und
Experten aus Verwaltung und Wissenschaft
erläutern die von ihnen durchgeführten
Projekte in den Bereichen: „Soziale Dien-
ste“, „Schule und Bildung“, „Polizei und
Ausländerbehörde“ sowie „Arbeitsvermitt-
lung und Berufsberatung“.

Wer die weitere Entwicklung der darge-
stellten Praxismodelle verfolgen möchte,
findet im Anhang bei den Angaben zu den
Autoren die Internet-Adressen der Institu-
tionen. Für Rückmeldungen und Hinweise
stehen selbstverständlich auch die Heraus-
geber und ihre Institutionen zur Verfügung.

Berlin, den 10. Dezember 2002

Thomas Hartmann

Projektteam „Transfer interkultureller Kompetenz“
(TiK)

Dr. Johannes Kandel

Friedrich Ebert Stiftung, Leiter des Referats „Berli-
ner Akademiegespräche / Interkultureller Dialog“

Tatiana Lima Curvello

Projektleiterin „Transfer interkultureller Kompe-
tenz“ (TiK)

Christoph Müller-Hofstede

Bundeszentrale für politische Bildung, Leiter der
Projektgruppe Migration/EU der bpb
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Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, liebe Gäste. Zu dieser Kooperations-
veranstaltung zwischen der Bundeszentrale
für politische Bildung, dem Modellprojekt
Transfer interkultureller Kompetenz und
der Friedrich-Ebert-Stiftung begrüße ich
Sie alle im Namen des Vorstandes der Frie-
drich-Ebert-Stiftung sehr herzlich. Diese
Veranstaltung passt, wie viele von Ihnen aus
eigenem Erleben sehr genau wissen, in die
Arbeit dieses Hauses hier recht gut, denn
wir haben hier seit einer Reihe von Jahren
eine dichte Folge von Fachveranstaltungen
zu Fragen und Themen des Zusammenle-
bens in einer kulturell vielfältigen Gesell-
schaft. 

Zuletzt hatten wir mit Kollegen aus 15
europäischen Ländern hier gemeinsam Er-
fahrungen ausgetauscht, was in diesen ver-
schiedenen Ländern Europas in den Berei-
chen Migration, Integration, politische Kul-
tur und Zusammenleben an Erfahrungen
zusammengekommen ist. Dabei haben wir
gesehen, dass die Erfahrungen, die man
macht in solchen Dialogen, oft ganz andere
sind als die, die man erwartet. Wir haben an-
hand konkreter Beispiele über Erfolge, Mis-
serfolge und auch Sackgassen diskutiert.
Wir werden die Ergebnisse dieser Tagung in
Kürze für die öffentliche Debatte zugäng-
lich machen. Eines unserer Ergebnisse war,
und damit bin ich durchaus bei dem Thema,
um das es heute hier geht: die wirkliche In-
tegration verlangt zwar auch auf der großen
Ebene der Politik des staatlichen Handelns,
des Handelns von Parlamenten und Regie-
rungen, entscheidende Weichenstellungen:
Gesetze, Rechte, Programme, Ressourcen

und anderes mehr. Integration aber als Le-
benserfahrung der gleichen Anerkennung
verschiedener kultureller Lebensformen, als
Lebenserfahrungen der Zugehörigkeit, fin-
det in ausschlaggebendem Maße auf den
kleinen Ebenen statt, in der Lebenswelt, in
der Zivilgesellschaft und in den Alltags-
kontakten mit den Repräsentanten des Staa-
tes. 

Ich habe kürzlich die Forschungen des
schwedischen Sozialwissenschaftlers Borot-
stein rezipiert, der aufgrund empirischer
Untersuchungen die These vertritt, dass po-
litische Kultur in der Hauptsache gelernt
wird durch die Erfahrungen, die der einzel-
ne Bürger, die einzelne Bürgerin mit dem
Staat macht, mit den Repräsentanten des
Staates, mit dem Handeln der politischen
Repräsentanten, aber eben auch im Alltags-
leben mit denjenigen, die den Staat für ihn
in der Lebenswelt repräsentieren. Dort wird
politische Kultur, die dann in der Tiefe und
langfristig wirkt, gelernt. 

Ich denke, aus diesem Grund ist die Frage
einer interkulturellen Öffnung der Verwal-
tung sicherlich ein ganz wichtiges und zen-
trales Thema, das richtige Thema zum rich-
tigen Zeitpunkt. Denn Verwaltung ist ja ge-
rade im wesentlichen die Repräsentanz des
Staates in der Alltagswelt in der Zivilgesell-
schaft. Hier sind die entscheidenden Orte,
wo Menschen erfahren, ob sie anerkannt
sind, oder ob ihnen Anerkennung verwei-
gert wird. Daraus folgt dann meistens sehr
langfristig sehr viel für ihr Handeln, für ihre
Orientierungen in der Gesellschaft, in der
sie leben und zwar auch unabhängig von
Rechten. Solche Erfahrungen können sogar

Thomas Meyer 
Wissenschaftlicher Leiter der Akademie der 
Politischen Bildung der Friedrich-Ebert Stiftung, Bonn
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unabhängig von gewährten Rechten eine
sehr weitgehende Konsequenz haben für
den Einzelnen, für Integration oder Ent-
fremdung. 

Ich glaube – und das war eines unserer
Hauptergebnisse auch der Tagung, die wir
kürzlich hier hatten, bei diesem internatio-
nalen Vergleich -, dass ganz wichtig ist, dass
die Zivilgesellschaften, in denen sich Ange-
hörige unterschiedlicher Kultur organisie-
ren und aktivieren, nicht bloß getrennt sind,
sondern dass wir dafür sorgen, dass in wich-
tigen Bereichen auch kulturell überlappende
Zivilgesellschaften entstehen, Initiativen,
wo sich eben im Alltagsleben, oder im le-
bensweltlichen Engagement Menschen nä-
her kennen lernen können, Vertrauen zuein-
ander fassen können, die aus verschiedenen
Kulturen kommen. Deswegen glaube ich,
dass solche Initiativen für überlappende Zi-
vilgesellschaften zentral sind für die Inte-
gration. Der Verband binationaler Familien
hat ja hier beispielhafte Ansätze geleistet.

Ich wünsche Ihnen einen interessanten,
spannenden Verlauf, das Programm spricht
ja für sich. Interessante Themen, interessan-
te Referenten, genügend Zeit um darüber zu
diskutieren, also ein paar spannende Tage
hier in unserem Haus der Friedrich-Ebert-
Stiftung.
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Das neu beschlossene Zuwanderungsge-
setz wird Auswirkungen auf uns alle, auf die
gesamte Gesellschaft in Deutschland haben.
Wir erwarten uns positive Veränderungen
etwa für den Arbeitsmarkt und die sozialen
Sicherungssysteme, aber auch auf das kultu-
relle Zusammenleben. Natürlich ist geregel-
te Zuwanderung auch eine besondere Her-
ausforderung an die Verwaltung. Denn Pro-
bleme werden nicht ausbleiben. Sie haben
sich vorgenommen, sich heute und morgen
über Erfahrungen, Prognosen und Vorge-
hensweisen auszutauschen, die mit der drin-
genden Notwendigkeit der Zuwanderung
und den damit verbundenen Folgen einer
“interkulturellen Öffnung” der Verwaltung
in Zusammenhang stehen. 

Ich will Ihnen heute nicht im Detail die
Regelungen zur Zuwanderung darlegen –
das wird Ihnen allen bekannt sein. Nur eini-
ge wenige Worte, warum ich glaube, dass
das Zuwanderungsgesetz ein gutes Gesetz
ist: 

1. Es gibt den bei uns lebenden Auslän-
dern eine verlässliche Perspektive und ver-
einfacht vieles, was bisher viel zu kompli-
ziert war. 

2. Es gibt denen, die noch zu uns kom-
men, einen klaren Rahmen und macht ihnen
ein faires Angebot, und 

3. – das ist besonders wichtig – es verbes-
sert die Aussichten für die Integration und
die gegenseitige Verständigung zwischen
Ausländern und Deutschen. 

Genau in diesem Punkt sind die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter staatlicher Ein-
richtungen in einer herausgehobenen Ver-

antwortung; ob Sie nun in Schulen und Kin-
dergärten, bei der Polizei und den Auslän-
derbehörden, im zukünftigen Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge, in Sozialäm-
tern und der Arbeitsvermittlung oder –
schon etwas weiter gedacht – in den Bau-
oder Gewerbeämtern arbeiten. Denn die In-
tegration erfolgt innerhalb der Gesellschaft
– und nur dort -, aber sie braucht verlässli-
che Organisation, sie braucht Verwaltung.

Interkulturelle Kompetenz wird also spä-
testens jetzt zu einem festen Bestandteil der
Personalentwicklung für die öffentlich Be-
diensteten. Denn der Umgang mit Zuwan-
derern, mit Menschen, die wir für unser
Land wortwörtlich “gewinnen” wollen,
muss sich ändern. Im alltäglichen Leben
und auch in der Verwaltung. 

Was wird sich für die Verwaltung ändern?
Sie darf sich nicht herablassend verhalten
und sich am längeren Hebel wähnen. Die
Verwaltung ist – zugespitzt formuliert – die
Dienstleisterin der Zuwanderer und nicht
mehr allein das Gegenüber von Bittstellern.

Aber machen wir uns keine Illusionen:
dieser Wandel im Selbstverständnis wird
nicht ohne Schwierigkeiten vonstatten ge-
hen. Die sprachliche Verständigung wird
dabei noch das geringste Hindernis darstel-
len. Tiefgreifender sind Missverständnisse,
die auf unterschiedlicher kultureller Kon-
vention oder Sozialisation beruhen. Verwal-
tungsbedienstete und Zuwanderer werden
möglicherweise unterschiedliche Vorstel-
lungen über die Verbindlichkeit von Verein-
barungen haben. Der Stellenwert von Zeit
und die Wichtigkeit von Terminabsprachen

Brigitte Zypries, 
Im Mai 2002 Staatssekretärin im Bundesministerium des Innern 
(seit Okt. 2002 Bundesministerin für Justiz)
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in Deutschland wird nicht allen Zuwande-
rern geläufig und sympathisch sein. Das
sind noch kleinere Herausforderungen.

Substanzieller wird es, wenn es um ele-
mentare Wertvorstellungen unserer Verfas-
sung geht, etwa bei der Gleichberechtigung
und Gleichstellung von Frauen und Män-
nern. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Verwaltung vertreten immer auch das
Grundgesetz und die damit verbundenen
Wertvorstellungen. Diesen Hinweis will ich
mir nicht nur am heutigen Verfassungstag
erlauben: Ich habe die nachdrückliche Er-
wartung, dass sie die Grundrechte glaubhaft
repräsentieren und vermitteln und für alle
Einwohner in Deutschland auch durchset-
zen.

Ein Schwerpunkt meiner Arbeit ist die
Modernisierung der Verwaltung. Die Ver-
waltung befindet sich im Wandel. Neben
den starken Veränderungen, die die Ent-
wicklung zu einer Informationsgesellschaft
mit sich bringt, wird in den nächsten Jahren
gerade die Zuwanderung eine Weiterent-
wicklung und Profilbildung der Verwaltung
erfordern. Wir haben bislang schon die Eu-
ropafähigkeit der Verwaltung als bedeutsa-
me Herausforderung betrachtet. In Zukunft
wird sich auch die Frage stellen: haben wir
eine einwanderungsfähige Verwaltung? Ein
moderner Staat regelt und steuert die Zu-
wanderung und braucht dazu einwande-
rungskompetente Behörden.

Das ändert auch das Anforderungsprofil
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ei-
ner modernen Verwaltung. “Überzeugen,
statt belehren”, das beschreibt in etwa den
Wandel des Mitarbeiterprofils. Soziale
Kompetenzen der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter werden von viel größerer Be-
deutung sein als bisher. Die reine Rechts-
durchsetzung rückt in den Hintergrund.
Die Fähigkeit zu interkulturellem Verständ-

nis wird zu einem der wichtigen Bausteine
sozialer Kompetenz in der Verwaltung wer-
den. Das gilt für alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, ganz besonders aber für die
Führungskräfte. Sie müssen in ihren Behör-
den glaubhaft vermitteln und sich auch da-
für einsetzen, dass interkulturelle Kompe-
tenz auch deutlich sichtbarer Ausdruck für
die Dienstleistungsorientierung der Verwal-
tung wird. Nur so kann die Verwaltung der
Zielgruppe der Zuwanderer angemessen be-
gegnen. 

Deutschland wird sich den Zuwanderern
als lebenswertes, attraktives und weltoffe-
nes Land zeigen. Es ist gut, die Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter der Verwaltung auf
diese neue Offenheit vorzubereiten. Und es
ist gut, dass Sie sich dieser Aufgabe stellen
wollen. Ich wünsche Ihnen dafür eine gute
und auch arbeitsreiche Konferenz und hof-
fe, sie bringt Ihnen Erkenntnisse, die Sie an-
schließend schnell und erfolgreich umsetzen
können. 
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Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, sehr
geehrter Herr Meyer, meine sehr verehrten
Damen und Herren,

Es ist mir nicht schwergefallen, dem
Innenministerium den Vortritt im Eröff-
nungsreigen zu lassen, denn in den letzten
zwei Jahren hat gerade das Innenministe-
rium die Bundeszentrale für politische Bil-
dung mit Rückenwind gestärkt. Deshalb
soll das Ministerium hier auch entsprechend
gewürdigt werden und zum Zuge kommen. 

Ich glaube, dass die politische Bildung,
das darf ich vorweg bemerken, ein neues öf-
fentliches Gewicht braucht, weil wir vor
großen Herausforderungen stehen und mit
großen Umbruchprozessen fertig werden
müssen. Es ist deshalb vernünftig, in politi-
sche Lernprozesse zu investieren, um diese
Veränderungen verstehen zu lernen und
Aneignungsprozesse zu organisieren. 

Ich begrüße Sie sehr herzlich zu dieser
Konferenz, meine Damen und Herren, und
freue mich, dass Sie trotz der Polizeidichte
(wegen des Besuchs von US-Präsident
Bush) hier in Berlin zum Veranstaltungsort
gefunden haben. Zunächst mein Dank an
unsere Kooperationspartner, die Friedrich-
Ebert-Stiftung, Herrn Kandel und an das
Projekt TiK, „Transfer interkultureller
Kompetenz“ in Berlin für das Angebot, die-
se Konferenz gemeinsam mit uns auszurich-
ten. 

Das Thema interkulturelle Öffnung der
Verwaltung ist für uns kein Spezialisten-
oder Nischenthema, aber es ist, ich bekenne
das offen, für die Bundeszentrale für politi-

sche Bildung ein neues Feld. Wir sind ja
nicht nur dabei, selber Lernprozesse zu in-
itiieren und zu organisieren, sondern sind
selber auch Lernende. Und die Bundeszen-
trale hat, wie viele andere Verwaltungsein-
richtungen, eine interkulturelle Öffnung
erst noch vor sich. Ich hoffe sehr, dass wir
von den vielfältigen Erfahrungen, die hier in
den nächsten zwei Tagen referiert und ana-
lysiert werden, selbst auch profitieren kön-
nen. 

Strategisch sind wir uns durchaus be-
wusst, dass Migrationsprozesse auf globaler,
europäischer und nationaler Ebene das zen-
trale Moment unserer neuen Zeit geworden
sind und damit natürlich politische Wir-
kungsmacht entfalten. Globalisierung wird
konkret erfahrbar, wenn es um das nachbar-
schaftliche Zusammenleben mit Menschen
aus anderen kulturellen Kontexten und Tra-
ditionen geht. Wir wissen, dass Politik in
diesem Zusammenhang auch unter Druck
geraten kann, denn das Thema Zuwande-
rung ist, wie wir wissen, nach wie vor mit
Ängsten und Emotionen besetzt – auf Sei-
ten der Mehrheitsgesellschaft ebenso wie
auf Seiten der Migranten. 

Politische Bildung ist deshalb mehr denn
je gefragt, um eine intelligente Debatte an-
zuregen, wie mit dem oder der Fremden
umzugehen sei. Wir brauchen einen neuen
Weg jenseits bedingungsloser Toleranz ein-
erseits und dem Einebnen von Unterschie-
den andererseits. Die Bundeszentrale wird
sich zukünftig mit allen ihr zur Verfügung
stehenden Mitteln stärker auf die neue deut-
sche Zuwanderungsgesellschaft einstellen.

Thomas Krüger
Präsident der Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn
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Frau Zypries hat bereits auf das Zuwande-
rungsgesetz hingewiesen. Das ist für uns als
politische Bildner natürlich eine große Her-
ausforderung, wie auf die Diskussionen des
letzten Jahres und den Zuwachs an vielfälti-
gen Perspektiven zu reagieren ist und wie
natürlich auch Aktivierungsprozesse im
Sinne einer lebendigen Demokratie zu orga-
nisieren sind. Unsere Projektgruppe Migra-
tion ist dabei, ein Netzwerk um das Thema
„Politische Bildung in der Einwanderungs-
gesellschaft“ aufzubauen. Uns geht es dabei
im Wesentlichen um drei große Felder oder
Baustellen, auf denen wir langfristig tätig
sein wollen. 

Erstens geht es um Wertevermittlung und
Aufklärung gegenüber der Mehrheitsgesell-
schaft, unser neues Stichwort ist hier inter-
kulturelle Kompetenz, die auch den Um-
gang mit Konflikten einüben muss und
nicht nur eine abstrakt vermittelte politische
Korrektheit predigen darf. Wir wissen aus
Holland, wie kontraproduktiv das sein
kann. Dass uns die internationale Politik
hier hin und wieder in schwierige Situatio-
nen versetzt, kann man ja ganz praktisch in
den Berliner Schulen erleben, wenn es da-
rum geht, Konflikte zwischen palästinensi-
schen und jüdischen Schülern auszutragen.
Ich bin im übrigen erschreckt, wie hilflos
Lehrer in dem Zusammenhang reagieren,
wir müssen uns hier auch bewusst sein, dass
politische Lernprozesse gemeinsam mit
Lehrerfortbildungsinstitutionen stärker auf
solches Konfliktmanagement hin auszu-
richten sind. 

Zweitens wird es darum gehen, Migran-
ten und ihre Organisationen stärker als bis-
her auch in die deutsche politische Bildung
einzubeziehen, durch direkte Kooperatio-
nen, durch Verpflichtung Einzelner als freie
oder feste Mitarbeiter und natürlich als an-
erkannte Träger der politischen Bildung.

Auch hier, meine Damen und Herren, ste-
hen wir am Anfang. Wenn Sie sich die Infra-
struktur der anerkannten Träger der politi-
schen Bildung angucken, so werden Sie ma-
ximal im Einzelfall auf authentische originä-
re Anbieter aus dem Migrantenkontext sto-
ßen. Es gibt eine vergleichsweise Monokul-
tur in der Landschaft der politischen Bil-
dung, und das ist für uns eine große Aufga-
be, hier für mehr Differenzierung und Viel-
falt zu sorgen. 

Drittens, last but not least, sind wir dabei,
die interkulturelle Öffnung, letztlich die
Internationalisierung und Europäisierung
politischer Bildung im eigenen Hause anzu-
gehen. Wir sehen dies als langfristige Aufga-
be und wissen, dass wir hier am Anfang ste-
hen. Aber, und hier darf ich abschließend
ein chinesisches Sprichwort zitieren: Jede
Reise von zehntausend Meilen beginnt mit
einem ersten Schritt. 

Der ist aber sehr wichtig, meine Damen
und Herren, und in diesem Sinne wünsche
ich Ihnen eine gute Konferenz, fruchtbare
Dialoge und vor allem die Initiierung eines
Prozesses, der wirklich nachhaltig wirkt.
Wir brauchen in Deutschland neue Gestal-
tungskompetenzen im Bereich der interkul-
turellen Öffnung von Verwaltung. Das den-
ke ich, ist das Wesentliche. Lassen Sie uns
hier Wirkungsgeschichte erzeugen und
nicht nur im nettem Kreise sich Wahrheiten
erzählen und dann wieder nach Hause ge-
hen. Alles Gute.
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Verwaltung und Integration:
Zuwanderungsgesellschaft als Herausforderung
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Michael Bommes
Professor für Soziologie an der Pädagogischen
Hochschule Freiburg i. Br.

Migration und der Modus, in dem sie als
Problem in den Organisationen von Ge-
meinden als politischen Gebietskörper-
schaften formuliert wird, sind nicht deter-
miniert durch Migration als solche, sondern
abhängig von der strukturellen Verfassung
kommunaler Einrichtungen. (...) In den Or-
ganisationen des politischen Systems sowie
in den Organisationen anderer gesellschaft-
licher Bereiche bilden sich erst die sozialen
Strukturen, die als Migration registriert
werden. Welche Art Geschehen Migration
in einer Gemeinde und damit in diesem or-
ganisierten Teilkomplex des politischen Sy-
stems ist, welche kulturellen und sozialen
Folgen damit für eine Gemeinde verbunden
sind, wird mit der Entstehung von Zustän-
digkeiten und Einrichtungen in den Kom-
munen, mit der Beschreibung von Proble-
men, Lösungen und angemessenen Mitteln
festgelegt. Was dann geschieht, wird auf der
Folie solcher Strukturen registriert und wei-
ter verarbeitet. (...) Gemeinden bestehen aus
Komplexen von politischen Organisationen
wie Gemeindeparlamente, Verwaltungen
und politische Ämter. Für die Untersu-
chung der Reaktionsformen von Gemein-
den auf Migration kann daher eine in ande-
ren Forschungsfeldern empirisch bewährte
Einsicht der Organisationsforschung aufge-
griffen und auf das Feld der Forschungen zu
Migration und Interkulturalität übertragen
werden, die diese eigenständige Rolle von

Organisationen für die Entwicklung sozio-
kultureller Strukturen theoretisch akzentu-
iert: Die Formulierung und Bearbeitung
von Problemen in Organisationen ist nicht
umwelt-, sondern strukturabhängig. Orga-
nisationen entwerfen, interpretieren und
„gestalten“ ihre Umwelten entlang von
„cognitive maps“, und Probleme werden
auf der Folie vorhandener Lösungen beob-
achtet und bearbeitet. Organisationsent-
scheidungen orientieren sich in der Bearbei-
tung und Absorption von Unsicherheit an
eigenen vergangenen und zukünftigen Ent-
scheidungen. 

Für die Frage nach der Rolle von Verwal-
tungen für die Beschreibung der Entwick-
lung der Migrationsverhältnisse und der da-
mit verbundenen Kommunikationsformen
heißt das: Organisationen reagieren auf der
Grundlage ihrer Strukturen – Stellen/Perso-
nal, Programme, Kommunikationswege –
auf Umweltereignisse wie Migration und
damit in Zusammenhang gebrachte soziale
Folgen, registrieren sie und weisen ihnen
Sinn und Problemformulierungen zu. Bei
solchen Zuweisungen bedienen sie sich
semantischer Repertoires, die in Organisa-
tionen lizenziert sind in dem Sinne, dass
darin sozial gültige Beschreibungen der
Welt formuliert werden können. Sinnzu-
weisungen ermöglichen Anschlussentschei-
dungen über Alternativen wie Zuständig-
keit/Nicht-Zuständigkeit, abweisen, verta-
gen oder überweisen, Leistungen zuteilen
oder verweigern, Maßnahmen ergreifen,
neue Organisationen oder Organisations-
strukturen wie Stellen oder Programme
vorsehen usw. 
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Die politische Verwaltung von Migration in
Gemeinden1



Teil solcher Sinnzuweisungen im Bereich
Migration ist die Beobachtung von Kultur
und Interkulturalität. Wenn staatliche Ad-
ministrationen als politische Organisatio-
nen bei der ›Verwaltung‹ von Migration die-
se als Problemstellung interkultureller
Kommunikation konzipieren und in ihre
rechtsförmigen und administrativen Ent-
scheidungsprozesse einbauen, ist dies als
Teil des „Prozesses des Organisierens“
(Weick) in Verwaltungen als kontingente
Form der Absorption von Unsicherheit zu
verstehen. (...)

Die ›Verwaltung‹ von Migration in 

kommunalen Organisationen: 

Eine vergleichende Fallstudie 

An zwei konkreten Fällen von mittelgro-
ßen Städten im Norden und Süden der
Bundesrepublik Deutschland soll im fol-
genden vergleichend untersucht werden,
wie politische Verwaltungen in verschiede-
nen Gemeinden die drei großen Zuwande-
rungsströme der Nachkriegszeit – die Zu-
wanderung der seit den 1950er Jahren ange-
worbenen Arbeitsmigranten, der Asylbe-
werber und der Aussiedler – verarbeitet ha-
ben, welche Realität(en) der Migration dar-
aus für sie resultier(t)en und welche Beob-
achtungs- und Verarbeitungsformen dabei
zur Geltung kamen. 

(...) Die Berücksichtigung von Gemein-
den aus zwei verschiedenen Bundesländern
gewährleistet, dass Kommunen mit je ver-
schiedenen Gemeindeverfassungen (nord-
deutsche Ratsverfassung vs. süddeutsche
duale Rat-Bürgermeister-Verfassung) einbe-
zogen werden, um den Einfluss formal
unterschiedlicher politischer Organisa-
tionsstrukturen kontrollieren zu können.
Die geographische Nord-Süd-Platzierung
erlaubt es zudem, gegebenenfalls den Ein-
fluss des sog. Nord-Süd-Gefälles und damit
zusammenhängende sozialstrukturelle Un-

terschiede wie die lokale Beschäftigungs-
struktur oder die Arbeitslosenzahlen auf die
Entscheidungen politischer Verwaltungen
in dem hier interessierenden Zusammen-
hang zu berücksichtigen. (...) Die beiden
ausgesuchten mittelgroßen Städte sind ganz
unspektakuläre Fälle. Sie erweckten auf-
grund ihrer Migrationsgeschichte und ihrer
organisatorischen Reaktionen auf diese Mi-
gration kaum jemals landes- oder gar
bundesweite Aufmerksamkeit. (...) 

Migranten treten in einer Vielzahl von
kommunalen Organisationen als Publikum
auf, aber in verschiedener Weise: 
a) Sie werden gar nicht als Migranten regi-
striert. 
b) Sie werden als Migranten registriert und
thematisiert, und es ist organisationsintern
zu klären, wie mit ihnen zum Beispiel unter
dem Gesichtspunkt des Leistungsbezugs zu
verfahren ist. Dies erlaubt die Fortsetzung
einer organisationsinternen Routine, ohne
dass dies auf andere kommunale Organisa-
tionen oder die in der kommunalen Öffent-
lichkeit etablierten Kategorisierungs- und
Beschreibungsweisen ausstrahlen muss. 
c) Migranten werden in einer Organisation
mit dem Anspruch einer organisationsüber-
greifenden, die Kommune oder gar ›die Ge-
sellschaft‹ betreffenden Weise zum Thema
gemacht. Es werden ihre öffentliche Rele-
vanz, das Erfordernis von gesonderten
Maßnahmen oder von Konsequenzen kom-
muniziert, die Nicht-Zuständigkeiten oder
aber umgekehrt organisatorische Zustän-
digkeiten neu festschreiben, gegebenenfalls
die Umverteilung von Ressourcen durchzu-
setzen vermögen und andere kommunale
Organisationen veranlassen, sich an diese
Thematisierungsweisen und Reklamationen
von Zuständigkeiten bzw. Nicht-Zustän-
digkeiten anzuschließen. 

Von Interesse ist hier vor allem der letzte
Fall: die Entstehung von Strukturbildun-
gen, die zu einer übergreifenden, auch ande-
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re kommunale Organisationen einbeziehen-
den Etablierung von Selektivitäten und Zu-
ständigkeiten führen. Damit entstehen Pro-
blembeschreibungen für das, was Arbeits-
migration, Aussiedlerzuwanderung oder
Asylbewerberzuwanderung kommunal be-
deuten, Lösungen, die für solche Probleme
anzustreben sind, sowie Mittel zur Errei-
chung solcher Lösungen, die zugleich Zu-
ständigkeiten bzw. Nicht-Zuständigkeiten
bestehender Organisationen reklamieren
und Einrichtungen entstehen oder vergehen
lassen. (...)

Die Art und Weise, in der Migration als
Problem in den kommunalen Organisatio-
nen der ausgesuchten Städte A und B kon-
zeptualisiert und wie darauf reagiert wird,
kann, wie nachfolgend verdeutlicht werden
soll, aus den administrativen Strukturen
beider Städte erklärt werden. Die differen-
ten Strukturvoraussetzungen der Kommu-
nalpolitik sind in beiden Städten in den
unterschiedlichen Ratsverfassungen, in dem
frühzeitigen (A) oder verspäteten (B) Um-
bau der Sozialverwaltung im Zuge des Aus-
baus des Wohlfahrtsstaates in Deutschland
und in jeweils stadtspezifischen historischen
Entwicklungen verankert. Dies führt in bei-
den Gemeinden im Falle der angeworbenen
Arbeitsmigration und der daran anschlie-
ßenden Prozesse der Niederlassung zu je-
weils ganz anderen organisatorischen Reak-
tionsbildungen, die auch auf die Art aus-
strahlten, in der in beiden Städten im An-
schluss daran mit den Zuwanderungen der
Aussiedler und Asylbewerber verfahren
wurde. 

Arbeitsmigration 

In den 1960er Jahren unterschieden sich
Stadt A und Stadt B zunächst nur wenig:
Arbeitsmigration war für die kommunale
Administration und Politik weitgehend be-
deutungslos. Dies findet seinen Nieder-

schlag nicht zuletzt in der sehr sporadischen
Datenlage für die 1960er Jahre. Die sog.
Gastarbeiter und die daraus resultierenden
lokalen Konstellationen tauchten auf dem
›Bildschirm‹ der Kommunen vor allem als
Wohnraum- und Ordnungsproblematik
auf. Eine Zuständigkeit über die Feststel-
lung illegaler oder hygienisch bedenklicher
Zustände durch die Ordnungs- und Ge-
sundheitsämter hinaus wurde abgelehnt und
in die Zuständigkeit der Arbeitgeber und
der Arbeitsverwaltung verwiesen. 

In der Forschung über die sog. Gastarbei-
terwanderung, aber auch in der rückblik-
kenden Selbstbeschreibung von Kommu-
nen wird üblicherweise darauf hingewiesen,
dass Ende der 1960er Jahre und zu Beginn
der 1970er Jahre der Niederlassungsprozess
der Arbeitsmigranten und damit das Verlas-
sen der Wohnheime sowie der Familien-
nachzug einsetzten. Dies wird zugleich als
der Auslöser für einsetzende Integrations-
maßnahmen in vielen Kommunen angese-
hen, da sie sich mit den Arbeitsmigranten
als neuen Einwohnern konfrontiert sahen.
Eine solche strukturfunktionale Betrach-
tungsweise findet jedoch bei genauerem
Hinsehen keine Bestätigung. 

In der Stadt A entstand im Verlauf der
frühen 1970er Jahre ein sog. ›Beratungszen-
trum für ausländische Arbeitnehmer‹
(BAA), mit dem die Sozialberatung für die
Arbeitsmigranten, bis dahin von den Wohl-
fahrtsverbänden getragen, in städtische Re-
gie übernommen wurde. Dieses Zentrum
entwickelte sich in den 1970er und 1980er
Jahren zu der für Arbeitsmigration und ihre
Folgen zuständigen und mit Definitions-
kompetenz ausgestatteten zentralen Orga-
nisation in der Kommune.

Diese Einrichtung kann man in ihrer Ent-
stehungsgeschichte, in ihrer Strukturent-
wicklung und in der Art und Weise, in der
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sie Arbeitsmigration als Problem konzi-
piert, nicht angemessen als funktionale Re-
aktion auf die Strukturfolgen der Arbeits-
migration verstehen. Die Entstehung dieser
Einrichtung war vielmehr der Kombination
verschiedener ›Zufälle‹ geschuldet, die eine
Strukturentwicklung in Gang setzte, die mit
ihrer Konsolidierung als angemessene und
vorausschauende Reaktion auf die Proble-
me der Arbeitsmigration nachrationalisiert
werden konnte. 

Zu diesen Zufällen gehörten: eine „anders
gemeinte“ Ratsanfrage der Opposition im
Gemeindeparlament; ein angesichts einer
geplanten, aber noch ausstehenden Grün-
dung einer Universität bis dahin unterbe-
schäftigter kommunaler Hochschulreferent,
für den der Auftrag zur Beantwortung die-
ser Anfrage zu einer Gelegenheit wird, seine
sozialwissenschaftliche Beschreibungskom-
petenz auf das Feld der Arbeitsmigration
anzuwenden und die Stadt mit ausgefeilten
Problembeschreibungen sowie daraus abge-
leiteten umfangreichen Empfehlungen, was
organisatorisch zu tun sei, zu versorgen; ein
halbherziger Versuch des Oberstadtdirek-
tors, den Personal- und Mittelaufwand für
das auf die Empfehlungen des Referenten
hin eingerichtete, aber zunächst wenig er-
folgreich arbeitende BAA durch Umstruk-
turierung zu reduzieren; die daraus resultie-
rende Übernahme der Leitung des BAA
durch einen Sozialarbeiter, der sein an den
neu gegründeten Fachhochschulen erlerntes
Wissen dazu nutzte, diese Einrichtung zu
der kommunal zuständigen Adresse für alle
Problemstellungen auszubauen, die inner-
halb anderer kommunaler Verwaltungen
mit der Arbeitsmigration und ihren Folgen
in Verbindung gebracht wurden. Im Ergeb-
nis führte dies zur Herausbildung einer Or-
ganisation, an die schließlich alle Ereignisse
vermittelt wurden, die in anderen kommu-
nalen Organisationen wie den Sozial-, Ju-

gend- oder Wohnungsämtern als ›Auslän-
derprobleme‹ registriert wurden. Dieses
Zentrum entwickelte sich zum kommunal
lizenzierten Problemformulierer: Mit den
von ihm initiierten kommunalen Program-
men und Maßnahmen setzten sich die dort
formulierten Beschreibungsweisen der Ar-
beitsmigration und ihrer Problematik als
Problemstellung der Sozialarbeit und der
(Sozial-) Pädagogik durch. 

Parallel zu dieser innerkommunalen
Monopolisierung von Zuständigkeit baute
dieses Zentrum um sich herum ein Netz-
werk von Vereinen als sog. freien Trägern
auf, die eine Reihe von ›Maßnahmen‹ in den
Bereichen von Pädagogik und Sozialpäda-
gogik, Therapie, Berufsausbildung und sog.
Kulturarbeit aufbauten. In die administrati-
ven und politischen Entscheidungsprozesse
der Kommune hinein dehnte das BAA sei-
nen Einfluss durch die Geschäftsführung
des Ausländerbeirates aus. Damit entstand
im Verlauf der 1980er Jahre ein pädagogisch
sozialarbeiterisches Netzwerk von sog.
freien und kommunalen Organisationen,
die ihre Kapazitäten aneinander steigerten,
indem sie Fördermaßnahmen, Bildungs-
und Kulturprogramme, Therapie- und Be-
treuungsangebote in Abstimmung mit dem
BAA entwickelten, anboten und dafür mit
Unterstützung des BAA kommunale, Lan-
des- und Bundesfinanzierungen einwarben
und beschafften. Das BAA machte in dieser
Weise mit den gewonnenen Definitions-
kompetenzen, der Steigerung seiner kom-
munalen Haushaltsanteile sowie dem loka-
len Aufbau und Management der sog. Aus-
länderarbeit Migration zu einem kommunal
bedeutsamen Thema, das in der Zuständig-
keit der Sozialen Arbeit lag. Im Effekt wur-
de dadurch ein für die Arbeitsmigranten
und ihre Familien zuständiger Komplex von
Organisationen neben den regulären Ein-
richtungen der kommunalen Sozialverwal-
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tung aufgebaut. Auf dieser Grundlage besaß
das BAA in den späten 1970er und den
1980er Jahren die weitgehend unangefoch-
tene Zentralkompetenz in Sachen Migration
und vermochte diese auch kommunalintern
gegen konkurrierende Ansprüche zum Bei-
spiel der Kulturverwaltung zu behaupten. 

Die gewonnene Definitionskompetenz ist
dabei ausgestaltet worden im Rückgriff auf
eine Semantik, die seit den 1970er Jahren
aus den anwachsenden Fortbildungsange-
boten der Fachhochschulen, Universitäten
und kirchlichen bzw. freien Bildungsträger
bezogen werden konnte. In solchen Fortbil-
dungen wurden Arbeitsmigration und ihre
Folgeprobleme als Kulturdifferenz, Multi-
kultur und Interkulturalitätsproblematik
behandelt sowie die Relevanz und Ange-
messenheit dieser Konzeptualisierungen
vermittelt. Diese Beschreibungsformen
wurden und werden als Muster bzw. Ko-
pien bezogen und lokal relevant gemacht in
der Ausgestaltung des organisatorischen
Komplexes, der die Zuständigkeit für die
Arbeitsmigranten und ihre Familien gewon-
nen hat. Diese Formen rücken die Ange-
messenheit und Rationalität dieses Komple-
xes in den Blick und machen den Problem-
bezug, das Lösungspotential und die Legiti-
mität des Mittelverbrauchs der getroffenen
und projektierten Maßnahmen einsichtig. 

In den 1990er Jahren setzte ein erheb-
licher Bedeutungsverlust des BAA ein. Die-
ser war aber keine Folge der abnehmenden
Relevanz der Arbeitsmigration, sondern ei-
nes internen Strukturproblems, dem Wech-
sel seiner Leitung. Diese, neu besetzt, mis-
sachtete zunehmend wesentliche strukturel-
le Voraussetzungen des kommunalen Orga-
nisationsvertrauens in diese Einrichtung.
Mit dem resultierenden Verlust seiner Pro-
blemdefinitionskompetenz in Sachen Ar-
beitsmigration wurde der Leiter und damit
das BAA zur marginalen Adresse, sofern es

um die kommunale Neuschneidung von
Problemen sowie die Rekrutierung und
Neuverteilung von Mitteln ging und nicht
nur um die Aufrechterhaltung von interor-
ganisatorischen Routinen in der Stadtver-
waltung. Mit ihrer Marginalisierung wurde
auch die Arbeitsmigration zu einer Restpro-
blemstellung für die Organisation der Sozi-
alen Arbeit. 

In der Stadt B wurden die Niederlassung
der Arbeitsmigranten und der Familien-
nachzug seit Ende der 1960er Jahre zu-
nächst vor allem als Wohnraumproblem
konzipiert, für das man im Sinne des Subsi-
diaritätsprinzips insbesondere die Arbeitge-
ber, das Arbeitsamt, die Gewerkschaften,
die Kirchen und die Wohlfahrtsverbände in
der Zuständigkeit halten wollte. Über die
Behandlung dieser Bau- und Wohnungs-
problematik hinaus passierte nicht viel – aus
im Wesentlichen zwei Gründen: Im Unter-
schied zu Stadt A ist Stadt B durch eine Tra-
dition gekennzeichnet, in der Kommunal-
politik von kommunalen Honoratioren an
Konsens orientiert getragen und weniger
durch die bundesweit etablierte politische
Parteienkonkurrenz strukturiert wird. Auf
der Basis der baden-württembergischen
Ratsverfassung sind die Verwaltung und ih-
re politische Leitung, die Bürgermeister und
Dezernenten die kommunal zentralen Ent-
scheidungsstellen. Vor diesem Hintergrund
schlugen die Strukturveränderungen des
Wohlfahrtsstaates seit den 1950er Jahren auf
die kommunale Verwaltungsstruktur der
Stadt B im Unterschied zu Stadt A erst mit
Verzögerung durch. Die Sozial- und Ju-
gendverwaltung und ihr Leitungspersonal
standen bis Mitte der 1970er Jahre in der
Armen- und Fürsorgetradition. Sie betrie-
ben kein aktives „Aufsuchen der Probleme
in präventiver Absicht“ und sahen in der
Problemstellung der Arbeitsmigration kei-
ne Aufforderung zur Reklamation von Zu-
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ständigkeit, Problemspezifikation und da-
mit verbundener finanzieller und personaler
Ressourcenbeanspruchung. 

Das Aufgreifen von Problemstellungen
der Arbeitsmigration und deren Konzipie-
rung bleibt daher in Stadt B bis in die
Gegenwart über die auch als solche in Szene
gesetzte persönliche Fürsorge des Verwal-
tungsdezernenten der Stadt vermittelt. Die-
ser nimmt sich unter Rückgriff auf Pro-
blemformulierungen, wie er sie aus anderen
Kommunen, vom Städtetag oder vom Land
bezieht, regelmäßig der lokalen Problemla-
gen der Arbeitsmigration in Stadt B an und
macht sie insbesondere im von ihm geleite-
ten Ausländerbeirat öffentlich zu seiner
persönlichen Sache. Er gewinnt damit kom-
munal im Modus des politischen Honora-
tioren, der sich neben seinen professionellen
Aufgaben für die Probleme seiner Gemein-
de persönlich verantwortlich fühlt, Ehre
und Ansehen. Damit werden aber die Ar-
beitsmigration und die in dieser Weise be-
handelten Problemlagen gerade nicht zu
Strukturfragen der Sozialverwaltung. Der
Verwaltungsdezernent irritiert nicht die
Non-Responsivität der ihm untergeordne-
ten Verwaltung in Sachen Arbeitsmigration,
indem er ihre administrative Zuständigkeit
reklamiert, sondern ermöglicht ihre Fort-
schreibung. 

1980 kam es neben dem Ausländerbeirat
zur Einrichtung einer eigens mit spezifi-
schen Problemen der Arbeitsmigration be-
fassten Stelle in der Stadt, einer ›Arbeitsstel-
le für ausländische Bürger‹. Sie hatte zu-
nächst den Kindergartenbesuch der Kinder
der Arbeitsmigranten sicherzustellen und
übernahm zugleich die Geschäftsführung
des Ausländerbeirates. Mit der Einrichtung
dieser Stelle ging es vor allem um eine Ent-
lastung des Dezernenten durch einen Refe-
renten, dem er die Verantwortung übertra-
gen konnte. Diese Stelle, besetzt mit einem

Sozialarbeiter, wurde für die übrigen Ver-
waltungen zu einer Entlastungsadresse, an
die sie solche Fälle verwiesen, die als Aus-
länder klassifizierbar waren. 

Im übrigen verfolgte die Stadt B eine kon-
sequente Politik der Subsidiarität. Sie för-
derte einige Maßnahmen freier Träger im
Bereich Erziehung, sah aber selbst keine
Stellen im Bereich Migration vor. Subsidia-
rität wirkte als eine Art Primärfilter für alle
Maßnahmenvorschläge und Problemfor-
mulierungen im Bereich Arbeitsmigration.
Nur 1990 wurde eine weitere Stelle für die
Bildungsarbeit mit ausländischen Frauen
und Mädchen eingerichtet und der Arbeits-
stelle zugeordnet. Die Durchdringung des
Subsidiaritätsfilters gelang hier im Wind-
schatten der Frauengleichstellungspolitik.
Im übrigen kam es aber mit der Einrichtung
der Arbeitsstelle zu keiner mit Stadt A ver-
gleichbaren Herausbildung einer Infra-
struktur von internen kommunalen oder
freien Organisationen, die auf der Basis von
migrationsspezifischen Problembeschrei-
bungen Zuständigkeiten und Ressourcen
auf einem selbst definierten Feld bean-
sprucht hätten. Die Arbeitsstelle blieb bis
Mitte der 1990er Jahre eine Einrichtung, die
ihre semantischen Bemühungen im Bann-
kreis der Idiosynkrasien des Verwaltungs-
dezernenten und kommunalen Honoratio-
ren unternahm, denen sie ihre Existenz ver-
dankte und von denen sie verwaltungsintern
auch bei der Demonstration der Relevanz
der eigenen Tätigkeiten abhängig blieb. Ar-
beitsmigration wurde bis Mitte der 1990er
Jahre vorrangig als ein Problem sozialer In-
tegration und sozialstruktureller Benachtei-
ligung beschrieben. Zu einer Semantik von
Kulturdifferenz und -zerrissenheit wurde
auffällig Distanz gehalten, da diese für die
Verwaltung in Stadt B ›linke Subkultur‹,
von der Sozialdemokratie über die Grünen
bis zur Alternativszene, konnotierte. 

V e r w a l t u n g  u n d  I n t e g r a t i o n

Seite 24



Mitte der 1990er Jahre, im Gefolge der
Oberbürgermeisterwahl zu Beginn der
1990er Jahre, mit der erstmals nicht ein Ver-
waltungsvertreter, sondern ein sozialdemo-
kratischer Parteivertreter gewählt wurde,
erfuhren die Arbeitsstelle und die Frage der
Migration inneradministrativ eine symboli-
sche Aufwertung. Der neue Oberbürger-
meister erklärte Stadt B zu einer „offenen
und europäischen Stadt“ mit interkulturel-
ler Orientierung. Organisationsstrukturell
änderte sich dadurch kaum etwas. Die Kon-
taktstelle und ihr Leiter durften sich damit
manchmal mehr im Zentrum des kommunal
bedeutsamen Geschehens wähnen. Die or-
ganisationsstrukturelle Realität, die weiter-
hin marginale Position der Stelle in der
kommunalen Verwaltung holte ihn aber re-
gelmäßig wieder ein. Die Praxis der subsidi-
ären Projektförderung setzte sich, auf der
Basis der Bereitstellung von Mitteln des
Landes zwischenzeitlich auf erhöhtem Ni-
veau, in den Bereichen der Erziehungs- und
Bildungsarbeit mit Frauen und Mädchen
fort. 

Die Geschichte der Reaktion auf die Ar-
beitsmigration in den Städten A und B zeigt
entsprechend der Ausgangsannahmen, dass
eine hohe Pfadabhängigkeit besteht: Einmal
eingeschlagene Richtungen der Strukturbil-
dung gewinnen schnell Dauerhaftigkeit und
legen fest, was dann noch möglich oder
wahrscheinlich ist, da alles, was als ›Auslän-
derproblem‹ beschrieben wird, in die ent-
sprechenden Strukturkontexte umgeleitet
wird. Dies führt im Ergebnis dazu, dass ho-
he Empfindlichkeiten und Resonanzbereit-
schaft in den Organisationen, die Zustän-
digkeiten und Definitions- und Entschei-
dungskompetenzen in Sachen Arbeitsmi-
gration kumuliert haben, mit struktureller
Ignoranz und Non-Responsivität in ande-
ren Organisationen einhergehen und sich
wechselseitig stützen. Versuche, solche ein-

gespielten Strukturen wieder aufzulösen –
wie sie etwa unter dem Stichwort ›Öffnung
der Regeldienste‹ unternommen werden –
lösen dann zum Beispiel Irritation und die
Wahrnehmung von Strukturerosion durch
Kompetenzüberschreitung oder entspre-
chenden „Talk“ aus, wie dies für Stadt B ge-
zeigt werden kann. 

Gleichzeitig strahlen die Beschreibungs-
modi von Organisationen, die solche Zu-
ständigkeiten und Definitions- und Ent-
scheidungskompetenzen in Sachen Arbeits-
migration kumuliert haben, und die dabei
verwendeten Semantiken auf die übrigen
kommunalen Verwaltungen aus. Mit der
Überweisung von Problemstellungen der
Migration und ihrer sprachlichen Formulie-
rung und Darstellung an solche Organisa-
tionen und ihre fachliche Zuständigkeit
scheint zugleich eine innerkommunale
Konventionalisierung der Beschreibungs-
sprache einherzugehen; denn sie macht auch
für die übrigen Administrationen und ihr
Publikum solche Überweisungen einsichtig.
Solche Konventionalisierungen erodieren,
wenn eine Einrichtung – wie in Stadt A das
BAA – Teile ihrer Zuständigkeiten und da-
mit auch ihre Darstellungskompetenzen
verfallen lässt. (...)

Aussiedlerzuwanderung 

Die Aussiedlerzuwanderung hatte für
beide Kommunen bis ca. 1990 kaum eine
Rolle gespielt. Die Kommunen waren zu-
ständig für die Zuteilung von Mitteln aus
den Bundes- und Landesprogrammen zur
Eingliederung von Aussiedlern, die im Rah-
men der Lastenausgleichsregelungen seit
den 1950er Jahren festgelegt waren. Aber
dabei handelte es sich um Leistungsverwal-
tungen, die auf der Basis von Konditional-
programmen vergleichsweise großzügig be-
messene Mittelzuteilungen vornahmen.
Aussiedler bildeten bis zum Ende der
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1980er Jahre keine Gruppe, die kommunal
als Migranten registriert wurden.

Seit Ende der 1980er Jahre wurden Aus-
siedler in beiden Kommunen vor allem un-
ter dem Gesichtspunkt einer sich anbahnen-
den Wohnraumproblematik und damit ge-
gebenenfalls verbundenen kommunalen
Kosten zum Thema. Entsprechende Be-
fürchtungen erwiesen sich aber in beiden
Fällen als unzutreffend, so dass die Aussied-
lerzuwanderung bis Mitte der 1990er Jahre
für die Organisationen der untersuchten
Gemeinden kaum Bedeutung erlangte. In
beiden Städten gab es aber eine Teilnahme
an der bundesweiten politischen Diskussion
über die Frage, um welche Art Migration es
sich bei der Aussiedlerzuwanderung han-
delt. (...) Zurück blieb Verunsicherung und
eine Art definitorisches Vakuum, das seit
Mitte der 1990er Jahre Bedeutung gewann.

Mit der Auslagerung der zuwandernden
Aussiedler und ihrer Leistungsansprüche
aus den wohlfahrtsstaatlichen Kerneinrich-
tungen der Arbeitslosen- und Rentenversi-
cherungen seit Beginn der 1990er Jahre fie-
len Aussiedler immer häufiger in die Zu-
ständigkeit der kommunalen Sozialverwal-
tungen. Dies betraf Stadt A und Stadt B aber
im Unterschied zu den sie umgebenden
Landkreisen weniger stark. Vor diesem
Hintergrund trifft man in beiden Kommu-
nen in unterschiedlichen Organisationszu-
sammenhängen Thematisierungsformen an,
die sich als gelegenheitsabhängig erweisen,
zur Voraussetzung das genannte Defin-
tionsvakuum haben und nunmehr forciert
die Aussiedler zu Fremden, zu ›Russen‹ ma-
chen. Diese Fremdheitskonstruktionen ge-
hen in Stadt A von der Jugendarbeit, in
Stadt B von der Sozialplanung aus. 

Weder in Stadt A noch in Stadt B gewin-
nen diese Fremdheitskonstruktionen über-
greifende kommunale Relevanz. In Stadt A

findet man zum Beispiel parallel und ohne
wechselseitige Kenntnisnahme den erfolg-
losen Versuch der Sozialplanung, Aussied-
ler statt dessen allgemein als Migranten zu
definieren und damit in die Zuständigkeit
der mittlerweile unterausgelasteten BAA zu
überweisen. In Stadt B bleibt der Rückgriff
auf die Konstruktion der Aussiedler als
Fremde weitgehend auf einen Stadtteil be-
schränkt und ist organisationsinduziert.
Denn die Präsenz der Mehrzahl der mit
Aussiedlern befassten Verbände und Verei-
ne in diesem Stadtteil und die daraus resul-
tierende Infrastruktur ebenso wie die Auf-
gabenstellung einer Planungsgruppe unter
Federführung der Sozialplanung, eine Be-
schreibung des Stadtteils zu formulieren,
die für die Etablierung einer „gemeinwesen-
orientierten Sozialpolitik“ anschlussfähig
ist, rufen eine Semantik auf den Plan, in der
dieser Stadtteil als ein drohendes Ghetto
kultureller Outcasts in Szene gesetzt wird.
Im übrigen bleibt in Stadt B diese ›Fremd-
heit‹ der Aussiedler unvermittelt neben der
stolzen Selbstbeschreibung der Stadt als
weltoffen, europäisch und interkulturell
stehen. Ihre Fremdheit, die der Sozialdezer-
nent so treffend als aus einer „ganz anderen
Welt“ kennzeichnet, steht gewissermaßen
für eine vergangene dunkle Welt, von der
die gegenwärtige Welt sich als ganz anders
abgrenzt. Diese ›Fremden‹ sind wie lästige
Verwandte aus einer Vergangenheit, mit der
man nichts mehr zu tun hat.

Diese Fremdheitskonstruktionen sind
symptomatisch für die kommunale Hand-
habung dieser Migrationsform. Die teil-
weise geradezu denunziatorische Sprache,
in der sowohl in Stadt A als auch in Stadt B
in Berichten und Interviews die Fremdheit
der Aussiedler in Szene gesetzt wird, hat zur
Voraussetzung jenes Vakuum, das der Man-
gel an einer sozial gültigen Sprache zur Be-
schreibung des Aussiedlerproblems hinter-
lassen hat und in das diese Fremdheitskon-
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struktionen einschießen. Gerade weil Aus-
siedler als Deutsche gelten und sich seit dem
Ende der 1980er Jahre keine gültige Sprache
zur Beschreibung ihrer Zuwanderung und
der daran anschließenden sozialen Prozesse
etabliert hat, scheinen die Konstruktionen
der Aussiedler als Fremde, als ›Russen‹ seit
Mitte der 1990er Jahre Sicherheit durch
Übertreibung zu verschaffen: Indem sie
›fremder als die Fremden‹ in Szene gesetzt
werden, gewinnt die pauschale Bezeichnung
der Aussiedler als ›Russen‹ Gültigkeit. 

(...) Mit der weitreichenden Reduktion
der wohlfahrtsstaatlichen Kompensations-
programme für Aussiedler und Spätaussied-
ler und ihrer Verlagerung in kommunale
Zuständigkeit geschieht aber in den Kom-
munen, was der Tendenz nach immer ge-
schieht, wenn Mittel knapp werden, ein
›blaming the victim‹: die Arbeitslosen wol-
len nicht arbeiten, die Kranken simulieren
und die Migranten sind nicht integrationsfä-
hig. (...)

Asylbewerber- und 

Flüchtlingszuwanderung 

Im Fall der Asylbewerber- und Flücht-
lingszuwanderung in die Kommunen sind
die jeweiligen Besonderheiten der unter-
suchten Gemeinden Stadt A und Stadt B vor
dem Hintergrund einer zentralen Gemein-
samkeit begrenzt: Beide Gemeinden be-
trachten die Übertragung der Zuständigkeit
für Asylbewerber, ihre Unterbringung und
Versorgung, als eine Aufgabe, die ihnen ille-
gitimerweise von Bund und Land übertra-
gen worden ist und sie mit Kosten belastet,
die aus ihrer Perspektive für keine genuin
kommunalen, d.h. einwohnerbezogenen
Aufgaben anfallen. (...) 

Vor diesem Hintergrund hat ein großer
Teil der Differenzen, die man zwischen
Stadt A und Stadt B findet, seine Grundlage
in der jeweiligen Landespolitik. (...)

Schluß: Migration als Gegenstand und

Resultat kommunalen Organisierens 

Zusammenfassend geht aus der Darstel-
lung der Ergebnisse hervor, dass nicht-re-
dundante Kontrastfälle untersucht wurden.
Eine vergleichende Analyse der beiden Ge-
meinden zeigt, dass schon vordergründig
die organisatorische Strukturbildung in den
beiden Kommunen sich nicht als umweltab-
hängig begreifen lässt. Betrachtet man das
Ausmaß der Zuwanderung von Arbeitsmi-
granten in den 1960er und 1970er Jahren in
Stadt A und Stadt B, müsste man umgekehrt
zu den gefundenen Ergebnissen erwarten,
dass Stadt B eine entsprechende Infrastruk-
tur wie in Stadt A aufgebaut hätte und in
Stadt A eine Kontaktstelle wie in Stadt B
ausreichend gewesen wäre. An beiden Fäl-
len wird deutlich, dass die Reaktion auf die
Arbeitsmigration und die Verarbeitung der
davon ausgehenden Irritationen abhängig
davon war, in welchen Strukturkontexten
diese Irritationen zunächst registriert, bear-
beitet und in Bestimmtheiten übersetzt
wurden. Formale Reaktionsmuster, wie sie
hier charakteristisch waren, übertrugen sich
dann auch auf den Bereich der Asylbewer-
berzuwanderung: In Stadt A finden wir eine
hohe Bereitschaft zur Organisationsbildung
in Reaktion auf ein noch undeutliches Pro-
blem, in Stadt B die Vermeidung von admi-
nistrativer Zuständigkeit. 

Der Vergleich beider Städte macht deut-
lich, dass die Differenzen zwischen beiden
Gemeinden wesentlich in den Struktur-
unterschieden der Kommunalpolitik, be-
dingt durch die Ratsverfassungen und die
Rolle der politischen Parteien, und in der
unterschiedlichen Stellung und Struktur der
Kommunalverwaltungen, insbesondere der
Sozialadministrationen verankert sind. Bei-
des hängt eng miteinander zusammen: In
Stadt B treffen wir auf eine stark honoratio-
renbasierte, kaum von den Parteien durch-
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drungene und von der Verwaltung domi-
nierte Kommunalpolitik, die als ein politi-
sches Leitprinzip Subsidiarität pflegt. Paral-
lel dazu und als Ausdruck dessen finden wir
einen verzögerten Aus- und Aufbau einer
modernisierten, Probleme aufsuchenden
und definierenden Sozialverwaltung in
Stadt B. Die verschiedenen Migrationen
sind daher bis in die Gegenwart nicht als ak-
tiv zu bearbeitendes Problemfeld der Sozi-
alverwaltungen konzipiert worden. 

Im Unterschied dazu sind in Stadt A die
Kommunalpolitik, die Ratspolitik und die
Besetzung der politischen Beamtenstellen in
der Verwaltung durchdrungen von den po-
litischen Parteien und ihrem Personal. Dies
bedingt eine weit größere Responsivität der
Kommunalverwaltung gegenüber dem vom
Bund und Land ausgehenden wohlfahrts-
staatlichen Um- und Ausbau in den 1960er
und 1970er Jahren. Die Reform der Armen-
fürsorge im Gefolge des Bundessozialhilfe-
gesetzes von 1961, der Einzug einer erneu-
erten Sozialplanung und eines Personals,
das in den reformierten Hochschulen und
Fachhochschulen ausgebildet worden war,
in eine im Rahmen der Gebietsreformen der
1970er Jahre neustrukturierte Sozialverwal-
tung bildeten den Kontext dafür, dass hier
Berufsgruppen wie Sozialwissenschaftler
und Sozialarbeiter beschäftigt waren, deren
erlernte Kompetenzen und Weltdeutungen
sie mit der Bereitschaft ausstatteten, unklare
Problemlagen wie die Arbeitsmigration zu
ergreifen, zu beschreiben und diesbezüglich
politische Entscheidungen und Maßnahmen
zu initiieren. 

Strukturdifferenzen der Kommunalpoli-
tik und -administration erklären die Diffe-
renz der organisatorischen Reaktionen auf
die Arbeitsmigration und ihre Folgen und
die damit verbundenen kommunalen Struk-
turbildungen. (...) Es ist aber auch zu kon-

statieren, dass es – wie in ganz Deutschland
– hohe Übereinstimmungen in den semanti-
schen Repertoires gibt, mit denen Migration
und ihre Folgeprobleme in Stadt A und
Stadt B in den untersuchten Organisationen
beschrieben werden. (...)

Übereinstimmung in den Repertoires be-
deutet aber keine Übereinstimmung in der
Verwendung. Die kontextspezifische Ver-
wendung führt vielmehr zur Formulierung
unterschiedlich weitreichender Problembe-
schreibungen und zu unterschiedlichen
Schlüssen hinsichtlich des organisatorisch
und finanziell Erforderlichen. Die Verwen-
dung des vergleichbaren Repertoires in Or-
ganisationen führt zu durchaus unterschied-
lichen Resultaten: Im einen Fall wendet eine
Kommune in Reaktion auf die Beschrei-
bung der Migrationsverhältnisse als Kultur-
und Interkulturalitätsproblematik dauer-
haft erhebliche Mittel auf, mit denen sie
kommunale Organisationen und freie Trä-
ger ausstattet. Im anderen Fall erkennt sie
Interkulturalität als Sachverhalt und damit
die Angemessenheit der entsprechenden Se-
mantik durch öffentliche Verwendung an,
zieht daraus aber keine organisatorischen
Schlüsse und belässt die Migrationsproble-
matik im Modus der Honoratiorenpolitik
weitgehend in der persönlichen Zuständig-
keit eines Dezernenten und der ihm zuge-
ordneten Stelle. 

Die hier exemplarisch skizzierten empiri-
schen Resultate zeigen, dass sich die theore-
tische Ausgangsannahme bewährt hat: Mi-
gration und der Modus, in dem sie kommu-
nal als Problem in Organisationen formu-
liert wird, sind nicht determiniert durch Mi-
gration als solche, sondern abhängig von
der strukturellen Verfassung kommunaler
Einrichtungen. (...)

Der Modus der Verwendung von Kultur
und Interkulturalität als Beobachtungs- und
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Beschreibungssemantik sowie von Formen
der Konstruktion von Fremdheit haben sich
als hochgradig abhängig erwiesen von ihrer
Brauchbarkeit zur Handhabung von orga-
nisationsspezifischen Problemstellungen.
Welche starke Rolle Organisationen in der
Durchsetzung von Fremdheit spielen kön-
nen, zeigt sich ironischerweise insbesondere
am Fall der Aussiedler. 

Dieses Ergebnis hat erhebliche Auswir-
kungen auf die einschlägige Forschung.
Konflikte, in denen Zuschreibungsprozesse
von Differenz und Fremdheit eine Rolle
spielen, werden theoretisch meist als Teil
von Auseinandersetzungen zwischen Indi-
viduen oder Kollektiven über Ressourcen
materieller Bedürfnisbefriedigung und sozi-
aler Anerkennung beschrieben. Kultur- und
Fremdheitsunterscheidungen werden in der
Tat relevant gemacht bei dem Versuch der
Diskriminierung oder der Positionsverbes-
serung von Individuen oder Kollektiven. 

Aber in der modernen Gesellschaft wer-
den die meisten Verteilungen sozialer
Ressourcen in Organisationen vorgenom-
men. Daher müssen solche Unterscheidun-
gen vor allem in Kommunikationsprozessen
von Organisationen erfolgreich zur Geltung
gebracht werden und Anschluss finden. Im
Bezugsrahmen von Organisationen bemisst
sich die Anschlussfähigkeit von Unterschei-
dungen aber an ihrer Weiterverwendbarkeit
beim Anfertigen von Entscheidungen. Die
Ergebnisse zeigen, dass die Konstruktion
von Kulturdifferenz und Fremdheit selten
mit spektakulären Konflikten, sehr oft aber
mit der Darstellung von Organisationshan-
deln, seinen Problemstellungen, Mitteln
und Lösungen als angemessen und rational
zu tun hat. 

Anmerkung:
(1) Der vorliegende Text ist der – etwa zur Hälfte
gekürzte – Vorabdruck eines Artikels, der 2003

erscheinen wird in: Jochen Oltmer (Hg.), Migra-
tion steuern und verwalten: Deutschland vom
späten 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart (IMIS-
Schriften, Bd. 12), Göttingen 2003. 

Er fasst einige Ergebnisse eines Forschungspro-
jekts zusammen, das 1999– 2001 unter dem Titel
›Migration und kulturelle Differenz in Gemein-
den: Eine historisch-systematische Untersu-
chung‹ durchgeführt und von der Volkswagen-
Stiftung gefördert wurde. Die Leitung des Pro-
jekts lag bei Klaus J. Bade (IMIS, Universität Os-
nabrück) und Michael Bommes (IMIS, Univer-
sität Osnabrück und Pädagogische Hochschule
Freiburg), Mitarbeiter in dem Projekt waren
Evangelos Karagiannis und Ute Koch. Für zahl-
reiche kritische und weiterführende Hinweise be-
danke ich mich bei Klaus J. Bade sowie Evangelos
Karagiannis und Ute Koch.
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Warnfried Dettling, 
Freier Publizist, Berlin

Fordern und fördern. Wie müsste die Re-
form des Sozialstaates und auch der kom-
munalen Sozialpolitik angelegt sein, damit
sie nicht nur betriebswirtschaftlich rationa-
lisiert wird und Geld spart, sondern auch
ihre positiven sozialen Ziele besser erreicht:
soziale Integration ermöglichen, Ausgren-
zung verhindern, die Menschen aktivieren
und möglichst wieder in die Mitte der Ge-
sellschaft zurückführen? Es geht in meinem
Vortrag auch, aber nicht nur um die Integra-
tion der Zuwanderer. Das ist konzeptionell
durchaus so gewollt. Die Integration der
Zuwanderer kann nur dann gelingen, wenn
in Deutschland insgesamt ein neues Den-
ken, eine neue Praxis, ein neues Konzept
des Sozialstaates formuliert und dann in der
Praxis auch realisiert wird. Ich werde also
das Thema öffnen: von den Zuwanderern
auf die ganze Gesellschaft. 

Natürlich hat es einen guten Sinn, beim
Thema „Interkulturelle Öffnung der Ver-
waltung” zunächst und vor allem an die Zu-
wanderer zu denken, weil dieses Thema in
Deutschland sehr lange tabuisiert war.
„Deutschland ist kein Einwanderungsland”
war jahrzehntelang die Richtlinie der Poli-
tik, jedenfalls in der Rhetorik, während fak-
tisch sich Deutschland schon sehr früh, seit
den 50er, 60er Jahren geöffnet hatte. Das ist
ein bemerkenswerter Widerspruch: „closed
mind”, verschlossene Mentalitäten auf der
politisch-ideologischen Ebene – und Öff-
nung, als sich auf dem Arbeitsmarkt Eng-

pässe gezeigt haben. Das wird deutlich,
wenn man zwei Länder vergleicht, die ganz
unterschiedlich auf die damaligen Engpässe
auf dem Arbeitsmarkt reagiert haben,
Deutschland und Schweden. Die Schweden
haben die Frauenerwerbsquote erhöht, wir
die Zahl der ausländischen Arbeiter. Als da-
mals in Deutschland ein eher konservatives
Familienbild (die Frau solle zu Hause blei-
ben) und, auf der anderen Seite, das Ein-
wanderungstabu miteinander in Konflikt
gerieten, haben sich die Deutschen entschie-
den, die Grenzen aufzumachen, ausländi-
sche Arbeitnehmer herein zu holen, um ihre
traditionelle Familienpolitik zu retten.
Schweden hat es anders gemacht, und es
entstand dann dort bald der Begriff von den
„Gastarbeiterinnen im eigenen Lande”:
Frauen als „Gastarbeiterinnen” in einer
Männergesellschaft. 

Jetzt öffnet man sich in Deutschland,
langsam und unter Schmerzen. Die Frage
ist: Wem oder was öffnet man sich eigent-
lich, wenn man Zuwanderer endlich zur
Kenntnis nimmt und Deutschland als Ein-
wanderungsland anerkennt? Öffnet man
sich den Zuwanderern, den Ausländern als
einer neuen Gruppe, als einer neuen Rand-
gruppe, einer neuen Problemgruppe, einer
wenn auch relevanten Minderheit? Wird so
die Frage der sozialen Integration der Zu-
wanderer unter der Hand zu einer Randfra-
ge im eigentlichen Sinne? Denken wir sozia-
le Integration in den Kategorien von Rand-
und von Problemgruppen, die in eine „nor-
male”, nach wie vor mehr oder weniger ho-
mogene Gesellschaft zu integrieren seien?
In eine Gesellschaft, die Probleme allenfalls
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mit Minderheiten, mit Randgruppen, mit
Zuwanderern, mit Alleinerziehenden, mit
Arbeitslosen ... hat? 

Das macht einen weit reichenden Unter-
schied: Von welchem Gesellschaftsbild ge-
hen wir aus, wenn wir von „Integration” re-
den? Von einer mehr oder weniger „norma-
len” Mehrheitsgesellschaft, die ihre Integra-
tionsaufgaben sehr erfolgreich lösen würde,
wenn man nur die Zahl der Zuwanderer in
Grenzen hielte? Mehrheitsgesellschaft,
Randgruppen, Integration: Ist das der Be-
zugsrahmen? Dann müsste und könnte die
Integrationspolitik mit einer Batterie von
sozialpolitischen Spezialpolitiken auf die
Randgruppen und auch auf die Zuwanderer
losgehen.

Ich halte dieses Denken, das im Hinter-
grund noch immer eine große Rolle spielt,
für analytisch unzureichend und für poli-
tisch gefährlich. Demgegenüber möchte ich,
gleichsam vor der Klammer, drei Thesen
vortragen und begründen, die dieses Bild in
Frage stellen und die sozialpolitische De-
batte um Integration neu aufrollen. 

1) Meine erste These: Die klassischen
Mittel und Wege der Integration von Men-
schen in die Gesellschaft werden brüchig
aus Gründen, die mit dem Versagen von
Menschen, dem Versagen von Institutionen
oder der Zuwanderer an sich sehr wenig zu
tun haben. Diese Integrationsmechanismen
(Arbeit, Familie, Schule) erfüllen nicht mehr
die Aufgaben, die sie in der Vergangenheit
erfüllt haben: eine gesellschaftliche Norma-
lität zu begründen und in sie hinein zu inte-
grieren. Die Normalität, wie sie sich in den
50er, 60er Jahren herausgebildet hat und
noch immer das Denken beherrscht, kön-
nen Sie sich sinnfällig veranschaulichen in
dem Modell der Lebenstreppe. Die Genera-
tion derer, die zwischen 1930 und 1950 ge-
boren sind, hatte ein „normales” Leben vor

sich: In der Jugend hat man sich vorbereitet
auf den Ernst des Lebens. Im Erwachsenen-
alter war man berufstätig und/oder hatte
Familie. Im Alter hat man sich ausgeruht
von den Mühen des Lebens. Die männliche
berufliche Normalbiographie nach der Ma-
xime „ein Leben, eine Arbeit, eine Sicher-
heit” hat dem Leben eine außerordentliche
Kontinuität gegeben, und sie hat es auch er-
laubt, so wie es alle großen Sozialgesetze ge-
tan haben (Sozialhilfe, Arbeitsförderung),
all jene, die nicht über Erwerbsarbeit inte-
griert werden konnten, als eine kleine, nach
Zahl und Zeit begrenzte Gruppe zu be-
trachten. Arbeitslos und arm waren, so hat
man früher geglaubt, immer nur wenige,
diese nur für kurze Zeit – und die Probleme
würden sich mit wachsendem Wohlstand
mildern. 

Zur Familie: sie war in den 50er und 60er
Jahren normal in des Wortes doppelter Be-
deutung: empirisch-statistisch wie norma-
tiv. Etwa 95 Prozent eines Altersjahrgangs
waren verheiratet und von diesen hatten
wiederum über 90 Prozent Kinder: alle ha-
ben es gemacht und alle hatten es zu tun,
und wer nicht, der war ein Außenseiter, für
den es inzwischen ausgestorbene Begriffe
gab (alte Jungfer und Hagestolz). Die Nor-
malität der Gesellschaft war begründet und
die Integration erfolgte über die Familie. 

Schließlich die Schule: Früher konnte
man davon ausgehen, dass man für das Le-
ben, für den Rest des Lebens lernt. Was
Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmerm-
ehr. In der Jugend packt man das Wissens-
gepäck fürs Leben wie der Wanderer seinen
Rucksack für den Tagesausflug. Und man
konnte auch davon ausgehen, dass sich die
Schule auf die Vermittlung von Wissen kon-
zentrieren konnte, weil die sozialen Kom-
petenzen den Menschen auf andere quasi
natürliche Weise in der Familie, in der
Nachbarschaft beigebracht wurden. 
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Wenn Sie nun diese drei Integrationsme-
chanismen nehmen und fragen, wie unter
diesen Aspekten das Leben der heute jun-
gen Menschen einmal aussehen wird, dann
wird rasch deutlich, dass es nicht mehr so
einfach möglich ist, von einer normalen
Mehrheitsgesellschaft zu reden. Das Nor-
malarbeitsverhältnis (Vollzeit, unbefristet,
rechtlich und sozial voll abgesichert) wird
in der Tendenz immer mehr von der Regel
zur Ausnahme. Was die Familie angeht: Et-
wa 25 Prozent eines Altersjahrganges, so
schätzen Soziologen, werden nicht heiraten;
vom Jahrgang 1965 haben rund ein Drittel
keine Kinder. Ehe und Familie werden von
der Selbstverständlichkeit früherer Jahre zu
einem Akt der Entscheidung und der Wahl.
Und Schule, Ausbildung und Universität
können nicht länger für sich reklamieren,
den Jungen das Wissen für ihr Leben zu ver-
mitteln. 

Und zu dem kognitiven Wissen kommen
als Voraussetzung für ein gelingendes Leben
ganz andere Kompetenzen, „Daseinskom-
petenzen” (Franz Xaver Kaufmann), etwa
die Fähigkeit, mit seiner Zeit etwas Ver-
nünftiges anzufangen; oder die Fähigkeit,
nach einem Scheitern sich nicht unterkrie-
gen zu lassen, sondern wieder aufzustehen
(Resilience); oder die Fähigkeit, das Leben
und die Gesellschaft immer mit den Augen
anderer zu sehen (Perspektivenwechsel); die
Fähigkeit, mit Unterschieden, mit Brüchen,
mit Vielfalt, mit Unübersichtlichkeit kreativ
umzugehen. Das ist also meine erste These:
Die Mittel und Wege der Integration in die
Gesellschaft werden brüchig vor und jen-
seits aller Zuwanderung. Es scheint mir
wichtig zu sein, dass man sich diese Dinge
klar macht. Sonst ist die Versuchung groß,
die Molesten und die Mühseligkeiten und
den ganzen sozialen Stress der heutigen Zeit
konkreten Personen („den” Ausländern)
zuzuschreiben und sie zu Sündenböcken zu

machen, Etikettierungen vorzunehmen, die
jede Integration dann von vornherein er-
schweren. 

2) Die zweite These folgt unmittelbar
daraus. „Jung sein heute“ bedeutet, mit ri-
skanten Freiheiten und normalen Risiken
leben zu müssen. Das ist die andere Seite des
Endes der normalen Normalität. Brüche,
Übergänge, Differenzen, Vielfalt ... werden
eine Art neuer Normalität ausmachen.
Wenn das so ist, dann wird es Vorausset-
zung für den Erfolg einer Gesellschaft, eines
Unternehmens, eines Bundesligaclubs, einer
Partei, einer Gewerkschaft, einer Regie-
rung, aber auch für den Erfolg eines Lebens:
mit Vielfalt und Differenz kreativ und kon-
struktiv umgehen zu können. Das ist der
Sinn des Konzeptes „Managing of Diversi-
ty”: Vorgesetzte, Manager werden systema-
tisch angehalten zu überlegen, wie sie Rük-
ksicht nehmen können auf die Besonderhei-
ten, auf die Unterschiede, auf die Vielfalt
von Mann und Frau, Schwarzen und Wei-
ßen, von Hetero- und Homosexuellen ...
Der Gedanke dabei ist der, dass ein Unter-
nehmen, eine Gesellschaft, die das erfolg-
reich schafft, nicht nur in vielerlei Hinsicht
eine sozial angenehmere Gesellschaft, son-
dern auch am Ende eine erfolgreichere Ge-
sellschaft ist, die ihre Ziele besser erreicht. 

3) Damit komme ich zu meinem dritten
Punkt, und ich spitze zu: Deutschland wäre
eine im strengen Sinne multikulturelle Ge-
sellschaft auch dann, wenn zwischen Flens-
burg und Konstanz nur deutsche Menschen
mit blonden Haaren und blauen Augen le-
ben würden und kein einziger Zuwanderer.
Der kulturelle Pluralismus einer modernen
Gesellschaft hat seine Ursprünge in Refor-
mation und Aufklärung, in Individualisie-
rung und der langsamen, aber stetigen Um-
verteilung der Ressourcen (Bildung, Status,
Positionen, Einkommen) zwischen den Ge-

V e r w a l t u n g  u n d  I n t e g r a t i o n

Seite 33



schlechtern. Fromme Pietisten im Nord-
schwarzwald oder in Wuppertal fühlen sich
oft wie „Fremde im eigenen Land”; ihre Art
zu glauben, ihre Art, Kinder zu erziehen, ist
entwertet in einer Öffentlichkeit, der dies al-
les nicht mehr „heilig” ist. Es sind kulturelle
Modernisierungsverlierer. Wir leben in einer
multikulturellen Gesellschaft. Das bringt
Probleme mit sich, die durch Zuwanderer
verstärkt werden mögen, ihren Ursprung
aber in anderen Entwicklungen haben. 

Gesellschaft als Summe 

von Minderheiten

Wenn diese drei Thesen nicht ganz dane-
ben liegen, dann stellt sich eine einfache
Frage: Was hält eigentlich eine solche Ge-
sellschaft noch zusammen? Eine Gesell-
schaft, die man nicht mehr verstehen kann
als „Mehrheitsgesellschaft plus Randgrup-
pen”, sondern langsam verstehen muss als
eine Summe von Minderheiten? Und hier
kann man nun viel über Werte, über ge-
meinsame Werte diskutieren, und das ist
auch gut so. Es muss aber dazu kommen, ei-
ne andere Form von sozialer Organisation,
von den Graswurzeln der Demokratie und
der gesellschaftlichen Basis her, eine soziale
Organisation nach dem Prinzip der Beteili-
gungsgerechtigkeit (als wichtige Ergänzung
der Verteilungsgerechtigkeit) und nach dem
Prinzip der Gegenseitigkeit zu entwickeln.
Der neue Gesellschaftsvertrag würde dann
auf zwei einfachen normativen Sätzen ru-
hen: Der eine Satz lautet, dass niemand aus-
gegrenzt werden darf, dass jeder dazu ge-
hört. Und der zweite Satz bedeutet, dass je-
der die Pflicht hat, etwas zurückzugeben,
dass jeder in der Gesellschaft zum Gelingen
des Ganzen beitragen soll. Es geht also um
eine neue Balance von Rechten und Pflich-
ten, von Pflichten und Chancen, von Lei-
stung und Gegenleistung, oder, wie das
Thema es sagt, von Fordern und Fördern. 

Damit wird die Maxime einer neuen Ba-
lance zwischen Fordern und Fördern zu ei-
ner allgemeinen Maxime für die Reform des
Sozialstaates, vor allem der kommunalen
Sozialpolitik. Was ist mit dieser Balance von
Fordern und Fördern gemeint? Zum einen
eine andere Definition von Sozialer Gerech-
tigkeit im Sinne des Wechselspiels von Ge-
ben und Nehmen, von der Verpflichtung
der Gesellschaft, niemanden auszugrenzen,
aber auch von der Anerkenntnis, dass jeder
die Pflicht hat zum Gelingen des Ganzen
beizutragen. Zum anderen ist damit eine
doppelte Aufgabe und Dimension des Sozi-
alstaates gemeint, ganz in dem Sinne, wie es
schon vor einigen Jahren die Grundsatzab-
teilung des DGB in einer bemerkenswerten
Schrift zum Ausdruck gebracht hat. Danach
hat der Sozialstaat zwei Aufgaben, einmal
Schutz in riskanten Lebenslagen und in Not
und Armut und zum anderen gleichwertig
die neue Aufgabe der Aktivierung der Men-
schen; die Aufgabe, den Sozialstaat so zu
organisieren, auf nationaler wie auf kom-
munaler Ebene, dass die Fähigkeiten der
Einzelnen entwickelt und gefördert werden;
dass sie in die Mitte der Gesellschaft zu-
rückfinden; eine Kultur der Abhängigkeit
zu verhindern. Es geht also bei der Balance
zwischen Fordern und Fördern um andere
Handlungslogiken, um Veränderung von
Institutionen und um eine Reform der Ver-
waltung und der Förderprogramme. 

Diese neue Strategie, die Fördern und
Fordern als komplementäre Aspekte be-
trachtet, ist in einigen Kommunen entwik-
kelt worden (ein besonders innovatives Bei-
spiel ist die Stadt Offenbach) unter dem
Motto: von der aktiven zu einer aktivieren-
den Arbeitsmarktpolitik. Es sollen nicht
nur Leistungen „aktiviert”, also umgewan-
delt werden aus einem „passiven” Budget
(Transferzahlungen) in ein „aktives” Budget
(Berufliche Bildung, Ausbildung, Qualifi-
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zierung). Es geht vielmehr ausdrücklich da-
rum, Menschen zu aktivieren, sie zur Eigen-
verantwortung zu ermuntern und sie nicht
als Objekte von sozialstaatlichen Leistun-
gen zu betrachten, sondern sie als Co-Ak-
teure bei der Überwindung sozialer Proble-
me einzubeziehen. Es handelt sich also um
eine Einbeziehungsstrategie, um eine Kon-
zeption, die davon ausgeht, dass bestimmte
soziale Ziele (Überwindung von Armut,
Überwindung von Arbeitslosigkeit, gelin-
gende soziale Integration) nur erreicht wer-
den, wenn man Menschen als Co-Produ-
zenten dieser sozialen Dienste und Leistun-
gen aktiviert. 

Damit dies erreicht werden kann, müssen
zwei Dinge geändert werden: einmal die
Anreizsysteme und zum anderen (unser
Thema) die Verwaltung, die Routinen der
Behörden. Die Änderung der Anreizsyste-
me geht von der Frage aus, ob nicht eine
bloße Alimentierung über lange Zeit, die an
keine Gegenleistung gebunden ist, die Aus-
grenzung, Abhängigkeit und Marginalisie-
rung nicht eher verstärkt als vermindert –
und ob das der Sinn einer sozialen Politik
sein kann. In doppelter Hinsicht wären
dann die Anreizsysteme zu ändern: Sie
müssten eine fühlbare Besserstellung dann
bringen, wenn Menschen, die Sozialhilfe
oder Arbeitslosenhilfe in Empfang nehmen,
tatsächlich etwas tun, sei es in der Ausbil-
dung, sei es in gemeinnütziger Tätigkeit.
Und man muss sich Gedanken machen, ob
nicht auch negative Anreize zu einer akti-
vierenden Sozialpolitik dazugehören: Dieje-
nigen, die nicht mitwirken, stellen sich dann
fühlbar schlechter, als wenn sie mitwirken. 

Die Doppelmaxime „Fordern und För-
dern” richtet sich aber nicht nur an die Be-
troffenen, sondern sie richtet sich in gleich-
er Weise an die Ämter, an die Verwaltung.
Die Politik einer integrierenden Aktivie-

rung erfordert von den Ämtern, dass sie ih-
ren strukturellen Paternalismus ablegen,
den man in vielen Arbeitsämtern, Sozialäm-
tern und Ausländerämtern nach wie vor fin-
det. „Struktureller Paternalismus” meint,
dass man für die anderen etwas tut; dass
man sie als Problemfälle betrachtet, auf sie
herab blickt. Die Frage ist: Wie kann man
das überwinden? Wie kann man in Ämtern
faire Beratungsprozesse herstellen? Kann es
– bei aller Asymmetrie der Beziehungen –
mit den Betroffenen eine Kommunikation
in Augenhöhe geben? Integration kann nur
gelingen, wenn die Sozialpolitik auf allen
Ebenen von einem Ressourcenansatz aus-
geht und nicht von einem Defizitansatz, die
„Klienten” und die „Kunden” also gerade
nicht primär betrachtet unter ihren Defizi-
ten, die dann kompensiert werden, sondern
als Menschen, egal mit welchen Problemen
und Schwierigkeiten, die immer auch Stär-
ken, Fähigkeiten, Interessen, Kompetenzen
haben, an denen man anknüpfen kann und
soll. 

Sozialpolitik als soziale Entwicklungs-

politik für die Gesellschaft 

– als neue Aufgabe für die Kommunen

So setzt eine erfolgreiche soziale Integra-
tion letztlich einen Perspektivenwechsel in
der kommunalen Sozialpolitik voraus: Sozi-
alpolitik nicht (nur) als nachträgliche Kom-
pensation beschädigten Lebens, sondern als
eine vorausschauende Gestaltung der sozia-
len Entwicklung in einer Zeit tiefgreifender
Veränderungen. Im Lichte dieses Paradig-
menwechsels lässt sich dann manches neu
sehen: Die klassische Sozialpolitik ist ja im-
mer aktiv geworden, wenn die Menschen
bereits passiv waren (arbeitslos, arm,
krank). Die soziale Politik der Zukunft
müsste überlegen, wie sie pro-aktiv, also
vorher aktiv werden könnte, bevor die
Menschen herausgefallen oder „abgehängt”
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sind. So wird Sozialpolitik zu einer sozialen
Entwicklungspolitik für die Gesellschaft,
das Gemeinwesen, einen Stadtteil. Ein sol-
ches Verständnis bringt sie auch wieder zu-
rück in die Mitte der Gesellschaft, denn eine
soziale Entwicklung ist gut für alle und
nicht nur für „Rand”gruppen. Wer den
Standort stärken will, muss auch den Le-
bensort verbessern. 

Der Perspektivenwechsel von der Sozial-
politik alter Prägung zu einer sozialen Poli-
tik neuer Art will drei Ziele optimieren: In-
tegration ermöglichen; Ausgrenzung ver-
hindern; Menschen aktivieren. Das Neue
daran ist, dass diese soziale Politik stärker
und offener (als die klassische Sozialpolitik)
nach den unbeabsichtigten Folgen einer gut
gemeinten Politik fragt (Sozialstaatsfalle,
Armutsfalle) – und dass sie sich stärker ein-
mischen kann in andere Bereiche jenseits
der Sozialpolitik, die dennoch für die sozia-
le Entwicklung von entscheidender Bedeu-
tung sind (Bildung, Arbeitsverwaltung). In
einer solchen Perspektive kann man dann
auch leichter nach neuen Wegen suchen, be-
stimmte soziale Übel erfolgreicher zu be-
kämpfen. 

Es bedarf neuer Methoden, wenn man die
Gesundheit der Menschen nachhaltig ver-
bessern, Armut bekämpfen, Ausgrenzung
verhindern und Integration ermöglichen
will – und die Kommune hat dabei eine
wichtige Aufgabe: nicht unbedingt alles sel-
ber zu machen, aber ein Bündnis lokaler
Akteure anzuregen und zu moderieren und
auf ein Ziel hin zu steuern, ein Bündnis, in
dem die beteiligten Akteure nicht ihre
Interessen- und Beschlusslage ständig
wiederholen, sondern sich fragen und ver-
pflichten, was sie positiv dazu beitragen
können, dass benachteiligte Gruppen in Ar-
beit integriert werden können; Stadtteile
nicht verwahrlosen und weg brechen; nicht

20-30% die Hauptschule ohne Abschluss
und Perspektive verlassen. Das erfordert
mehr als einen zusätzlichen Vorbau oder
Erker an das vorhandene Gebäude der
kommunalen Sozialpolitik – und ansonsten
alles beim Alten zu lassen. 

Sozialpolitik neu zu definieren als soziale
Entwicklungspolitik verlangt danach,
macht aber auch wieder möglich zu disku-
tieren über Perspektiven der Entwicklung:
in der Gemeinde, in der Gesellschaft. Wie
wollen wir eigentlich leben in zwanzig,
dreißig Jahren? Was kann man tun, damit
die Gesellschaft produktiv bleibt: wirt-
schaftlich, aber auch sozial? Bekanntlich ge-
deihen ja nicht einmal Märkte in einer sozi-
al zerrütteten Landschaft. Und wenn Klar-
heit über die Richtung besteht, dann ma-
chen auch die großen und die kleinen
Schritte einen Sinn. Ich möchte mich auf
drei Anregungen beschränken: für die
Binnenreform der Verwaltung, für die
Schnittstelle zwischen Verwaltung und Bür-
gern; für die Einbeziehung von Migranten
bei der Integration von Migranten. In allen
drei Fällen geht es um soziale Intelligenz-
verstärker, die Erfolge auf diesem Gebiet et-
was unabhängiger machen davon, ob es
irgendwo gerade eine aufgeschlossene und
intelligente Verwaltung gibt.

Die erste Anregung läuft darauf hinaus,
integrationspolitische Aspekte zu einem
zentralen Bestandteil der Personalentwick-
lung, der Führungsauslese und der Bewer-
tung von Führungskräften in Verwaltungen
zu machen. Jeder Minister, jeder Senator, je-
der Behördenchef könnte in seinem Bereich
die Weisung geben: „Achtet bei Eurer Per-
sonal- und Organisationspolitik auf integra-
tionspolitische Aspekte” – und sich nach
zwei Jahren einen Zwischenbericht geben
lassen, was in der Zwischenzeit geschehen
ist. 
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Die zweite Anregung: Wer Integration
will, muss aus Bittstellern starke „Kunden“
machen; er muss Wahlmöglichkeiten schaf-
fen; die soziale „Kaufkraft” derer stärken,
die Integration brauchen. Das ist das genaue
Gegenteil einer weit verbreiteten Praxis, die
Migranten, Arbeitslose etc. als „Füllmateri-
al” der immer schon vorhandenen Kulisse
von Bildungs-, Beschäftigungs- und Inte-
grationsträgern zuweist.

Schließlich die dritte Anregung: Man
müsste, wo immer möglich, Zuwanderer,
die schon länger hier sind, zu Akteuren bei
der Integration neuer Migranten machen.
Es gibt dafür viele erfolgreiche Beispiele wie
etwa das Programm HIPPY zur sozialen
Integration von Kindern aus Migrantenfa-
milien oder der Verein Dien Hong in Ro-
stock. (Anm. 1) Solche Projekte sind des-
halb oft erfolgreicher, weil Migranten zu
Menschen aus anderen Ethnien oft mehr
Vertrauen haben und auch aufgeschlossener
sind als zu deutschen Behörden. Auf diese
Weise können vor Ort neue Formen des Zu-
sammenlebens eingeübt werden: Beispiele
für eine Integrationspolitik, die die Men-
schen, ob Einheimische oder Zuwanderer,
einbezieht und stark macht – und sie nicht
nur betreut.

Anmerkung
(1) Diese und andere Beispiele sind beschrieben
in meinem Buch: „Die Stadt und ihre Bürger.
Neue Wege in der kommunalen Sozialpolitik –
Grundlagen, Perspektiven, Beispiele“. Verlag
Bertelsmann Stiftung Gütersloh 2001. In diesem
Buch werden auch die Thesen dieses Beitrages
ausführlich dargestellt und begründet. 
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Tatiana Lima Curvello
Projektleiterin „Transfer interkultureller Kompe-
tenz“ (TiK), Geschäftsführerin der iaf-Berlin

Interkulturelle Öffnung ist ein Konzept,
das Verwaltungen in die Lage versetzen soll,
ihre Angebote und Leistungen an eine
durch Einwanderung veränderte soziale
Umwelt anzupassen. Im Kern geht es um
die Fähigkeit von Institutionen und ihren
Mitarbeitern, erfolgreich mit Personen zu
kommunizieren, deren Lebenswelt durch
Migrationserfahrungen geprägt ist. Damit
sind sehr verschiedene Berufsgruppen kon-
frontiert: die Krankenschwester, die in ei-
nem Dreibettzimmer ständig den Besuch
von Großfamilien managen muss; der Mit-
arbeiter eines Jugendamts, der eine Ziel-
gruppe informieren will, die über ein Falt-
blatt nicht zu erreichen ist; ein Referent im
Kultusministerium, der die Entscheidung
vorzubereiten hat, ob, wie und von wem Is-
lamunterricht an deutschen Schulen durch-
geführt werden soll. Oder wie ein statisti-
sches Amt seine Erfassungskriterien an eine
Einwanderungsgesellschaft anpassen muss.

Das Wissen, über das eine Institution und
ihre Mitarbeiter verfügen müssen, um hier
sachkundig, und das heißt integrations-
orientiert, handeln zu können, wird in der
einwanderungspolitischen Diskussion als
„Interkulturelle Kompetenz“ beschrieben,
der Prozess, den eine Organisation durch-
läuft, um sich für eine Einwanderungsge-
sellschaft fit zu machen, als „Interkulturelle
Öffnung“.

Allerdings führen diese Begriffe, wie sie
in der gängigen Auseinandersetzung häufig
benutzt werden, auch dazu, Menschen mit
Migrationshintergrund als Fremde zu kon-
struieren, selbst wenn sie schon in der drit-
ten Generation in Deutschland leben. Die
Probleme in der sozialen Umwelt, auf die
Verwaltungen reagieren sollen, werden da-
bei vorwiegend als kulturelle Probleme de-
finiert. Die Curricula von Weiterbildungen
und Trainings, die den Organisationen als
Lösung für diese Herausforderung angebo-
ten werden, suggerieren häufig, dass die
Mitarbeiter in den Verwaltungen mit den
gleichen Phänomenen konfrontiert sind wie
Personen, die in ein ihnen fremdes Land rei-
sen, wo Menschen mit wechselseitig unbe-
kannten Orientierungssystemen kommuni-
zieren müssen. Im Kontakt mit gerade erst
eingereisten Einwanderern mag die Situa-
tion Ähnlichkeiten aufweisen. Aber für die
Interaktion mit Einwanderern, die seit Jah-
ren in Deutschland leben, oder mit Men-
schen mit Migrationshintergrund, die hier
geboren und aufgewachsen sind, ist nicht
vordergründig die unterschiedliche kultu-
relle Herkunft relevant, sondern eine Le-
benswelt, die durch Migrationserfahrung
sozial geprägt ist. Weiterbildungen und
Trainings, die so vorgehen, tendieren entge-
gen der Intention, Mitarbeiter der Verwal-
tung zu einem integrationsorientierten
Handeln zu befähigen, dazu, ethnische Dif-
ferenzierungen zu verstärken.

Wir machen in den Institutionen, mit de-
nen wir arbeiten, die Erfahrung, dass dieser
kulturalisierende Diskurs die Wahrneh-
mung so stark prägt, dass z.B. Personen tür-
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kischer Herkunft, die in der dritten Genera-
tion in Deutschland leben, als Fremde
wahrgenommen und behandelt werden, was
natürlich Auswirkungen auf ihre Identität
hat und auf die Identifikation mit dieser Ge-
sellschaft.

In einer komplexen Gesellschaft setzen
sich alle ihre Mitglieder permanent mit
fremden Milieus auseinander. Wie wir wis-
sen, unterscheiden sich selbst Verwaltungs-
kulturen voneinander. Die Kompetenz, mit
Einwanderungsmilieus erfolgreich zu kom-
munizieren, sie als Sonderkompetenz zu be-
handeln und als kulturell zu bezeichnen, ist
nur insoweit legitim, als diese Milieus von
den öffentlichen Institutionen bis jetzt
kaum zur Kenntnis genommen werden. Das
rechtfertigt es dann auch, die Begriffe
„Interkulturelle Kompetenz“ und „Inter-
kulturelle Öffnung“ zu gebrauchen, weil sie
nicht nur Anforderungen beschreiben, die
eine Einwanderungsgesellschaft an die Ver-
waltung stellt, sondern auch Lobbybegriffe
sind, mit denen eine einwanderungspoliti-
sche Öffentlichkeit politischen Einfluss auf
Verwaltungen und Basisinstitutionen der
Gesellschaft ausübt, damit diese sich mit ei-
ner bis vor kurzem noch verdrängten Di-
mension sozialen Wandels auseinanderset-
zen. Gleichzeitig müssen wir aber aufpas-
sen, dass wir diese Begrifflichkeiten nicht zu
wörtlich nehmen und in den oben beschrie-
benen Kulturalismus verfallen, der keinen
Blick dafür hat, dass die Verwaltung gefor-
dert ist, sich in ihren unterschiedlichen Pra-
xisfeldern auf die Einwanderungsgesell-
schaft einzustellen und jeweils situations-
spezifische Lösungen zu finden.

Interkulturelle Kompetenz und Interkul-

turelle Öffnung als Integrationstrategie

Die über fünf Jahre gewonnenen Erfah-
rungen bei der Durchführung von Modell-
projekten auf diesem Gebiet und die Aus-

einandersetzung mit der Rolle von kommu-
nalen Verwaltungen bei der Integration von
Einwanderern hat uns dazu gebracht, die
„interkulturelle Öffnung“ der Verwaltung
und deren Aneignung von „interkultureller
Kompetenz“ als wesentliche Strategie der
Gesellschaft bei der Integration von Ein-
wanderern und ihrer Nachkommen zu defi-
nieren. Die Kompetenzen für die Generie-
rung und die Umsetzung solcher Strategien
kann sich die Verwaltung durch Organisa-
tionsentwicklung und bedarfsgerechte
Weiterbildung erwerben. 

Dabei sind zwei Aspekte entscheidend:
1. Einwanderung tangiert die Verwaltung

in vielfältiger Weise. Sie spielt nicht nur in
der unmittelbaren Kommunikation der
Mitarbeiter mit Migranten eine Rolle, wie
zum Beispiel in einer Beratungsstelle oder
beim Sozialamt oder im Ausländeramt. Eine
Verwaltung kann auf die Einwanderungsge-
sellschaft nur dann kompetent reagieren,
wenn sie sich auf allen Ebenen mit dem
Thema beschäftigt und dieses dabei als
Querschnittsaufgabe etabliert.

2. Die Kenntnisse, die die Mitarbeiter und
ihre Organisation benötigen, um kompetent
mit dem Thema umzugehen, können nicht
ausschließlich über ein Training (Anm. 2)
vermittelt werden. Sie entwickeln sich vor
allem bei der Bearbeitung von konkreten
Fällen.

zu Punkt 1:
Es hat sich gezeigt, dass es nicht genügt,

einzelne Mitarbeiter in einer öffentlichen
Institution dafür zu qualifizieren, mit den
Folgeproblemen der Einwanderung umzu-
gehen. Das führt nicht nur deshalb in eine
Sackgasse, weil die Institution diese Mitar-
beiter damit überfordert, sondern weil die
gesamte Institution vor der Aufgabe steht,
sich mit diesem Thema zu beschäftigen.
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Wenn zum Beispiel ein Jugendamt einer
großen Stadt einige Berater aus dem Amt zu
einer Weiterbildung schickt, um seine Bera-
tungskompetenz um interkulturelle Aspek-
te zu erweitern, dann stellt diese Qualifika-
tion für den einzelnen Klienten, der den
Weg in die Beratungsstelle gefunden hat
und bei diesem speziellen Mitarbeiter gelan-
det ist, zweifelsohne eine höhere Qualität
im Angebot dar. Aber den vielfältigen Fa-
cetten der Anforderungen an Hintergrund-
wissen, die eine Einwanderungsgesellschaft
an eine Institution wie das Jugendamt stellt,
kann nicht entsprochen werden, wenn nur
diejenigen Mitarbeiter sich mit dem Thema
auseinandersetzen, die unmittelbar in der
Beratung tätig sind. Es fängt schon damit
an, wenn die Personalabteilung entscheiden
muss, nach welchen Kriterien eine geeignete
interkulturelle Weiterbildung für die Bera-
ter ausgesucht werden soll. Dabei bleibt es
aber nicht, wenn z.B. ein Teil der Zielgrup-
pe mit Migrationshintergrund nicht nur die
deutsche Sprache nicht beherrscht, sondern
unter Umständen auch nicht lesen kann.
Welches Wissen muss im Jugendamt vor-
handen sein, um die richtige Strategie zu
entwerfen, diese Zielgruppe mit Informa-
tionen zu versorgen? Oder wenn ein islami-
scher Verein beim Jugendamt einen Antrag
stellt, um Zuschüsse als Leistungserbringer
zu erhalten mit dem Argument, er wolle ei-
ne Beratung anbieten, die der Kultur bzw.
Religion der Zielgruppe eher entspreche als
die Regelangebote beim Jugendamt. Wer
muss im Amt über welches Wissen verfü-
gen, um hier integrationsorientiert zu han-
deln?

Gerade das letzte Beispiel zeigt, wie viel-
schichtig die Auseinadersetzung mit Ein-
wanderung ist. Um hier zu entscheiden,
muss man über die verschiedenen Richtun-
gen des Islams Bescheid wissen, vor allem
über den politischen Islam, und wo der be-
treffende Verein politisch einzuordnen ist.

Es muss Klarheit darüber bestehen, wie er
sich als religiöse Gemeinschaft in einer mo-
dernen Demokratie versteht und woher sei-
ne Repräsentanten kommen. Für wen spre-
chen sie, werden sie von der Zielgruppe, für
die sie sprechen und für die sie Beratung an-
bieten, akzeptiert? Welche Vorstellung ha-
ben sie von Familie und Erziehung, und vor
allem, welche Beratungskompetenz haben
sie, um es zu rechtfertigen, mit Unterstüt-
zung durch öffentliche Mittel beraten zu
können?

Wenn also eine Verwaltung den Anforde-
rungen einer Einwanderungsgesellschaft ge-
wachsen sein will, muss sie ermitteln, auf
welchen Ebenen Einwanderung für sie rele-
vant wird und zu welchem Wissen sie Zu-
gang finden muss. Sie muss nicht nur über
ihre Zielgruppen so Bescheid wissen, dass
sie deren Probleme, Bedürfnisse und
Ressourcen kennt. Sie muss auch die Struk-
turen der jeweiligen Einwanderer-Commu-
nities kennen, ihre Netzwerke, ihre Organi-
sationen, ihre Ansprechpartner.

Aber das erreicht sie nur, wenn sie das
Thema auch in ihre Fachplanung, ihre Stra-
tegien und in die Steuerung von Maßnah-
men – auch in den nachgeordneten Einrich-
tungen – mit einbaut.

Eine Verwaltung kann nur dann auf so
vielfältigen Ebenen Kompetenzen entwik-
keln, wenn Interkulturelle Öffnung als
Führungsaufgabe angenommen, als eine
Aufgabe für die gesamte Organisation gese-
hen wird, und wenn sie im Rahmen einer
Organisationsentwicklung nach Lösungen
sucht, wie sie der durch Einwanderung ver-
änderten sozialen Umwelt begegnen kann.

zu Punkt 2:
Lösungen können nicht vorgegeben wer-

den, sondern werden im Prozess der Inter-
kulturellen Öffnung immer situationsbe-
dingt erarbeitet. Wir haben die Erfahrung
gemacht, dass sich die Mitarbeiter einer Ver-
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waltung bei der Bearbeitung konkreter Fäl-
le ihr Wissenspotenzial auf diesem Gebiet
bewusst machen und ausbauen können. Da-
bei werden vorhandene Erfahrungen akti-
viert, gleichzeitig wird identifiziert, auf wel-
chem Gebiet im Rahmen einer Weiterbil-
dung neues Wissen erworben werden muss
oder wie Steuerungsinstrumente integra-
tionsorientiert eingesetzt werden können.
Auch innovative Lösungen, wie die Heraus-
forderungen gemeistert werden können,
werden in einem solchen Kontext generiert.
Die konkreten Probleme der Mitarbeiter bei
einer erfolgreichen Kommunikation mit der
Zielgruppe sind der Ausgangspunkt bei der
Entwicklung Interkultureller Kompetenz.
Die kulturelle Herkunft der Zielgruppe soll
nur insoweit zum Thema gemacht werden,
als sie tatsächlich in Zusammenhang mit
dem gerade bearbeiteten Fall steht.

Das wird durch eine Strategie erreicht, die
es schafft, brachliegendes Erfahrungspoten-
zial zu aktivieren. In diesem Prozess ent-
wickelt sich nicht nur die Kompetenz der
Mitarbeiter, mit der Zielgruppe erfolgreich
zu kommunizieren. Auch die Organisation
passt ihre Maßnahmen den Bedürfnissen
der Zielgruppe an. Es entstehen Projektvor-
haben, die eine Innovation für die Lösung
konkreter Probleme darstellen. (Anm. 3)

Eine Erziehungsberatungsstelle hat z.B.
das Problem, Familien mit Migrationshin-
tergrund, die Kinder im Vorschulalter ha-
ben, die präventiven Angebote des Jugend-
amts nahe zu bringen. Ein Mitarbeiter hatte
während des Workshops die Idee, nicht nur
bei der Anmeldung und bei den Elternaben-
den die Eltern über die Hilfsangebote zu in-
formieren, sondern Beratung vor Ort in den
Kindergärten anzubieten. Das Jugendamt
hat daraufhin ein Projekt gestartet, um diese
Idee umzusetzen. Mit dieser Aktion wurde
nicht nur der Zugang zu Einwandererfami-
lien erschlossen, sondern es wurde auf die-

sem Weg auch der Zugang zu deutschen
Unterschichtfamilien hergestellt, was eben-
falls eine Aufgabe der Beratungsstelle war.

Auf der Steuerungsebene handelt z.B. ein
Jugendamt integrationsorientiert, wenn es
die Zuwendungsvergabe für Freie Träger
von der Einhaltung von Standards Interkul-
tureller Öffnung abhängig macht. Eine neue
Zuwendung wird z.B. nur dann gewährt,
wenn der Träger sich verpflichtet, Personen
mit Migrationshintergrund einzustellen.

Unsere Erfahrungen zeigen, dass Verwal-
tungshandeln ein Steuerungspotenzial bein-
haltet, welches gepaart mit interkultureller
Kompetenz innovative Integrationsstrate-
gien generieren und umsetzen kann.

Interkulturelle Öffnung und Verwal-

tungsreform

Lassen Sie mich noch einen weiteren
Aspekt abschließend erwähnen:

Interkulturelle Öffnung ist ein Konzept,
das sich in den Prozess der Verwaltungsmo-
dernisierung einordnet und mit den Instru-
menten und Maßnahmen, die im Rahmen
der Verwaltungsreform entwickelt wurden,
durchgesetzt werden kann.

Projekte zur interkulturellen Öffnung ge-
hören zu den Reformprojekten, an denen
die Verwaltungsreform einer Einrichtung
sich bewähren kann.

Wir machen mit unserem Modellprojekt
die Erfahrung, dass vor allem solche Ver-
waltungen, die mit ihren Reformprozessen
weit voran gekommen sind, bereit sind, sich
auch interkulturell zu öffnen. Institutionen,
die Erfahrungen dabei gemacht haben, dass
die Verwaltungsreform die Chance bietet,
nicht mehr nur nach Regeln, sondern auch
situationsbezogen handeln zu können, ent-
decken auch das integrationsstrategische
Potenzial, über das ihr Verwaltungshandeln
verfügen kann.
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Allerdings wird sich Interkulturelle Öff-
nung als isoliertes Handeln nicht entfalten
können. Das heißt, wenn in einem Amt eine
oder zwei Abteilungen einen Prozess der
interkulturellen Öffnung durchlaufen und
die Rahmenbedingungen, die zur Innova-
tionsfindung geführt haben, nicht auf die
gesamte Einrichtung übertragen werden,
geht das Innovationspotenzial, das in die-
sem Prozess aktiviert wurde, verloren. Die
Innovationen bei der Lösungsfindung, die
hier generiert werden, können als Basis-In-
novationen auch auf andere Aufgabenberei-
che der Verwaltung übertragen werden,
wenn die Bereitschaft zur Veränderung als
ein zentraler Erfolgsfaktor für die Weiter-
entwicklung und Verbesserung des öffent-
lichen Sektors der Einrichtung anerkannt
und Teil der strategischen Ausrichtung
wird. Um die Voraussetzungen dafür zu
schaffen, muss ein Projekt zur interkultu-
rellen Öffnung eng mit der Steuerungsgrup-
pe zusammenarbeiten, die für die Verwal-
tungsreform in einem Amt zuständig ist.

Anmerkungen
(1) Die Erfahrungen, auf die sich dieser Text be-
zieht, beruhen auf zwei Modellprojekten, die
vom Verband binationaler Familien und Partner-
schaften durchgeführt wurden bzw. werden: „Be-
ratung im interkulturellen Kontext“ von 1996 bis
1998 und „Transfer interkultureller Kompetenz“
(TiK) von 2000 bis 2003. An dem bundesweiten
Modellprojekt „TiK“ beteiligen sich 14 kommu-
nale Ämter bzw. freie Träger aus sieben Städten.
(www.TiK-iaf-Berlin.de).
(2) Vgl. Matthias Schulze-Böing, Beate Rösch-
mann: Interkulturelle Öffnung – wie geht man
am besten vor? Das Beispiel Offenbach. Marga
Pröhl, Hauke Hartmann (Hrsg.) Strategien der
Integration, Bertelsmann Stiftung 2002. Hier
werden die Ergebnisse zweier Modellprojekte
dargestellt, die sich mit unseren Erfahrungen
decken.

(3) Einwanderer oder Personen mit Migrations-
hintergrund sind in der Verwaltung selten anzu-
treffen, das hat vor allem mit der Struktur des Öf-
fenlichen Dienstes zu tun. Sollte sich dieser Zu-
stand in den nächsten Jahren ändern, würde das
natürlich positive Auswirkungen auf die interkul-
turelle Kompetenz der Verwaltung und ihrer
Rolle bei der sozialen Integration haben.
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Volker Roßocha
DGB, Referatsleiter für Migrationspolitik beim
Bundesvorstand, Berlin 

Wenn wir nach der Verabschiedung des
neuen Zuwanderungsgesetzes zum ersten
Mal über Integration auf einer gesetzlichen
Grundlage sprechen, dürfen wir nicht ver-
gessen, dass in vielen Bereichen Integra-
tionsmaßnahmen sowie gewachsene Orga-
nisations- und Beratungsstrukturen existie-
ren, die bislang schon gute Arbeit geleistet
haben. Wir wissen auch, dass man Integra-
tion, wie es gestern in einer Debatte hieß,
nicht an den Arbeitslosenquoten in den ver-
schiedenen Ländern messen kann. Integra-
tion kann man bei ihren Angeboten daran
messen, ob Menschen die Chance zur
gleichberechtigten Teilhabe haben und an
den Leistungen dieser Gesellschaft partizi-
pieren können oder nicht. 

Durch das Zuwanderungsgesetz wird ein
neuer Ansatz für die Integration ermög-
licht, einschließlich eines Rechtsanspruchs
auf Teilnahme für einen, aus meiner Sicht
nur kleinen Teil der Migranten. Aber mit
dem Neuansatz dürfen wir nicht gleichzei-
tig die Maßnahmen und Programme, die
bisher zwar eher unstrukturiert, eher unsy-
stematisch durchgeführt wurden, wegfallen
lassen. Vielfach besteht die Vorstellung –
auch bei den politisch Verantwortlichen
und beim neuen Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge –, dass Integration in erster
Linie aus dem Erlernen der deutschen Spra-
che besteht. Die sprachliche Integration ist

nur ein kleiner Teil der notwendigen Maß-
nahmen. Beispielweise darf die Ausländer-
Sozialberatung nicht kaputt gemacht wer-
den, weil das Geld jetzt für die Pflichtaufga-
be der Sprachkurse benötigt wird. Es reicht
nicht, zu sagen, wir werden im nächsten
Jahr dann über die weiteren Maßnahmen im
sogenannten Integrationsprogramm spre-
chen. 

Interkulturelle Öffnung von Verwaltung
unter dem Aspekt von Zuwanderung disku-
tieren wir im Deutschen Gewerkschafts-
bund vor allen Dingen vor dem Hinter-
grund der Gleichbehandlungspolitik in Be-
trieben und Verwaltungen; wobei die
Gleichbehandlungspolitik sich nicht nur auf
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bezieht,
sondern auch auf diejenigen, die als Kunden
dieser Betriebe auftreten oder Dienstlei-
stungen dieser Betriebe abrufen. Ich will be-
ginnen mit einem kleinen Beispiel, warum
Betriebe erkannt haben, dass interkulturelle
Öffnung und interkulturelle Kompetenzen
besonders wichtig sind, auch für das Be-
triebsergebnis. Es gibt in Ostwestfalen ei-
nen mittelständischen, sehr exportorientier-
ten Betrieb, der seine Maschinen weltweit
vertreibt. Immer wieder kamen die Mon-
teure zurück und sagten, sie seien über-
haupt nicht in der Lage, den Leuten vor Ort
klar zu machen, wie diese Maschinen funk-
tionieren. Aufgrund vorhandener War-
tungsverträge mussten diese Monteure stän-
dig in diese Länder reisen, um Reparaturen
auszuführen. Die Betriebsleitung hat wegen
der wirtschaftlichen Folgen angefangen,
interkulturelle Öffnung zu betreiben und
interkulturelle Kompetenzen von draußen
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einzukaufen. Das Betriebsergebnis ist viel-
fach der Grund, warum Betriebe sich im
Hinblick auf die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter interkulturell öffnen. 

Interkulturelle Öffnung kann aber nicht
alleine das Ziel haben, die Betriebsabläufe
effektiver bei gleichbleibenden Kosten so zu
gestalten, dass die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sich wohler fühlen, sondern
interkulturelle Öffnung muss auch das Ziel
haben, einen gleichberechtigten Zugang zu
Dienstleistungen zu gewährleisten. 

Interkulturelle Öffnung umfasst auch

Beteiligung an Entscheidungsprozessen

Interkulturelle Öffnung bedeutet, und da
hapert es leider in der Bundesrepublik noch
in vielen Bereichen – auch bei den sozialen
Organisationen – einen gleichberechtigten
Zugang zu den Entscheidungsprozessen in
einer Organisation und in einer Kommune
zu gewährleisten. Und wenn wir meinen ei-
genen Arbeitsbereich, die Migrationspolitik
betrachten, dann geht es bei dem Wort
„Interkulturell“ häufig leider nur um den
Zugang ohne Unterschied der Herkunft,
der kulturellen oder religiösen Vorstellun-
gen. Mit einer solchen eingeschränkten
Sichtweise laufen wir selbst Gefahr, auch
Menschen zu kategorisieren, ohne die
Unterschiede zwischen den Menschen, ih-
ren sozialen Bezügen, ihrer Bildung, der
Tatsache, ob sie auf dem Land aufgewach-
sen sind oder in der Stadt, zu betrachten.
Wenn wir diese Unterschiede in unserer ei-
genen Definition von Interkulturalität und
interkultureller Öffnung nicht berück-
sichtigen, tragen wir mit dazu bei, dass Aus-
grenzung oder Stigmatisierung verstärkt
werden. 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen für
eine interkulturelle Öffnung ist daher, auf-
zuhören mit der Vorstellung, Deutschland

hätte eine homogene Kultur, an die sich an-
dere anzupassen hätten, Migranten, Min-
derheiten und sonstige Gruppen, die den
vorgegebenen Normen nicht entsprechen.
Politik hat aus meiner Sicht, und das trifft
sowohl für einen Stadtrat der Stadt Duis-
burg zu als auch für die Bundes- und Lan-
despolitik, eine Vorreiterfunktion. Die poli-
tische Auseinandersetzung ist immer noch
geprägt von dem Dogma, Deutschland sei
kein Einwanderungsland. Und hier wider-
spreche ich Barbara John; man kann zwar
heute als Person unbeschadet sagen,
Deutschland ist ein Einwanderungsland,
dennoch sind viele Politikerinnen und Poli-
tiker, im übrigen aus allen Fraktionen des
Deutschen Bundestages, der Auffassung,
dass – trotz Zuwanderung – Deutschland
kein Einwanderungsland sei. Mit dem Be-
griff Einwanderungsland ist ja nicht nur
verbunden, dass Menschen in die Bundesre-
publik kommen und andere wieder gehen,
sondern mit Einwanderungsland ist auch
verbunden, eine Öffnung der Gesellschaft,
der Sozialen Dienste, aber auch von Orga-
nisationen und Politik. Eine Gesellschaft,
die sich weltoffen zeigen will, die ihre Pro-
dukte auf dem Weltmarkt verkaufen will
und einen pluralen Anspruch hat, die ver-
trägt es nicht, wenn sie sich als Schicksalsge-
meinschaft definiert, so wie wir das im
Wahlprogramm der CDU/CSU immer
noch finden. 

Vielfach wird in der Debatte um die inter-
kulturelle Öffnung von Dienstleistungen
oder Regeldiensten, auch von Wohlfahrts-
verbänden, die Notwendigkeit der Öffnung
nicht aus Sicht der Betroffenen, der Kunden
oder der Beteiligten definiert; der Ansatz
vielmehr ist das Verständnis der Anbieter
selbst. Eine große Wohlfahrtsorganisation,
die gerade dabei ist, ihre Regeldienste inter-
kulturell zu öffnen, formuliert dies in einem
Thesenpapier folgendermaßen: „Interkultu-
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relle Kompetenz bedeutet die Fähigkeit, die
Unterschiede zwischen den Personen mit
ihren ethnischen und kulturellen Prägungen
wahrzunehmen, sie zu akzeptieren und zu
berücksichtigen”. Wohl wahr. Das haben
wir auch gestern aus der Stadt Duisburg ge-
hört. Diese Form der Öffnung heißt aber,
die unterschiedlichen kulturellen Prägun-
gen in ihrer Maßnahmepolitik nur bei ihren
Angeboten zu berücksichtigen, und das be-
deutet nicht, dass diejenigen, die diese
Dienstleistungen nachfragen, selbst die
Handelnden in diesen Organisationen sind,
die mit darüber entscheiden können, welche
Angebote gemacht werden und welche
Ausprägung diese Maßnahmen haben. Lei-
der taucht dieses Verständnis auch bei uns
als Gewerkschaften auf, wenn wir eigene
Maßnahmen planen und dabei unsere eige-
nen Mitglieder nicht mit in die Entschei-
dungsprozesse einbeziehen. 

Und häufig passiert dann Folgendes: in
gutem Glauben machen wir dann eher sozi-
alpädagogische Angebote statt politische
Maßnahmen einzuleiten, die dazu dienen,
unsere eigenen Mitglieder mit anderer kul-
tureller Prägung fit zu machen, selbst für ih-
re eigenen Belange einzutreten. Insofern
nehme ich bei der Kritik daran, dass nicht
die Handelnden diejenigen sind, die die
Dienstleistungen abrufen, sondern die Han-
delnden häufig diejenigen sind, die etwas
anbieten, keine Organisation und keine Ver-
waltung aus. 

Eine weitere Voraussetzung für die Öff-
nung, und da sind wir – zumindest in den
öffentlichen Darstellungen – einen Schritt
weitergekommen, ist die Veränderung des
Bildes der Menschen, die eine Dienstlei-
stung in Anspruch nehmen wollen. Men-
schen dürfen nicht als Bittsteller betrachtet
werden, sondern sie sind Kunden, die einen
Anspruch haben auf eine sachgerechte Be-

handlung oder Entscheidung über ihre An-
liegen. In der Praxis allerdings scheitert die-
ser Anspruch häufig daran, dass die Verwal-
tungen nicht in der Lage sind, diese Ansprü-
che in der Realität auch zu erfüllen. Häufig
genug, und dies zeigt sich auch in Berlin bei
den Meldestellen, besteht das eigentliche
Problem darin, dass es so etwas wie ein Sy-
stem des „im Kreis geschickt werden“ gibt.
Mitarbeiter der Bezirksämter sind aufgrund
des häufigen Büroumzuges nicht einmal in
der Lage zu sagen, in welcher Straße sich
aktuell die Meldestellen befinden. Dieses
Beispiel macht deutlich, dass strukturelle
Veränderungen und Qualifizierungsmaß-
nahmen schon jetzt, ohne eine interkultu-
relle Öffnung nötig sind, will man besser
auf die Ansprüche der Kunden eingehen.
Und, betrachtet man dann aufgrund des
neuen Zuwanderungsgesetzes die Tatsache,
dass Menschen aus der EU nicht mehr ihre
erste Anlaufstelle bei der Ausländerbehörde
haben, sondern bei den Einwohnermelde-
ämtern, dann wird deutlich, dass auch Ein-
wohnermeldeämter und Meldestellen in ih-
rer interkulturellen Kompetenz gestärkt
werden müssen. 

Die Erfahrungen aus den Betrieben

Aus unserer Erfahrung in den Betrieben
gibt es fünf Schritte, die handlungsleitend
sind für einen Prozess der interkulturellen
Öffnung:

1. Eine Organisation und eine Verwal-
tung, die sich öffnen will, braucht ein Leit-
bild. Dieses Leitbild muss als mainstrea-
ming-Strategie in allen Bereichen und auf
allen Funktionsebenen etabliert werden.
Dabei darf das Leitbild nicht unter der
Hand diskutiert oder von der Verwaltung
eingesetzt werden; notwendig ist ein Be-
schluss der politischen Entscheidungsträger
einer Kommune, des Stadtrats oder des Vor-
stands der Organisation. Unsere Erfahrung
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ist, dass alle Ebenen mit in den Prozess ein-
bezogen werden müssen. Insbesondere die
mittlere Führungsebene zeigt die größten
Vorbehalte und versucht – sofern es keine
Entscheidung der Vorstände gibt – die Öff-
nung wieder zurück zu holen. 

2. Interkulturelle Öffnung muss von der
Spitze ausgehen, daher ist ein Top-Down-
Prozess eine wichtige Voraussetzung. Er
muss aber mit einem Bottom-Up-Prozess
verbunden werden. 

3. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
einer Behörde, einer Organisation, müssen
selbst auch in einen solchen Prozess einbe-
zogen werden. Dazu eignen sich Open-Spa-
ce-Formen, bei denen die Wünsche und
Themen aller Mitarbeiter zu berücksichti-
gen sind. 

4. Interkulturelle Öffnung darf nicht nur
ausgehen von den Interessenlagen einer Or-
ganisation, sie muss insbesondere die Vor-
stellungen von Kunden und Antragstellern
und deren Organisationen berücksichtigen.
Deshalb ist nicht nur eine Einbeziehung auf
der Ebene, „wir gehen mal zu einer Organi-
sation hin und fragen, was sie für Wünsche
und Probleme hat“, wichtig, sondern Kun-
den- und Betroffenenorganisationen müs-
sen aktiv in diesen Prozess einbezogen wer-
den, und dies bereits bei der Entwicklung
und der Zielbestimmung. Das kann ich auch
noch mal in Richtung Arbeitsverwaltung
sagen. Ich finde, wenn die Arbeitsverwal-
tung einen Prozess der interkulturellen Öff-
nung machen will, dann muss sie am Anfang
mit den Organisationen, mit den Selbstor-
ganisationen darüber sprechen, wie ein sol-
cher Prozess gestaltet werden kann. 

5. Jede Öffnung muss überprüfbar sein
und darf nicht an eingesparten Mitteln ge-
messen werden. In diesem Zusammenhang
noch ein Satz zu gestern: Ich habe mich ge-
fragt, wie kommt es, dass hier so kritisch
über die Integrationspolitik der Niederlan-
de diskutiert wurde. Wir glauben häufig,

wenn wir eine bestimmte Maßnahme, eine
bestimmte Strategie entwickelt haben, wie
die interkulturelle Öffnung, dann würden
wir damit alle Probleme der Welt lösen.
Oder, wie bei den Niederlanden, wenn wir
eine Integrationspolitik betreiben, dann
müsste doch die gesamte Gesellschaft plötz-
lich ganz ausländerfreundlich sein und es
dürften keine fremdenfeindlichen Einstel-
lungen mehr existieren. 

Dieses Denken sollten wir uns abgewöh-
nen. Wir sollten uns abgewöhnen zu glau-
ben, dass Integrationspolitik dazu führt,
dass Menschen weniger fremdenfeindliche
Einstellungen haben. Nein, wenn Integra-
tionspolitik gut funktioniert, sind die Ju-
gendlichen mit Abitur Konkurrenten auf
dem Arbeitsmarkt. Deshalb, interkulturelle
Öffnung ist nur ein kleiner Baustein dafür,
eine andere Gesellschaft zu organisieren als
die, die wir bisher haben. Und Zuwande-
rung ist so zu gestalten, dass soziale Kon-
flikte minimiert oder eben positiv, kon-
struktiv gelöst werden.
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Maria Weber
Landesbeauftragte für Ausländerfragen des Landes
Rheinland-Pfalz, Mainz

1. Warum brauchen wir eine „Interkultu-

relle Öffnung” bzw. „Interkulturelle

Kompetenz” in der Verwaltung?

Gut 7 Millionen (9 %) ausländischer Mit-
bürgerinnen und Mitbürger in der Bundes-
republik Deutschland und etliche Millionen
bereits eingebürgerter Migrantinnen und
Migranten haben schon vor der Verabschie-
dung eines Zuwanderungsgesetzes und dem
Bekenntnis, dass Deutschland nun ein Zu-
wanderungsland ist, verdeutlicht, dass be-
reits Einwanderung stattgefunden hat. Das
Zusammentreffen von Menschen anderer
kultureller Herkunft mit wenigen oder gar
keinen deutschen Sprachkenntnissen und
Mitarbeitern von Behörden ist also unaus-
weichlich und stellt beide Seiten vor große
Herausforderungen. Bereits vor sechs Jah-
ren präsentierte die Landesbeauftragte für
Ausländerfragen von Rheinland-Pfalz Er-
gebnisse einer Befragung, in der es um die
Probleme interkultureller Kommunikation
in rheinland-pfälzischen Behörden ging.
Diese Veröffentlichung hat auch heute
nichts von ihrer Aktualität verloren, denn
mir und meinen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern werden immer wieder Fälle vorge-
tragen, in denen es um Konflikte zwischen
Migrantinnen und Migranten auf der einen
Seite und Behördenmitarbeiterinnen und
–mitarbeitern auf der anderen Seite geht.
Die eine Seite berichtet von Diskriminie-

rungen und Machtmissbrauch, während die
andere Seite ihre Vorurteile verfestigt sieht
und über Stress und erhöhte Arbeitsbela-
stung klagt. 

Dabei sind diese Kommunikationspro-
bleme nicht nur beim Aufeinandertreffen
von Menschen anderer kultureller Herkunft
und den Behördenmitarbeiterinnen und
–mitarbeitern festzustellen. 

Auch Einheimische leiden unter bürokra-
tischen Regeln, der fehlenden Einsicht in
behördliche Organisationsabläufe und der
entstehenden Frustration, wenn die Ent-
scheidung der Behörde von ihnen nicht
nachvollzogen werden kann. Das Personal
wiederum geht davon aus, dass die Klienten
sich auf jeden Fall den bürokratischen Ent-
scheidungen zu fügen haben, auch wenn sie
sich subjektiv ungerechtfertigt behandelt
fühlen.

Wenn Sie in ein Geschäft gehen und die
Serviceleistung nicht befriedigend ist, wer-
den Sie das Geschäft in Zukunft meiden.
Wenn Sie in eine Gaststätte gehen und das
Personal unfreundlich ist, werden Sie kein
weiteres Mal mehr dort Ihr Geld ausgeben.
Nicht so ist es bei der öffentlichen Verwal-
tung. Wir alle, ob Ausländer oder Deutsche,
können uns den Behörden nicht entziehen.
Es besteht ein mehr oder minder starkes Ab-
hängigkeitsverhältnis. Migrantinnen und
Migranten sind den Entscheidungen der Be-
hörden noch stärker ausgeliefert, weil die
Behörden über den rechtlichen Status und
den Handlungsspielraum dieser Menschen
in noch größerem Maße entscheiden. Diese
Entscheidungen und Vorgaben der Behör-
den sind für Migrantinnen und Migranten
von existenzieller Bedeutung. 

Interkulturelle Kompetenz als moderne
Sozialkompetenz
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Die Probleme sind erkannt und meiner
Meinung nach nur durch eine interkulturel-
le Öffnung der Verwaltung und den Erwerb
von interkultureller Kompetenz bei den Be-
hördenmitarbeitern zu lösen.

2. Was ist zu tun? Wo ist anzusetzen?

Wenn ich gerade gesagt habe, dass die Lö-
sung dieser Probleme durch eine interkultu-
relle Öffnung in der Verwaltung bezie-
hungsweise durch interkulturelle Kompe-
tenz zu bewerkstelligen ist, stellen sich na-
türlich die Fragen, was ist darunter zu ver-
stehen und wie kann diese interkulturelle
Kompetenz vermittelt bzw. erworben wer-
den. 

Ausgehend von der Achtung vor anderen
Kulturen geht es darum, sich gegenseitig
verständigen zu können. Verständigung mit
Menschen einer anderen Kultur heißt nicht
nur, die Schwierigkeiten zu bewältigen, die
unterschiedliche Sprachen mit sich bringen.
Hier kann man sich notfalls auf eine dritte
Sprache einigen, wie zum Beispiel Englisch.
Aber es ist nicht nur die andere Sprache
oder es sind nicht nur die mangelnden
Deutschkenntnisse, die eine Verständigung
erschweren. Es sind dies auch: 

• unterschiedliche Verhaltensweisen, 
• unterschiedliche Kleidung und Essge-

wohnheiten,
• unterschiedliche Rituale und Traditio-

nen,
die viele von uns entweder missverstehen

oder einfach nicht akzeptieren. Wir bewer-
ten eben nach unseren Maßstäben, doch da-
mit kommen wir nicht weiter. 

Die Vermittlung von interkultureller
Kompetenz ist nicht einfach und schnell ge-
schehen in Form einer Wissensvermittlung,
sondern interkulturelle Kompetenz ist eine
Sozialkompetenz, die gelernt und trainiert

werden kann und muss. Ich verstehe darun-
ter die Fähigkeit, mit den Widersprüchen
und Konflikten zwischen den Kulturen
sachgerecht und konfliktfrei umzugehen.
Dazu gehört

• die Fähigkeit, Verschiedenartigkeit zu
akzeptieren und die eigene Kultur nicht
zum Maßstab der Bewertung für andere
Kulturen zu machen,

• die Fähigkeit, die Widersprüche zwi-
schen verschiedenen Kulturen und Wider-
sprüchlichkeiten im Verhalten aushalten zu
können,

• aber auch die Fähigkeit, sich in andere
hinein versetzen zu können und das Den-
ken und Handeln dieser Personen in Ver-
bindung mit ihrem kulturellen Hintergrund
nachvollziehen zu können,

• die Fähigkeit, eigene Werthaltungen zu
hinterfragen sowie Vorurteile als solche zu
erkennen und zu revidieren,

• die Fähigkeit, die Bedeutung von kultu-
reller Tradition zu erkennen und ihr gegen-
über Toleranz zu entwickeln, und schließ-
lich

• die Fähigkeit, auf Konflikte konstruktiv
zu reagieren und nach gemeinsamen Lö-
sungen zu suchen.

Wenn diese Fähigkeiten zusätzlich durch
kulturelles Wissen, Erfahrungen mit Migra-
tion, mit Migrantinnen und Migranten so-
wie mit Sprachkenntnissen ergänzt werden,
nimmt das Gestalt an, was wir uns als Ideal-
bild von interkultureller Kompetenz wün-
schen.

Deswegen ist es für mich als Landesbe-
auftragte für Ausländerfragen wichtig, dass
diese Sozialkompetenz als Basisbaustein in
jede Ausbildung hineinkommt. 

Weitere Forderungen:
• Die in der Aus-, Fort- und Weiterbil-

dung Tätigen müssen in der eigenen Ausbil-
dung interkulturelle Kompetenz erwerben,
um sie dann auch weitergeben zu können.
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• Bi-kulturelle Ausbildungskräfte und
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Mi-
grationshintergrund sollten in jeder Verwal-
tung eingestellt werden.

• Vielerorts ist es dem Personal von Be-
hörden noch nicht bewusst, dass ihre Ein-
richtung Dienstleistungscharakter hat (Leit-
bildentwicklung nötig). 

• Behördenmitarbeiterinnen und –mitar-
beitern muss begreiflich gemacht werden,
dass sie durch den Erwerb von interkultu-
reller Kompetenz Vorteile haben (weniger
Konflikte, weniger Stress, Zeitersparnis
durch reibungslosere Arbeitsabläufe, zu-
friedenstellendere Ergebnisse auf beiden
Seiten, Schonung der Gesundheit durch
Vermeidung von Magengeschwüren und
Bluthochdruck).

3. Wie kann die Landesbeauftragte für

Ausländerfragen unterstützend wirken

und Prozesse vorantreiben? 

Schwerpunkte der bisherigen und mo-
mentanen Aktivitäten der Landesbeauftrag-
ten für Ausländerfragen von Rheinland-
Pfalz sind:

• Initiierung und Durchführung von
Fortbildungsangeboten für Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in Ausländerbehörden
(zusammen mit dem Ministerium des In-
nern und für Sport) in den Jahren 1991 bis
1998,

• Auftragsvergabe für eine empirische Be-
fragung in Rheinland-Pfalz zum Thema
Probleme interkultureller Kommunikation
in Behörden (Broschüre „Verstehen und
verstanden werden”, erschienen 1996, mo-
mentan vergriffen),

• Pilotfortbildungsprojekt für Führungs-
kräfte der öffentlichen Verwaltung („Inter-
kulturelle Führungskompetenz”) seit dem
Jahr 2000,

• Kooperation mit der Finanzhochschule
(zuständig für Rheinland-Pfalz und Saar-

land); geplant ist außerdem die Einbindung
der Thematik in die bevorstehende Ausbil-
dungsreform,

• Begleitung der Projekte: 
a) „baci” – interkulturelle Öffnung der

Gesundheitsversorgung für ältere türkische
Migrantinnen und Migranten in einem
rheinland-pfälzischen Landkreis,

b) Interkulturelle Gesundheitsbildung
(Kooperation mit dem Volkshochschulver-
band und der Landeszentrale für Gesund-
heitsförderung in Rheinland-Pfalz,

c) Psychosoziale Versorgung der Migran-
tinnen und Migranten (Förderung von Ar-
beitstagungen und Dokumentationen),

• Im Bereich der Elementarerziehung:
Zusammenarbeit mit dem Institut IPE (In-
terkulturelle Pädagogik für die Erzieherin-
nen im Elementarbereich),

• Im Bereich der Lehrerfortbildung: Punk-
tuelle Unterstützung bei Seminaren,

• Informationen über die Thematik und
Sensibilisierung für die Notwendigkeit von
interkultureller Kompetenz finden ihren
Niederschlag auch in der Öffentlichkeitsar-
beit der Landesbeauftragten für Ausländer-
fragen in Rheinland-Pfalz.
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Barbara John
Beauftragte des Senats von Berlin für Migration
und Integration

Was die interkulturelle Ausrichtung der
Berliner Verwaltung im Detail angeht, da
müssen Sie weiter gespannt bleiben. Dazu
sage ich heute, außer einer Bemerkung, gar
nichts, denn ich will das Thema weiter fas-
sen, weil es ja auch weitergefasst ist bei einer
so abschließenden Podiumsdiskussion. Ich
will Ihnen sechs kurze Gedanken vortragen. 

1) Der erste Gedanke: man kann ja nun
ohne große soziale Ächtung sagen, dass
Deutschland ein Einwanderungsland ist.
Dass Deutschland ein Integrationsland zu
werden hat, oder werden wird, das ist eher
noch ungewiss, aber gewiss ist, wenn wir
ein Einwanderungsland sind und kein Inte-
grationsland werden, dann werden wir we-
der ein attraktives noch ein erfolgreiches
Einwanderungsland sein. Es ist bedeutsam,
dass Deutschland ein erfolgreiches Integra-
tionsland wird, und dazu gehört natürlich
auch die interkulturelle Ausrichtung eigent-
lich aller öffentlichen Stellen, also aller In-
stitutionen. 

2) Ich will Ihnen etwas zeigen, was Sie
einerseits gut kennen und andererseits gar
nicht kennen können: hier, das sieht aus wie
eine Telefonkarte, oder wie eine Scheckkar-
te. Es ist eine Karte der westaustralischen
Regierung, und zwar eine Dolmetscher-
Karte. Diese Dolmetscher-Karte bekommt
jeder, der dorthin geht nach Australien –

entweder auf der Karte als Flüchtling oder
als registrierter Einwanderer. Die große
Überschrift heißt, „I need an Interpreter“,
ich brauche einen Dolmetscher. Mit dieser
Karte, wo immer er sie zeigt, wenn er eine
öffentliche Dienstleistung haben will, wird
dann eine Telefonnummer angewählt, eine
Tag und Nacht vorbildlich arbeitende
Übersetzungsagentur, die sofort Hilfe gibt. 

In den Fällen, wo man nicht über Sprache
verfügt, weil man Stumm oder Taub ist, ist
auch noch die Adresse einer solchen Institu-
tion angegeben. 

Wir wissen: diese Praxis gibt es nirgend-
wo in Deutschland. Ich habe den Versuch,
diese Praxis hier einzuführen, im vorigen
Jahr in Berlin über lange Monate mit der
Firma Sprachexpress verfolgt, die in Eng-
land tätig ist. Der Versuch ist gescheitert.
Die Firma hat fluchtartig unser Land verlas-
sen, denn es mangelte an Aufträgen. Ich will
damit Folgendes sagen: Einer solchen
selbstverständlichen Dienstleistung gegenü-
ber besteht viel Skepsis, die ich auf den er-
sten Blick sogar verstehe. Erst gestern
abend bei einer Diskussion, einige von Ih-
nen waren dabei, ist das noch mal bestätigt
worden. Da sagte der Vertreter einer Woh-
nungsbaugesellschaft: “Stellen sie sich vor,
da kommt jemand, der spricht gar nicht gut
Deutsch und will über uns eine Wohnung
haben und sagt, „Wo türkische Überset-
zung?“, also ich kann dem nichts anbieten,
und dem können wir auch keine Wohnung
geben, der ist schon lange hier. Natürlich
hat der sich wütend von uns verabschiedet.
Und es kann doch nicht sein, dass wir ihm

Sechs Thesen zur Integrationspolitik
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alles an Dienstleistungen in der eigenen
Muttersprache servieren, so lernt er ja nie
Deutsch.” 

Natürlich wäre es besser, wenn dieser
Mann Deutsch könnte, aber er kann es nun
mal nicht, die Gründe seien dahingestellt.
Wäre es nicht viel besser gewesen, er hätte
so eine Karte gehabt? Dann hätte man dem
Ratsuchenden geholfen und ihn dabei auch
auf seine mangelnden Deutschkenntnisse
hinweisen können mit dem Tipp, einen
Sprachkurs zu besuchen. Also diese Art der
Verständigung ist das Ziel, um das es geht.
Die Sprache ist die komplexeste, umfas-
sendste und differenzierteste Form der Ver-
ständigung. Wenn nun jeder Amtskontakt
gleich zu einer Spracherziehung gemacht
wird, erleiden wir Schiffbruch. Aber diese
Kontakte sind zu nutzen. Die Haltung, die
weit verbreitet ist, nicht wir müssen uns an-
passen, sondern die müssen sich anpassen,
diese Haltung muss aufgegeben werden, oh-
ne dass wir das Ziel aus den Augen verlie-
ren, dass alle, die sich hier aufhalten,
Deutsch sprechen sollten, um erfolgreich zu
sein. 

3) Für Einwanderungsländer gilt etwas
ganz Einfaches, womit sie erfolgreiche Ein-
wanderungsländer werden: ändern, ändern,
ändern, alles muss sich ändern, nicht indem
man es von den Füßen auf den Kopf stellt,
sondern indem man die Stärken derjenigen,
die kommen, nutzt. Dieser Änderungsbe-
darf, der ist an allen Ecken und Enden vor-
handen. Eine interkulturelle Ausrichtung
unserer öffentlichen und nicht-öffentlichen
Stellen bedeutet ja nichts anderes, als dass
wir ein Verwaltungsprinzip oder ein Servi-
ceprinzip anwenden, das sowieso gilt und
das wir nicht für die Zuwanderer neu erfin-
den müssen, nämlich eine bürgernahe, auf
den Einzelnen zugeschnittene Verwaltung.
Das ist das alte Prinzip, das wir nur in die-

sem speziellen Punkt neu ausführen müs-
sen. Dieser Änderungsbedarf ist vorhanden,
von der Wiege bis zur Bahre. 

4) Ich lese Ihnen jetzt einen Satz vor und
Sie können raten, wo der steht: “Der Bedarf
an Mitarbeitern mit interkultureller Kom-
petenz steigt ständig”, könnte ja irgendwo
in einem Verwaltungshandbuch stehen.
Mitnichten. Sie finden diesen Satz dort nir-
gendwo, es sei denn, Sie beweisen mir jetzt
das Gegenteil. Dieser Satz steht in einem
Bestseller moderner Managementliteratur.
Und der Satz geht so weiter: “denn kultu-
relle Missverständnisse sind Sand im Getrie-
be internationaler Teams”. Na selbstver-
ständlich. Und auch da, wo wir agieren, wo
ich agiere, wo Sie agieren, sind wir ein inter-
nationales Team, das besteht aus den Mitar-
beitern und aus den Kunden, die die Servi-
ce-Leistung brauchen und die sie abrufen
wollen. Im Wirtschaftsbetrieb zahlt es sich
nicht aus, das heißt, es kostet sehr viel Geld,
wenn Sand im Getriebe ist. Im Öffentlichen
Dienst scheint es auf den ersten Blick nichts
zu kosten, aber es entstehen tatsächlich ho-
he soziale und politische Kosten, nämlich
Abwendung vom Aufnahmeland, Enttäu-
schung, sich nicht angenommen fühlen.
Letztendlich entstehen auch, wenn man sei-
nen Wunsch nicht vorbringen kann, mate-
rielle Kosten, weil die Vorsprache wieder-
holt werden muss. 

5) Mir geht es überhaupt nicht um eine
Ethnisierung der Dienste, also wir haben
180 verschiedene Nationalitäten in Berlin,
jetzt brauchen wir 180 verschiedene Mitar-
beiter, die überall sitzen, um jedem nun eine
sehr bürgernahe und auf das Individuum
zugeschnittene Dienstleistung zu erbrin-
gen? Natürlich wäre das Unsinn und ein fal-
sches Verständnis einer solchen Ausrich-
tung der Verwaltung, sondern es geht da-
rum, dass die Menschen, die zu uns kom-
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men, sich einbezogen fühlen und sich ent-
sprechende Integrationserfolge einstellen. 

6) Mein letzter Punkt ist, dass ich mit Ih-
rer Hilfe und mit Ihrer Beteiligung im
Herbst dieses Jahres eine Fachtagung hier in
Berlin zur interkulturellen Öffnung der
Verwaltung durchführen will, bei der wir
dieses Thema dahin bringen, wohin es ge-
hört, nämlich an die Kunden, die uns noch
mal sagen sollen, ob wir auf dem richtigen
Wege sind, also an Minderheitengruppen.
Gleichzeitig soll es eine Informationsveran-
staltung sein, damit besser verstanden wird,
dass eine interkulturelle Verwaltung auch
gut ist für die Verwaltung, die Nachbar-
schaft, weil sich der Integrationsgedanke in
der Stadt einfach besser und schneller
durchsetzen lässt. Vielen Dank.
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Albert Schmid
Präsident des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge, Nürnberg

Als vor einem knappen Jahr, im Sommer
des Jahres 2001, die unabhängige Kommis-
sion Zuwanderung ihren Bericht vorlegte
und dem Bundesminister des Innern über-
gab, wurde dieser Bericht von sehr vielen als
ein Paradigmenwechsel klassifiziert, der in
Deutschland stattgefunden hätte. Zuwande-
rung – auch nach deutschem ausländer-
rechtlichem Grundverständnis – gab es
nicht im Bewusstsein der sogenannten poli-
tischen Klasse, obwohl sie tatsächlich mas-
senhaft stattfand. Ausländerrechtlich ging
es immer nur um die Frage des Zugangs ei-
nes einzelnen Ausländers oder einer einzel-
nen Ausländerin oder einer Gruppe von
Ausländerinnen und Ausländern, aber das
Massenphänomen Zuwanderung wurde po-
litisch jedenfalls zum ersten Mal mit der Ar-
beit dieser Kommission in Angriff genom-
men. 

Die Herausforderung an die Verwaltung
setzt voraus, dass zunächst die Gesellschaft
die an sie gerichtete Herausforderung an-
nimmt, dass die Gesetzgebung, dass die Po-
litik die an sie gerichtete Herausforderung
annimmt und dass damit der Rahmen hin-
reichend bestimmt ist, der sich daraus für
die Verwaltung ergibt. Lassen Sie mich des-
halb in zwei Kategorien der Thematik nä-
hern. Zum einen mit einer etwas grundsätz-
lichen Art des Herangehens und zum ande-
ren mit einigen praktischen Hinweisen. 

Die Herausforderung an die Verwaltung
reflektiert die Herausforderungen an die

Gesellschaft. Das führt dazu, dass Verwal-
tungen Entwicklungen in der Gesellschaft
konkretisieren, aber sie nicht wirklich be-
stimmen. Auf der anderen Seite wird von
Verwaltungen in einem aktivierenden Staat
erwartet, dass sie initiativ sind, dass sie in-
novativ sind, dass sie kreativ sind. In diesem
Spannungsverhältnis zwischen einem exe-
kutiven Nachvollzug dessen, was Politik
und Gesetzgebung auf der einen Seite wol-
len und auf der anderen Seite dem, was Ver-
waltungen initiierend auf den Weg bringen
sollen, steht auch eine Behörde, der ich vor-
stehe und die nach dem neuen Gesetz Zu-
wanderung und Integration managen und
vernünftig organisieren soll. 

Diese Herausforderung ist in einem Zu-
sammenhang zu sehen mit den Bemühun-
gen um dieModernisierung des Staates und
der Verwaltung ganz allgemein. Gerade
dort, wo eine Behörde im Umbruch steht,
bieten sich mehr Chancen, innovativ tätig
zu werden, als dort, wo eine Behörde in ih-
rem bisherigen Aufgabenzuschnitt ver-
bleibt. Hier haben wir uns von folgenden
Gesichtspunkten leiten zu lassen: Wir haben
darauf Rücksicht zu nehmen, was an vor-
handenem Potenzial gegeben ist und was an
neuem Potenzial hinzu gewonnen werden
kann. Herr Müller-Hofstede, Sie haben dar-
auf hingewiesen, dass die Behörde in Nürn-
berg annähernd 50 Jahre, wenn ich es recht
im Ohr habe, als Abwehr- oder Ableh-
nungsbehörde wahrgenommen wurde, und
die Zahlen sprachen ja auch dafür. Nur, mei-
ne Damen und Herren, es würde eine
Unterschätzung von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, die in einer aufgeklärten Ge-
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Grundprinzipien zur Bewältigung der
Herausforderungen



sellschaft tätig sind, bedeuten, wenn man
nicht annähme, dass sie sich auf neue Anfor-
derungen einstellen könnten. Doch wenn
ich davon ausginge, dass das, was jemand
bisher gemacht hat, auch den Rahmen vor-
gibt für das, was er zukünftig machen kann
– dann würde ich Innovation in kaum einem
gesellschaftlichen Bereich überhaupt für
möglich erklären. 

Bevor wir organisatorische und Zustän-
digkeitsfragen im einzelnen erörtert haben,
war deshalb für uns ganz wichtig, wie wir
die annähernd zweieinhalbtausend Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter motivieren
können für die neuen Herausforderungen.
Ich will hier nicht verhehlen, dass eine Mit-
arbeitergruppe, nämlich die Frauen in unse-
rer Behörde, sich als das Potenzial erwiesen
haben, das in besonderer Weise aufgeschlos-
sen ist für die neuen, in der Zuwanderung
liegenden Herausforderungen. Wir haben
bei unserer Personalzusammensetzung zwi-
schen Männern und Frauen eine Relation
von 50:50. Bei einer Befragung unserer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, wer an der
Konzeption der neuen Aufgaben aktiv mit-
wirken möchte, haben wir eine größere
Mitwirkungsbereitschaft bei Frauen regi-
striert. 

Das hat eine Skepsis widerlegt, die insge-
samt natürlich auf die gesamte Mitarbeiter-
schaft des Amtes projiziert war: Wie kann
sich eine Behörde nach fast 5 Jahrzehnten in
einer bestimmten Perspektive einer verän-
derten Herausforderung stellen? Wir haben
nicht etwa neues Personal bekommen im
Zuge dieser Zuwanderungsdiskussion, son-
dern wir müssen mit dem Personal, das über
Jahre in diesem Amt tätig ist, versuchen, uns
auf diese Herausforderung einzustellen. Ich
will diesen ersten praktischen Hinweis, der
mir auch eine gewisse Zuversicht für die
Zukunft vermittelt, deutlich unterstreichen. 

Behördenstrukturen sind nicht nur nach
innen , sondern auch ablauforganisatorisch
zu bedenken. In der Organisationswissen-
schaft wird zwischen der Aufbauorganisa-
tion und der Ablauforganisation unterschie-
den. Ich denke, dass wir zunächst einmal
gut beraten sind, Abläufe neu zu entwik-
keln, das heißt, in Netzwerkstrukturen zu
denken. Es geht nicht darum, dass wir uns
in einer Behörde bemühen, in Referats- und
Abteilungs- und Gruppenstrukturen das
entsprechende Know-how zu bündeln und
zu optimieren, sondern es geht darum, ge-
sellschaftliche Kompetenz stärker zu ver-
knüpfen mit dem, was Administrationen zu
leisten haben. Wir verstehen uns in der
Bundesrepublik als Teilhabe-Gesellschaft,
und diese Teilhabe ist nicht nur als demo-
kratiepolitischer Anspruch zu sehen, son-
dern eben insbesondere auch als Ausfor-
mung eines kulturellen Grundverständnis-
ses. 

Deshalb sind wir dabei, ein Netzwerk
entfalten zu helfen, in dem dieses Bundes-
amt sozusagen den Haken bildet, an dem
dieses Netz festgemacht werden kann.
Nicht mehr und nicht weniger. Und dabei
müssen wir all denen, mit denen wir bisher
kooperieren, Chancen geben. Ich nenne ein
sehr praktisches Beispiel: Wir arbeiten mit
4.600 Dolmetscherinnen und Dolmetschern
zusammen. Neben dem, was diese Dolmet-
scherinnen und Dolmetscher in ihrer ei-
gentlichen Arbeit leisten, hat sich eine Ko-
operation entwickelt, die über die Sprach-
vermittlung hinausreicht. Diese Dolmet-
scherinnen und Dolmetscher sind zwar
nicht in festen Beschäftigungsverhältnissen,
aber in einer häufig doch auf längere Sicht
angelegten Vertragsbeziehung mit uns ver-
bunden. Auf diese Weise haben wir über die
Übersetzungsfunktion hinaus Potenziale
angeboten bekommen, die ggf. stärker ge-
nutzt werden können. 
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Für uns gilt, was für alle Behörden gilt,
dass wir uns bei Neueinstellung von Perso-
nal auch darum noch stärker bemühen, Mit-
arbeiter aus anderen Kulturen zu gewinnen,
d.h. auch mit anderen Sprachhintergründen.
Wobei wir die Erfahrung gemacht haben,
dass Integration in erster Linie durch Spra-
che geschieht. Das ist eine Herausforde-
rung, die die Briten zum Beispiel überhaupt
nicht kennen, weil die Zuwanderung in das
Vereinigte Königreich überwiegend aus ei-
nem Umfeld stammt, in dem englische
Sprachkenntnisse vorausgesetzt werden
und vorhanden sind. Deshalb hat die Inte-
gration in das Vereinigte Königreich ganz
andere Dimensionen, als das bei uns der Fall
ist. Wir werden daher der Anforderung an
entsprechende Sprachkenntnisse große
Aufmerksamkeit zu schenken haben, auch
in der Auswahl von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern bei uns.

Zu den Aufgaben des neuen Bundesamts

Lassen Sie mich noch einige ganz konkre-
te praktische Dinge nennen, die jetzt ge-
schehen sollen. Wenn der Bundespräsident
das neue Zuwanderungsgesetz, das den
Bundesrat passiert hat, ausfertigt – nehmen
wir an, er würde das im Laufe des Sommers
machen – und es damit verkündet ist, tritt es
am Tag nach der Veröffentlichung im
Bundesgesetzblatt in wichtigen Punkten be-
reits in Kraft, in anderen Teilen am folgen-
den Monatsersten und im Hauptteil am 1.
Januar des Jahres 2003. 

Ein Hauptteil ist in diesem Gesetz das
Thema der Integration. In diesem Bereich
sollen wir ab dem 1. Januar 2003 sofort
handlungsfähig sein. Es sollen Sprachkurse
angeboten werden, deren Besuch in be-
stimmtem Umfang nach dem Gesetz als ei-
ne Verpflichtung begründet ist. Dazu sind
wir in besonderem Maß darauf angewiesen,
alle Kompetenz, die auf diesem Feld bereits

vorhanden ist, zu optimieren. Wir müssen
also die Kooperation mit betroffenen und
kompetenten Verbänden und Organisatio-
nen schnellstmöglich intensivieren, organi-
sieren und formalisieren. Natürlich unter
dem Vorbehalt der Verkündung des Geset-
zes durch den Bundespräsidenten. 

Auch wenn wir dies noch einmal kritisch
überprüfen, werden wir uns in Bezug auf
die Sprachförderung zunächst einmal an
dem orientieren, was das Gesamtsprach-
konzept im Jahre 2000 festgelegt hat. Es gab
damals schon einen politischen Meinungs-
bildungsprozess und einen gewissen Kon-
sens. Man kann jedoch nicht einfach davon
ausgehen, dass dies schon einmal verab-
schiedet worden ist und jetzt unreflektiert
umgesetzt wird. Nein, diese Reflexionspha-
se muss einer vernünftig agierenden Verwal-
tung eingeräumt werden. Wir werden darü-
ber hinaus, ich habe es vorher schon einmal
prinzipiell angesprochen, die Netzwerke in
den verschiedensten Bereichen zu knüpfen
haben. Integration betrifft zwar vor allem
Sprache, aber nicht nur Sprache. 

Aus der Erfahrung zum Beispiel mit der
Integration von Aussiedlern und Spätaus-
siedlern, vor allem aus dem Gebiet der ehe-
maligen Sowjetunion, können wir auch Er-
kenntnisse gewinnen für die Integration im
Allgemeinen. Der Aussiedlerbeauftragte der
Bundesregierung hat ein Vier-Säulen-Mo-
dell vertreten und dieses, so meine ich, ist
durchaus auch geeignet für die Integration
im Übrigen. Also, Sprache ist Integration,
aber eben nicht nur. 

Daneben wird ein Integrationsprogramm
erarbeitet. Dieses Integrationsprogramm
geht über die Sprachförderung hinaus, es
nimmt arbeitsmarktpolitische Aspekte und
kulturelle Aspekte in den Blick. Das ist eine
Aufgabe, die sich nicht nur an künftige Zu-
wanderer wendet, sondern auch an die be-
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reits hier lebenden Mitbürgerinnen und
Mitbürger nicht-deutscher Staatsangehörig-
keit. 

Ich denke, dass eine Behörde, die trotz all
dem, was ihr gegenüber kritisch angemerkt
werden kann, bei ihrer Arbeit immense Er-
fahrungen über Fluchtschicksale und Er-
kenntnisse über die Situation in den Her-
kunftsländern von Flüchtlingen sammeln
konnte, im Wettbewerb mit anderen viel-
leicht nicht ganz zu Unrecht ein Stück Ver-
trauensvorschuss bekommen hat. Dies auf
der Basis eines breiten politischen Konsen-
ses. Alle politischen Parteien, auch die, die
das Gesetz da und dort aus der Opposition
kritisch sehen, sind sich darin einig, dass aus
diesem Amt, das bisher für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlingsschicksale
zuständig war, die künftige Migrations- und
Integrationsbehörde werden soll. Dies ist
eine Riesenverpflichtung.
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Hans Bellaart, 
FORUM Institut für multikulturelle Entwicklung,
Utrecht (Niederlanden)

Wenn es sich um die Frage von Integra-
tion und interkultureller Öffnung von Or-
ganisationen handelt, gleichen sich die
Niederlande und Deutschland in vieler
Hinsicht. Interessant ist es aber auch, die
Unterschiede zu beobachten, um voneinan-
der zu lernen.

Die Niederlande waren lange Zeit in
Deutschland bekannt als ein Land, das in
Bezug auf Migranten und Flüchtlinge tole-
rant war. Dieses Bild muss jedoch nuanciert
werden. Die Niederländer äußern ihre Vor-
urteile nicht so offen, aber aus Untersu-
chungen geht hervor, dass ein Drittel der
Bevölkerung in Hinsicht auf Migranten und
Flüchtlinge ziemlich negativ eingestellt ist.
Bis vor kurzem war dieses Thema tabu. Es
herrschte eine große Angst, in der Öffent-
lichkeit kritisch gegenüber Migranten oder
der multikulturellen Gesellschaft zu sein.
Die Angst, als Rassist beschimpft zu wer-
den, war groß. Vielleicht spielt dieser Me-
chanismus in Deutschland noch eine größe-
re Rolle.

Die Probleme in der multikulturellen Ge-
sellschaft werden immer offener bespro-
chen. Das Tabu an diesem Thema ver-
schwindet allmählich, aber die Klimax ent-
stand während der vergangenen Wochen
nach dem Attentat auf Pim Fortuyn, den
populistischen Politiker. Mit harten Aussa-

gen über Migranten bekam er eine große
Anhängerschaft. Etwa 30% der Niederlän-
der waren mit seinen Aussagen einverstan-
den, und er hatte eine große Chance, Mini-
sterpräsident zu werden. Das Attentat war
zugleich ein Attentat auf die Demokratie
und die Freiheit der Meinungsäußerung.
Und gerade dagegen agierte die niederländi-
sche Bevölkerung massenhaft und massiv.
Man will keine politische Korrektheit mehr.
Alles muss gesagt werden können, glaubt
man jetzt.

Dies ist eine wichtige Entwicklung. Es
scheint, als ob hierdurch der Widerstand ge-
gen Integration und interkulturelle Öffnung
größer wird. Meiner Meinung nach ist es
aber so, dass unausgesprochener Wider-
stand sich noch schwieriger bekämpfen
lässt. Die Akzeptanz von Integration und
interkultureller Öffnung zu fördern, ist we-
sentlich. Deswegen ist eine offene Diskus-
sion tatsächlich notwendig. Dadurch wird
das Thema letzten Endes weniger emotional
beladen, und man kann rational nach Lö-
sungen suchen. Durch Tabus werden auch
Blockaden geschaffen, die verhindern, spe-
zifische Maßnahmen zugunsten der Mi-
granten zu ergreifen. Und es ist explizit
Grundlage der interkulturellen Öffnung,
auf Unterschiede Rücksicht zu nehmen.

Obwohl wir in den Niederlanden noch
lange nicht am Ziel sind, hat man in den ver-
gangenen Jahrzehnten einen gewissen Fort-
schritt verbucht. Einer der Unterschiede zu
Deutschland ist, dass wir in den Niederlan-
den ein Nationalinstitut für multikulturelle
Entwicklung haben, das Institut FORUM
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mit Sitz in Utrecht. Ich bin mit diesem ein-
zigartigen Institut verbunden. Überdies gibt
es auch in den zwölf Provinzen Beratungs-
institute, die auf regionalem Niveau an mul-
tikultureller Entwicklung arbeiten. Diese
Institute sorgen zusammen dafür, dass das
erwähnte Thema immer wieder auf die Ta-
gesordnung gesetzt wird. Viele Behörden
und Privatorganisationen sind sich der Not-
wendigkeit von interkultureller Öffnung
bewusst geworden. 

Ich will jetzt versuchen, Ihnen eine Über-
sicht der Erfahrungen zu geben, die wir in
den Niederlanden mit interkultureller Öff-
nung in den Organisationen der Jugendhilfe
und des Sozialwesens gemacht haben.

Geschichte

• Vor gut 25 Jahren hoben die Behörden
die speziellen Einrichtungen für Migranten
auf. Die Behörden waren der Meinung, dass
Allgemeineinrichtungen jedem Hilfe leisten
könnten.

• Die Organisationen der Jugendhilfe und
des Sozialwesens wurden dann mit einer
immer stärker werdenden Gruppe von Mi-
granten konfrontiert. Bestehende Arbeits-
methoden erwiesen sich für diese neue Ziel-
gruppe nicht immer als wirksam.

• In jener Zeit wollten die Mitarbeiter in
der Praxis vor allem mehr über die kulturel-
len Hintergründe dieser neuen Klienten-
gruppen wissen. Sie besuchten Kurse und
erzählten ihren Kollegen hierüber. Es stellte
sich heraus, dass dieses Verfahren letzten
Endes nicht effektiv war. Wir entdeckten
folgende Fallstricke:

• Das bloße Sammeln oberflächlicher kul-
tureller Hintergrundkenntnisse führt zu
stereotypen Bildern migrierter Klienten,

was die Nuancierung der Fürsorge nicht
fördert. Es verändert die Haltung, die Fä-
higkeiten und die Verhaltensmethoden
nicht.

• Man hatte ein bevormundendes Verhal-
ten: „Wir müssen ihnen dazu verhelfen, dass
sie unsere Art von Hilfeleistung einsehen
und verstehen”. Die meisten Sozialarbeiter
waren sich ihres eigenen Erfahrungsbe-
reichs nicht bewusst. Sie sahen nicht ein,
dass ihre Normen und Werte relativ und
nicht universell sind. Und wo die Erkennt-
nis wohl vorhanden war, stellten sie ihre ei-
genen Normen und Werte über die der Zu-
wanderer.

• Dadurch, dass nur ausführenden Mitar-
beitern Fortbildung angeboten wurde, än-
derte sich nichts in der Politik der Institu-
tion. Management, Stab und Teammanager
bezog man nicht in die Fortbildung mit ein.
Aber die ausführenden Mitarbeiter waren
überfordert, einen nachhaltigen Änderungs-
prozess in Gang zu setzen.

• Ende der achtziger Jahre trat der Pro-
blembereich der Fürsorge und der Hilfelei-
stung prägnanter hervor. Es erschienen die
ersten Notizen der Behörden und nationa-
len Beratungsgremien, in denen man beton-
te, an mehreren Fronten Aktionen unter-
nehmen zu müssen.

• Im Jahre 1994 verabschiedete die Volks-
vertretung das Gesetz zur Förderung der
verhältnisgleichen Arbeitsteilnahme von
Zuwanderern. Seit jener Zeit verpflichtete
man alle Arbeitgeber dazu, den ethnischen
Hintergrund ihrer Mitarbeiter zu registrie-
ren und nachzuweisen, welche Anstrengun-
gen sie unternehmen, um den Prozentsatz
ausländischer Mitarbeiter verhältnisgleich
zu dem der Bevölkerung in der Region zu
gestalten.
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• Anfang der neunziger Jahre gelangte
man zu einem Übereinkommen zwischen
den Behörden und den Organisationen für
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, gezielt da-
mit anzufangen, mehr nichtniederländische
Mitarbeiter einzustellen. Ein gemeinsamer
Fonds dieser Organisationen für Arbeits-
marktentwicklung ermöglichte die Finan-
zierung mehrerer Projekte.

• Die Arbeitgeberorganisation veranstal-
tete dann in jeder Provinz Arbeitskonferen-
zen für die eigene Anhängerschaft, die Di-
rektoren und Personalreferenten der Orga-
nisation. Der Schwerpunkt lag auf der An-
stellung von ausländischen Mitarbeitern,
sowohl über reguläre als auch über subven-
tionierte Lehr- und Arbeitsprojekte. Dies
war an sich ziemlich sinnvoll. Die Anzahl
der Zugewanderten Mitarbeiter stieg im
Jahre 1995 auf gut 7 % an. Aber dieses Vor-
gehen führte dann wieder zu anderen Fall-
stricken:

• Den Akzent legte man einseitig auf die
Anstellung von Angestellten mit einem
nichtniederländischen Hintergrund, ohne
dass sich weiterhin in der Organisation et-
was änderte. Hierdurch können diese Ange-
stellten in eine schwierige Lage geraten.
Man sagte von ihnen, dass sie nicht wegen
ihrer Qualitäten angestellt worden seien,
sondern nur, weil sie Migranten seien. Die
übliche Arbeitsweise dürfe nicht diskutiert
werden, eine abweichende Meinung wurde
abgetan als Unwissenheit, und so weiter.
Die Akzeptanz ist notwendig, denn sonst
entsteht die sogenannte „Drehtürwirkung”.
Die neuen Angestellten verlassen ihren Job
genau so schnell wieder, wie sie ihn bekom-
men haben.

• Im Jahre 1998 hatte sich der Prozentsatz
ausländischer Mitarbeiter wieder um 6 %
verringert.

• FORUM hat in den Jahren 1995 und
1997 Konferenzen einberufen. Dabei wurde
die Erkenntnis gewonnen, dass die Qualität
und die Zugänglichkeit der Jugendhilfe für
Einwanderer nur durch interkulturelle Öff-
nung der Einrichtung in allen Angelegen-
heiten wirklich verbessert werden kann.

• Die Überzeugung wächst, dass die
interkulturelle Öffnung ein Dauerprozess
ist und dass man diesem Prozess eine inten-
sive Aufmerksamkeit und Begleitung schen-
ken muss. Dies erfordert eine klare Politik
und ein Monitoring in jeder Organisation.

• Und die Erkenntnis wächst, dass der
Prozess nicht innerhalb von ein paar Mona-
ten abgeschlossen sein kann.

• 1998-2002: Das JEWEL-Projekt. Die
Behörden und Sozialpartner sehen ein, dass
eine landesweite Anregung notwendig ist
und nehmen das JEWEL-Projekt in An-
griff. Dieses Projekt richtet sich sowohl auf
den Zustrom ausländischer Mitarbeiter als
auch auf interkulturelle Öffnung. Die
Schwerpunkte dieses JEWEL-Projekts wa-
ren:

• Untersuchungen über die Situation in
den verschiedenen Regionen

• Regionale Zusammenarbeit zwischen
Arbeitgebern, Arbeitnehmern, Provinzbe-
hörden, Arbeitsvermittlung und Ausbil-
dung

• Hilfe für Organisationen durch die re-
gionalen multikulturellen Beratungsorgani-
sationen

• Managementtraining der Organisation,
was mit der Erstellung eines Arbeitsplans
für die eigene Organisation abgeschlossen
wurde.
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• Ab 2002 haben FORUM und der Sek-
torfonds Fürsorge und Sozialwesen die Ver-
antwortung übernommen. FORUM arbei-
tet zusammen mit regionalen Beratungsor-
ganisationen zur Anregung der interkultu-
rellen Öffnung bei regionalen und lokalen
Organisationen. Der Sektorfonds verfügt
jetzt über ein spezifisches multikulturelles
Kenntniszentrum. Man kann in diesem
Zentrum Unterstützung zur Fortbildung
interkultureller Kompetenz erhalten. Pro-
jekte, die darauf zielen, mehrere migrierte
Mitarbeiter zu beschäftigen, werden eben-
falls gefördert. 

Was haben wir aus der Geschichte ge-
lernt? Ich nenne Ihnen eine Anzahl wichti-
ger Punkte.

Argumente

Organisationen investieren wegen folgen-
der Argumente in ihre interkulturelle Öff-
nung: 

• Jede Organisation muss sich mit dem
Umfeld verändern, um von allen Klienten,
dem Personal und der Gesellschaft optimal
anerkannt zu werden.

• Das Arbeitspotenzial muss optimal ge-
nutzt werden, um von den besten Talenten
auf dem Arbeitsmarkt Gebrauch machen zu
können.

• Die Qualität der Produkte und Dienst-
leistungen wird verbessert durch eine grö-
ßere Vielfalt des Personals. Es entwickelt
sich dann mehr Kreativität, wodurch die
Probleme effektiver gelöst werden können. 

• Die Kenntnisse der zugewanderten Mit-
arbeiter über ethnische und kulturelle
Hintergründe können genutzt werden, um
die Dienstleistung für die zugewanderten
Klienten zu verbessern.

• Das Angebot muss der Nachfrage bes-
ser entsprechen, die Aufgeschlossenheit der
Organisation muss für zugewanderte Ziel-
gruppen verbessert werden.

• Gesellschaftliche Verantwortung: es
darf nicht so sein, dass man implizit oder
explizit bestimmte Gruppen dadurch aus-
schließt, dass man sich nicht an die sich än-
dernde Umgebung anpasst.

• Dem gesetzlichen Rahmen muss ent-
sprochen werden.

Wir haben festgestellt, dass viele Organi-
sationen mit Hilfe dieser Argumente zu
überzeugen sind, wenn regionale Bera-
tungsorganisationen sich aktiv an sie wen-
den. Dies ist vor allem erfolgreich, wenn ih-
re eigenen Dachorganisationen dahinter ste-
hen und wenn die regionale Behörde dieses
Vorgehen unterstützt; und zwar nicht nur
durch die Finanzierung der Projekte, son-
dern auch dadurch, dass die Behörden an
die Arbeitsorganisationen Anforderungen
stellen, z.B. dass die betreffenden Organisa-
tionen in ihren Jahresplänen und Jahresbe-
richten beschreiben, welche Mühe sie sich
bei der kulturellen Öffnung gegeben haben.

FORUM hat immer eine sektorale Annä-
herung gewählt, bei der die Dachorganisa-
tionen eines bestimmten Sektors von der
Notwendigkeit überzeugt wurden, ihre An-
hängerschaft anzuregen, die interkulturelle
Öffnung in ihr Arbeitsprogramm aufzuneh-
men. Die regionalen Beratungsorganisatio-
nen bieten daher den Organisationen Hilfe
bei der Gestaltung und Erledigung der
interkulturellen Öffnung an.

Definition

Heutzutage betrachten wir die interkul-
turelle Öffnung als einen Teil der Politik der
Verschiedenartigkeit. Diese Politik kommt
aus den Vereinigten Staaten. Besonders
Roosevelt Thomas hat das Konzept von
„Managing diversity” bekannt gemacht. Die
Politik der Verschiedenartigkeit bedeutet,
dass eine Organisation explizit Rücksicht
nimmt auf die Verschiedenartigkeit in der
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Belegschaft und bei den Klienten. Es han-
delt sich nicht nur um ethnisch-kulturelle
Verschiedenartigkeit, sondern auch um
Unterschiede zwischen Männer und Frau-
en, Behinderten und Nichtbehinderten, Äl-
teren und Jüngeren und so weiter. Aus mei-
ner Sicht ist es empfehlenswert, zuerst noch
mal explizit die Aufmerksamkeit auf die
ethnisch-kulturelle Verschiedenartigkeit zu
richten. Und wenn diese Verschiedenartig-
keit selbstverständlich wird, sie in eine Poli-
tik der Verschiedenartigkeit übergehen zu
lassen.

Meine Definition von interkultureller
Öffnung ist folgende:

Interkulturelle Öffnung ist ein Prozess,
bei dem die Institution sich zum Ziel setzt,
sich in eine multikulturelle Institution zu
verändern, in der:

• es als selbstverständlich gilt, Rücksicht
zu nehmen auf ethnisch-multikulturelle
Verschiedenartigkeit, 

• das Vorgehen sich auf alle Schichten
und alle Facetten der Organisation be-
zieht.

Ich nenne: 
• interkulturelles Management
• Personalpolitik
• Einstellung von Personal mit Migra-

tionshintergrund 
• Personalwerbung und Auswahl
• Verbesserung der Arbeitsmethode
• Fortbildung interkultureller Kompe-

tenz
• Aufgeschlossenheit
• externe Zusammenarbeit
• Organisationskultur
• die Einrichtung des Gebäudes
• ein Antidiskriminierungskodex
• die Festtageregelung

und noch vieles mehr:
• Wo kulturelle Verschiedenartigkeit als

ein Mehrwert gilt.

• Wo es eine stabile heterogene Kultur
mit multikulturellen Werten und Nor-
men gibt.

• Und wo man eine multiethnische Beleg-
schaft mit Migranten auf allen Ebenen
hat.

Kurz und gut: eine Organisation, in der
Multikulturalität bis in die Haargefäße
durchgedrungen ist.

Die Fortsetzung des Prozesses

Wenn Institutionen einmal die interkultu-
relle Öffnung gewählt haben, erweist es sich
doch oft als schwierig, diesen Verände-
rungsprozess fortzusetzen. Aktivitäten und
Politik müssen aufeinander abgestimmt
werden, um zu einem zusammenhängenden
Veränderungsprozess zu kommen. Der ge-
nannte Prozess ist gerichtet auf Integration
der multikulturellen Aspekte innerhalb der
Politik der Institution. Es kommt oft vor,
dass Organisationen zwar eine Politik ha-
ben, die auf interkulturelle Öffnung gerich-
tet ist, aber dass diese Absicht nicht in tat-
sächliche Aktivitäten umgesetzt wird. Es
bleibt dann bei Absichten. Andere Organi-
sationen haben eine Anzahl von aktiven
Mitarbeitern, die an sinnvollen Projekten
arbeiten, aber diese Aktivitäten werden
nicht in eine Politik umgesetzt, die für die
ganze Institution zutrifft. Das führt zu iso-
lierten Aktivitäten. In beiden Fällen kommt
es nicht zu einem integrierten Prozess. 

Aus der Erfahrung mit interkultureller
Öffnung hat sich gezeigt, dass die Aktivitä-
ten in verschiedenen Phasen des Verände-
rungsprozesses politisch verankert werden
müssen. Wenn ein wirklicher kultureller
Wechsel stattfinden und das „Multikulturel-
le” in allen Prozessen in der Organisation
integriert werden soll, dann müssen diese
Veränderungen in der Politik festgelegt
werden.
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Interkulturelle Öffnung ist ein Verände-
rungsprozess wie andere Veränderungspro-
zesse. Tatsache ist jedoch, dass interkultu-
relle Öffnung viele Widerstände weckt, weil
persönliche Werte und Normen zur Di-
skussion gestellt werden. In dem Sinne ist
sie ein eingreifender Prozess, für den man
sich Zeit nehmen muss, für den es eine brei-
te Akzeptanz in der Organisation geben
muss. Dazu muss deutlich sein, welche Per-
sonen für welchen Teil des Prozesses der
interkulturellen Öffnung verantwortlich
sind, und dazu müssen alle Aspekte der Or-
ganisation unter die Lupe genommen wer-
den. 

FORUM hat hierfür mit Hilfe einer Art
Checkliste ein Vier-Phasen-Modell ent-
wickelt, in dem jede Mitarbeitergruppe fin-
det, was sie im interkulturellen Öffnungs-
prozess tun kann. Dieses Modell heißt „Ma-
trix zur Interkulturalisierung“.

Aufmerksamkeitspunkte

• Es ist wertvoll, gut durchdacht mit dem
Prozess zur interkulturellen Öffnung an-
zufangen. Ein mehrjähriger Plan für die-
sen Prozess ist empfehlenswert. In die-
sem Plan wird die Sicht auf die interkul-
turelle Öffnung deutlich umschrieben, es
wird klar, um welche Teile der Organisa-
tion es sich handelt, und die einzelnen
Arbeitsschritte werden präzisiert.

• Im Prozess ist Akzeptanz das Schlüssel-
wort. Mit den Mitarbeitern muss gere-
det werden über Fragen wie:

• Was ist die Bedeutung von Kultur und
Kulturunterschieden?

• Inwieweit müssen Migranten sich an-
passen?

• Inwieweit muss die Organisation sich
anpassen?

Es ist nötig, dass die eigenen Selbstver-
ständlichkeiten zur Diskussion gestellt wer-

den. Aber dies trifft uns tief, es verursacht
ein Gefühl der Verunsicherung und Wider-
stände gegen Veränderung. Dennoch ist die
Akzeptanz für interkulturelle Öffnung
beim Personal notwendig. Ohne richtige
Akzeptanz ist jeder Interkulturalitätspro-
zess zum Scheitern verurteilt. Deswegen ist
es empfehlenswert, die Entwicklung von
Akzeptanz in den Vordergrund zu stellen
und zunächst für eine gute Kommunikation
mit der Belegschaft zu sorgen. Während des
Prozesses muss man nach wie vor an dem
Erhalt der Akzeptanz und des Engagements
der ganzen Belegschaft arbeiten. 

• Der Prozess kann am besten gleichzeitig
‘top-down‘ wie ‘bottum-up‘ vonstatten ge-
hen. Das heißt, dass das Management den
Prozess zwar in Hauptzügen lenkt, aber
dass die inhaltliche Ausfüllung vom Perso-
nal eingefärbt wird.

• Eine gute Infrastruktur trägt dazu bei,
den Prozess in die richtige Bahn zu lenken.
Man könnte an die Anstellung eines inter-
nen Prozessleiters denken und die Einrich-
tung einer Arbeitsgruppe unter der Leitung
eines Managers.

• Eine wirksame Kommunikation zwi-
schen allen Funktionsschichten in der Or-
ganisation ist wesentlich. Namentlich das
mittlere Management ist wichtig, um die
Zusammenarbeit zwischen den Kollegen in
einem multi-ethnischen Team optimal zu
halten und um den Mehrwert der Verschie-
denartigkeit gut auszuschöpfen.

• Das Einplanen von Evaluierungsmo-
menten ist wichtig, auch um den Prozess
nicht verwässern zu lassen.

Die interkulturelle Öffnung von Verwal-
tungsorganisationen verläuft im Prinzip in
derselben Weise wie bei Privatorganisatio-
nen. In den Niederlanden haben die natio-
nalen, regionalen und kommunalen Behör-
den mit der interkulturellen Öffnung der
Verwaltung angefangen. Das ist den kom-
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munalen Behörden in den vier großen Städ-
ten am weitesten gelungen. Vor kurzem hat
FORUM ein Buch veröffentlicht mit Bei-
spielen kommunaler Verschiedenartigkeits-
politik. Sie richten sich nicht nur auf die
Verstärkung der Verschiedenartigkeit in der
Belegschaft, sondern auch auf Veränderun-
gen in der Kommunalpolitik. Die Kommu-
nen haben Arbeitsgruppen für Verschieden-
artigkeitspolitik und Kriterien für die Akti-
vitäten, die sie selbst ausführen oder ausfüh-
ren lassen:
• Der Anteil ethnischer Gruppen muss gar-

antiert sein
• Explizite Aufmerksamkeit für negative

Meinungsbildung und Ausschließungs-
mechanismen sind erforderlich

• Die von den Kommunen geförderten Or-
ganisationen müssen der multikulturellen
Öffnung einen messbaren Beitrag liefern.

Zum Schluss, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, möchte ich Ihnen den-
noch sagen, dass der Fortschritt in den
Niederlanden nur langsam vorangeht. Es
gibt öfters Rückfälle und wir lernen
schlecht und recht. Wir wissen nun, dass
interkulturelle Öffnung nur mit kleinen
Schritten realisiert werden kann und dass
die Realisierbarkeit der Veränderungen in
der Organisation gut eingeschätzt werden
muss. Schritt für Schritt voran, aber durch-
halten. Kontinuität ist der Schlüssel, und
das muss garantiert sein. Das heißt, dass die
Organisation sich schon vorher dessen be-
wusst sein muss, dass der Prozess mehrere
Jahre umfasst, dass er Geld und Zeit kostet
und dass er andauernd korrigierend beglei-
tet werden muss.

Und ich schließe damit, womit ich ange-
fangen habe: der Prozess der interkulturel-
len Öffnung braucht eine Akzeptanzbasis,
wie ein Haus ein Fundament.
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Hauke Hartmann
Bertelsmann Stiftung, Projektmanager im Themen-
feld „Demokratie und Bürgergesellschaft“, Gütersloh

Zahlreiche Impulse auf dem Weg zur bür-
gerorientierten Kommune kommen aus
dem Ausland. In den letzten zehn Jahren
hat sich in Deutschland nur langsam die Er-
kenntnis durchgesetzt, dass die Kommunal-
reform nicht bei der Verwaltungsmoderni-
sierung stehen bleiben darf, dass eine zu-
kunftsfähige Stadt der direkten Mitwirkung
ihrer Bürger bedarf. In anderen Staaten hin-
gegen vertreten reformfreudige Bürgermei-
ster schon seit längerer Zeit die Auffassung,
dass Kundenorientierung und die Beteili-
gung aller Bürger Hand in Hand gehen
müssen.

Die Bertelsmann Stiftung hat seit 1995
vom internationalen Städtenetzwerk „Cities
of Tomorrow“ als Ideengeber profitiert.
Derzeit 15 Städte aus Europa und Übersee
verstehen sich in diesem Netzwerk als Mitt-
ler urbaner Reformprozesse. So zeigt die
Verwaltung im finnischen Hämeenlinna
durch die Konsultation von Bürgern in Pla-
nungsentscheidungen in Form von Stadt-
teilbegehungen und Feedbackkarten seit
längerem eine bürgerorientierte Ausrich-
tung. Ein Modell für Deutschland sind die
dortigen „Customer Contracts” geworden,
mit denen die Stadtverwaltung dem Bürger
entweder Leistung oder Entschädigung zu-
sichert. Aus dem neuseeländischen Christ-
church kommt die Idee des Bürgerhaus-
halts, einer gezielten Einbindung des Wis-

sens vom „Experten Bürger” bei der kom-
munalen Finanzplanung. Ganz oben auf der
Reform-Agenda der „Cities of Tomorrow“
steht die Verbesserung der politischen Steu-
erungsfähigkeit sowie der Bürgerbeteili-
gung auf lokaler Ebene. In den letzten vier
Jahren haben die Netzwerkstädte Erfolgs-
kriterien und Umsetzungsempfehlungen
für ein Strategisches Management entwik-
kelt, das die Ableitung von bürgernahen
und effektiven Handlungskonzepten für die
Stadtentwicklung ermöglicht. In Fortfüh-
rung dieses Reformkonzepts arbeiten die
Städte derzeit gemeinsam an der Erstellung
eines Indikatorensystems zur Bemessung
der Lebensqualität vor Ort.

Ein weiteres Beispiel für lehrreichen
internationalen Austausch zum Thema Bür-
gerkommune sind die integrationspoliti-
schen Reformimpulse. 1998 legte die Ber-
telsmann Stiftung mit „Multikulturelle Ge-
sellschaft – Integration in der Kommune“,
einer von Dr. Marga Pröhl (Leiterin des Be-
reichs „Staat und Verwaltung”) herausgege-
benen Sammlung internationaler Recher-
cheergebnisse und Fallbeispiele, einen er-
sten Überblick über beispielhafte Integra-
tionsinitiativen aus dänischen, holländi-
schen und US-amerikanischen Mitglied-
städten der „Cities of Tomorrow“ vor. Im
September 2001 veranstaltete die Bertels-
mann Stiftung auf Einladung der Stadt Es-
sen die internationale Fachtagung „Strate-
gies of Integration: The Multiethnic Society
and Local Government”. Einerseits sollten
hier interessierten Meinungsführern der
deutschen Kommunallandschaft und Rats-
mitgliedern der Stadt Essen erfolgreiche
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Stadtstrategien aus den Niederlanden, Dä-
nemark, Großbritannien und den USA zur
Eingliederung ethnischer Minderheiten
vorgestellt werden. Andererseits bot dieser
Expertenworkshop die Möglichkeit, ge-
meinsam mit deutschen Ratsmitgliedern,
Verwaltungsmitarbeitern und Wissenschaft-
lern gute hiesige Beispiele in den Integra-
tionsfeldern Kommunales Management,
Interkulturelle Öffnung der Verwaltung,
Bildung, Wirtschaft und Partizipation zu
diskutieren und auf dieser Grundlage
Handlungsempfehlungen für städtische In-
tegrationsstrategien zu formulieren. Die Er-
gebnisse dieser Fachtagung wurden im soe-
ben erschienenen Projektband „Strategien
der Integration: Handlungsempfehlungen
für eine interkulturelle Stadtpolitik“ heraus-
gegeben.

These 1: 

Die vielschichtige und politisch sensible

Organisation von Integrationsprozessen

braucht ein strategisches Management.

Häufig mangelt es nicht am guten Willen,
wenn städtische Integrationsmaßnahmen
scheitern oder nur unzureichende Ergeb-
nisse zeitigen. Wesentlich öfter ist zu beob-
achten, dass integrative Einzelmaßnahmen
unkoordiniert nebeneinander stehen, weil
eine umfassende und vorausschauende Pla-
nung fehlt. Die unterlassene Abstimmung
bewirkt, dass Energien vergeudet werden,
Möglichkeiten der Zusammenarbeit unge-
nutzt bleiben und im ungünstigsten Fall
einzelne Maßnahmen sogar in Konkurrenz
oder Widerspruch zueinander stehen. Die
Folgen sind hinlänglich bekannt, ihre Lang-
lebigkeit auch: Frustration ehemals enga-
gierter Mitarbeiter und mühsam gewonne-
ner Partner, Verschwendung öffentlicher
Gelder und die Erkenntnis, dass ein zweiter
Anlauf häufig doppelt so schwer fällt wie
der erste fehlgeschlagene Versuch. Um man-

gelnder Koordination und Effizienzdefizi-
ten zu begegnen, spricht sich die Bertels-
mann Stiftung seit einiger Zeit für ein Stra-
tegisches Management aus, eine langfristig
angelegte und nachhaltige politische Steue-
rung auf kommunaler Ebene. Grundlage ist
ein strategisches Berichtswesen, das Auf-
schluss über das Erreichen von Zielen gibt,
die sich Rat, Verwaltung und Bürgerschaft
gesetzt haben. Bürgerorientierte Vernet-
zung der lokalen Akteure, transparente
Entscheidungsprozesse und regelmäßige
Evaluation von gemeinsam erarbeiteten
Handlungskonzepten sind dabei zentrale
Aspekte zur Verbesserung der Lebensqua-
lität vor Ort. 

Dies ist an sich nicht integrationsspezi-
fisch und trifft auf alle Politikfelder zu. Im
Rahmen einer interkulturellen Stadtpolitik
aber ist eine solche politische Steuerungsfä-
higkeit von besonderer Bedeutung, wenn
Integration als komplex angelegte Quer-
schnittsaufgabe verstanden wird und wenn
ein politisch sensibles Thema in ebenso
nüchterner wie weitsichtiger Weise behan-
delt werden soll. Aufgrund ihrer Netzwerk-
arbeit und ihrer jahrelangen Erfahrung in
operativer Projektarbeit in deutschen Kom-
munen hält die Bertelsmann Stiftung fol-
gende Eckpunkte für eine strategisch ange-
legte Steuerung gerade bei vielschichtigen
politischen Themen für unerlässlich:

• Leitbilder entwickeln, Ziele bestimmen 

Verantwortungsvolle Kommunalpolitiker
müssen heute Prozessbegleiter, Moderato-
ren und Sinnstifter in der Kommune sein.
Es ist an ihnen, eine kommunale Leitbild-
entwicklung anzuregen und zu organisie-
ren, an der alle gesellschaftlichen Gruppen
beteiligt sind. Die Bertelsmann Stiftung hat
positive Erfahrungen mit Zielfindungs-
workshops gemacht, in denen sich Rat und
Verwaltung gemeinsam mit Vertretern von
Wirtschaft, Gewerkschaften und der Bür-
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gerschaft über die wichtigsten Ziele ihrer
Stadt verständigen.

Auf der Fachtagung „Strategies of Inte-
gration” zeigte sich, dass sich in deutschen
Städten wie München oder Essen die Ent-
wicklung und Verabschiedung eines umfas-
send getragenen interkulturellen Leitbilds
bewährt hat, das als Ausgangsplattform und
Bezugspunkt für die detaillierte Ausarbei-
tung von Handlungsmaßnahmen dient.

• Berichtswesen erarbeiten, Daten aus-

werten 

Wie jedes kompetente Management be-
nötigt auch die Politik nachvollziehbare
und überprüfbare Daten als Entscheidungs-
grundlage. Ausgehend von den erarbeiteten
Zielen sollte deshalb ein kennzahlengestütz-
tes Berichtswesen entwickelt werden, das
veröffentlicht wird und somit auch öffent-
lich diskutiert werden kann. Das Instru-
ment des Leistungsvergleichs bleibt zentra-
ler Bestandteil dieses Ansatzes, da durch
den dadurch ermöglichten Austausch von
Erfolgsstrategien und bewährten Instru-
menten Innovationen auch in den politi-
schen Gestaltungsprozess Einzug halten
sollen. Der Vergleich zwischen den Städten
ermöglicht es, mit- und voneinander zu ler-
nen. 

Auf der Fachtagung „Strategies of Inte-
gration” schilderte die Ratsfrau des Londo-
ner Bezirks Lewisham Mee Ling Ng das
„Best Value“-Verfahren der englischen
Kommunalaufsichtsbehörde Audit Com-
mission, die auf der Grundlage von über 350
jährlich erhobenen Leistungsindikatoren
Inspektorenteams in ausgewählte Kommu-
nen entsendet, um vor Ort die Qualität, Ef-
fizienz und Kundenfreundlichkeit des öf-
fentlichen Sektors zu überprüfen. Lewis-
ham nutzte die Überprüfung im Bereich
„Racial Equality and Social Inclusion”, um
die durch Befragungen, ausgewertete
Gleichstellungs-Formblätter und Ämterbe-

suche identifizierten Schwachstellen in ei-
nen fünfjährigen Verbesserungsplan aufzu-
nehmen. Zusätzlich konnten die Anregun-
gen aus der Stärken/Schwächen-Analyse in
die staatlich bezuschusste Nachbarschafts-
Erneuerungsstrategie einfließen und dienen
als Gradmesser für den Erfolg der Mainstre-
aming-Strategie des Stadtrats.

• Handlungskonzepte entwickeln und

umsetzen 

Das strategische Berichtswesen und des-
sen öffentliche Auswertung schaffen – wie
das Beispiel Lewisham illustriert – die
Grundlage, um Strategien für die langfristi-
ge Planung in verschiedenen Politikfeldern
zu erarbeiten und im Zeitablauf deren
Wirksamkeit zu überprüfen. Ausgehend
von einer Stärken/Schwächen-Analyse kön-
nen so Umsetzungskonzepte entwickelt
werden, die zielgenau dort ansetzen, wo
Handlungsbedarf ermittelt wurde. Die
kommunale Diskussion um strittige The-
men erhält damit eine empirische Veranke-
rung, die Konflikte versachlicht und parteii-
sche Argumentationen verständlicher und
besser verortbar macht – ein für Integra-
tionspolitik besonders wichtiger Aspekt.
Ein Handlungskonzept, das Mehrheiten
aufgrund einer fundierten Analyse findet,
wird zudem besser umzusetzen sein.

• Evaluation sicherstellen, 

Ziele überprüfen

Eine größere Transparenz hinsichtlich des
Erfolgs von ergriffenen Maßnahmen erlaubt
mehr Bürgern eine aufgeklärtere Teilhabe
am Willensbildungsprozess einer Stadt. Es
geht im Management-Kreislauf nicht nur
um die Veränderung von Handlungskon-
zepten, die sich nicht bewährt haben. Es
geht auch um die Modifizierung von vor-
mals gemeinschaftlich gesetzten Zielen, die
sich als unrealistisch oder kontraproduktiv
für eine verbesserte Integration und die He-
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bung der Lebensqualität vor Ort erwiesen
haben. Eine Evaluation sollte stets die ge-
samte strategische Steuerung und nicht nur
Detailausschnitte in bestimmten politischen
Handlungsfeldern in den (selbst-) kritischen
Blick nehmen.

Auf Grundlage dieser Eckpunkte im
kommunalen Management legt die Bertels-
mann Stiftung den politischen Entscheidern
den in untenstehender Grafik veranschau-
lichten strategischen Steuerungskreislauf
nahe:

Für die Ausgestaltung des Integrations-
prozesses haben sich insbesondere die parti-
zipativen Elemente dieses Steuerungskreis-
laufs als bedeutsam erwiesen. Vielleicht
mehr als alle anderen politischen Aufgaben
bedarf gerade die Eingliederung ethnischer
Minderheiten in das kommunale Gemein-
wesen einer dauerhaften Konsultation und
Mitbestimmung aller relevanten Akteure. 

Auf der Fachtagung „Strategies of Inte-
gration” wurde wiederholt von deutschen

Teilnehmern betont, wie wichtig die Arbeit
in kommunalen Netzwerken für den Inte-
grationsprozess ist. Hier bietet sich die
Möglichkeit, in notwendigen Abstim-
mungsprozessen eine Kontinuität und damit
einen Zuwachs an Vertrauen entstehen zu
lassen. Wichtige Partner werden von vorn-
herein eingebunden und in die Verantwor-
tung genommen. Zudem ist das Netzwerk
selbst Schauplatz wichtiger interkultureller
Prozesse, deren Erkenntnisse die Mitglieder
dann als Multiplikatoren weitertragen kön-
nen. Netzwerkarbeit erlaubt somit einen
umfassenderen Integrationsprozess – ver-
breitert, weil dezentrale Aktivitäten in koor-
dinierter Weise ermöglicht werden, und ver-
tieft, weil Austauschmöglichkeiten und Ver-
trauensverhältnisse entstehen, die sich im
klassischen Konsultationsprozess nicht ein-
stellen. Die Einbindung von Migrantenver-
tretern fördert die Nachhaltigkeit und ver-
hindert das Entstehen des Eindrucks, es
werde partikular „für” lediglich eine be-
stimmte Gruppe Politik gemacht.
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These 2: 

Entscheidend für eine Interkulturelle

Öffnung der Verwaltung ist die Umset-

zung, Auswertung und Verankerung in

Organisationsentwicklungsprozessen

Die Teilnehmer von Tagungen zu Integra-
tionsstrategien kennen das stets aufs Neue
vorgeschlagene Arsenal von Instrumenten
zur interkulturellen Öffnung von Verwal-
tungen zur Genüge:

• Einstellung von mehr Verwaltungsmit-
arbeitern mit Migrationshintergrund

• Bessere Ausbildungs- und Praktikums-
möglichkeiten für Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund

• Vermittlung von interkultureller Kom-
petenz auf allen hierarchischen Ebenen

• Einbeziehung von interkulturellen
Komponenten in Führungs- und Weiterbil-
dungs-Seminare

• Mehrsprachiges Angebot in Form von
Flyers, Übersetzern, Dolmetscherpools

• ggf. Berufung von Sachverständigen für
Migrationsfragen / Stadtteilbeauftragten für
Integration.

Natürlich ist es wichtig, dass solche In-
strumente zum Einsatz kommen, entschei-
dend aber wird sein, wie diese Maßnahmen
ihre Einbeziehung in einen umfassenderen
Organisationswandel finden.

Eine interkulturelle Öffnung findet nicht
statt, wenn lediglich einzelnen Mitarbeitern
(mit Migrationshintergrund oder nach Ab-
solvierung eines interkulturellen Trainings)
pauschal die Ansprechpartner aus statisch
verstandenen „anderen Kulturen” zugewie-
sen werden. Ein mehrsprachiges Angebot
durch Flyer ist wenig sinnvoll, wenn viele
der „Kunden” gar nicht lesen können. Eine
bereitgestellte Übersetzungshilfe kann
überflüssig oder nachteilig sein, wenn
innerhalb einer Familie bereits andere und
bessere Übersetzungsstrategien vorhanden
sind. Mitarbeiter mit Migrationshinter-

grund müssen gleichberechtigte Aufnahme
in die vorhandenen Arbeitsstrukturen fin-
den können. Interkulturelle Kompetenz
darf nicht zu Überbeanspruchung durch an-
dere, nicht kundige Kollegen führen. Mitar-
beiter, die Weiterbildungen zum Erwerb
interkultureller Kompetenzen belegt haben,
müssen wissen, dass sich dies nicht nachtei-
lig auf ihre Karriere und Stellung auswirkt.
Führungspersonen müssen den Öffnungs-
prozess deutlich und nachhaltig stützen.
Mainstreaming sollte alle hierarchischen
Ebenen umfassen. 

Diese Liste könnte sicher noch umfang-
reiche Ergänzungen erfahren. Entscheidend
ist, dass jenseits guter Instrumente der Pro-
zess der interkulturellen Öffnung in den
Blick genommen wird. Hier ist es dann
zwar nicht mehr möglich, 1:1 Handlungs-
empfehlungen von einer Stadt in die andere
auszusprechen, hier wird, wie es unsere Pu-
blikation „Strategien der Integration“ be-
tont, „jede Stadt ihr eigenes, auf lokale Ver-
hältnisse zugeschnittenes Vorgehen finden
müssen.” Aber das heißt natürlich nicht,
dass der Austausch über gewonnene Er-
kenntnisse bei der Organisationsentwik-
klung deshalb unergiebig wäre. Im Gegen-
teil fängt der Lernprozess von Kommune
zu Kommune erst richtig an, wenn man Ge-
meinsamkeiten, aber auch Unterschiede bei
der Implementierung von Maßnahmen und
der Wirkungsmessung feststellt und disku-
tiert. Deshalb verfolgt die Bertelsmann Stif-
tung die Arbeit des Modellprojekts „Trans-
fer interkultureller Kompetenz” mit gro-
ßem Interesse und ist auf die Ergebnisse
dieser wichtigen Initiative und die Konse-
quenzen für eine interkulturelle Organisa-
tionsberatung sehr gespannt. 

Deshalb auch ist der Bertelsmann Stiftung
besonders an guten internationalen Beispie-
len aus Städten gelegen, die aufgrund ande-
rer rechtlicher und/oder kultureller Rah-
menbedingungen bereits deutlich länger
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über Integrationserfahrungen verfügen und
somit interessierte deutsche kommunale
Ansprechpartner kundig auf Potenziale und
Stolpersteine aufmerksam machen können.
So ist es interessant, den Wandel im engli-
schen Bemessungssystem zu beobachten,
weg von einer Leistungsbewertung hin zu
einer Qualitätsanalyse, weg von isolierten
„performance indicators“ und hin zu „com-
prehensive performance assessments“. Wir
hören mit Interesse von den Stärken eines
umfangreichen Berichtssystems, aber auch
von den Schwächen einer zentralstaatlichen
Überregulierung. 

Ausländische Erfahrungen sind natürlich
nicht nur für die interkulturelle Öffnung
der Verwaltung bedeutsam, sondern es gilt,
in zahlreichen Integrationsfeldern dazuzu-
lernen. Wir werden die holländischen Be-
denken gegen bilinguales Lernen zumindest
zur Kenntnis nehmen müssen, so wie einige
Kommunen zuvor vom Rotterdamer „Rk-
cksack-Modell” in Kindergärten gelernt ha-
ben. Die europäischen Erfahrungen auf dem
Gebiet der ökonomischen Integration, vom
Mentoring und Unternehmensleitfäden in
Dänemark bis zur anti-diskriminatorischen
Contract Compliance bei der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge in Großbritannien sind
ebenfalls bedenkenswert. Schließlich weiß
ich von Kollegen aus der Bertelsmann Stif-
tung, vom Projekt „Erziehung zu Demo-
kratie und Toleranz”, dass im Bereich der
Toleranzerziehung zahlreiche Anregungen
aus den USA und Israel gekommen sind.

These 3: 

Der Wandel vom „Konzern Stadt” zur

Bürgerkommune vergrößert die Chan-

cen für eine nachhaltige interkulturelle

Stadtpolitik. 

Die Verwaltung kann durch integrations-
orientiertes Schnittstellenmanagement, die
Förderung der lokalen Anerkennungskul-

tur und eine Unterstützung der Selbstorga-
nisation von Migranten einen erheblichen
Beitrag zu einer nachhaltigen interkulturel-
len Stadtpolitik leisten.

In den letzten zehn Jahren haben wir erle-
ben können, wie sich die Ordnungsbehörde
klassischen Zuschnitts mit verblüffender
Geschwindigkeit zum Dienstleister gewan-
delt hat. Die öffentliche Hand übernahm
unter der Überschrift des „Neuen Steue-
rungsmodells“ erfolgreich Organisations-
muster aus der Privatwirtschaft und sah den
Bürger nunmehr als Kunden an, an dessen
Zufriedenheit die kommunalen Leistungen
bemessen wurden. In Reaktion auf eine fi-
nanzielle Krisensituation in den Städten und
Gemeinden wurden gute Beispiele von
internationalen Reformstädten – Stichwort
„Tilburger Modell” – auf eigene Verhält-
nisse übertragen. Viel hat sich seitdem zum
Besseren gewendet in Kommunalverwal-
tungen und mit städtischen Dienstleistun-
gen, und Begriffe wie Kontraktmanage-
ment, Dezentralisierung und Output-
Orientierung gehen den meisten Verwal-
tungschefs mittlerweile locker über die Lip-
pen. 

Die Dienstleistungskommune war bereits
ein wichtiger Schritt weg vom Obrigkeits-
staat, da nun der Bürger endlich als Kunde
ernst genommen wurde, als jemand, der
Ansprüche anmelden und auch erfüllt be-
kommen konnte. Die konsequente Fortset-
zung dieser Entwicklung war es, Konsulta-
tionsverfahren auszuweiten und mehr Mög-
lichkeiten zu Beteiligung und Mitbestim-
mung zu schaffen. Von kommunalen Ziel-
findungsworkshops bis hin zur Konsulta-
tion des „Experten Bürger” im Haushalts-
planungsverfahren (Stichpunkt Bügerhaus-
halt) setzt sich immer mehr die Erkenntnis
durch, dass sich eine langfristige und nach-
haltige kommunale Entwicklung nicht ohne
Information und Einbindung der Bürger
bewerkstelligen lassen wird.
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Eine ernstgemeinte Förderung lokaler
Demokratie muss sich – unter Berücksichti-
gung von Spezifika und der Notwendigkeit
unterschiedlicher Kommunikations- und
Mitwirkungsformen – selbstverständlich an
alle gesellschaftlichen Gruppen richten.
Bürgerorientierung und Integration bedin-
gen somit einander. Von der Verwaltung
wird hier vor allem ein neues Denken gefor-
dert, eine Offenheit für neue Anregungen,
ressortübergreifendes Planen und Umset-
zen, das Begreifen von integrationsbewus-
ster Bürgerorientierung als Querschnitts-
aufgabe sowie partnerschaftliche Beteili-
gungsverfahren. Bürgerinnen und Bürger
sind umgekehrt aufgefordert, ein (zum Teil
aus vorherigen Erfahrungen berechtigtes)
Misstrauen gegenüber staatlichen Stellen
abzulegen und sich, gegebenenfalls auch mit
finanzieller Unterstützung durch die Kom-
mune, für die Übernahme öffentlicher Auf-
gaben zu qualifizieren. Dies gilt insbeson-
dere für Migrantinnen und Migranten, de-
ren Selbstorganisation von kommunaler
Seite gefördert werden sollte.

Kernpunkte bürgerorientierten und inte-
grationsbewussten Wandels sind

• die Förderung einer lokalen Anerken-
nungskultur durch Qualifizierung, Zertifi-
zierung und neue Formen der Repräsen-
tanz. 

Aktionen zur Förderung der Sichtbarkeit
von Bürgern mit Migrationshintergrund in
öffentlichen und politischen Funktionen
kommt besondere Bedeutung zu.

• der Auf- und Ausbau von Schnittstellen
von Politik und Verwaltung zu bürger-
schaftlicher Mitwirkung – interne Vernet-
zung, externe Vereinfachung. 

Auf der Fachtagung „Strategies of Inte-
gration” wurde anhand eines Vergleichs der
Integrationspolitik verschiedener Amsterda-
mer Stadtteile deutlich gemacht, dass die
Sorge vor einer Ausbildung von „Parallelge-
sellschaften”, vor Abschottungstendenzen

oder fundamentalistischen Strömungen in
Migrantenselbstorganisationen auch durch
eine offene Stadtteilpolitik entkräftet wer-
den kann, die kontinuierlichen Dialog pflegt
und die Artikulations- und Organisations-
bedürfnisse ernst nimmt und unterstützt.
Intermediäre Organisationen ermöglichten
so erst eine effektive Umsetzung politischer
Maßnahmen und verbesserten die kommu-
nalpolitische Reaktionsfähigkeit.

• die Unterstützung bürgerorientierter
Stadtteilentwicklung durch die Schaffung
räumlicher Identifikationspunkte für bür-
gerschaftliche Mitwirkung vor Ort.

In der Bertelsmann Stiftung warten wir
dieser Tage gespannt auf die Auswertung
des „Wettbewerbs zur Integration von Zu-
wanderern”, den die Politikabteilung unse-
res Hauses gemeinsam mit dem Bundesprä-
sidialamt unter der Schirmherrschaft des
Bundespräsidenten ausgerufen hat. Gesucht
wurden gute Beispiele für bürgerschaftliche
Integrationsinitiativen, und 1265 Bewer-
bungen sind inzwischen in der Stiftung ein-
gegangen, die Einsendungen per E-Mail
noch nicht mit eingerechnet. Jetzt kann die
Auswertung der eingereichten Bewerbun-
gen beginnen. Am 11. Juli tagt die Jury, um
die zehn Preisträger des Integrationswettbe-
werbs zu ermitteln. Die durch diesen Wett-
bewerb ermittelten guten Beispiele bürger-
schaftlichen Engagements im Integrations-
bereich dürften auch und gerade für Kom-
munalverwaltungen interessant sein.
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Hubertus Schröer
Leiter des Stadtjugendamts der Landeshauptstadt
München

1. Zur Bedeutung von Verwaltung

Die Verwaltung verändert sich: Das alte
Bild der hoheitlichen Eingriffsverwaltung,
in Kategorien des Über- und Unterord-
nungsverhältnisses denkend und handelnd,
wandelt sich zum Leitbild der Dienstlei-
stungsorganisation mit planenden, steuern-
den, problemlösenden, helfenden, ermächti-
genden usw. Elementen. Dieser Vision fühlt
sich insbesondere die Sozialverwaltung ver-
pflichtet.

Im Leitbild des Münchner Sozialreferats
beispielsweise wird als Selbstverständnis
formuliert, Bürgerinnen und Bürger wie
Kundinnen und Kunden zu behandeln. Ei-
ne stärkere Subjektorientierung verbunden
mit einer aktiven Beteiligung der Nutzerin-
nen und Nutzer löst die alte Objektstellung
ab. Soziale Dienste versuchen, nicht mehr
die Defizite ihrer Klientel in den Vorder-
grund zu stellen, sondern ressourcenorien-
tiert zu arbeiten. Gleichzeitig richtet sich
der Blick auf alle Einwohnerinnen und Ein-
wohner, also auch auf Minderheitenangehö-
rige.

Die überwiegende Mehrzahl der öffent-
lichen Dienstleistungen, das heißt die ge-
samte alltägliche Daseinsvorsorge, wird von
kommunalen Diensten (einschließlich der
freier Träger) erbracht. Die interkulturelle
Orientierung und Öffnung der Regelver-
sorgung für Minderheiten, speziell für Mi-

grantinnen und Migranten ist damit auch ei-
ne Frage sozialer Gerechtigkeit und Gleich-
behandlung.

Das Verhältnis der kommunalen Verwal-
tung zu den neueingewanderten Migrantin-
nen und Migranten war zunächst davon be-
stimmt, dass soziale, personenbezogene
Dienstleistungen weitgehend von der kom-
munalen Regelversorgung auf die Auslän-
dersozialberatung der Wohlfahrtsverbände
delegiert wurde. Grundlage war ein natio-
nalitätenspezifischer Ansatz, zunächst auch
sehr stark geprägt von der jeweiligen religi-
ösen Orientierung der Verbände und der
eingewanderten Ethnien.

In der Folge haben sich die kommunalen
Dienste für Migranten wenig verantwort-
lich gefühlt. Ansätze kommunaler Integra-
tionskonzepte haben im sozialen Bereich
die kommunalen Dienstleister weitgehend
ausgeklammert. Unterstützung richtete sich
auf freie Träger, die von Initiativgruppen
über Wohlfahrtsverbände bis vereinzelt zur
Selbstorganisation von Ausländerinnen und
Ausländern mehr oder weniger gefördert
worden sind.

Das war spätestens dann nicht mehr zu
rechtfertigen, als mit der zunehmenden Plu-
ralisierung und Individualisierung auch der
Migrationsbevölkerung und der wachsen-
den Spezialisierung der sozialen Infrastruk-
tur deutlich wurde, dass die ausländische
Wohnbevölkerung auf die methodisch fach-
liche Kompetenz der Regelversorgung an-
gewiesen ist. Die Spezialisierung, Differen-
zierung und Professionalisierung des Sy-
stems sozialer Dienstleistungen und die
Problemlagen der zugewanderten Bevölke-
rung erfordern auch zur Erhaltung des sozi-
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alen Friedens eine stärkere Hinwendung der
sozialen Dienste zu nicht deutschen Nutze-
rinnen und Nutzern. Zugleich wird deut-
lich, dass die vertikale Versäulung sozialer
Angebote mit der Querschnittsorientierung
interkultureller Arbeit nicht ohne weiteres
zu vereinbaren ist. Die interkulturelle Öff-
nung und Orientierung der Regelversor-
gung stellt sich deshalb auch als Professio-
nalitätsfrage.

Der Integrationsbegriff im Zusammen-
hang mit der Einwanderungsfrage war von
Anfang an umstritten und wurde vielfältig
interpretiert. Auch in der Sozialarbeitstheo-
rie wird soziale Arbeit als Integrationsarbeit
verstanden. In der deutschen Migrationspo-
litik reicht das Integrationsverständnis von
Assimilation bis zur Integration bei Bewah-
rung der kulturellen Identität. Beide Vor-
stellungen verkennen in gleicher Weise die
Dynamik sozialer Differenzierung: Auf der
einen Seite herrscht die Vorstellung einer
homogenen Gesellschaft, in die man sich
ganzheitlich integrieren müsse, auf der an-
deren Seite dominiert ein statisches Verhält-
nis von Kultur, das deren dynamische Ver-
änderung nicht zur Kenntnis nimmt.

Aus aktuellen Theoriediskursen – etwa
der funktional strukturellen Systemtheorie
oder Theorie der flexiblen Modernisierung
– ist nach dessen Dekonstruktion durch
Luhmann der Begriff der Integration als Be-
stimmung der Funktion von sozialer Arbeit
abgelöst worden durch den Begriff der In-
klusion. Ohne auf diese Diskussion hier nä-
her eingehen zu wollen, bleibt doch festzu-
halten, dass genauer nachzufragen ist, wie
Individuen an der Gesellschaft teilnehmen
und um welche sozialen Partizipationsfor-
men es jeweils geht.

2. Begriffliche Klärungen

Lassen Sie mich mit einer kritischen An-
merkung beginnen: Einerseits steht die

Konferenz unter dem Thema „Interkultu-
relle Öffnung der Verwaltung“, anderseits
wird in unserem Themenblock „Zuwande-
rungsland Deutschland“ wieder nur nach
der Bedeutung der Verwaltung für die Inte-
gration von Migranten gefragt. Dies halte
ich für eine unzulässige Engführung, weil
Interkulturalität als eine umfassende Sicht-
weise zu verstehen ist, die das Verhältnis
von Kulturen bzw. Subkulturen zueinander
als durch Kulturdifferenz strukturiert be-
schreibt. Dann kann es nicht nur um Mi-
grantinnen und Migranten gehen, dann
muss man Minderheiten insgesamt und son-
stige Subkulturen in den Blick nehmen.
Deshalb ist mir zunehmend wichtig gewor-
den, vor der Diskussion über Öffnungsstra-
tegien ein gemeinsames Verständnis der zu-
grundeliegenden Begrifflichkeiten zu su-
chen.

Migrationssozialarbeit und interkulturel-

le Arbeit

Nach meinem Verständnis ist interkultu-
relle Arbeit von Migrationssozialarbeit zu
unterscheiden, wird aber in der Praxis in der
Regel in eins gesetzt. Migrationssozialarbeit
ist stark defizitorientiert und einem kom-
pensatorischen Verständnis verhaftet. Es
geht um die Teilnahmechancen von Men-
schen an gesellschaftlichen Systemen. Da-
mit zielt Migrationssozialarbeit darauf, eine
strukturelle systemische Inklusion zu er-
möglichen. Problematisch ist, dass der An-
satz begrifflich impliziert, Migrantinnen
und Migranten seien per se Zielgruppe sozi-
aler Arbeit. Er ist wenig adressatenorien-
tiert, weil er die hohe Differenziertheit der
unterschiedlichen Migrantengruppen ver-
schleiert. Schließlich umfasst er nicht Min-
derheiten wie Sinti und Roma, deutsche
Umsiedler oder Eingebürgerte mit Migra-
tionshintergrund.

Interkulturell orientierte soziale Arbeit
dagegen wendet sich an alle in den multikul-
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turellen Stadtgesellschaften lebenden Men-
schen und erkennt Vielfalt als Normalität
an. Dieses Verständnis kommt auch in der
hier geführten Diskussion zu kurz, in der
ausschließlich von Migrantinnen und Mi-
granten die Rede ist, nicht aber von Minder-
heiten. Interkulturelle Arbeit zielt darauf,
lebensweltliche Integration durch die Indi-
viduen realisieren zu helfen. Sie setzt an den
Fähigkeiten, Stärken und Ressourcen der
Menschen an, will Beteiligung von Einzel-
nen und von Minderheiten ermöglichen und
sieht kulturelle Vielfalt als gesellschaftliche
Ressource an. Nach diesem Verständnis
sind Nationalität, Ethnie oder religiöse
Orientierung lediglich Faktoren unter ande-
ren wie Geschlechterverhältnis, Generatio-
nenfrage, soziale Schichten oder subkultu-
relle Differenzierungen.

Nach diesem Verständnis bedingen Mi-
grationssozialarbeit und interkulturelle Ar-
beit einander und ergänzen sich. Inklu-
sionsvermittlung lässt sich in der Praxis so-
zialer Arbeit von Integrationsförderung
wohl trennscharf nicht scheiden. Gleich-
wohl wird es für den Erfolg sozialer Strate-
gien von Bedeutung sein, ob es eher um ge-
sellschaftliche Inklusion oder lebensweltli-
che Integration geht.

Interkulturelle Orientierung und Inter-

kulturelle Öffnung

Ein paar Überlegungen auch zu dem Be-
griffspaar interkulturelle Orientierung und
interkulturelle Öffnung: Der Begriff der
interkulturellen Orientierung hat nach mei-
ner Ansicht eine entscheidende strategische
Funktion, er drückt eine Haltung von han-
delnden Personen bzw. Organisationen aus.
Es geht um die interaktive Begegnung eines
Individuums oder einer Gruppe mit einem
Gegenüber, dessen Kommunikations- und
Repräsentationsmittel sich von den eigenen
unterscheiden. Es geht also um Prozesse
zwischen zwei Gleichen und um Brücken

der Verständigung zwischen Unterschied-
lichen. Orientierung als ein sich Zurechtfin-
den und ein Ausrichten auf Ziele hin schlägt
sich im Leitbild einer Organisation nieder,
konkretisiert sich in den Zielen und richtet
damit die Organisation strategisch auf die
übergreifende Querschnittsaufgabe der
interkulturellen Orientierung aus.

Die gleichberechtigte interkulturelle Be-
gegnung zielt auf Anerkennung. Dabei geht
es auch um Anerkennung von Differenz,
der Anerkennung der Verschiedenheit kul-
tureller Gruppen. Anerkennung bedingt
Beteiligung der verschiedenen kulturellen
Gruppen am gesellschaftlichen Gestal-
tungsprozess. Interkulturelle Orientierung
verlangt, das Verhältnis zwischen Mehrheit
und Minderheit als ein Machtverhältnis zu
thematisieren.

Interkulturelle Öffnung von sozialen
Diensten ist nun die Konsequenz dieser
Haltung: Es geht um die handelnde Umset-
zung der strategischen Ausrichtung. Sie hat
Auswirkungen auf die Strukturen, die Pro-
zesse und Ergebnisse sozialen Handelns.
Interkulturelle Öffnung führt zur Verände-
rung von Aufbau- und Ablauforganisation,
um Zugangsbarrieren für Minderheiten ab-
zubauen. Angebote und Maßnahmen der
infrastrukturellen und individuellen Versor-
gung werden so ausgerichtet, dass sie die in
den Regionen lebenden Menschen entspre-
chend ihrem Bevölkerungsanteil wirksam
erreichen.

3. Strategien interkultureller Öffnung

von Organisation – Beispiel München

Kompetentes Handeln in kulturell diffe-
renzierten Einwanderungsgesellschaften
setzt Kompetenzen voraus, die – zumindest
für die Sozialverwaltung – beschrieben wer-
den als die Prinzipien guter sozialer Arbeit,
also als soziale Handlungskompetenz.
Interkulturelle Orientierung bedeutet des-
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halb mehr als Migrationssozialarbeit, weil
sie subkulturelle Minderheiten jedweder
kultureller Ausformung als Folge von Plu-
ralisierungsprozessen in den Blick nimmt.
Ebenso richtet sie ihr Augenmerk auf Ex-
klusionsmechanismen der Stadtgesellschaft
bzw. ihrer jeweiligen Teilsysteme und nicht
ausschließlich auf die Defizite und Bela-
stungen von Minderheiten wie Migranten.
Und: Ein solches interkulturelles Verständ-
nis verhindert die Gefahr der Kulturalisie-
rung und Ethnisierung sozialer Sachverhalte
durch das Reflexivwerden der eigenen
Sichtweisen. Das Verhältnis zwischen
Mehrheits- und Minderheitenkultur ist
ebenso immer auch als ein Machtverhältnis
zu reflektieren.

Vor dem Hintergrund einer solchen refle-
xiven Interkulturalität sind es insbesondere
drei Ebenen, die das Verhältnis von Verwal-
tung zu Minderheiten bestimmen.

3.1 Konzeptionelle Ebene

Kommunalpolitik muss sich die Frage
stellen, ob überhaupt und welchem inter-
kulturellen Paradigma sie sich verpflichtet
fühlt. Dabei geht es um Stadtentwicklungs-
planung im weitesten Sinn, also um die Fra-
ge, wie Kommunalpolitik und ihre jeweili-
gen Fachpolitiken mit Minderheiten und
hier insbesondere mit eingewanderten Min-
derheiten umgehen.

Eine solche Politik muss von der Einsicht
ausgehen, dass ethnisch-kulturelle Hetero-
genität heute Normalität ist. Eine zukunfts-
weisende Perspektive wäre es, diese Hetero-
genität als produktive Ressource und nicht
vorwiegend unter dem Aspekt der kommu-
nalen Belastung zu sehen. Das heißt nicht,
strukturell problematische Situationen in
den Stadtquartieren zu missachten, im
Gegenteil: Infrastrukturelle Defizite sind
Ansatzpunkte für kommunalpolitische
Interventionsansätze mit dem Ziel, gleich-

wertige Lebensverhältnisse in allen Sozial-
räumen zu schaffen. Eine solche Inklusions-
politik nimmt also strukturelle Probleme in
den Blick. Die räumliche Konzentration ei-
ner Ethnie oder nationalen Gruppe allein
kann kein Indikator sein für kommunale
Eingriffe. Werden aber aus strukturellen
Gründen Strategien zur Verhinderung von
räumlicher Segregation entwickelt, sind die
nachbarschaftlichen Netzwerke von Min-
derheiten zu berücksichtigen, um nicht de-
ren Ressourcen zu schwächen.

Es ist somit Zurückhaltung bei Interven-
tionen im lebensweltlichen Bereich gefor-
dert und eine kultursensible Unterstützung
von „Integrationsprozessen“. Es gibt noch
zu wenig Sensibilität bei der planenden Ver-
waltung gegenüber ethnisch-kulturellen
Minderheiten und deren Berücksichtigung
bei der Planung, beispielsweise im Zu-
sammenhang mit unterschiedlichem Raum-
aneignungsverhalten. Beteiligungs- und Ar-
tikulationsmöglickeiten für Minderheiten
sind noch gemeinsam zu finden. 

Interkulturelle Handlungskompetenz ist
nicht allein für Organisationseinheiten der
Daseinsvorsorge wie Soziales und Bildung,
sondern für die gesamte Verwaltung zu ent-
wickeln. Ein positives Beispiel eines zumin-
dest öffentlich dokumentierten Verständ-
nisses von interkultureller Öffnung der ge-
samten Stadtverwaltung scheint in der Ver-
gangenheit die Stadt Essen gewesen zu sein.
Für München gilt, dass im Rahmen der
Stadtentwicklungskonzeption „Perspektive
München“ zwar 1998 auch eine Leitlinie
zur Migrationspolitik beschlossen worden
ist, die aber noch sehr von überkommenen
Vorstellungen geprägt ist: „Allen auf Dauer
oder für einen längeren Zeitraum in Mün-
chen lebenden Ausländerinnen und Auslän-
dern soll die Integration, das heißt die
gleichberechtigte Teilnahme u. a. an der So-
zial-, Arbeitsmarkt-, Kultur- und Bildungs-
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politik ermöglicht werden, bei Erhalt der
kulturellen Identität.“ – Zum Glück sind da
die einzelnen Fachpolitiken schon weiter,
wie am Beispiel des Sozialen gezeigt werden
soll.

3.2 Institutionelle Ebene

Hier geht es um organisationsorientierte
Strategien und die Frage, ob die soziale Ver-
waltung ihre Steuerungsverantwortung mit
dem Ziel wahrnimmt, über die Steuerungs-
prozesse das soziale Feld interkulturell zu
öffnen. Die gegenwärtige Reformdiskussion
innerhalb der sozialen Dienste mit den Ele-
menten Neue Steuerung, Sozialplanung und
Qualitätsmanagement eröffnet – wie ausge-
führt – eine gewinnversprechende Perspek-
tive für kommunale Strategien zur interkul-
turellen Orientierung und Öffnung von so-
zialen Organisationen. Wir versuchen in
München im Sozialreferat/ Stadtjugendamt
seit 1996 diesen Weg konsequent zu gehen.

Sozial-, Kinder- und Jugendplanung

Das Münchner Sozialreferat und sein
Stadtjugendamt haben sich im Rahmen der
Organisationsentwicklung ein Leitbild ge-
geben, das bei der Formulierung grundle-
gender Werte wie bei der Vorgabe der allge-
meinen Ziele ein klares interkulturelles Be-
kenntnis ablegt. Seit Mitte der 90iger Jahre
haben wir ein Konzept für die interkulturel-
le Öffnung der sozialen Dienste verabschie-
det. In den jeweiligen Jahreszielen der
Münchner Sozialverwaltung ist der inter-
kulturellen Orientierung ein eigenes Kapitel
gewidmet, das operationalisierte Ziele wie
Anzahl und Qualität der Fortbildungen,
Einstellung nicht deutscher Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter oder interkulturelle
Projekte und Maßnahmen enthält. Für die
Jugendhilfe speziell hat sich die kommunale
Kinder- und Jugendplanung „Leitlinien für
interkulturell orientierte Kinder- und Ju-
gendhilfe“ gegeben. 

Neues Steuerungsmodell

Kundenorientierung ist ein Schlüsselbe-
griff der Verwaltungsreform nach der Philo-
sophie der Neuen Steuerung. Nehmen wir
diese Perspektive wirklich ernst, können
Minderheiten wie Migrantinnen und Mi-
granten nicht länger ausgeblendet bleiben.
Es gilt daher, die Instrumente der Neuen
Steuerung für die interkulturelle Öffnung
zu nutzen. Ziel- und Ergebnisorientierung
sowie die Überprüfung von Zielerreichun-
gen sollen im Rahmen von Kontraktma-
nagement verwirklicht werden. Sie sind
Schlüssel für die Strategie interkultureller
Öffnung. Es kann keine Leistungsbeschrei-
bungen und Kontrakte mehr geben, in de-
nen nicht Minderheiten als Zielgruppen, die
darauf bezogenen Ziele sowie die – noch zu
entwickelnden – kultursensiblen Evalua-
tionskriterien beschrieben sind. Diese An-
sprüche richten sich nach innen an die Sozi-
alverwaltung selbst wie nach außen an die
von den Kommunen geförderten freien Trä-
ger. Das setzt ein neues Denken und ent-
sprechendes Wissen voraus.

Personalentwicklung

Die Personalentwicklung der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sozialer Dienste
spielt bei der interkulturellen Öffnung eine
besonders wichtige Rolle. So zuletzt auch
der Elfte Kinder- und Jugendbericht, der
wiederholt hervorhebt, dass Institutionen
den kompetenten Umgang mit Interkultu-
ralität benötigen und dass sich am Beispiel
interkultureller Kompetenz zeigt, dass
„Fachkräfte wie Qualifizierungsmaßnah-
men mit rasanten Entwicklungen konfron-
tiert sind“. 

Wir haben dafür eine eigene Stelle, eine
Beauftragte für interkulturelle Arbeit, die
ein umfassendes Fortbildungskonzept unter
dem programmatischen Titel „Interkultu-
relle Verständigung“ entwickelt hat. Die
Angebote richten sich einerseits an Berater
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vor Ort, um sie für soziale Arbeit in inter-
kulturellen Überschneidungssituationen zu
qualifizieren. Ebenso wichtig erscheint aber
auch die Schulung derjenigen, die im Rah-
men von Zuwendungsverträgen für die
fachliche Steuerung der sozialen Arbeit in
München zuständig sind. Auch hierfür wer-
den gerade eigene Fortbildungsmaßnahmen
entwickelt. 

Qualitätsmanagement

Schließlich wird Qualitätsmanagement zu
einem Standard sozialer Arbeit. Bei der Im-
plementierung von Qualitätsmanagement in
sozialen Einrichtungen ist darauf zu achten,
dass die interkulturelle Öffnung der Ein-
richtung zum Thema des Prozesses wird.
Auf der Basis unserer bisherigen Erfahrun-
gen werden derzeit zwei Strategien verfolgt:
Einmal wird in Einrichtungen der Migra-
tionsarbeit ein Prozess der Qualitätsent-
wicklung unterstützt, der sowohl bei Initia-
tivgruppen wie bei Einrichtungen der Wohl-
fahrtsverbände dazu beiträgt, deren inter-
kulturelle Orientierung und Öffnung zu
verstärken. Im Rahmen solcher Prozesse ist
oft deutlich geworden, dass die Leitvorstel-
lung der Einrichtung und darauf basierende
Ziele noch zu wenig auf Minderheiten aus-
gerichtet waren. Über eine klarere Zielorien-
tierung ist man dann zu entscheidenden
Schlüsselprozessen für die Erreichung dieser
Ziele gekommen, deren Analyse und Quali-
fizierung zu einer kontinuierlichen Verbes-
serung der Organisation beiträgt. An diese
Erfahrungen anknüpfend verfolgen wir zum
Zweiten eine sozialräumliche Strategie.

3.3 Sozialräumliche Ebene

Der Feldansatz konzentriert sich auf die
Einrichtungen des sozialen Raums und setzt
darauf, dass für gemeinsame Veränderungs-
prozesse eine konsequente Kundenorientie-
rung im Sinne interkultureller Öffnung er-
folgt.

Damit wird das Ziel verfolgt, durch eine
strukturorientierte Strategie nachhaltig zu
einer interkulturellen Orientierung und
Öffnung von sozialen Diensten im Sozial-
raum beizutragen. Das Angebot gilt nicht
nur für die Jugendhilfe, sondern für alle so-
zialen Angebote, um möglichst viele Ein-
richtungen einer Region durch einen Pro-
zess des Qualitätsmanagements unter inter-
kulturellen Aspekten zu qualifizieren. Die
längerfristige Perspektive ist es, allmählich
zu einer interkulturellen Orientierung des
gesamten sozialen Feldes in München zu
kommen. Nachdem diese Maßnahme in
Stadtquartieren durchgeführt wird, die zu-
gleich Felder der Gemeinschaftsinitiative
„Die soziale Stadt – städtische Gebiete mit
besonderem Entwicklungsbedarf“ und der
Programmplattform „Entwicklung und
Chancen junger Menschen in sozialen
Brennpunkten“ sind, besteht die Hoffnung
auf eine fruchtbare Synergie.

Soziale Gerechtigkeit und Chancen-
gleichheit sind die aus dem Sozialstaatsge-
bot abgeleiteten ethischen Ziele sozialer Ar-
beit. Soziale Dienste müssen diese Ziele auf
allen Ebenen verfolgen. Die interkulturelle
Orientierung und Öffnung von Organisa-
tionen schafft auf struktureller Ebene die
Voraussetzung zur Einlösung dieser Ziele.
Wir halten unser Drei-Säulen-Modell in
München für einen geeigneten strategischen
Ansatz zu einer systematischen und nach-
haltigen, ethisch fundierten Veränderung
von Organisationen – und damit auch von
Verwaltung. 
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Jürgen C. Brandt
Stadtdirektor der Stadt Duisburg, Dezernat für Mi-
gration, Sicherheit und Recht

Wenn ich die Integration als einen wech-
selseitigen Prozess beschreiben kann, in
dessen Verlauf die Migranten und die Auf-
nahmegesellschaft gemeinsam zu etwas
Neuem verschmelzen, dann stellt die „inter-
kulturelle Öffnung“ einen wesentlichen In-
tegrationsaspekt dar, der sich an den Adres-
saten „Institutionen der Aufnahmegesell-
schaft“ richtet.

Jedes Bundesland und jede Kommune ist
hinsichtlich der Migration in ethnisch- na-
tionaler Zusammensetzung unterschiedlich.
Basierend auf den Unterschieden sind auch
die einzelnen Integrationskonzepte und
Konzepte für die interkulturelle Öffnung
der Verwaltungen mannigfaltig.

Unter der Begrifflichkeit der „Interkultu-
rellen Öffnung“ subsumieren sich verschie-
dene Auslegungen; je nach Bereich und Be-
darf wird sie unterschiedlich aufgefasst:

• Beschäftigung von mehrsprachigen Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen,

• Beschäftigung von Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen mit Migrationshinter-
grund,

• kompetente Bearbeitung bestimmter
Themenfelder, wie z.B. „Spracherwerb“,

• Schaffung neuer Strukturmodelle, wie
z.B., wenn das Prinzip der Kundenorientie-
rung konsequent umgesetzt wird, öffnet
sich die Verwaltung automatisch,

• Herausgabe von mehrsprachigen Publi-
kationen.

Ich möchte mich jedoch auf die Defini-
tion von Mathias Lange beziehen. Lange
führt zum Thema „Interkulturelle Öff-
nung“ aus, „dass Interkulturalität zumin-
dest in den für kommunalpolitisches Han-
deln relevanten Situationen immer auch eine
Chiffre für asymmetrische Beziehungen
und für ausgeprägte Unterschiede hinsicht-
lich des Zugangs der Handelnden zu den
Quellen von Einfluss und Macht ist. Auf lo-
kaler Ebene besteht ein wesentliches Ziel
von interkultureller Öffnung darin, diese
starke Asymmetrie abzubauen bzw. auszu-
gleichen. Aus diesem Grunde hat es mehr
als nur eine symbolische Funktion, wenn es
zum Beispiel bezüglich der interkulturellen
Öffnung des kommunalen Personalma-
nagements in erheblichem Maße um die
Frage der Förderung von MigrantInnen bei
der Einstellungspraxis der Kommune selbst
geht. Hierbei geht es um den konkreten
Schritt bei der Umsetzung eines legitimen
Anspruchs auf Zugang zu allen gesellschaft-
lichen Ressourcen.“

Resultierend aus dieser Aussage sollte das
Postulat heißen: Förderung und Verwirkli-
chung der Chancengleichheit von Migran-
ten und Migrantinnen in allen gesellschaft-
lichen Bereichen.

Bei der Verwirklichung dieses Postulats
spielen neben politischen Parteien auch die
gesellschaftlichen Schlüsselinstitutionen,
wie die Verwaltungen, eine wichtige und be-
sondere Rolle. Nicht nur die allgemeine
Öffnung der Institutionen, sondern auch
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die Öffnung von Führungspositionen müss-
te für Migranten und Migrantinnen gezielt
gefördert werden und gewährleistet sein,
denn diese bildet meines Erachtens die
Grundlage für Normbefolgung und Identi-
fikation und verändert das gesellschaftliche
Klima.

Daher glaube ich, dass die interkulturelle
Öffnung ein gesellschaftspolitisches Kon-
zept ist, das in erster Linie zur Hinterfra-
gung der eigenen institutionellen Strukturen
beiträgt und die Integration forciert.

Bereits im Oktober 1992 hat der Kultur-
ausschuss des Deutschen Städtetages mit
der Überschrift „Kulturelle Vielfalt in
Deutschland“ Empfehlungen für das Zu-
sammenleben in den Städten ausgespro-
chen.

Schließlich findet ja das unmittelbare Le-
ben in den Kommunen bzw. in den ört-
lichen Gemeinschaften statt. Hier begegnen
sich die Menschen als Nachbarn und Ar-
beitskollegen, und hier treffen die unter-
schiedlichen ethnisch-kulturellen Lebens-
weisen, Religionen und Wertvorstellungen
aufeinander. In den Kommunen erleben wir
den Reichtum der kulturellen Vielfalt, was
ich als „Kulturpluralismus“ bezeichnen
möchte, aber wir werden auch zugleich mit
Konflikten und vielfältigen Problemen kon-
frontiert.

Empfehlungen des Deutschen Städtetags

Die Kommunen, meine Damen und Her-
ren, insbesondere die von Zuwanderung ge-
prägten Kommunen mit hohem Migranten-
anteil, sind zweifellos die Katalysatoren des
Integrationsprozesses in unserem Land –
hier entscheidet sich nämlich, inwiefern die
Folgen der Migration abgearbeitet und die
unterschiedlichen Zuwanderergruppen in-

tegriert werden können im Sinne der Ge-
staltung eines friedlichen Zusammenlebens.

Im Papier des Kulturausschusses des
Deutschen Städtetages werden sowohl die
Kommunalpolitik als auch die Verwaltun-
gen aufgefordert, die Partizipation von Mi-
granten und Migrantinnen im politischen,
ökonomischen und kulturellen Leben zu
gewährleisten. Denn schließlich muss man
gestehen, dass für den Prozess der interkul-
turellen Öffnung der politische Wille als
Fundament notwendig ist, damit entspre-
chend den Erfordernissen einer Zuwande-
rungsgesellschaft ein kommunales Handeln
entwickelt werden kann.

Der Kulturausschuss empfahl den Städ-
ten, eine Reihe von strukturellen Maßnah-
men durchzuführen, hierzu zählte die
Gründung von „ressortübergreifenden An-
lauf- oder Fachstellen“ für Migranten und
Migrantinnen bei den Verwaltungen und die
Gründung von politischen Gremien wie
Ausländerbeiräten oder -ausschüssen.

In diesem Papier wird aber unterstrichen,
dass die „Vertretung der interkulturellen
bzw. internationalen Aspekte in Stadtver-
waltung und Kommunalpolitik“ nicht nur
an Fachstellen und politische Interessenver-
tretungsorgane delegiert werden können.
Vielmehr muss sich im Angesicht der euro-
päischen Harmonisierung das Selbstver-
ständnis der Verwaltungen in Richtung ei-
nes „multikulturell“ international orientier-
ten Dienstleistungsunternehmens verän-
dern.

Die Leistungsfähigkeit der Verwaltungen
hängt von der Reaktionsfähigkeit auf die
veränderte soziale Umwelt durch Zuwande-
rung ab. Hinzu kommt, dass alle Dienstlei-
stungen der Verwaltungen, von Kulturäm-
tern bis zu den Umweltämtern, uneinge-
schränkt für alle Menschen gelten und diese
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Ämter die unterschiedliche und vielfältige
Zusammensetzung der eigenen örtlichen
Gemeinschaften in ihren Fachplanungen
mit berücksichtigen bzw. in ihren Qualitäts-
entwicklungen verankern müssen. Das be-
deutet z.B., dass sich in den Jahresprogram-
men des Stadttheaters, der Museen oder des
kommunalen Filmforums entsprechend der
Bevölkerungsanteile auch Ausstellungen,
Theater- und Filmaufführungen widerspie-
geln müssen. Solche Angebote müssten
selbstverständlich sein. Die „Nischenkul-
turangebote“ können die Fehlentwicklun-
gen nicht ausgleichen.

Das Hiersein von Minderheiten kann erst
durch die Selbstverständlichkeit des
menschlichen und kulturellen Umgangs
miteinander vor Ort zu einem „Normalzu-
stand“ führen.

Allein in Duisburg leben Menschen aus
über 150 Nationalitäten. Von den insgesamt
77.422 juristisch-rechtlich bezeichneten
Ausländern haben 44.819 Menschen die tür-
kische Staatsangehörigkeit. Ein nur auf
„Nationalität“ fokussiertes Konzept wird
uns nicht weiterbringen können. Wir müs-
sen die Statusunterschiede, die soziale
Schichtung, schulische und berufliche Situa-
tion, Geschlecht und die Vielfalt an Lebens-
philosophien (Werte- und Normensysteme,
Glaubensrichtungen und deren Intensität)
in unsere Integrationskonzepte einfließen
lassen. Daher glaube ich, dass allein eine
interkulturelle Qualifizierung der einzelnen
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in den
Verwaltungen der interkulturellen Öffnung
der Verwaltungen nicht Rechnung tragen
kann.

Integrationsmaßnahmen in Duisburg

Abschließend möchte ich nun einige
Praktische Beispiele für Integrationsbemü-
hungen der Stadtverwaltung in Duisburg
geben:

Beirat für Zuwanderung und 

Integration

Um die Partizipation der Zuwanderer
und Zuwanderinnen in Duisburg im kom-
munalpolitischen Willensbildungsprozess
weiter zu optimieren und die kommunalpo-
litische Funktion des Beirats aufzuwerten,
hat der Rat der Stadt Duisburg im Rahmen
der Durchführungsverordnung zur Experi-
mentierklausel § 126 GO NW mit Zustim-
mung des Ausländerbeirats im Septem-
ber1999 beschlossen, den Ausländerbeirat
durch einen Beirat für Zuwanderung und
Integration zu ersetzen.

Es handelt sich hier um ein wegweisendes
Modellprojekt. Die enge Anbindung an den
Rat der Stadt und die Ausschüsse ermög-
licht das Mitbestimmungs- und Mitgestal-
tungsrecht in Bezug auf kommunalpoliti-
sche Aspekte von Migranten. Es handelt
sich hierbei um einen ausschussähnlichen
Status, denn alle migrationsrelevanten Vor-
lagen des Rates und seiner Ausschüsse ge-
hen durch den Beirat und können dort
kommentiert werden. Mit dieser Form des
Interessenvertretungs-Organs wird – auch
wenn der Beirat keine Entscheidungsbefug-
nis hat – der Informationsfluss garantiert
und die Einflussnahme ermöglicht.

Durch die Initiative des Beirats für Zu-
wanderung und Integration hat die Verwal-
tung im März 2001 einen „Bericht zur
Deutsch-Kompetenz von Migrantinnen
und Migranten in Duisburg“ vorgelegt. Zu-
sätzlich hat der Beirat die Oberbürgermei-
sterin beauftragt, diesen Bericht der Weiter-
entwicklung und Optimierung der
Deutschförderung zugrunde zu legen, eine
Sprachkonferenz einzuberufen und Analyse
und Handlungsempfehlungen zu veranlas-
sen.

Die Sprachkonferenzen wurden im Mai
und Oktober letzten Jahres zu den Themen
„Deutschförderung im nachschulischen Be-
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reich der Erwachsenenbildung“ und „Sprach-
förderung im Elementarbereich“ einberu-
fen. Hierbei wurde ausdrücklich erwähnt,
dass die Sprachförderung in den Kinderta-
geseinrichtungen und in den Grundschulen
integraler Bestandteil der pädagogischen
Arbeit ist und diese Arbeit mit zahlreichen
Begleitangeboten unterstützt und ergänzt
werden muss.

Insbesondere im Bereich der Sprachför-
derung können wir die enge Verzahnung
unterschiedlicher Aspekte wie Zuwande-
rung, Politik, Verwaltung, Integration und
interkulturelle Arbeit erkennen. Ich möchte
Ihnen nun einige wichtige Punkte aus dem
Sprachförderkonzept darstellen, in dem die-
se Verzahnung deutlich wird.

Sprachförderung im Elementarbereich

2001 wurde mit Fördermitteln des Lan-
desministeriums NRW eine halbjährige
Sprachförderung vor Einschulung für Kin-
der mit erheblichem Sprachbedarf durchge-
führt. Für die Weiterführung dieses Pro-
gramms sind im Haushaltsentwurf 2002/
2003 bereits Mittel vorgesehen.

Für Kindertageseinrichtungen sind Kon-
zepte zum Zweitspracherwerb entwickelt
und erprobt worden. Im Rahmen der Kon-
zeption wurden die Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen in den städtischen Kindertages-
einrichtungen fortgebildet. In den Grund-
schulen gibt es durch zusätzliche Lehrer-
stellenzuweisung gestützte Sprachförde-
rung. Die RAA der Stadt Duisburg unter-
stützt diese Arbeit durch ergänzende Fort-
bildungsangebote, begleitende Arbeitskrei-
se mit den beteiligten Lehrerinnen und Leh-
rern und durch Bereitstellung von Arbeits-
materialien.

Bildungswerbung durch „Kontaktperso-
nen“ aus dem Kulturkreis der Familien für
einen Kindergartenbesuch und begleitende

Elternarbeit im Elementarbereich wie zum
Beispiel Deutschkurse für Eltern in den
Kindergärten und Gründung von Mutter-
Kind-Gruppen zur Stärkung der Erzie-
hungskompetenz sind weitere Stützpfeiler
des Sprachförderkonzepts.

In der Regel ist eine intensive sprachliche
Förderung auch nach der Beendigung der
Grundschule erforderlich. Daher wird in
der Sekundarstufe ein richtungweisendes
Angebot zur individuellen Hilfe, der „För-
derunterricht für Migrantenkinder“ als Ko-
operationsprojekt der Stadt Duisburg mit
der Mercatorstiftung durchgeführt. Das
Ziel dieses individuellen Angebots ist, Mi-
grantenkinder im Bereich der fachsprach-
lichen Anforderungen zu unterstützen.

Deutsch in der Erwachsenenbildung

Unter der Moderation der Stadt Duisburg
wurde im Bereich der Erwachsenenbildung
ein Trägernetz „Deutsch lernen in Duis-
burg“ gegründet. Dieses Trägernetz, eine
Arbeitsgemeinschaft aller mit öffentlichen
Mitteln geförderter Träger von Deutschkur-
sen in Duisburg, ist aus den Sprachkonfe-
renzen zur Deutschförderung in der Er-
wachsenenbildung entstanden.

Für die inhaltliche Arbeit der Fachzusam-
menkünfte waren die Ergebnisse des Pro-
jekts „Migration und Deutsch“ von beson-
derer Bedeutung. Der Förderverein der
VHS der Stadt Duisburg führt dieses Pro-
jekt mit Finanzierung des Landes NRW bis
31. Januar 2002 durch. Die neuen Erkennt-
nisse zum Thema „Neuzuwanderer und
Neuzuwanderinnen“ bildeten zum größten
Teil die Grundlage für die Diskussionen im
Trägernetz.

Die größte Gruppe der Neuzuwanderer
nach Duisburg bilden die sogenannten
„Heiratsmigranten“. Ihre Zahl betrug in
den letzten Jahren im Durchschnitt etwa
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800 pro Jahr, 60 % Frauen und 40 % Män-
ner. Etwas mehr als die Hälfte kommen aus
der Türkei.

Seit Februar 2001 bietet die VHS der
Stadt Duisburg Neuzuwanderern in den
Ausländerbehörden der Bezirksämter ver-
suchsweise eine Eingangsberatung. Im Zeit-
raum von Februar bis Dezember 2001 wur-
den 350 Personen beraten, und davon nah-
men anschließend 326 an einem Deutsch-
kurs teil. Diese Frauen und Männer zu er-
reichen war nur möglich, weil die Beratung
unmittelbar bei den Ausländerstellen statt-
fand und verbindlicher Teil der ausländer-
bzw. meldebehördlichen Erledigungen wa-
ren.

Aus dieser Maßnahme können Sie erken-
nen, dass die Stadt Duisburg früher auf den
Bedarf bzw. auf die Notwendigkeit des
Deutschlernens der Neuzuwanderer rea-
giert hat, als das neue Zuwanderungsgesetz
im Falle des Inkrafttretens es vorsieht.

Ausbildungsförderung

Im städtischen Ausbildungsbereich lau-
fen seit ca. zwei Jahren Bemühungen, Ju-
gendliche mit einem „Migrationshinter-
grund“ für eine Ausbildung bei der Stadt-
verwaltung zu gewinnen. Die aktuellen
Stellenausschreibungen wurden im Punkte
„Bewerbung von Ausländern“ so verändert,
dass dadurch mehr Migrantenjugendliche
angesprochen werden. Dennoch haben wir
im Jahr 2001 feststellen müssen, dass nur
drei Bewerberinnen und Bewerber mit ei-
nem „Migrationshintergrund“ eine Ausbil-
dung bei der Stadtverwaltung angetreten
haben, von insgesamt 75 Ausbildungsplät-
zen, die zu vergeben waren. Dieses ent-
spricht einer Quote von 4 %, wobei der
Gesamtanteil der ausländischen Jugend-
lichen zwischen 18 und 25 Jahren in Duis-
burg bei 25,5 % liegt.

Ich möchte nicht auf die Vorteile einge-
hen, die durch eine verstärkte Einstellung
von Migranten und Migrantinnen für unse-
re Kommune entstehen würden. Denn sie
liegen offen auf der Hand. Wichtiger ist die
Beantwortung der Frage: Was unternimmt
die Stadt um dieses Defizit zu beheben? In
enger Zusammenarbeit mit dem Arbeits-
amt, den Schulen und der Stadtverwaltung
soll ein Verfahren entwickelt werden, um
die Ausbildungsbeteiligung der Jugend-
lichen mit „Migrationshintergrund“ bei der
Stadtverwaltung und den städtischen Be-
trieben zu erhöhen.

Die geplanten Schritte diesbezüglich wer-
den sein:

• Eine offensive Werbung um die Ziel-
gruppe der Migranten durch Flyer und die
Präsenz bei Ausbildungsbörsen. 

• In Kooperation mit dem Arbeitsamt,
Schulen und der Stadtverwaltung sollen ver-
stärkt Info-Veranstaltungen für Jugendliche
und Eltern durchgeführt werden.

• Es sollen Treffen zwischen städtischen
Ausbildungsleitern und Lehrern organisiert
werden.

• Die Jugendlichen sollen intensiver auf
die Erfordernisse des städtischen Auswahl-
verfahrens vorbereitet und bei Bewerbun-
gen begleitet werden.

• Eine Bedarfsanalyse bei den Ämtern
über Einsatzmöglichkeiten und Bewerber-
profile von Migranten soll durchgeführt
werden.

Für Jugendliche, die den Eignungstest
wegen „Deutschmangels“ nicht bestehen,
aber dafür in anderen Bereichen wie Mathe-
matik über dem Durchschnitt liegen, sollen
städtische Ausbildungsplätze bei gleichzei-
tiger Nachqualifizierung „reserviert“ wer-
den. Diese Jugendlichen sollen die Möglich-
keit haben, einen Lehrgang mit einem inte-
grierten verwaltungsinternen Praktikum zu
besuchen. Nach der Beendigung des Lehr-
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gangs und einem anschließenden „Nach-
test“ sollen die Jugendlichen in die Ausbil-
dung übernommen werden. Ziel dieser Be-
mühungen ist, die Beteiligungsquote von
jungen Migranten entsprechend dem Anteil
in der Altersgruppe zu erhöhen.

Einbeziehung islamischer 

Religionsgemeinschaften

Einen wichtigen und besonderen Aspekt
des Integrationsprozesses macht auch der
Umgang der Stadtverwaltung mit den isla-
mischen Religionsgemeinschaften in Bezug
auf religiöse Angelegenheiten aus. Als
Stadtverwaltung verfolgen wir das Ziel, je-
dem seine freie und ungestörte Religions-
ausübung unter menschenwürdigen Bedin-
gungen zu ermöglichen (hier wird nicht von
politisch-religiös motivierten Gemeinschaf-
ten gesprochen!!!). Unsere Bemühungen
zielen derzeit in erster Linie auf die Einbe-
ziehung der islamischen Religionsgemein-
schaften in die Verwaltung und den Alltag.
Denn die Verwaltung kann nicht nur war-
ten, bis etwas auf sie zukommt, sie muss
auch in ungesicherten Bereichen agieren.

Seit Anfang des letzten Jahres lade ich in
regelmäßigen Abständen die Vorsitzenden
der islamischen Gemeinschaften / Gemein-
den zu einer Islamkonferenz ins Ratshaus
ein. In den Islamkonferenzen werden wich-
tige religiöse Angelegenheiten besprochen
wie:

• Fragen der Rituellen Waschung von
Verstorbenen,

• Neubauten von Moscheen,
• Bestattung im Tuch,
• Tag der Offenen Gemeinden.
Die Islamkonferenz versucht zu diesen

Themen auch konsensorientierte Lösungen
zu finden. Im Bereich der rituellen Wa-
schung von Verstorbenen werden flächen-
deckend acht Gemeinden die Genehmigung
erhalten. Damit Moscheebauvorhaben der

islamischen Gemeinden in den Stadtteilen
nicht zu heftigen symbolorientierten Aus-
einandersetzungen ausarten, wird im Vor-
feld in den Stadtteilen unter Bürgerbeteili-
gung von Politik, Verwaltung und islami-
schen Gemeinden intensive Öffentlichkeits-
arbeit (Informations- und Gesprächsforen)
durchgeführt. Hierbei geht es in erster Linie
darum, die Frage zu beantworten: Wie kön-
nen wir ein friedliches Zusammenleben ge-
meinsam gestalten?

Türkischer Pressespiegel und türkisch-

sprachige Veröffentlichungen der 

Stadtverwaltung

Abschließend möchte ich Ihnen noch
ganz kurz zwei „Produkte / Projekte“ der
Stadtverwaltung darstellen, den „Türki-
schen Pressespiegel“, ein fortlaufendes Pro-
jekt seit Oktober 2000, und die „Zentrale
Prüfstelle für türkischsprachige Veröffentli-
chungen der Stadtverwaltung“ als eine dau-
erhafte Einrichtung.

Der Türkische Pressespiegel wird alle 15
Tage von der Stabsstelle für Zuwanderung
und Integration – Integrationsbüro heraus-
gegeben.

Die türkischen Tages-, Wochen- und Mo-
natszeitungen werden täglich gesichtet, aus-
gewertet und zusammenfassend in die deut-
sche Sprache übersetzt. Der Türkische Pres-
sespiegel richtet sich an deutsche Institutio-
nen.

Unter der Leitthese „Wissen und Infor-
mation über andere eröffnet neue Dimen-
sionen der Kommunikation“ übernimmt
der Türkische Pressespiegel die Funktion ei-
ner Kommunikationsbrücke zwischen der
türkischen Community und den Schaltstel-
len. Dadurch wird nicht nur eine Möglich-
keit des Dialogs eingeräumt, sondern es
werden umfassende Informationen aus der
Interessenwelt der Türken und deren politi-
scher, ökonomischer und kultureller Situa-
tion vermittelt. Durch das Kennen des an-
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deren Kulturkreises kann auf Probleme und
Bedürfnisse eingegangen und somit auf
Fehlinformationen oder Missverständnisse
reagiert werden.

Wie jede Kommune, gibt auch die Stadt-
verwaltung Duisburg in unterschiedlichen
Sprachen Publikationen (Info-Briefe, Auf-
rufe etc.) heraus.

Im Mai 2001 wurde beim Integrationsbü-
ro der Stadt die „Zentrale Prüfstelle“ dauer-
haft eingerichtet mit der Zielsetzung, die in
türkischer Sprache erscheinenden städti-
schen Publikationen vor ihrer Veröffentli-
chung abschließend zur Korrektur zu lesen
und eventuell notwendige endredaktionelle
Überarbeitungsanregungen zu geben.

Basierend auf den Grundgedanken
„Recht auf Information, Recht auf Aufklä-
rung“ hat die „Zentrale Prüfstelle“ das Ziel,
der türkischsprechenden Bevölkerung in
Duisburg sprachlich und inhaltlich gehalt-
volle Informationen zu vermitteln. Durch
solide und verständliche Informationen
werden sich die Menschen ernst genommen
fühlen und sich als gleichberechtigte Mit-
glieder der Gemeinschaft betrachten.

Abschließend möchte ich betonen, dass es
für die Form der Institutionalisierung des
interkulturellen Ansatzes und der Integra-
tion keinen Königsweg gibt. Die Verwirkli-
chung bzw. Umsetzung der Konzepte hängt
in hohem Maße von der Initiative der Poli-
tik und ihrer Mandatsträger ab. Hinzu
kommen natürlich Faktoren, wie die wirt-
schaftliche Lage der Kommune und die re-
gionalen Bedingungen.
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Arbeitsgruppen-Bericht

Katrin Heise
Journalistin, SFB-Radio multikulti, Berlin

Die Arbeitsgruppe beschäftigte sich mit
der Öffnung der sozialen Dienste und zwar
aus drei unterschiedlichen Perspektiven.
Zum einen aus beobachtender, forschender
und lehrender Sicht einer Fachhochschule,
zum Zweiten mit dem Blick einer dem Pro-
zess übergeordneten Institution, nämlich ei-
ner Integrationsbeauftragten und drittens
aus dem Alltag eines Jugendamts. 

Sowohl in den Vorträgen als auch in der
kurzen anschließenden Diskussion stand
immer wieder die Leitbildfunktion von In-
stitutionen sowie der Zusammenhang zwi-
schen institutioneller und personeller Kom-
petenz im Mittelpunkt.

1) Frau Brigitte Wießmeier fasste ihre Er-
fahrungen aus Fachhochschule, TiK-Pro-
jekt und Modellprojekt des Diakonischen
Werkes in vier Punkten zusammen:

• In den sozialen Diensten ist eine unge-
plante Öffnung schon lange erfolgt. Abzu-
lesen daran, dass beispielsweise in der Ju-
gendgerichtshilfe 70 % der Klienten Ju-
gendliche ausländischer Herkunft sind.
Dies bedeutet aber keineswegs eine inter-
kulturelle Öffnung, wie wir sie verstehen.
Migranten nehmen von sich aus präventive
Dienste zu selten in Anspruch.

• Interkulturelle Öffnung wird oft von
der Zusammenlegung von Regel- und Spe-
zialdiensten erhofft. Nicht bedacht wird da-

bei, dass die Regeldienste einen Zulauf von
Klienten aus Randgruppen mit geringem
Sozialstatus und einen Imageverlust be-
fürchten, die Kolleginnen der Migranten-
dienste  daher abgelehnt werden. Außerdem
leiden sie darunter, ihr Spezialistentum ver-
loren zu haben.

• Von sich aus an interkultureller Öff-
nung interessierte Mitarbeiter, die sich
schon engagieren, werden häufig beim insti-
tutionellen Prozess der Öffnung und Um-
strukturierung nicht beachtet, was das En-
gagement versiegen lässt.

• Fragen, wer die Kosten für Weiterbil-
dung übernimmt und das Gefühl der Über-
forderung, sich nun wieder einen neuen Be-
reich erschließen zu müssen, werden vom
Dienstherren oft nicht bedacht. Ebenso wie
Sorgen, sich nicht immer politisch korrekt
ausdrücken zu können oder die richtige
Meinung zur Zuwanderung zu vertreten.
Spezialisten in anderen als Multikultithe-
men fühlen sich nicht anerkannt.

2) In Stuttgart ist die interkulturelle Öff-
nung bzw. Integration zu einer Quer-
schnittsaufgabe gemacht worden. Und zwar,
indem eine Stabsstelle Integrationspolitik
beim Oberbürgermeister eingerichtet wur-
de. Isabel Lavadinho, Integrationsbeauftrag-
te der Stadt Stuttgart, berichtete über die
Aufgabengebiete, die diese Stelle umfasst:

• Erarbeitung eines Konzepts der inter-
kulturellen Öffnung

• Koordination der kommunalen Integra-
tionsaufgaben

• Initiierung von Projekten
• Beratung und Förderung 
• Fachliches Controlling.

S o z i a l e  D i e n s t e

Seite 97

Interkulturelle Öffnung im Bereich Soziale Dienste



Ausgangspunkt war die spezielle Situa-
tion in Verwaltungen, die geprägt ist durch:

• große Diskrepanz zwischen Mitarbei-
tern, Leitungsebene und Experten für
Fort- und Weiterbildung

• Parteiinteressen
• Sicht der Öffentlichkeit auf die Verwal-

tung.
Sowohl die Verwaltungshierarchien als

auch die Abhängigkeiten von Parteien und
Presse müssen bei einem Umstrukturie-
rungsprozess beachtet werden, ansonsten
wird er weder von der Leitungsebene noch
von den Mitarbeitern mitgetragen werden.
Zu beachten ist der Wertekodex einer Ver-
waltung. Als Beispiel nannte Frau Lavadi-
nho, dass die Idee der Beratung von Mi-
granten sitzend beim Teetrinken auf einem
Teppich, nicht dem Wertekodex einer deut-
schen Sozialberatungsstelle entspricht, von
den Beratern sicher nicht angenommen und
von den Klienten als irritierend empfunden
wird. 

Getragen ist das Konzept der interkultu-
rellen Öffnung der Stuttgarter Verwaltung
von zwei Leitgedanken:

• Gemeinsamer Nenner der deutschen
und nicht deutschen Bevölkerung Stutt-
garts ist die deutsche Verfassung. Was
auch bedeutet, dass die gemeinsame
Sprache Deutsch ist, abgesehen von ei-
nigen Informationsfaltblättern in
Fremdsprachen. (An dieser Stelle gab es
eine kurze Debatte in der Arbeitsgrup-
pe. Frau Lavadinho hob aber heraus,
dass die Betonung der deutschen Spra-
che dem Stuttgarter Integrationsgedan-
ken immanent ist.)

• Nicht mehr die Herkunft eines Kunden
spielt eine Rolle, sondern sein Lebens-
kontext.

Besonderen Wert legte Frau Lavadinho in
ihrem Referat immer wieder darauf, dass ein
Umstrukturierungsprozess in Richtung

interkultureller Öffnung einer Verwaltung
nur dann von Erfolg getragen wird, wenn er
sich realistisch an den Gegebenheiten orien-
tiert, dass heißt alle – Mitarbeiter, Kunden
und Leitungsebene – mitnimmt.

3) Auch die Stadt Nürnberg hat sich in ih-
rem Leitbild der interkulturellen Öffnung
verschrieben, allerdings ist der Begriff nicht
explizit genannt. (Hier entspann sich eine
kurze Diskussion, die später fortgesetzt
wurde, ob es sich dabei nicht um eine
heuchlerische Umgehensweise mit interkul-
tureller Öffnung handele und die Stadt
Nürnberg es nicht ernst meine.) 

Irma Klausch, die das Jugendamt Nürn-
berg vertrat, erläuterte, dass auch das Ju-
gendamt entsprechend der Gesamtverwal-
tung die interkulturelle Öffnung als ständi-
ge Herausforderung anerkennt. Das heißt in
den einzelnen Bereichen:

• Die Erziehungs- und Familienberatung
hat sich in verschiedensten Einrichtungen,
wie Kindergärten, Elternabenden in der
Schule usw. direkt vorgestellt und auf diese
Weise einen sog. niedrigschwelligen Zugang
ermöglicht. Migrantenfamilien konnten er-
reicht werden, die von selbst die Beratungs-
stelle nicht aufgesucht hätten. Fachkräfte
aus Beratungsstellen beteiligten sich am
TiK-Projekt. Außerdem wurde offensiv um
PraktikantInnen mit Migrationshinter-
grund geworben. (Einwand aus der AG:
interkulturelle Öffnung also nur, wenn sie
nichts kostet. Antwort: Realistischer Um-
gang mit der Stellensituation. Beschäftigung
von entsprechenden Fachkräften ist mittel-
bis langfristiges Ziel.)

• In der Krisenhilfe für Kinder und Ju-
gendliche, also Inobhutnahme, wird dieser
massive Eingriff ins Familienleben den Mi-
grantenfamilien in Zukunft mit Hilfe eines
Informationsblattes in der jeweiligen Spra-
che nahe gebracht, so dass es in der kriti-
schen Situation nicht zu zusätzlicher Irrita-
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tion kommt und sich die Angehörigen mit
Personen ihrer Wahl auf ein Gespräch auch
sprachlich vorbereiten können. Auch in die-
sem Bereich nahmen Mitarbeiter an TiK
teil.

• Im Bereich der Pflegekindervermittlung
hat das Jugendamt durch eine Befragung
den Irrtum ausgeräumt, man vermittle
kaum Kinder mit Migrationshintergrund.
Nun soll beim Anforderungsprofil an Pfle-
gefamilien der Aspekt des Migrationshin-
tergrundes mit eingeschlossen werden, um
so auch diese Familien als Pflegefamilien zu
gewinnen. Insgesamt wurden die Mitarbei-
ter sensibler für interkulturelle Aspekte.

• Bei der Ambulanten Hilfe zur Erzie-
hung verwies Frau Klausch auf ein von den
Mitarbeitern angestoßenes Projekt. Sie sam-
melten mittels eines Fragebogens das unter
den Angestellten vorhandene interkulturel-
le Wissen. Diese Kompetenz wird nun zu-
sammengefasst und intern veröffentlicht, so
dass jeder auf dieses Wissen zurückgreifen
kann.

Dieses kleine Projekt war Frau Klausch
besonders wichtig, weil sich solche Mitar-
beiterinitiativen „wie Pilze“ in der ganzen
Verwaltung fortsetzen und sich jeder per-
sönlich einbringen kann. Funktionieren
kann dies aber nur, wenn die Leitungsebene
solche Initiative fordert und fördert, inter-
kulturelle Öffnung also Leitbild ist.

An dieser Stelle ging die Diskussion über
die Leitbildfunktion weiter. Einig war man
sich, dass das Leitbild „interkulturelle Öff-
nung“ vorhanden sein muss. Kritik wurde
nochmals an der Vorgehensweise Nürn-
bergs, der Nicht-Nennung des Begriffs, ge-
übt. Als Gegenbeispiel wurde aber auch die
Stadt Wien angeführt. Dort steht der Begriff
„interkulturelle Öffnung“ zwar im Leitbild,
praktisch aber geschieht nichts. Dann sei es
doch sinnvoller, ihn nicht wie ein Aushän-
geschild zu benutzen, dafür aber umzuset-

zen. Voraussetzung (darüber herrschte Ei-
nigkeit) für engagierte Verwaltungsmitar-
beiter ist eine engagierte Leitungsebene, die
interkulturelle Öffnung vorschreibt, unter-
stützt und umsetzt. Nicht zuletzt im perso-
nellen Bereich, was meist zu wenig ge-
schieht, so die Kritik. 

Hinter allen Bemühungen um interkultu-
relle Öffnung steht, so Frau Wießmeier, der
ausdrückliche Wunsch nach einem Zuwan-
derungsgesetz, um durch diesen politischen
Akt längerfristige Meinungsänderungspro-
zesse in Gang zu setzen.

Impulsreferat

Brigitte Wießmeier
Professorin Ev. Fachhochschule für Sozialarbeit,
Berlin

Erfahrungen aus den Institutionen:

1. Eine ungeplante Öffnung ist erfolgt, da
im Bereich der Sozialen Dienste vielfach
von „Problemen mit den Migranten oder
Ausländern“ gesprochen wird. So wird in
manch einem Stadtteil in der Jugendge-
richtshilfe von 70 Prozent Jugendlicher aus-
ländischer Herkunft, oder in manch einem
der Frauenhäuser von 50 Prozent Migran-
tinnen gesprochen. Ein Beleg für eine Öff-
nung? Die britische Expertin Dominelli
nennt derartige Zugänge den „exclusive
channel“. In Diensten mit präventivem
Charakter wie z.B. den Erziehungsbera-
tungsstellen, kann von Öffnung nicht die
Rede sein. Der Bedarf ist klar, aber Hilfe-
und Kontrollfunktion liegen zu eng zusam-
men.

2. Öffnung soll immer wieder durch Zu-
sammenlegung von Regel- und Spezialdien-
sten erfolgen, nicht nur aus Kostengründen.
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Ich kenne kein Beispiel, bei dem die Kolle-
ginnen des Migrationsdienstes begrüßt wur-
den. Ich kenne aber mehrere Beispiele, wo
verdeckt die Sorge um eine Senkung des
Mittelschichtniveaus der Institution durch
die angestrebte interkulturelle Öffnung
durch diverse abwehrende Argumente aus-
gedrückt wurde. Die Trennung von Dien-
sten war bequem und kam dem weit ver-
breiteten Spezialistentum entgegen. Sie auf-
zugeben bedeutet Unbequemlichkeit und
Sorge um Imageverlust (mehr lebensprakti-
sche Beratung, weniger Therapie), wie in
Familienberatungsstellen beobachtet wer-
den konnte. Veränderungen rufen immer Ir-
ritationen hervor, aber sie bergen immer
auch Chancen in sich, wie anerkannterma-
ßen die Erhöhung der allgemeinen Bera-
tungskompetenz.

3. Einzelne Mitarbeiterinnen engagieren
sich öffnend, während die Leitungsebene
längst Umstrukturierungen geplant hat, die
Verunsicherung erzeugen und bis zur Läh-
mung der PraktikerInnen führen können.
Dies ist augenblicklich in der Berliner Ver-
waltung, die sich mit Reformen und Einspa-
rungen plagt, an vielen Stellen zu beobach-
ten.

4. Natürlich ist interkulturelle Öffnung
dringend nötig, wie zum Beispiel Bewäh-
rungshelfer erkennen. Aber darf die fachli-
che Leitung die Mitarbeiter zwecks Weiter-
bildung zur Investierung von Zeit und Geld
auffordern, muss nicht der Dienstherr sol-
che Investitionen auf sich nehmen? 

Erfahrungen aus persönlichen 

Gesprächen:

1. Interkulturelle Öffnung ist mit brisan-
ten Themen behaftet. Wenn ich mich in
meiner Institution einzeln oder im Team da-
für einsetze, riskiere ich es, kritisch betrach-
tet zum Vorbild erhoben zu werden.

Drücke ich mich politisch korrekt aus, ge-
nüge ich den Erwartungen an einen Antiras-
sisten, stehe ich eindeutig genug zum Ein-
wanderungsmodell, kann ich alle kritischen
Fragen beantworten? Nicht Menschen-
rechtspolitik, sondern Parteipolitik be-
stimmt den Diskurs.

2. Erfolge durch Engagement für eine
interkulturelle Öffnung können Kränkun-
gen mit sich bringen, da die einbezogenen
Migranten ihren Anteil / ihre Position be-
haupten und damit Macht / Dominanz ge-
teilt werden muss. Beide Seiten haben mit
dieser Aufhebung von Dichotomie zu tun,
denn auch Migranten verlieren ihren Exper-
tenstatus an andere interkulturell Kompe-
tente.

3. Mit interkultureller Öffnung wird eine
Schwerpunktverlagerung im beruflichen
Handeln verbunden. So heißt es dann: Ich
möchte sozialpädagogisch arbeiten und
mich nicht mit dem Ausländerrecht be-
schäftigen, oder: Ich habe mir eine wirksa-
me Beratungskompetenz erarbeitet, die ich
z.B. durch die Arbeit mit Sprachmittlern
nicht in Frage stellen lassen möchte, oder:
wenn denn soviel Wissen über andere Kul-
turen notwendig ist, dann sollen doch die
Kulturexperten solch ein Angebot machen.
Allgemeine Soziale Dienste haben ihr Ange-
bot aber an alle Bürger zu richten und Ex-
klusion zu verantworten.

Strategien

1. Die Projekte TiK und TRIKKO versu-
chen z.B. durch die angebotene interkultu-
relle Weiterbildung in Verknüpfung mit ei-
ner Organisationsberatung vor Ort die klei-
nen und mittleren Institutionen praxisnah
in ihrem jeweiligen Öffnungsprozess zu
unterstützen. Wir haben gelernt, dass nicht
einzelne engagierte Mitarbeiter für diese ge-
sellschaftliche Aufgabe verschlissen werden
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dürfen, wie wir dies 1999 nach der Evalua-
tion unserer ersten Weiterbildung zur Inter-
kulturellen Beratung erfahren mussten. Es
muss auf der Leitungsebene Unterstützer
geben, die diesen Prozess langfristig zu
steuern bereit sind. Für TiK wurde deshalb
bundesweit Leitungspersonal angespro-
chen, das drei bis vier MitarbeiterInnen als
MultiplikatorInnen oder TransferagentIn-
nen nach Berlin zur Weiterbildung schickte. 

TRIKKO wendet sich an einzelne Teams,
die sich über diese beiden Wege verändern
möchten, die die Chance zu derartiger Pro-
filbildung annehmen und Zeit und geringe
Kosten zu tragen bereit sind. Wir suchen
somit veränderungswillige, gar verände-
rungsfreudige Teams, die ihre Arbeitsstruk-
turen zu analysieren bereit sind und Erneu-
erungen in der Struktur, im Team, in der
Klientel als Chance, vielleicht gar als Über-
lebensmöglichkeit im Kampf um die gerin-
ger werdenden Ressourcen erkennen. Der
Jugendhilfeträger, der das erste Modul in
Anspruch nimmt, strebt an, sich genau mit
dieser Kompetenz ins Gespräch zu bringen
und sich dadurch seine Position in Zukunft
sichern zu können.

2. In manch einem Feld der Sozialen
Dienste wissen wir noch wenig über die
Mechanismen, die Öffnung verhindern. In
Diakoniestationen, die zuständig sind für
die ambulante Pflege, kommen die pflege-
bedürftigen Migranten nicht an. Woran liegt
das?

Anders als im Öffentlichen Dienst, wo
interkulturelle Teams bekanntermaßen ei-
nen Schlüssel zur Öffnung darstellen, bieten
diese Stationen mit ihrem internationalen
Pflegepersonal genau diese Bedingungen,
ohne eine entsprechende Wirkung zu erzie-
len. Die Wirkung scheint sogar in eine ent-
gegengesetzte Richtung zu gehen, da das
Pflegepersonal sich mehrheitlich gegen

solch eine Öffnung ausspricht. Also welche
Kräfte wirken da? Haben wir es mit Kon-
kurrenz um Arbeitsplätze zu tun? Ist der
damit in Verbindung gebrachte Bildungsan-
spruch zu hoch für so gering bezahlte Ar-
beitskräfte? Wird mit Diakonie lediglich ein
einseitiges christliches Engagement verbun-
den, das beispielhaft Muslime ausschließt?
Mit welcher Institutionenkultur haben wir
es hier zu tun?

Hier besteht unsere Strategie in der Er-
forschung der Bedingungen. Im DW-Pro-
jekt zur Interkulturellen Öffnung der Dia-
koniestationen erforschen eine Sozialarbei-
terin und eine Pflegewirtin gemeinsam mit
Studenten meiner Fachhochschule die Be-
dingungen von drei ausgewählten Stationen
auf den vier Ebenen: Mitarbeiter, Patienten,
Angehörige und Sozialraum. Am Ende der
drei Jahre wird ein Konzept zur Interkultu-
rellen Öffnung von Diakoniestationen ste-
hen.

3. Zur Öffnung der Sozialen Dienste trägt
auch die Ausbildung zukünftiger Sozialar-
beiterinnen bei. Ich biete seit zehn Jahren
Seminare zur Interkulturellen Sozialarbeit
an, wobei interkulturelle Kommunikation,
Kooperation mit Sprachmittlern, Sozialisa-
tionsbedingungen in Familie und Gesell-
schaft, Ausländerrecht u.a. Themen sind.
Studenten wählen diesen Themenschwer-
punkt meist, da sie länger schon Interesse an
internationalen Kontakten haben, da sie aus
binationalen Familien kommen, in einer bi-
kulturellen Partnerschaft leben etc.

Selten wählen Studenten diesen Studien-
schwerpunkt aus, weil sie eine gesellschaft-
liche Notwendigkeit erkennen. Häufiger
sind private Interessen ausschlaggebend, die
nicht selten zu einem hohen Engagement in
der praktischen Arbeit beitragen, auf politi-
sche Rückendeckung verzichtend. Damit
interkulturelle Themen Querschnittthemen
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werden können, benötigt die Hochschule
eine entsprechende Öffnung, die wiederum
vom Träger gewollt sein muss, u.s.w., u.s.w. 

Interessanterweise sind Studenten mit
Migrationshintergrund immer noch über-
rascht, wenn sie von mir ermutigt werden,
sich für die Arbeit in den Regeldiensten zu
interessieren. Die Differenzierung sitzt tief,
auf beiden Seiten. 

Erfreulich ist das gewachsene Interesse an
internationalen und interkulturellen Stu-
dieninhalten, augenblicklich besonders in
den neu auf den Bildungsmarkt gebrachten
Masterstudiengängen. In Berlin gibt es den
hochschulübergreifenden Master mit dem
Menschenrechtsschwerpunkt, daneben den
zur internationalen Mediation. In Planung
ist einer zur Weiterqualifizierung von Mi-
grantInnen, die mit ihren Studienabschlüs-
sen keine angemessene Berücksichtigung in
den Sozialen Diensten finden können.

Perspektiven 

1. Hinter allen Bemühungen um solch ei-
ne Interkulturelle Öffnung steht der aus-
drückliche Wunsch nach einem Einwande-
rungsgesetz, das endlich diesem mühseligen
Flickwerk ein Ende setzen soll. Mit diesem
politischen Akt können längerfristig Mei-
nungsänderungsprozesse in Gang gesetzt
werden, die den Migrationsbereich und da-
mit die Soziale Arbeit mit Migranten aus
der politisch ungewollten, nur kurzfristig
gedachten und immer problembehafteten
Ecke herausholen. 

Durch den politischen Auftrag zur
Unterstützung einer gesuchten/gewollten
Einwanderungsgruppe, die durch ihre
Ressourcen definiert wird, kann ein höherer
Status verliehen werden. Interkulturelle
Öffnung erhält damit gesetzliche Grundla-
gen, die zumindest mir Optimistin eine soli-
dere Basis für längst überfällige Verände-
rungen in der Sozialen Praxis, aber auch in
der Lehre verschaffen 

2. Auch in den Sozialen Diensten spielt
Anerkennung des professionellen Handelns
eine wichtige Rolle. Nur über diesen Weg
ist auch davon auszugehen, dass die eigene
Anerkennung auf die Anerkennung der
Neuen, der Einwanderer wirkt.

Damit komme ich zu meinen Erfahrun-
gen zurück. Es fällt mir in meinen Weiter-
bildungen immer schwerer, die Teilnehmer-
innen mit dem Anerkennungsdiskurs (nach
Honneth und Mecheril) zu konfrontieren,
weiß ich doch, wie wenig Anerkennung sie
an manch einem Platz erhalten.

3. Interkulturelle Öffnung von Institutio-
nen ist nicht länger erst beim Auftreten
massiver Probleme zu bedenken, sondern
präventiv anzugehen, als zukünftiges ge-
wünschtes Modell in einer international ge-
öffneten Gesellschaft. Ein bewusstes Ge-
stalten solch eines Öffnungsprozesses ver-
hindert unbewusstes Hineintappen in typi-
sche Wahrnehmungs- und Interaktionsfal-
len und kann Exklusion verhindern helfen.

4. In den Sozialen Diensten brauchen wir
eine Personalpolitik, die interkulturelle
Handlungskompetenz aller Mitarbeiterin-
nen fördert und stärkt, die interkulturelle
Teams unterstützt und zur Qualifizierung
verpflichtet, sie sogar positiv bestärkt. Am
Ende soll weniger Leugnung kultureller
Unterschiede und weniger stereotypisieren-
de Überbetonung interkultureller Differenz
stehen, stattdessen mehr Einsichten in die
Wirksamkeit von Konstruktionen, in einen
Alltag des Sowohl-als-auch und letztlich ei-
ne Unterscheidung von interkulturellen
Konflikten und Problemen im interkultu-
rellen Kontext (Werte- und Interessenkon-
flikte vgl. Riehle)

Literaturempfehlung: 

Eckart Riehle (Hg.) Interkulturelle Kom-
petenz in der Verwaltung? Wiesbaden 2001
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Impulsreferat

Isabel Lavadinho
Integrationsbeauftragte der Landeshauptstadt
Stuttgart

Interkulturell kompetentes Handeln, ins-
besondere in den Kommunen, nimmt im
Einwanderungsland Deutschland stetig an
Bedeutung zu. Mitarbeiter/innen der sozia-
len Dienste und Beratungsstellen waren auf-
grund ihrer Klientenorientierung bereits in
der Vergangenheit gefordert, den interkul-
turellen Ansatz in die Praxis umzusetzen.
Trotz einer langen Migrationszeit in
Deutschland und der Arbeit mit zugewan-
derten Personen in den Kommunen ist es je-
doch häufig nicht gelungen, den interkultu-
rellen Ansatz in der Verwaltung als Quer-
schnittsaufgabe zu verankern. Die Ursachen
hierfür sind im Wesentlichen in den Verwal-
tungsstrukturen zu finden, die bei der Um-
setzung des interkulturellen Ansatzes nicht
ausreichend berücksichtigt wurden. So
zeigte sich in der Praxis der Verwaltungen
häufig das gleiche Bild: 

Die Umsetzung interkultureller Ansätze
sind/waren Dienststellen zugeordnet, die
aufgrund ihrer Klientenorientierung zwangs-
läufig mit zugewanderten Personen in Kon-
takt traten oder Personen, die im Beauftrag-
tenwesen für interkulturelle Themen zu-
ständig waren. Diese hatten jedoch in der
Regel keine Entscheidungskompetenzen
innerhalb der Gesamtverwaltung. Externes
Expertenwissen wurde zwar für die Verwal-
tung punktuell genutzt, aufgrund ihrer Po-
sitionierung externer Experten waren diese
nicht in den Verwaltungsstrukturen einge-
bettet, können somit keine internen Ent-
scheidungsprozesse in der Verwaltung um-
setzen. Es zeichnete sich bei der Umsetzung
des interkulturellen Ansatzes in der Verwal-

tung eine Diskrepanz zwischen Handlungs-
ebene, Expertenwissen und Entscheidungs-
träger ab. 

Um nachhaltige zukunftsorientierte Ziele
und Handlungskompetenzen im Internatio-
nalisierungsprozess der Städte zu erreichen,
ist es jedoch unabdingbar, den interkulturel-
len Ansatz in der Verwaltung als festes Ele-
ment zu implementieren. Hierbei sind vie-
lerlei Aspekte zu berücksichtigen. Im Rah-
men dieses Beitrags soll die Umsetzung des
interkulturellen Ansatzes in Zusammen-
hang mit Organisationsstrukturen der Ver-
waltung erläutert werden.

1. Die Verwaltung als Organisation

Die Verwaltung als Organisation ist unter
Berücksichtigung von drei Grundannah-
men zu betrachten:

• Die Verwaltung ist eine Organisation,
die eine bestimmte Organisationsstruktur
aufweist und einer Organisationsphiloso-
phie unterliegt.

• Um Themen in der Verwaltung als
Querschnittaufgabe zu verankern, müssen
diese Teil der Organisationsstruktur und
Organisationsphilosophie werden.

• Zur Umsetzung des interkulturellen
Ansatzes muss eine gemeinsame Zielverein-
barung/ein Leitbild in der Organisation
„Verwaltung“ entwickelt werden.

Die Organisationsstruktur der Verwal-
tung ist gekennzeichnet durch folgende
Merkmale:

Verwaltungsorientierung

Die Verwaltung ist im Gegensatz zum
wirtschaftlichen Sektor nicht an eine Ge-
winnorientierung gebunden. Als Zielorien-
tierung steht hier die Verwaltung einer
Kommune und die Dienstleistung an deren
Einwohnern/innen

Hierarchische Organisationsform

Die Verwaltung ist in ihrer Organisa-
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tionsform an starre hierarchische Struktu-
ren gebunden. Die Organisationsform ist
daher eher als statisch denn als dynamisch
zu bezeichnen.

Unterschiedliche Entscheidungsebenen

Die Verwaltungsspitze ist in ihrer Ent-
scheidungskompetenz in ein Netz mehrfa-
cher Entscheidungsabhängigkeiten und –trä-
ger eingebunden.

Entscheidungskompetenz tragen sowohl
fachorientierte interne Leitungsebenen
(Amtsleitungen, Teamleitung) als auch ver-
waltend-politische Entscheidungsebenen
(Bürgermeister). Zusätzlich ist das politisch
gewählte Gremium, also Stadt-/Gemeinde-
rat eine kontrollierende und auftraggebende
Entscheidungsdistanz, die wiederum unter
anderen Einflüssen wie beispielsweise Par-
teizugehörigkeit, Öffentlichkeit, Presse
steht und damit auf die Verwaltung ein-
wirkt.

Ethnologie der Organisation

Die Verwaltung unterliegt einer Ethnolo-
gie, die u.a. Handlungsweisen, Erschei-
nungsbild der Mitarbeiter/innen, Umgangs-
formen und Arbeitsabläufe beeinflussen
und die einen Wertekodex in der Verwal-
tung darstellen.

Eingebettet in diese Organisationsstruk-
tur sind Soziale Dienste und Beratungsstel-
len, die den o.g. Merkmalen unterliegen,
aber gleichzeitig in ihrem Arbeitsalltag
Kompetenzen aufweisen müssen, die
weitergehend sind und zum Teil den o.g.
Organisationsstrukturen entgegen stehen
können. 

Einige wichtige Kompetenzen, die in den
Sozialen Diensten und Beratungsstellen für
eine erfolgreiche Arbeit notwendig sind:
Soziale und kommunikative Kompetenz,
Klientenorientierung, reflektierende Kom-
petenz, soziale Produktivität, Prozessorien-

tierung, Humanisierung und Verwertung
der Human Ressource, planerische und
konzeptionelle Kompetenzen, fachliche
Kompetenzen. 

In all diesen Kompetenzen ist die inter-
kulturelle Kompetenz mit eingebunden.
Aufgrund des begrenzten Rahmens wird an
dieser Stelle auf die Definition interkultu-
reller Kompetenzen verzichtet.

2. Die Umsetzung des interkulturellen

Ansatzes in der Verwaltung unter Be-

rücksichtigung der Organisationsstruk-

turen

Wie kann unter Berücksichtigung der ein-
leitend aufgeführten Grundannahmen der
interkulturelle Ansatz in der Verwaltung
umgesetzt werden? Für diese Zielsetzung
müssen die Organisationsstrukturen be-
rücksichtigt werden und in den Prozess mit
einbezogen werden. 

Zielorientierung

Um den interkulturellen Ansatz in der
Verwaltung zu verankern, muss dieser in
Argumentation und Umsetzung an der
Zielorientierung der Verwaltung orientiert
sein. Da die Verwaltung primär keine Ge-
winnorientierung aufweist, sondern eine
verwaltende und dienstleistungsorientierte
Zielsetzung hat, ist es notwendig, sich hier-
an zu orientieren. Im Mittelpunkt stehen
die Dienstleistungen für alle in der Kommu-
ne lebenden Menschen und die Verwaltung
der Kommune. 

Hierarchische Organisationsform

Alle hierarchischen Ebenen müssen in
den Entwicklungsprozess zur Umsetzung
des interkulturellen Ansatzes herangezogen
werden, und zwar in ihrer hierarchischen
Funktion. Dies bedeutet, dass der interkul-
turelle Ansatz nicht wie bisher einzelnen
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Dienststellen oder Beauftragten zugewiesen
wird, sondern dass dieser durch Einbezie-
hung der Hierarchieebenen als Querschnitt-
aufgabe in den Ämtern generell vollzogen
wird. Da die Verwaltung eher als starre
denn als dynamische Organisation zu be-
trachten ist, muss die Strukturform berük-
ksichtigt werden, d.h. Einhaltung von Ar-
beitsschritten und -abläufen, Kompetenz-
anerkennung der Entscheidungsebene etc.
Berücksichtigt man diese Struktur nicht,
sind Blockadehaltungen bei der Umsetzung
des interkulturellen Ansatzes zu erwarten.

Entscheidungsebenen

Nicht nur die hierarchische Struktur, son-
dern auch die gesamten Entscheidungsebe-
nen mit ihren Einflussfaktoren sind in der
Verankerung des interkulturellen Ansatzes
notwendig. Aufgrund der unterschiedlichen
Entscheidungsebenen ist es notwendig, sich
auf ein gemeinsames Konzept, oder er-
weitert auf ein Leitbild in der Integrations-
arbeit zu einigen. Somit wird das weitere
Handeln bei der Umsetzung des interkultu-
rellen Ansatzes gesichert und politisch ge-
stützt. Ferner müssen hierbei Steuerungs-
und Controllingmaßnahmen eingesetzt
werden, damit die Umsetzung des interkul-
turellen Ansatzes überprüft werden kann.
Konkrete Zielvereinbarungen mit den
unterschiedlichsten Entscheidungsebenen
müssen festgelegt und mit Hilfe der Con-
trollingmaßnahmen überprüft werden. Dies
bedeutet demnach, dass Formen der Berich-
terstattung notwendig sind.

Ethnologie der Organisation

Die Verwaltung ist geprägt von einer Eth-
nologie, die bestimmte Merkmale in der
Organisation und damit verbunden einen
Wertekodex beeinflusst. Bei der Umsetzung
des interkulturellen Ansatzes muss dieser
Wertekodex zwingend eingehalten werden,
da dieser sonst nicht mit dem Verwaltungs-

kontext kompatibel ist und nicht angenom-
men werden kann.

Die Kompetenzen der Mitarbeiter/innen
in Sozialen Diensten und Beratungsstellen
sind Voraussetzungen für interkulturelles
Handeln. Zur Umsetzung des interkulturel-
len Ansatzes in der Verwaltung ist dies je-
doch alleine nicht ausreichend. Handelnde
müssen sich im interkulturellen Bereich
qualifizieren und ihre Kompetenzen erwei-
tern, beispielsweise durch Fortbildungsver-
anstaltungen. Orientiert an dem verabschie-
deten Konzept müssen konzeptionelle Ver-
ankerungen in den Dienststellen erfolgen.
Ferner muss bei der Personalgewinnung
und Personalförderung der interkulturelle
Ansatz verankert werden, d.h. beispiels-
weise durch Personalentwicklungskonzepte
und die Anerkennung interkultureller
Kompetenzen als Qualitätsmerkmal bei Be-
werbungen und Karriereentscheidungen.

Unter Berücksichtigung der o.g. Aspekte
ist es möglich, die beschriebene Differenz
zwischen Handelnden und Entscheidungs-
trägern zu schließen, indem die Handelnden
in der Rolle der kompetent Umsetzenden
des gemeinsamen Konzepts agieren.

Der aufgeführte Prozess muss professio-
nell gemanagt werden. Aufgrund der Orga-
nisationsstrukturen sollte eine interne Or-
ganisationseinheit, die sowohl über fachspe-
zifische Kenntnisse als auch über kommuni-
kative und Kompetenzen zur Organisa-
tionsentwicklung verfügt, den Umsetzungs-
prozess durchführen. Die durchführende
Organisationseinheit sollte sich an der Ver-
waltungsspitze befinden – „Top-Down-
Prozess“.

3. Umsetzung des Interkulturellen An-

satzes am Beispiel der Stadt Stuttgart

Stuttgart ist eine internationale Stadt, in
der Menschen aus 160 Staaten leben. Knapp
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25% der Bevölkerung besitzt keinen deut-
schen Pass. 38 % der Kinder und Jugendli-
che bis zum 18. Lebensjahr haben keine
deutsche Staatsbürgerschaft. 

Die Bevölkerungsgruppe ohne deutschen
Pass ist von einer großen Heterogenität ge-
kennzeichnet, so dass die Nationalität kein
beschreibendes, einheitliches Merkmal dar-
stellt. Die Bevölkerungsrealität, die Globali-
sierung der Wirtschaft sowie die zunehmen-
de Vernetzung von Wissenschaft, Medien
und Gesellschaftsformen schaffen neue
Rahmenbedingungen und veränderte Ein-
wanderungsrealitäten, die eine Neuorientie-
rung der kommunalen Integrationspolitik
erforderlich machen.

Für die Kommune bedeutet dies, dass der
interkulturelle Ansatz als Querschnitts-
funktion in der Verwaltung verankert wer-
den muss. 

Unter Berücksichtigung der Organisa-
tionsstrukturen einer Verwaltung soll am
Beispiel der Stadt Stuttgart die Umsetzung
des interkulturellen Ansatzes in der Verwal-
tung verdeutlicht werden. 

Die unter 2. aufgeführten Grundannah-
men wurden im Integrationskonzept veran-
kert, indem die Umsetzung des interkultu-
rellen Ansatzes auf die bestehende Organi-
sationsstruktur und -philosophie bezogen
wurde. Ferner wurde die Querschnittsfunk-
tion des Themas durch das Konzept festge-
legt und somit als Gesamtaufgabe in die Or-
ganisationsstrukturen eingebunden. 

Durch Beschlussfassung des Gemeinde-
rats und durch Einbindung der Verwal-
tungshierarchien wurde es möglich, das
Konzept als gemeinsame Zielvereinba-
rung/Leitbild verbindlich zur Umsetzung
des interkulturellen Ansatzes in der Verwal-
tung festzulegen. Dies war Voraussetzung,

um weitere Schritte zur Umsetzung in der
Verwaltung verbindlich einfordern zu kön-
nen.

Zur Umsetzung des Konzepts wurden die
bereits erwähnten Organisationsstrukturen
der Verwaltung berücksichtigt und genutzt.

Verwaltungsorientierung

Die Zielsetzung des Integrationskonzep-
tes ist an den Aufgaben der Verwaltung
orientiert. Der interkulturelle Ansatz ist
demnach notwendig, um die Kommune an-
gesichts des gesellschaftlichen und politi-
schen Wandels in ihren Dienstleistungen
handlungsfähig zu erhalten. Die Argumen-
tation lautet unter anderem: Veränderte ge-
sellschaftliche und politische Rahmenbe-
dingungen erfordern interkulturelle Kon-
zepte, damit die Kommune auch zukünftig
ihrem Dienstleistungsauftrag nachkommen
kann. Die Argumentation ist nicht gewinn-
orientiert (... es ist ein Gewinn für die Kom-
mune so viele Zugewanderte zu haben ...),
sondern verwaltungsorientiert. (Bündnis
für Integration – Konzept S. 4 ff, S. 17 ff).

Hierarchische Organisationsformen/

Unterschiedliche Entscheidungsebenen

Die unterschiedlichen Hierarchie- und
Entscheidungsebenen der Verwaltung wur-
den in den Entscheidungs- und Abstim-
mungsprozess zum Integrationskonzept
eingebunden. 

Als Steuerungsorgane und -instrumente
kommen ihnen bei der Umsetzung des
interkulturellen Ansatzes eine zusätzliche
Steuerungsrolle zu (siehe: Bündnis für Inte-
gration – Konzept S. 29 ff, S. 34 ff). Die
Umsetzung des interkulturellen Ansatzes
wird somit Gesamtaufgabe unterschied-
licher Hierarchie- und Entscheidungsebe-
nen. 

Ferner wird die Kooperation mit allen be-
teiligten Instanzen, die wiederum die Hie-
rarchie- und Entscheidungsebenen beein-

S o z i a l e  D i e n s t e

Seite 106



flussen und mit ihnen in Wechselwirkung
stehen, ausdrücklich formuliert (Bündnis
für Integration – Konzept S. 9, S. 33).

In der Umsetzung bedeutet dies bei-
spielsweise, dass öffentliche Hearings in der
Entscheidungsphase durchgeführt werden,
um Kooperationspartner, Medien und
Fachexperten in den Entstehungsprozess
einzubinden. Innerhalb der Verwaltung
wurden mit allen Amtsleitungen, Bezirks-
vorstehern und Entscheidungsträgern das
Konzept diskutiert und Zielvereinbarungen
der Gesprächspartner ins Konzept aufge-
nommen (Bündnis für Integration – Kon-
zept S. 25)

Ethnologie der Organisation

Das Integrationskonzept berücksichtigt
die Ethnologie der Verwaltung, indem ein
gemeinsamer Wertekodex für die zukünfti-
ge Integrationsarbeit und somit zur Umset-
zung des interkulturellen Ansatzes festge-
legt wird. Somit wird der interkulturelle
Ansatz der Organisationsstrukturen und ei-
ne gemeinsam tragbare Grundlage geschaf-
fen. Der gemeinsame Wertekodex bildet
hier die Verfassung der Bundesrepublik
Deutschland. (Bündnis für Integration –
Konzept S. 6, 7 ff). 

Ferner werden bei konkreten Maßnah-
men ethnologische Merkmale der Verwal-
tung stark berücksichtigt, damit eine breite
Tragfähigkeit bei der Umsetzung des inter-
kulturellen Ansatzes erfolgen kann. Bei-
spielsweise würde eine Beratung auf dem
Teppich sitzend nicht einer deutschen Ver-
waltungsethnologie entsprechen und auf
Ablehnung stoßen.

Die erwähnten Aspekte betreffen die all-
gemeine Organisationsstruktur, die überge-
ordnet über den einzelnen Dienststellen ste-
hen. Aber auch für die Sozialen Dienste und

Beratungsstellen sind diese bei der Umset-
zung des interkulturellen Ansatzes zu be-
rücksichtigen.

Zur Umsetzung des interkulturellen An-
satzes in der Verwaltung bietet die Stadt
Stuttgart ihren Mitarbeitern/innen interkul-
turelle Fortbildungsveranstaltungen an. Im
Rahmen der Personalgewinnung und Per-
sonalförderung werden Module unter Be-
rücksichtigung des „Diversity-Ansatzes“
entwickelt.

Zur Überprüfung des Konzepts werden
mit den zuständigen Ämtern Zielvereinba-
rungen getroffen, die nach einem festgeleg-
ten Zeitraum zur Berichterstattung an den
Gemeinderat gehen. Zur Ergänzung des Be-
richts sind alle im Integrationskonzept for-
mulierten Ziele und Maßnahmen zu erläu-
tern.

Durch die Umsetzung des Konzepts
„Bündnis für Integration“ in der o.g. Form
ist es nicht nur mögliche, den interkulturel-
len Ansatz in der Verwaltung zu implemen-
tieren, es wird dadurch auch möglich, die
Diskrepanz zwischen Handlungsebene, Ex-
pertenwissen und Entscheidungsträger zu
minimieren und verbindliche Zielvereinba-
rungen zur Umsetzung des interkulturellen
Ansatzes festzulegen.

„Das Bild von Stuttgart in der Welt hängt
sehr eng damit zusammen, wie wir mit der
Welt in Stuttgart umgehen. In Hinblick auf
die wachsende Internationalisierung unse-
rer Bevölkerung müssen wir die bestehen-
den Formen des Zusammenlebens neu be-
dacht und bewusster auf gemeinsame Ziele
hin ausgerichtet werden. ... Diese Entwick-
lung gilt es rechtzeitig für die deutsche und
zugewanderte Bürgerinnen und Bürger zu
nutzen.“ (Bündnis für Integration – Grund-
lagen einer Integrationspolitik in der Lan-
deshauptstadt Stuttgart 2001)
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Impulsreferat

Irma Klausch
Jugendamt Nürnberg, Leiterin der Abteilung erzie-
herische Hilfen und Krisenhilfen 

Meine Vorrednerinnen haben das Thema
„Interkulturelle Öffnung im Bereich sozia-
ler Dienste“ grundsätzlich und mit Blick auf
die Gesamtverwaltung behandelt. In mei-
nen Ausführungen werde ich zunächst in
Stichpunkten die Rahmenbedingungen für
interkulturelle Öffnung für das Jugendamt
Nürnberg aufzeigen und Ihnen anschlie-
ßend Beispiele aus dem Bereich der Hilfen
zur Erziehung und der Krisenhilfen für
Kinder und Jugendliche vorstellen.

1. Rahmenbedingungen für interkultu-

relle Öffnung  

In der Stadtverwaltung Nürnberg

• Interkulturelle Öffnung ist im Leitbild
der Stadt Nürnberg (Stadtrat, Oberbürger-
meister und Verwaltung) verankert.

• Interkulturelle Öffnung ist somit eine
Herausforderung für alle Beschäftigten der
Stadtverwaltung. 

• Interkulturelle Öffnung vollzieht sich
in vielfältigen Ansätzen und Prozessen
innerhalb der Ämter der Stadt Nürnberg,
durch bereichsübergreifende Angebote und
Projekte, auch unter Einbeziehung der ört-
lichen freien Träger.

Im Jugendamt der Stadt Nürnberg

• Interkulturelle Öffnung ist dementspre-
chend auch im Jugendamt der Stadt Nürn-
berg als ständige Herausforderung für alle
Bereiche der Jugendhilfe festgeschrieben und
wird im Leitbild des Jugendamts verankert.

• Interkulturelle Öffnung vollzieht sich
im Jugendamt der Stadt Nürnberg in den

verschiedenen Handlungsfeldern der Kin-
der- und Jugendhilfe in vielfältigen Ansät-
zen, Konzepten und Methoden.

2. Interkulturelle Öffnung und 

Jugendhilfe

Interkulturelle Öffnung der Träger der
öffentlichen und der freien Jugendhilfe ist
unabdingbar auf folgendem Hintergrund:

• Die Beteiligung der Familien, der El-
tern, der Kinder und der Jugendlichen als
Adressaten der Hilfen (§ 8 SGB VIII) ist ei-
ne wesentliche Voraussetzung für die Wirk-
samkeit der Hilfen

• Familien, die Eltern, die Kinder und Ju-
gendlichen sind somit „Co-Produzenten“
der Hilfen

• Die Personensorgeberechtigten bestim-
men die Grundrichtung der Erziehung (§ 9
SGB VIII)

• Die Leistungsberechtigten haben das
Recht, zwischen Einrichtungen und Dien-
sten verschiedener Träger zu wählen (§ 5
SGB VIII)

• Die Entscheidung über die Form der
Hilfe ist unter Einbeziehung von Fachkräf-
ten und im Zusammenwirken mit den Per-
sonensorgeberechtigten, den Kindern und
Jugendlichen zu treffen (§36 SGB VIII)

• Die Personensorgeberechtigten, die Kin-
der und Jugendlichen sind vor der Entschei-
dung über die Inanspruchnahme einer Hilfe
oder der Änderung einer Hilfe über die mög-
lichen Folgen zu beraten (§ 36 SGB VIII).

Weitere anerkannte Grundsätze der Ju-
gendhilfe sind:

• Ressourcenorientierung
• Einbeziehung familiärer und sozialer

Netzwerke
• Individualität und Flexibilität hinsicht-

lich der Ausgestaltung der Hilfen.
Die Einlösung dieser Ansprüche erfor-

dert von allen verantwortlichen Fachkräften
die Berücksichtigung des jeweiligen indivi-

S o z i a l e  D i e n s t e

Seite 108



duellen Hintergrundes der Familien, inter-
kulturelle Kompetenzen im Hinblick auf
Familien mit Migrationshintergrund.

3. Interkulturelle Öffnung bei Hilfen zur

Erziehung und Krisenhilfen

Das Jugendamt der Stadt Nürnberg hat
sich mit den Bereichen

• Erziehungs- und Familienberatung
• Krisenhilfen für Kinder und Jugendli-

che – Inobhutnahme
• Pflegekindervermittlung und Beratung
• Ambulante Hilfen zur Erziehung
am Modellprojekt TiK beteiligt und hier-

durch einen weiteren Prozess der interkul-
turellen Öffnung in Gang gesetzt. Die vier
beteiligten Bereiche richten sich mit ihren
Angeboten an Familien, Eltern, Kinder und
Jugendliche in komplexen Problemlagen,
mit oft vielfältigem kulturellen Hinter-
grund. Im Rahmen der Qualifizierung der
Fachkräfte und der Organisationsentwick-
lung wurden verschiedene Ansätze zur
interkulturellen Öffnung entwickelt.

3.1 Erziehungs- und Familienberatung

Die Erziehungs- und Familienberatung
hat u.a. die Aufgabe, Eltern, Kinder und Ju-
gendliche im Kontext der jeweiligen kom-
plexen Lebenssituation bei der Klärung und
Bewältigung individueller und familienbe-
zogener Probleme, bei Fragen der Erzie-
hung, bei Trennung und Scheidung zu
unterstützen. 

– Interkulturelle Öffnung durch Vorstel-

lung der Angebote und niederschwelligen

Zugang 

Fachkräfte der Erziehungs- und Fami-
lienberatung beteiligen sich an Elternaben-
den in Kindertageseinrichtungen zu allge-
meinen Themen der Erziehung. Sie errei-
chen hierdurch auch Eltern aus verschiede-

nen Kulturkreisen, die eine Beratungsstelle
selbst nicht aufgesucht hätten. Auf Wunsch
der Eltern werden Beratungstermine auch
in der Kindertagesstätte angeboten. 

– Interkulturelle Öffnung durch 

interkulturelle Kompetenz

Die Beteiligung am Modellprojekt TiK
vermittelt einzelnen Fachkräften der Bera-
tungsstelle Einblick in den kulturellen
Hintergrund von Migranten. Im Rahmen
der regelmäßigen Teamberatungen werden
diese Erfahrungen und Erkenntnisse an die
Kolleginnen und Kollegen weiter gegeben
und finden Berücksichtigung in der Bera-
tung der Eltern, der Kinder und Jugend-
lichen. 

Mehr interkulturelle Kompetenz für die
Beratungsteams wird strukturell durch die
offensive Werbung von Praktikantinnen
und Praktikanten mit Migrationshinter-
grund implementiert, nachdem durch die
geringe personelle Fluktuation in der Bera-
tungsstelle die Beschäftigung von Fachkräf-
ten mit Migrationshintergrund erst ein
mittel- bis langfristiges Ziel sein kann.

3.2 Krisenhilfe für Kinder und 

Jugendliche / Inobhutnahme

Die Krisenhilfe für Kinder und Jugendli-
che hat die Aufgabe, Kinder und Jugendli-
che in Obhut zu nehmen, wenn eine drin-
gende Gefahr für das Wohl des Kindes oder
Jugendlichen vorliegt oder wenn es bzw. er
um Inobhutnahme bittet. Die Zeit der In-
obhutnahme dient der Klärung der Situa-
tion und der Beratung der Eltern, Kinder
und Jugendlichen. Insbesondere in diesem
Bereich spielt der kulturelle Hintergrund
der Familie bzw. von Elternteilen in Fragen
der Erziehung und des Miteinanders von
Eltern und Kindern eine wesentliche Rolle.
Das Jugendamt tritt besonders hier in den
Augen der Familie zunächst in erster Linie
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als Eingriffsbehörde auf. Unsicherheit,
Scham und auch Abwehr sind immer wie-
der erste Reaktionen von Seiten der Familie.

– Interkulturelle Öffnung durch 

angemessene Information

Im Rahmen des Modellprojekts TiK wur-
den Informationsbriefe für die Eltern und
auch Informationen für die Kinder/Ju-
gendlichen über Aufgaben und Abläufe der
Inobhutnahme in verschiedenen Sprachen
verfasst. Diese werden den Eltern und den
Kindern bei der Inobhutnahme mit dem er-
sten Informationsgespräch ausgehändigt.
Sie erhalten hierdurch die Möglichkeit, die
wichtigen Informationen auch in ihrer Mut-
tersprache nachlesen zu können, sich auf
dieser Grundlage mit vertrauten Personen
zu besprechen.

– Interkulturelle Öffnung durch 

interkulturelle Kompetenz

Auch im Bereich der Krisenhilfen für
Kinder und Jugendliche dient ein Mitarbei-
ter, der sich an der Qualifikation „Interkul-
turelle Kompetenz“ im Rahmen von TiK
beteiligt, als Multiplikator im Fachkräfte-
team und sichert die Berücksichtigung kul-
tureller Aspekte in den Fallberatungen.

3.3 Pflegekindervermittlung und 

Beratung

Der Bereich Pflegekindervermittlung und
Beratung hat die Aufgabe, Pflegefamilien zu
werben, zu beraten und für das jeweilige
Kind geeignete Pflegefamilien vorzuschla-
gen, die Integration in den Familienverband
zu unterstützen und hierbei den Kontakt
des Kindes zur Herkunftsfamilie zu sichern.

– Interkulturelle Öffnung durch 

Wahrnehmung 

Zu Beginn der Beteiligung an TiK bestand
die Annahme, dass nur wenige Kinder mit

Migrationshintergrund zur Vermittlung in
Vollzeitpflege gemeldet werden. Eine Um-
stellung der statistischen Erfassung, als Er-
gebnis der Organisationsberatung im Rah-
men von TiK, zeigte, dass der Anteil der
Kinder mit Migrationshintergrund um ein
vielfaches höher liegt als zunächst ange-
nommen. Nun wurde auch die Notwendig-
keit deutlich, dass die Weiterentwicklung
der Standards in der Vollzeitpflege um die
Dimension „multikulturelle Aspekte“ zu
erweitern sein wird. Hier soll zukünftig im
Jugendamt Nürnberg auch das Anforde-
rungsprofil von Pflegefamilien mit Blick auf
Familien mit Migrationshintergrund offen
erörtert und weiterentwickelt werden.

– Interkulturelle Öffnung durch 

interkulturelle Kompetenz

In den Fallberatungen wird der interkul-
turelle Aspekt auf Initiative der an TiK be-
teiligten Fachkraft regelmäßig eingebracht.
Im Sinne einer Multiplikatorenwirkung
konnte inzwischen eine stärkere Sensibili-
sierung aller Fachkräfte – im Hinblick auf
den kulturellen Hintergrund der Kinder
und Familien und dessen Auswirkungen auf
die Vollzeitpflege – erreicht werden.

Das Interesse der Fachkräfte, mehr über
verschiedene kulturelle Hintergründe zu er-
fahren, konnte geweckt werden. Informa-
tionen hierzu werden inzwischen zentral
gesammelt und sind allgemein zugänglich.

3.4 Ambulante Hilfen zur Erziehung: be-

treutes Wohnen und sozialpädagogi-

sche Einzelbetreuung

Im Rahmen des betreuten Wohnens und
der intensiven sozialpädagogischen Einzel-
betreuung werden Kinder und Jugendliche,
in oft sehr komplexen Problemlagen, durch
pädagogische und therapeutische Angebote
unter Einbeziehung des familiären und sozi-
alen Lebensumfeldes in ihrer Entwicklung
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gefördert und unterstützt. Je nach Einzelfall
ist die Verselbständigung des Jugendlichen,
die Rückkehr in die Herkunftsfamilie oder
die Integration in eine andere Familie das
Ziel.

– Interkulturelle Öffnung durch 

Aktivierung vorhandener Ressourcen

Insbesondere im Bereich der ambulanten
Hilfen zur Erziehung werden vielfach Kin-
der und Jugendliche aus Familien mit Mi-
grationshintergrund und auch unbegleitete
minderjährige Flüchtlingskinder betreut.
Die Anforderungen an die Fachkräfte hin-
sichtlich ihrer interkulturellen Kompeten-
zen sind vielfältig. 

Angestoßen durch den Organisationsent-
wicklungsprozess wurden die Beschäftigten
im Jugendamt in einer Umfrage, zunächst
innerhalb der Abteilung „Erzieherische
Hilfen und Krisenhilfen“, zu ihren beson-
deren fachlichen und persönlichen interkul-
turellen Erfahrungen und Kenntnissen be-
fragt. Unter Einbeziehung eines EDV-
Fachmanns wird eine systematische Erfas-
sung erarbeitet, sodass zukünftig diese
Ressourcen auch genutzt werden können.

– Interkulturelle Öffnung durch inter-

kulturelle Kompetenz

Wie auch in den bereits vorgestellten Be-
reichen konnte die am TiK-Projekt beteilig-
te Fachkraft ihre besonderen interkulturel-
len Kompetenzen in die regelmäßigen Fall-
beratungen einbringen. Innerhalb des ge-
samten Sachgebiets „Ambulante Hilfen“
entstand der Wunsch vieler Fachkräfte nach
zusätzlicher Qualifikation bezogen auf
interkulturelle Kompetenzen. 

Die Arbeiterwohlfahrt Nürnberg bietet
hier „Interkulturelle Trainings für Fach-
kräfte in sozialen Diensten, Ämtern und In-
stitutionen“ im Rahmen eines Modellpro-
jekts an.

4. Abschließende Bemerkungen

• Interkulturelle Öffnung in der öffent-
lichen Verwaltung und somit auch im Ju-
gendamt muss von den politischen Ent-
scheidungsträgern (Stadtrat und Jugendhil-
feausschuss) getragen werden (z.B. über ein
Leitbild)

• Interkulturelle Öffnung fordert und
fördert Kreativität und Offenheit für Verän-
derungen sowohl bei den Leitungskräften
wie auch von den Fachkräften vor Ort

• Einzelne Projekte der interkulturellen
Öffnung setzen Impulse, sie sind wie Pilze,
die sich bei guten Bedingungen (strukturel-
len Rahmenbedingungen) vermehren und
ausbreiten

• Interkulturelle Öffnung ist kein Pro-
blem, sondern eine Herausforderung und
schafft bei den Akteuren mehr Arbeitszu-
friedenheit

• Interkulturelle Öffnung zeigt sich viel-
fältig, sie ist nicht eine Technik, sondern ei-
ne Grundhaltung, die es zu fördern gilt.
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Arbeitsgruppen-Bericht

Thomas R. Henschel, 
Direktor European School of Governance, Berlin

Die Veranstalter hatten das Podium so or-
ganisiert, dass wir zunächst eine Art Be-
standsaufnahme aus Sicht von Herrn Albert
Munding au dem Ministerium für Kultus,
Jugend und Sport in Baden-Württemberg,
der gleichzeitig auch Berichterstatter für die
Kultusministerkonferenz für Fragen des
Unterrichts für ausländische Schülerinnen
und Schüler ist, erhielten.

Dann die Gewerkschaftssicht von Sanem
Kleff sowie ein Blick auf die Lehrerfortbil-
dung und abschließend vom Podium ein
weiterer Praxisbericht aus Essen von Hel-
muth Schweitzer.

So erhielten wir zunächst einen überre-
gionalen Überblick zu der Frage, wie stellt
sich die Schule und das Bildungssystem auf
die Tatsache ein, dass ein beträchtlicher Teil
unter seinen Schülerinnen und Schülern Mi-
granten sind, bzw. einen Migrantenhinter-
grund haben (z.B. die Aussiedlerkinder, die
gar nicht in der Ausländerstatistik auftau-
chen).

Herr Mundig zitierte Zahlen, die zeigten,
dass im Bundesdurchschnitt 1/5 der Schüle-
rinnen und Schüler einen nicht-deutschen
Hintergrund haben. Es gibt bekannterma-
ßen erhebliche regionale Unterschiede von
Berlin-Kreuzberg mit 58 % und Berlin-
Hellersdorf oder Brandenburg mit ca. 1,6%
Schülerinnen und Schülern mit Migranten-
hintergrund.

Dabei erweisen sich die sprachlichen
Kompetenzen in der deutschen Sprache als
wesentliche Bedingung für schulischen Er-
folg oder schulisches Versagen. Gleichzeitig
spielen die sozialen Faktoren eine wesentli-
che Rolle für den schulischen Erfolg, ein
Aspekt, auf den dann auch vor allem Sanem
Kleff vom LISUM und der GEW hingewie-
sen hat. Die Migration sei vor allem auch ei-
ne Migration in die Unterschichten gewe-
sen, und offenbar reproduziert unser Bil-
dungssystem dies und ist nicht in der Lage,
Bildungsbarrieren bezüglich der sozial Be-
nachteiligten in der Gesellschaft abzubauen.
Gerade bei Migranten kulminieren dann
diese Schwächen des Bildungssystems.

Insgesamt herrschte eine erstaunliche
Übereinstimmung auf dem Podium, was
den Inhalt und die Notwendigkeit der Ver-
änderungen in der Schule und der Bildung
anging. Alle betonten die Bedeutung einer
Zusammenarbeit zwischen der Elementar-
bildung (gerade auch in der Sprachförde-
rung, Deutsch als 2. Sprache etc.), die Not-
wendigkeit, Schulen gegenüber den Kom-
munen zu öffnen, sowie den Vorbildcharak-
ter der positiven Beispiele von Lehrern, die
mit erfolgreichen Projekten, z.B. für den
Übergang von der Schule in einen Beruf, be-
wiesen haben, dass man etwas tun kann.

Herr Schweitzer vom Büro für interkul-
turelle Arbeit erläuterte das umfassende und
beeindruckende Essener Modell, das mit ei-
ner konsequenten Organisationsentwik-
klung (OE) und der Übertragung von Ma-
nagementbegrifflichkeiten und Methoden
der Wirtschaft (Leitbilder, Konzernziele,
Stearinggruppen, Operationalisierung etc.)
einen Gesamtansatz hat.
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So gelangte die Diskussion denn auch un-
ter starker gewerkschaftlicher Leitung zu
einem umfassenden Plädoyer für einen
ganzheitlichen Strukturwechsel der Schule
und des Bildungssystems an sich – aller-
dings, auch hier wieder ganz gewerkschaft-
lich, durchaus mit Vorbehalten gegen eine
kritiklose Übertragung privatwirtschaft-
licher Konzepte. Denn, nach dem Motto,
macht alles privat, dann wird es gut, dürfe es
nun auch wieder nicht gehen. Wenn das
aber nicht gewünscht ist, wie findet dann
Veränderung statt, welche, dann auch eige-
nen Wege kann und soll das Bildungssystem
gehen?

Hubertus Schröer (Jugendamt München)
fragte sich und uns, ob der Grundansatz
von Interkultureller Erziehung, dass die
Migranten Defizite hätten (z.B. in der
Sprachkompetenz) richtig sei, so dass
mittels Förder- und Extramaßnahmen diese
Defizite der Schülerinnen und Schüler mit
Migrantenhintergrund abgebaut werden.
Müsse nicht stattdessen, so Schröer, das Sy-
stem Schule sich ändern, um die sogenann-
ten Defizite dieser Schüler und die kulturel-
le Vielfalt als Bereicherung und zusätzliche
Kompetenz erfahrbar zu machen.

Herr Schweitzer berichtete aus der Orga-
nisationsentwicklung, dass bei Organisatio-
nen, die nicht auf Gewinnmaximierung aus-
gerichtet sind, vier Faktoren zusammen
kommenmüssen, damit es zu Veränderun-
gen kommt:

• Wo liegt die Schmerzgrenze?
• Führungskraft muss diesen Impuls auf-

nehmen
• 1/3 der Belegschaft muss den Impuls

unterstützen und 1/3 „Neutrale“ ge-
winnen

• darüber muss eine Verwaltung sitzen,
die sich als Ermöglicher und nicht als
Verhinderer begreift.

Eine umfassende Schulreform – sollte sie
je kommen – , betrifft natürlich auch die
Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte. Ge-
rade an den Universitäten, so die Kritik, ha-
be sich nichts geändert. Positive Beispiele
wie Interkulturelle Schwerpunkte sind bis-
lang nur fakultativ und nicht verpflichtend
für alle Studierenden.

Als es richtig spannend wurde, ob näm-
lich eine derart umfassende Änderung der
Schule als System auch beispielsweise die
Frage des Beamtenstatus berühren müsse,
war sofort wieder Schluss – leider.

Nur angerissen wurde die Frage, inwie-
weit ein rein deutsches Kollegium eigentlich
interkulturelle Orientierung glaubhaft ver-
mitteln könne, die Personalplanung und
Personalentwicklung für den Schulbereich
müsse daher – so die Meinung – umgehend
auf das Leitbild eines internationalen Kolle-
giums umgestellt werden.

Deutlich wurde: wenn es um Bildung
geht, geht es auch und vor allem um Kon-
kurrenz, um Ressourcen, und nach wie vor
herrscht in den Schulen der Eindruck vor, in
diesem Kampf schlecht aufgestellt zu sein.
An den Universitäten gehen die Gelder in
andere Fachbereiche und die sozialen und
Bildungsthemen sind offensichtlich nur gut
für Sonntagsreden. So ist z.B. für den Be-
reich Deutsch als 2. Sprache nachweisbar,
dass trotzt aller Diskussionen über die Be-
deutung dieses Themas, die pro SchülerIn-
nen eingesetzten Mittel in den letzten Jah-
ren zurück gegangen sind.

Zum Abschluss machte uns ein Kommu-
nalpolitiker deutlich, dass a) Interkulturelle
Erziehung in die Charts der Themen muss,
um Gelder von der Politik zu bekommen,
und b) die Frage gestattet sein müsse, wa-
rum in Deutschland der Kindergarten Geld
kostet, während das Hochschulstudium
nach wie vor kostenlos sei – auch dann, so
dieser Politiker, wenn solche Fragen nicht
populär seien.
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Mir drängte sich bei der ganzen Diskus-
sion, die ernsthaft geführt wurde, vielseitig
und engagiert war, dennoch ein Gedanke
auf, den ich bitte, nicht falsch zu verstehen:
Mit gut gefüllten Taschen und unkündbar
stellt man sich der nächsten Herausforde-
rung der interkulturellen Schulreformdi-
skussion. Aber hat man wirklich bereits die
innere Einsicht gewonnen, dass man selber
Teil des Problems ist und nicht die Kinder,
die aus 36 Nationen kommen? Hat man
wirklich begriffen, dass man als Lehrer eben
das Instrument seiner selbst ist, dass der
Stoff zwar wesentlich, aber die Hinwen-
dung zu dem Einzelnen zentral ist? Hat
man wirklich begriffen, wie Frau Kleff es
abschließend ausdrückte, dass interkulturel-
le Kompetenz ein Handwerk ist – und ich
würde, wenn ich das an dieser Stelle darf,
ergänzen, auch und vor allem eine Haltung
ist – und dass man beides, das handwerkli-
che Rüstzeug und die innere Haltung, ler-
nen kann und muss; und dass Interkulturel-
le Kompetenz vor allem eines nicht ist: eine
Ideologie für Symposien und Workshop-
Auseinandersetzungen.

Wo sind die Schulleiter, die so souverän
sind, nicht nur vom lebenslangen Lernen zu
sprechen, sondern es an sich selber zu de-
monstrieren? Vieles an den Schulen muss
sich ändern, darin waren sich alle einig. Ich
habe mich gefragt, ob nicht auch das wieder
nur heißt, die anderen müssen sich ändern.
Ohne Veränderungen wird es nicht gehen
und jede Veränderung erfordert Kraft und
Anstrengung; und meistens geht es nur un-
ter Schmerzen und Abschied nehmen von
liebgewordenen Strukturen.

Bei aller Ernsthaftigkeit der Diskussion
blieb bei mir als Außenstehendem doch der
Eindruck, dass es sich gut versogt und u.U.
verbeamtet recht bequem über notwendige
Veränderungen diskutieren lässt. Noch
scheint der Leidensdruck in dieser Institu-
tion Schule nicht groß genug zu sein, so

mein Eindruck, dass es wirklich flächen-
deckend zu Veränderungen kommen wird.
Aber – das hat die Diskussion klar gezeigt,
noch mal 25 Jahre haben wir nicht zum di-
skutieren, es wird Zeit, dass sich etwas ver-
ändert. Ansonsten werden die gesellschaft-
lichen und sozialen Kosten, aufgrund sozia-
ler Spannung, Arbeitslosigkeit, Perspektiv-
losigkeit der Jugend, sinkendem Bildungs-
standard und damit fehlender wirtschaft-
licher und wissenschaftlicher Innovations-
fähigkeit höher sein, als jede Schulreform
unsere Gesellschaft je kosten könnte.

Impulsreferat

Albert Munding, 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, Baden-
Württemberg, Stuttgart

Interkulturelle Öffnung ist im Grunde
nichts Neues für Schule und Bildung; Fä-
cher wie „Fremdsprache”, aber auch z. B.
Geographie, Geschichte, Kunst und Musik
können dies belegen. Aber darum geht es
hier nicht; der Untertitel „Zuwanderungs-
land Deutschland in der Praxis” gibt den
Kontext vor, die Frage ist konkret: Wie
stellt sich die Schule auf die Tatsache ein,
dass ein beträchtlicher Teil der Schülerinnen
und Schüler Migranten sind bzw. über einen
„Migrationshintergrund” verfügen.

1. Handlungserfordernisse

Aus den folgenden Tatbeständen leiten
sich Handlungserfordernisse ab

a) Migrationshintergrund bei etwa einem
Fünftel der Schülerschaft

Im Schuljahr 2001/02 haben rund 11 %
Prozent der Schülerinnen und Schüler an
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den Schulen in der Bundesrepublik
Deutschland eine nicht-deutsche Staatsan-
gehörigkeit. Hinzu kommen Kinder und
Jugendliche aus Aussiedlerfamilien, einge-
bürgerte Kinder und Kinder aus binationa-
len Familien. Insgesamt ist also von einem
wesentlich höheren Anteil – als in der Pro-
zentzahl ausgedrückt – von Schülerinnen
und Schülern mit Migrationshintergrund
auszugehen. 

Von der schulischen Herausforderung ab-
geleitet muss daher zutreffender formuliert
werden: Im Bundesdurchschnitt spricht we-
nigstens ein Fünftel unserer Schülerinnen
und Schüler eine nicht deutsche Herkunfts-
sprache.

b) Mangelhaft entwickelte Sprachkompe-
tenz bei einem beträchtlichen Teil

Die sprachlichen Kompetenzen dieser
Schülerinnen und Schüler sind sehr unter-
schiedlich entwickelt, sowohl in Bezug auf
ihre Deutschkenntnisse als auch auf die Be-
herrschung ihrer Muttersprache/Her-
kunftssprache. Dabei sind neben der Auf-
enthaltsdauer der Familie in Deutschland
insbesondere die soziale Lage der Familie
und ihre berufliche, gesellschaftliche und
kulturelle Integration maßgeblich für die
sprachliche Sozialisation und Entwicklung
der in der Regel zweisprachig aufwachsen-
den Kinder und Jugendlichen. Der Schuler-
folg steht demzufolge auch im Zusammen-
hang mit den materiellen und kulturellen
Ressourcen der Familien zur Unterstützung
des schulischen Lernens. 

c) Unterdurchschnittliche Bildungsbetei-
ligung

Die Schülerinnen und Schüler mit einem
Migrationshintergrund verteilen sich sehr
unterschiedlich auf die verschiedenen
Schulformen und Bildungsgänge: Überpro-
portional viele Schülerinnen und Schüler
besuchen eine Haupt- oder Sonderschule

(Förderschule). Die Zahl der Schulabgänge-
rinnen und Schulabgänger ohne Schulab-
schluss ist überproportional hoch; deutlich
unterproportional ist ihr Anteil in den
Gymnasien bzw. gymnasialen Oberstufen.

d) Beherrschung der Unterrichtssprache
ist der Schlüssel zum Bildungserfolg 

Offenbar gelingt es unserem Bildungssy-
stem nicht ausreichend, die Bildungsbarrie-
ren für Schülerinnen und Schüler aus Fami-
lien mit geringer Verfügung über bildungs-
relevante Ressourcen abzubauen. Der
unterproportionale Anteil von Schülerin-
nen und Schülern ausländischer Herkunft
mit mittlerem oder höherem Bildungsab-
schluss erklärt sich aber nicht allein durch
den Bildungshintergrund der Eltern. Aus-
schlaggebend ist vor allem die unzureichen-
de Kompetenz der Schülerinnen und Schü-
ler in der deutschen Sprache. 

Diese Aussagen werden durch die Ergeb-
nisse der Studie PISA 2000 bestätigt. PISA
zeigt für die in Deutschland aufwachsenden
15-jährigen Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund: Ihre ungünstigeren Lernent-
wicklungen stehen in engem Zusammen-
hang zu ihren sprachlichen Kompetenzen,
insbesondere zur Lesekompetenz. Darüber
hinaus wirken sich sprachliche Defizite in
Sachfächern kumulativ aus, so dass Jugend-
liche mit unzureichender Lesekompetenz in
allen akademischen Bereichen in ihrem
Kompetenzerwerb beeinträchtigt sind.

2. Stand der bislang ergriffenen Maßnah-

men zur Förderung der Schülerinnen

und Schüler mit Migrationshintergrund

Alle Länder räumen dem Erwerb der
deutschen Sprache die höchste Priorität ein.
Sofern ihr Erwerb im Rahmen des Regel-
unterrichts nicht ausreichend gefördert
werden kann, werden besondere Förder-
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maßnahmen eingerichtet. Hierfür stellen al-
le Länder in erheblichem Umfang zusätzli-
che Ressourcen bereit.

Ebenso sehen alle Länder Angebote für
den muttersprachlichen/herkunftssprach-
lichen Unterricht vor. Je nach gesetzlichen
Grundlagen liegt die Verantwortung für
diesen Unterricht bei der deutschen Schul-
verwaltung oder bei den Herkunftsländern.
In der Ausgestaltung des Unterrichts unter-
scheiden sich Stadtstaaten und Flächenstaa-
ten, westliche und östliche Länder, bedingt
durch die Zusammensetzung der jeweiligen
Wohnbevölkerung. 

Zur Verdeutlichung der unterschiedlichen
Ausgangslage in den Ländern einige Zah-
lenangaben: 

Nach den Statistiken des Schuljahrs
2000/2001 gibt es in Brandenburg landes-
weit im allgemein bildenden und im beruf-
lichen Schulwesen zusammengenommen
3.068 ausländische und 3.504 Aussiedler-
Schüler, mithin haben 1,6% der Gesamt-
schülerzahl einen Migrationshintergrund.
Größte Gruppe der ausländischen Schüler
sind mit 497 Schülerinnen und Schülern die
Vietnamesen. 

In Baden-Württemberg sind 164.673 (das
entspricht 12,8%) ausländische Schülerin-
nen und Schüler im allgemein bildenden
Schulwesen, im beruflichen Schulwesen
49.807 Schülerinnen und Schüler (das ent-
spricht 12,9%). Größte Gruppe sind die
87.028 türkischen Schülerinnen und Schü-
ler. Nicht erfasst sind dabei die Schülerin-
nen und Schüler, welche die deutsche Staats-
angehörigkeit besitzen, aber gleichfalls ei-
nen Migrationshintergrund aufweisen.

In Berlin bewegt sich der prozentuale
Anteil der Schüler nicht deutscher Her-
kunftssprache, jeweils bezogen auf die Be-
zirke, zwischen rund 58% (Kreuzberg und
Wedding) und 1,7% (Hellersdorf). 

Unabhängig von dieser sehr heterogenen
Ausgangslage in den Ländern bestehen je-
doch Übereinstimmungen und Gemein-
samkeiten:

Einig sind sich die Länder in der Zielset-
zung für den muttersprachlichen bzw. her-
kunftssprachlichen Unterricht: Er hat seine
ursprüngliche Funktion, „Rückkehrhilfe“
zu sein, verloren und wird heute als ein Bei-
trag zur Förderung der Mehrsprachigkeit
und der interkulturellen Bildung gesehen.
Er kann auch als Stütze für das Erlernen der
deutschen Sprache dienen.

Gemeinsam ist allen Ländern, dass sie ein
breites Spektrum an Qualifizierungsange-
boten in der Lehrerfortbildung vorhalten,
um eine Qualitäts- und Effizienzsteigerung
der sprachlichen Förderung zu erreichen.

Im vergangenen Jahrzehnt hat sich so-
wohl der Anteil der Schülerinnen und Schü-
ler mit Migrationshintergrund an der Ge-
samtschülerschaft als auch ihre Zusam-
mensetzung nach Herkunftsländern und
Herkunftssprachen erheblich verändert.
Entsprechend sind auch die Lernvorausset-
zungen der Schülerinnen und Schüler mit
Migrationshintergrund heterogener gewor-
den. Kinder und Jugendliche ohne hinrei-
chende Deutschkenntnisse können zumeist
allein durch die Teilnahme am Regelunter-
richt nicht zu einem für sie optimalen
Schulabschluss geführt werden. Eine schuli-
sche bzw. gesamtgesellschaftliche Integra-
tion gelingt nicht grundsätzlich von selbst.
Diese Entwicklung hat dazu geführt, dass
die Anforderungen an die didaktischen
Konzeptionen und die schulische Förder-
praxis erheblich gestiegen sind.

In diesem Zusammenhang stellt es sich
auch als ein gemeinsames Problem dar, dass
keine zuverlässigen Daten über die Lern-
ausgangslagen vorliegen und die Förder-
maßnahmen nicht systematisch, sondern
nur punktuell evaluiert werden. 

S c h u l e  u n d  B i l d u n g

Seite 117



3. Wichtige Handlungsfelder für Förder-

maßnahmen

Vor dem Hintergrund dieser Ausgangs-
beschreibung und Analyse der Problemlage
erscheint – auch gestützt auf vorliegende
Ergebnisse der empirischen Forschung und
der Förderpraxis in den Ländern – eine ge-
zielte Weiterentwicklung der Maßnahmen
zur Förderung zweisprachig aufwachsender
Schülerinnen und Schüler vor allem in den
folgenden Handlungsfeldern gegeben:

3.1 Vorschulische Erziehung

In den Ländern sind die Kultusministe-
rien für die vorschulische Erziehung nicht
oder nur begrenzt zuständig. Die Analyse
und die Vorschläge in diesem Abschnitt sind
daher Anregungen.

Aufgabe und Ziel der vorschulischen Er-
ziehung ist eine umfassende Förderung der
Kinder, insbesondere die Förderung ihrer
sprachlichen Entwicklung. Besonderer Be-
darf hierfür liegt sowohl bei Kindern vor,
deren Herkunftssprache nicht Deutsch ist
und deren dominante Sprache die in der Fa-
milie gesprochene Sprache ist, als auch bei
einem großen Teil von Kindern, die in bil-
dungsfernen Elternhäusern aufwachsen.
Damit diese Kinder sich aktiv an den Spiel-,
Lern- und Kommunikationsprozessen in
ihrer Bezugsgruppe beteiligen können und
auf das schulische Lernen vorbereitet wer-
den, sind in der Regel besondere von den
Erzieherinnen und Erziehern geplante Ak-
tivitäten zur Unterstützung des Sprachler-
nens erforderlich. 

Dies setzt eine Qualifikation des Perso-
nals in Fragen des (Zweit-) Spracherwerbs,
der diagnostischen Kompetenz und der
Sprachvermittlung voraus. Eine nachhaltige
Sprachförderung ist auch darauf angewie-
sen, dass das Elternhaus diese Arbeit unter-
stützt. Folgende Maßnahmen können hier-
mit verbunden werden:

• Entwicklung von mehrsprachigem In-
formationsmaterial für Eltern mit Hinwei-
sen über die Bedeutung einer frühen
Sprachförderung und über institutionelle
Sprachförderangebote sowie über die Mög-
lichkeiten der Sprachförderung durch das
Elternhaus selbst

• Angebot von Deutschkursen für Eltern
in den Kindertagesstätten und Schulen der
Kinder

• Entwicklung von gezielten Fördermaß-
nahmen für Kinder im Vorschulalter

• Entwicklung von Verfahren, die ein
möglichst frühzeitiges Erkennen von Spra-
cherwerbsverzögerungen und geringen
Deutschkenntnissen von Kindern ermög-
lichen

• Entwicklung von (Organisations-) Mo-
dellen für eine Flexibilisierung der Schulein-
gangsphase sowie für einen koordinierten
Sprachförderunterricht im vorschulischen
Bereich und in der Grundschule.

3.2 Schulische Förderung

In der Empfehlung „Interkulturelle Bil-
dung und Erziehung in der Schule“ der
Kultusministerkonferenz vom 25.10.1996
wird dargelegt, dass in den vergangenen
Jahren im Bildungsbereich eine Fülle von
Anregungen und Programmen entwickelt
wurde, wie auf die größer gewordene kultu-
relle Vielfalt in der Bundesrepublik
Deutschland angemessen reagiert und die
heranwachsende Generation auf die Anfor-
derungen einer erhöhten beruflichen Mobi-
lität, der europäischen Integration und des
Lebens in Einer Welt vorbereitet werden
kann. Aber darauf ist hier nicht weiter ein-
zugehen. 

Vorrangig ist vielmehr unter dem Aspekt
der schulischen Förderung der Kinder von
Migranten hier besonders die Weiterent-
wicklung der pädagogischen Praxis bei der
sprachlichen Bildung. Diese sollte sowohl
das Erlernen der deutschen Sprache als auch
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den Unterricht in der Herkunftssprache um-
fassen. Dabei wird in der sicheren Beherr-
schung der deutschen Sprache der Schlüssel
zum Schulerfolg gesehen. Um dieses Ziel er-
reichen zu können, müssen Strategien für ei-
ne systematische und effektive Sprachförde-
rung entwickelt werden. Dafür eignen sich
insbesondere folgende Maßnahmen:

• diagnostische Verfahren zur Sprach-
standserhebung

• Ausschöpfung vorhandener Möglich-
keiten im Rahmen schulischer Betreuung,
um Kindern und Jugendlichen vielfältige
und intensive Sprachlernsituationen zu er-
möglichen

• Längerfristig angelegte Förderkonzepte
zum Erwerb der deutschen Sprache über die
Grundschule hinaus

• Evaluation der schulischen Maßnahmen
• durchgängige und konsequente Ver-

knüpfung von Sprachlernen und Sachlernen
• Entwicklung einer Didaktik der Mehr-

sprachigkeit für einen koordinierten Spra-
cherwerb von Deutsch, Herkunftssprache
und Fremdsprache(n).(Anm.1)

• Förderung der vorhandenen Zwei- und
Mehrsprachigkeit durch Weiterentwicklung
des muttersprachlichen/herkunftssprach-
lichen Unterrichtsangebots u.a. durch eine
stärkere inhaltliche und organisatorische
Verzahnung mit dem Regelunterricht.
(Anm. 1)

3.3 Übergang Schule – berufliche Ausbil-

dung

Von entscheidender Bedeutung für die
spätere gesellschaftliche und berufliche Stel-
lung ist ein erfolgreicher Übergang von der
Schule in das Erwerbsleben. Um die Chan-
cen der Schülerinnen und Schüler mit Mi-
grationshintergrund zu verbessern, sind ge-
zielte Hilfestellungen der Schule bei der
Vorbereitung auf und beim Übergang in das
Berufsleben sowie gemeinsame Anstren-
gungen aller Beteiligten erforderlich. 

Dazu gehören insbesondere:
• Frühzeitiges Einsetzen von berufsorien-

tierenden Maßnahmen in Zusammenarbeit
zwischen allgemein bildenden Schulen und
Betrieben durch Einbeziehung der Berufs-
und Arbeitswelt in den Unterricht

• Angebote zum Erwerb der Fachsprache
in einzelnen Berufsfeldern

• Programme zur Eingliederung in die
Berufs- und Arbeitswelt mit einem breiten
Angebot an fachpraktischen und theoreti-
schen Inhalten; sie sollen dazu dienen, den
Übergang in eine Berufsausbildung, in ein
Arbeitsverhältnis oder in vollschulische Be-
rufsbildungsgänge zu erleichtern und
grundlegende Qualifikationen für das nach-
folgende Berufsleben zu vermitteln.

3.4 Zusammenarbeit zwischen Eltern und

außerschulischen Einrichtungen

Von wesentlicher Bedeutung für die insti-
tutionelle (vorschulische, schulische und
außerschulische) Sprachförderung ist die
Zusammenarbeit mit den Eltern. Diese Zu-
sammenarbeit kann durch ein umfassendes
Unterstützungssystem für Eltern, das von
einem Angebot zur Schwellenüberwindung
bis hin zu Sprachkursen an Schulen reicht,
intensiviert werden. 

Folgende Maßnahmen bieten sich an:
• Aufbau eines Netzwerks der vorschuli-

schen, schulischen und außerschulischen
Bildungseinrichtungen mit dem Ziel einer
Koordination der Sprachförderung

• Intensivierung der Elternberatung im
Hinblick auf spezielle schulische und außer-
schulische Fördermöglichkeiten und Bil-
dungsangebote

• Intensivierung der Zusammenarbeit mit
außerschulischen Trägern, Institutionen
und Einrichtungen im Hinblick auf eine
gegenseitige Unterstützung bei Maßnah-
men zur Integration von Kindern und Ju-
gendlichen nicht deutscher Herkunft.
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3.5 Curriculare Grundlagen

Rahmenpläne/Lehrpläne/Bildungspläne
bilden die Grundlage für Ziele, Aufgaben
und Inhalte des Unterrichts. In diesem Be-
reich stehen folgende Entwicklungsaufga-
ben an: 

• Verankerung interkultureller Erziehung
in den curricularen Vorgaben als gestalten-
des und durchgängiges Unterrichtsprinzip
in allen Fächern

• Weiterentwicklung der curricularen
Vorgaben für den Unterricht in Deutsch als
Zweitsprache 

• Weiterentwicklung der curricularen
Vorgaben für den muttersprachlichen
Unterricht/Unterricht in der Herkunfts-
sprache 

• Entwicklung von Empfehlungen für
interkulturelle Erziehung und Deutsch als
Zweitsprache für den vorschulischen Be-
reich.

3.6 Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte

und Erzieher

Zur langfristigen Absicherung von schuli-
schen Maßnahmen sollten bereits im Rah-
men des Studiums Grundkenntnisse über
Sprach- und Zweitspracherwerb und inter-
kulturelle Bildung erworben werden. Zur
Qualifizierung bereits eingestellter Lehr-
kräfte, Erzieher und Sozialpädagogen be-
darf es entsprechender Fortbildungsange-
bote insbesondere in Deutsch als Zweit-
sprache, zur Verbindung von Deutsch als
Zweitsprache mit den Sachfächern, zur
Umsetzung der europäischen Dimension
und zur Einbeziehung des Herkunftsspra-
chenunterrichts. 

Folgende Maßnahmen können die Aufga-
ben unterstützen:

•  Verpflichtende Module für interkultu-
relle Bildung und Erziehung in der Erstaus-
bildung

• Ausweitung der Angebote zum Erwerb
von Kompetenzen in den Bereichen Deutsch

als Zweitsprache sowie Sprach- und Zweit-
spracherwerb in der Erstausbildung 

• Stärkung der Kompetenzen des pädago-
gischen Personals durch Fortbildungsange-
bote in interkultureller Bildung und Erzie-
hung und Deutsch als Zweitsprache

• Aufnahme des Muttersprachenunter-
richts in den Fächerkanon der Lehramtsstu-
diengänge, Aufbaustudiengänge für Lehr-
kräfte mit ausländischem Lehrexamen.

3.7 Rahmenbedingungen und 

Strukturentscheidungen

Die sprachliche Förderung von Schüle-
rinnen und Schülern mit Migrationshinter-
grund ist Aufgabe des Unterrichts in allen
Fächern. Für ihren Schulerfolg ist sie unver-
zichtbar.

Die Länder stellen zur Förderung von
Kindern und Jugendlichen aus Migrations-
familien erhebliche Ressourcen bereit.

Die Schulaufsicht und die Schulen selbst
sind dafür verantwortlich, für deren zweck-
gebundenen Einsatz zu sorgen.

Unterschiedliche Rahmenbedingungen
sind gegeben, und verschiedene Struktur-
entscheidungen sind in den Ländern bereits
getroffen, werden dort vorbereitet oder di-
skutiert und können als Anregungen für an-
dere Länder dienen:

• Entwicklung von statischen Kriterien
zur Erfassung der Schülerinnen und Schüler
mit Migrationshintergrund als Grundlage
für die Zuweisung von Fördermitteln

• Verbesserung der Information über den
Sprachentwicklungsstand der zweisprachig
aufwachsenden Schülerinnen und Schüler
bei Schulwechsel

• verstärkte Beschäftigung/Einstellung
von zweisprachigen Lehrkräften, Erziehe-
rinnen und Erziehern sowie Sozialpädago-
ginnen und Sozialpädagogen mit Migra-
tionshintergrund 

• Sicherung des Schulbesuchs aller Kinder
und Jugendlichen durch die Einführung der
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Schulpflicht auch für Kinder von Asylbe-
werbern 

• Aufnahme des herkunftssprachlichen
Unterrichts, der in der Zuständigkeit der
Länder liegt, als versetzungs- und ab-
schlussrelevantes Unterrichtsangebot

• Einrichtung bilingualer Zweige an
Grundschulen

• Förderung von schulischen Abschlüs-
sen, die sowohl im Inland wie im Ausland
anerkannt sind 

• Fortbildungsprogramme der Länder für
die Lehrkräfte des muttersprachlichen/ her-
kunftssprachlichen Unterrichts, unabhängig
davon, ob sie Landesbedienstete oder Kon-
sularlehrkräfte sind.

Nachtrag:

1. Es ist selbstverständlich, dass interkul-
turelle Erziehung (und damit auch interkul-
turelle Öffnung) mehr beinhaltet als die hier
dargelegten sprachlichen Aspekte schuli-
scher Erziehung und Förderung. In der
gegenwärtigen Situation liegt aber gerade
hier der vordringlichste Handlungsbedarf. 

2. Die Kultusminister der Länder haben
auf ihrer 298. Plenarsitzung am 24. Mai
2002 den Bericht der Arbeitsgruppe „Zu-
wanderung” beschlossen. Der Bericht listet
für sieben Handlungsfelder (von der vor-
schulischen Erziehung bis hin zu Rahmen-
bedingungen und Strukturentscheidungen)
Ansatzpunkte für eine gezielte Weiterent-
wicklung der Maßnahmen zur Förderung
zweisprachig aufwachsender Schülerinnen
und Schüler auf. Die Arbeitsgruppe stand
unter der Leitung des Berliner Landesschul-
rats Jürgen Pokall, der Referent war Mit-
glied dieser Arbeitsgruppe und hat sich bei
seinem Impulsreferat auf diesen Bericht ge-
stützt. In der hier mitgeteilten Langfassung
sind nun nach der Verabschiedung durch
die Kultusminister die durch die Arbeits-
gruppe identifizierten Ansatzpunkte und
wichtige Handlungsfelder einer Weiterent-

wicklung der Maßnahmen zur Förderung
der Schülerinnen und Schüler mit Migra-
tionshintergrund und einer weitergehenden
interkulturellen Öffnung der Schule wört-
lich übernommen.

Anmerkung
(1) Diese Option gilt insbesondere für Länder mit
herkunftssprachlichem Unterricht in Verantwor-
tung des Landes.

Impulsreferat

Helmuth Schweitzer
Leiter RAA-Büro für interkulturelle Arbeit, 
Essen 

Die Veranstalter dieser Tagung haben
mich gebeten, im Rahmen eines Impulsrefe-
rats die Interkulturelle Öffnung einer Kom-
mune im Bildungsbereich am Beispiel der
Stadt Essen zu erläutern. Vor diesem
Hintergrund werde ich auf die eigentlich
notwendige Problematisierung dieses neuen
Modebegriffs „interkulturell” im sozial-
und erziehungswissenschaftlichen Diskurs,
im Bildungsbereich und neuerdings auch in
der Kommunalverwaltung an dieser Stelle
nicht eingehen (Anm. 1).

Die interkulturelle Öffnung im Bildungs-
bereich in Essen ist Teil einer in der Bundes-
republik für Kommunen innovativen städti-
schen Gesamtstrategie interkultureller
Orientierung aller Dienstleistungen im
Rahmen des „Konzerns Stadt”. Diese Be-
grifflichkeit soll deutlich machen, dass wir
die in der Pädagogik und den sozialen Dien-
sten schon seit 20 Jahren intensiv geführte
Diskussion um „interkulturelle Öffnung”
von „öffentlichen” (Bildungs-)Institutionen
für Migranten als Inklusionsstrategie des
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Erziehungs- und Bildungssystems (vgl.
Diehm/Radtke 1999) in Essen systematisch
verbunden haben mit den positiven Ele-
menten einer neuen Verwaltungssteuerung
im kommunalen Bereich. (Anm. 2)

1. Das Gesamtkonzept Sprachförderung

Auf der Grundlage des im April 1999
vom Rat der Stadt einstimmig verabschiede-
ten, zuvor diskursiv mit allen relevanten
Akteuren in Arbeitsgruppen entwickelten
„Konzept für die interkulturelle Arbeit in
der Stadt Essen” legte die Steuerungsgruppe
im Mai 2000 dem Rat einen ersten Bericht
zur Umsetzung der verschiedenen Maßnah-
men zur Entscheidung vor. (Anm. 3) Die
Handlungsvorschläge der beiden Entwik-
klungsarbeitsgruppen „Elementarerzie-
hung” und „Schule” gehören – insbesonde-
re, was ihren Mitteleinsatz betrifft – zu den
mit höchster Priorität umzusetzenden Maß-
nahmen. Grundlage dafür sind insbesonde-
re innovative Projekte im Bereich stadtteil-
bezogener Bildungsarbeit mit Kindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen, die von der
RAA/Büro für interkulturelle Arbeit zur
Anschubfinanzierung aus Landesmitteln
sowie Stiftungen für ein bis drei Jahre mit
verschiedenen Kooperationspartnern
durchgeführt wurden. 

Nicht zuletzt der Erfolg dieser Maßnah-
men führte dazu, dass die städtischen Haus-
haltsmittel für die Umsetzung des interkul-
turellen Konzepts trotz chronischem Milli-
ardendefizit im Gesamthaushalt der Stadt
von ursprünglich 108.000 DM im Jahre
2000 auf über 500.000 DM für das Jahr 2001
erhöht wurden. 

Mit der im Folgenden kurz skizzierten
Institutionalisierung von Modellmaßnah-
men in der Fläche im Bereich „Vorschuli-
sche Förderung von Kindern und interkul-
tureller Elternbildung” stiegen die vom Rat
der Stadt im Jahre 2002 allein für die

Sprachförderung und Elternbildung zur
Verfügung gestellten Haushaltsmittel auf
über 400.000 Euro.

Grundlagen und Ziele (Anm. 4)
• Umfassende Kenntnisse der deutschen

Sprache sind als Schlüssel für einen erfolg-
reichen Weg im Bildungssystem, für die be-
rufliche und soziale Integration und die ge-
sellschaftliche Teilhabe unverzichtbar. 

• Das Beherrschen der Verkehrssprache
ist ebenso eine wesentliche Voraussetzung
für eine bessere Akzeptanz der Zuwande-
rinnen und Zuwanderer durch die deutsch-
sprachige Mehrheitsgesellschaft.

• Das mehrsprachige Potenzial und die
kulturelle Vielfalt in der Stadt bieten neue
Chancen nicht nur für eine gleichberechtig-
te Teilhabe der sprachlich-kulturellen Min-
derheiten in der Stadt, sondern bilden auch
zunehmend ein an Bedeutung gewinnendes
Potenzial für die Sicherung des von der
Globalisierung ebenso betroffenen Wirt-
schaftsstandorts Essen dar (Anm. 5).

• Sprachförderangebote sind jedoch nicht
isoliert zu betrachten, sondern nur erfolg-
reich als Bestandteil einer umfassenden
Konzeption interkultureller Bildung und
Erziehung umzusetzen.

• Die Vernetzung der Sprachförderung
im Elternhaus, in Einrichtungen der Ele-
mentarerziehung und in der Schule und da-
mit die Koordination der Arbeit über unter-
schiedliche Zuständigkeiten von Kommune,
Land und freien Trägern hinweg bilden den
Schlüssel für den Erfolg des Konzepts ins-
gesamt.

Als Ziel des Konzepts wurde deshalb vor
allem die „Optimierung” von Maßnahmen
zur Sprachförderung im Kontext interkul-
tureller Erziehung und Bildung beschlos-
sen. Dies beinhaltet:

• Die Festlegung von Ziel- bzw. Lern-
gruppen auf der Grundlage von Sprach-
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stand- bzw. Bildungsstanderhebungen in
unterschiedlichen Altersgruppen sowie auf-
geteilt nach Familienstand bzw. Berufsstand
und Aufenthaltsdauer bzw. Aufenthaltssta-
tus.

• Dabei ist die Differenzierung des
Sprachangebots (im Elementarbereich, in
der Schule, als schulbegleitende, als berufs-
orientierte Sprachförderung, als Elternbil-
dung sowie in Form von Intensiv- bzw. Al-
phabetisierungskursen) standortbezogen im
Sozialraum durch Quartiersmanagement
mit allen Maßnahmenträgern und Akteuren
(Kommune, freie Träger der Elementar-,
Familien- und Erwachsenenbildung) sowie
dem Land zu organisieren.

• Auf der Grundlage eines differenzierten
Zeit- und Kostenplans beinhaltet das Esse-
ner Konzept auch die Installierung eines
Controlling-Konzepts zur Qualitätssiche-
rung aller Maßnahmen. Zur Überprüfung
der Wirksamkeit des Sprachförderkonzepts
spielen ressortübergreifende Zusammenar-
beit, die Überzeugung der handelnden Per-
sonen und Institutionen sowie die Aktivie-
rung und Motivation der verschiedenen
Zielgruppen eine zentrale Rolle. 

Im Gesamtkonzept werden drei Pro-
grammteile unterschieden:

• Entwicklung und Optimierung von An-
geboten zur Sprach- und Sprechförderung
für Kinder im Elementar- und Primarbe-
reich im Zusammenhang mit Elternbildung
und interkultureller Erziehung (Programm-
teil A),

• Optimierung von Sprachangeboten für
Kinder und Jugendliche in der Sekundarstu-
fe I und II im Rahmen von Berufswahlvor-
bereitung, von Qualifizierung und Ausbil-
dung (Programmteil B) und

• Optimierung von Angeboten zur
Sprachförderung für Erwachsene im Rah-
men von Erwachsenen- und Familienbil-
dung (Programmteil C).

Da im Elementar- und Grundschulbe-
reich bereits differenzierte, in der Praxis er-
probte und nun in die Fläche zu bringende
Projekte vorliegen (Anm. 6) und in diesem
Bereich die höchste Nachhaltigkeit gerade
auch zur Vermeidung von Nachqualifizie-
rungen in der Sekundarerziehung sowie in
der Erwachsenenbildung erzielt werden
kann, liegt auch der finanzielle Schwer-
punkt der vom Rat beschlossenen Maßnah-
men im Programmteil A.

Die Förderung der Sprachentwicklung ist
im Kontext von Erziehung im motorischen
Bereich, Gesundheitserziehung und der
Förderung der emotionalen, kognitiven und
sozialen Entwicklung zu sehen. Sie beginnt
im Elternhaus und ist deshalb unmittelbar
mit Elternbildung verbunden. Daher sehen
wir in unserem Essener Konzept in der
Lernförderung im Elternhaus eine grundle-
gende Voraussetzung für den Bildungser-
folg von Kindern.

Die Erkenntnis über unzureichende
Sprachkompetenzen bei Migrantenkindern
und auch bei deutschen Kindern – so eine
Umfrage des Jugendamtes – macht gezielte
Sprachförderung im Kindergarten erforder-
lich. Dazu gehört die Qualifizierung des
Personals und die Entwicklung von Projek-
ten als Aufgabe aller Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen einer KITA, unabhängig davon,
wie viele deutsche Kinder und Migranten-
kinder in den Gruppen betreut werden.
Sprachförderung wird nur dann Erfolg zei-
gen, wenn sich das Gesamtsystem auf den
Weg macht. Dementsprechend sind Fortbil-
dungen konzipiert und werden zur Zeit er-
probt. Dabei gehen wir von drei zentralen
Erkenntnissen aus:

• Um die besten Effekte bei der Sprach-
förderung zu erzielen, die letztendlich
durch den alltäglichen Umgang von Erzie-
herInnen und LehrerInnen mit den Kindern
erreicht werden können, sind neben den
zeitlich befristet eingesetzten Honorarkräf-

S c h u l e  u n d  B i l d u n g

Seite 123



ten das gesamte Stammpersonal in Tagesein-
richtungen übergangsweise zu qualifizieren. 

• Darüber hinaus kann Sprachförderung
nur dann nachhaltig wirken, wenn der
Sprachentwicklungsprozess auch durch das
Elternhaus unterstützt wird. Und schließ-
lich:

• Will man Eltern- und Familienbildung
nicht nur für bereits bildungsbewusste
Mittelschichtseltern (auch unter Migran-
ten), sondern für die von Bildungsarmut be-
troffenen sozial benachteiligten Familien er-
folgreich, d.h. nachhaltig gestalten, reichen
klassische Methoden der Informationswei-
tergabe von „Wissen” an die Zielgruppe
nicht aus. Die Vermittlung der deutschen
Sprache nach der immer noch von Lehrern
verbreiteten Methode des „Nürnberger
Trichters” stößt glücklicherweise bei den
Lernern auf Widerstand. Vielmehr ist eine
ganzheitliche, d.h. an der Lebenswelt der
Mütter und ihren Kommunikationsge-
wohnheiten ansetzende Methode erforder-
lich, damit beide Elternteile, insbesondere
die neu nach Deutschland kommenden
„Heiratsmigranten” ohne deutsche Sprach-
kenntnisse, d.h. vornehmlich die Mütter,
motiviert werden, sich aus eigenem Antrieb
mit der Sprachentwicklung und dem Erzie-
hungsverhalten gegenüber ihren eigenen
Kindern auseinander zu setzen bzw. selbst
umfassende und differenzierte Kenntnisse
in der deutschen Sprache zu erwerben. Eine
„niederschwellige” Form der Elternbildung
ist auch für sozialbenachteiligte deutsche
Familien sinnvoll.

Für die Grundschulen sind über viele Jah-
re Unterrichtsmethoden und Lehrpläne für
den Unterricht mit ausländischen Kindern
weiter qualifiziert worden. Der auf die Le-
benswelt in Deutschland bezogene und mit
den anderen Fächern koordinierte, also
nicht mehr rückkehrorientierte mutter-
sprachliche Unterricht, wie er in NRW neu

konzipiert wurde, ist dabei ein wichtiges
Element zu besserem Lernerfolg von Schü-
ler/innen mit nicht deutscher Mutterspra-
che. Die zunehmende Heterogenität der
Schüler im Hinblick auf Sprachfähigkeiten,
Lernerfahrungen und Lernstile haben spezi-
fiziertere Förderkonzepte nötig gemacht.
Im „Gesamtkonzept“ heißt es dazu:

„Heute gilt es, bei erkennbarem Förder-
bedarf vor Schulbeginn entsprechende
Maßnahmen zur Sprachförderung und
Lernmotivation vorzusehen, jenseits oder in
Ergänzung zu grundlegenden sprachlichen
Förderangeboten und Integrationshilfen,
die aus Landesmitteln dauerhaft an Schulen
angeboten werden. 

Die Verzahnung und die fachliche Zu-
sammenarbeit von Elementar- und Grund-
schulbereich liegen im Interesse optimaler
Förderung. Nachdem die Qualität der Zu-
sammenarbeit bisher ausschließlich vom
Engagement einzelner „Erzieher/ innen“
und „Lehrer/innen“ abhängig war, wird im
Rahmen des Controllingverfahrens nun
darauf gedrungen, dass Kooperation ver-
bindlich wird. Da nicht alle Grundschulen
mit nur einer Tageseinrichtung zu-
sammenarbeiten und andersherum, muss ei-
ne entsprechende „Kümmererstruktur“
aufgebaut werden.“

Schwerpunkte innerhalb des insgesamt 23
Maßnahmen umfassenden Pakets im Pro-
grammteil A (Elementar- und Primarbe-
reich) sind in den nächsten Haushaltsjahren

• die Förderung von interkulturellen In-
halten in der Erzieherausbildung der beiden
Berufskollegs in Essen mit Unterstützung
von RAA/Büro für interkulturelle Arbeit
und freien Trägern an Kindertagesstätten
u.a. durch Fortbildung der Lehrkräfte;

• der Ausbau des Weiterbildungsangebots
für ErzieherInnen im Bereich Sprach- und
Sprechförderung in Kooperation mit dem
Schulamt;
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• sozialraumbezogene Deutschkurse für
Mütter in den Kindertagesstätten und
Grundschulen mit hohem Migrantenanteil
sowie in Moscheevereinen;

• interkulturelle Spiel- und Lerngruppen
als Teil eines erweiterten Bildungs- und
Förderangebots im Rahmen des Ausbaus
von Ganztagsangeboten an Grundschulen;

• die Verdopplung des städtischen Zu-
schusses für den Förderunterricht für Mi-
grantenschüler an der Universität / GHS
Essen;

• die Weiterführung und der Ausbau des
SCHUBILE-Projekts (ein Modellvorhaben
in sieben Grundschulen zur Förderung von
Mehrsprachigkeit bei nicht deutsch spre-
chenden Schülern durch zweisprachige Al-
phabetisierung von Migrantenkindern und
Förderung der muttersprachlichen Kompe-
tenzen auch bei deutschen Kindern). Dieses
Projekt wird gegenwärtig an sieben Grund-
schulen auf der Grundlage einer Schwer-
punktsetzung bei der Ressourcenverteilung
(Lehrerstunden) durch das Schulamt sowie
mit Prozessbegleitung, Fortbildung und
Evaluation durch die RAA/Büro für inter-
kulturelle Arbeit umgesetzt. (Stadt Essen
2000b).

2. Interkulturelle Sprachförderung und

Elternbildung im Elementarbereich als

innovative und nachhaltig wirkende

Kernelemente des Sprachförderkonzepts 

Als Grundlage einer differenzierten Erhe-
bung des Sprachförderbedarfs, die in zwei
„Stadtteilen mit besonderem Erneuerungs-
bedarf” und überdurchschnittlichem Mi-
grantenanteil im Rahmen stadtteilbezoge-
ner sozialer Arbeit im Trägerverbund von
Stadt Essen, freien Trägern der Jugendhilfe
und der Universität (ISSAB) initiiert wurde,
hat die „RAA/Büro für interkulturelle Ar-
beit“ ein Projekt „Interkulturelle Sprach-
förderung im Stadtteilnetzwerk Kita-El-

ternhaus-Schule” entwickelt, das mehrere
Arbeitsgruppen des interkulturellen Kon-
zepts vernetzt. 

Dieses Projekt wurde bis zum 31. März
2002 mit finanzieller Unterstützung durch
das Land Nordrhein-Westphalen, das Ar-
beitsamt sowie mit städtischen Eigenmitteln
drei Jahre lang in Kooperation mit zehn
Kindertagesstätten in öffentlicher und freier
Trägerschaft in drei Stadtteilen erprobt.
(Vgl. Breitkopf 2002).

Baustein 1

Im Baustein 1 dieses Projekts ging es da-
rum, Kompetenzen der Mütter als Exper-
tinnen für ihre Kinder zu nutzen. Tür-
kisch/deutsch und arabisch/deutsch spre-
chende Mütter aus dem jeweiligen Stadtteil
werden als Multiplikatorinnen („Stadtteil-
mütter“) mobilisiert und qualifiziert, damit
sie anderen Müttern in Gruppen zu je fünf
bis sieben Müttern zeigen, wie sie die Ent-
wicklung ihrer Kinder, insbesondere die
Sprache, im Kleinkindalter spielerisch för-
dern können. Jede der ca. 100 Mütter be-
schäftigt sich zu Hause ca. dreimal wö-
chentlich mit ihren Kindern auf der Grund-
lage von Material, das nach Vorbildern aus
den Niederlanden – dem sogenannten
„Rucksack” – zunächst von der RAA/Büro
für interkulturelle Arbeit aufgearbeitet, in-
zwischen aber zunehmend auch von den
Stadtteilmüttern in Kooperation mit Kitas
entwickelt wird.

Baustein 2 

Baustein 2 beinhaltete die Förderung der
Zweitsprache Deutsch in elf Kindertages-
stätten durch qualifizierte Honorarkräfte
(meist Erzieherinnen), jeweils sechs Stun-
den wöchentlich.

Die Mütter beurteilen die Ergebnisse des
Projekts in der Zwischenevaluation äußerst
positiv:
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• 88 % der Mütter treten nach eigenen An-
gaben in der Kindertagesstätte selbstbewus-
ster auf,
• 71 % verstehen die Arbeit der Kita besser
und beteiligen sich auch mehr. 
• Inzwischen sind in vier von zehn Kitas
auch Migrantinnen im Elternrat vertreten.
Bei 2/3 der Erzieherinnen hat das Projekt
zu einem besseren Verständnis der Situation
der Kinder und ihrer Familien geführt. 
• 4/5 der befragten Mütter und die befrag-
ten Erzieherinnen geben an, dass sich die
deutsche Sprachkompetenz der Kinder
durch das Projekt verbessert habe.
• Die ebenfalls am Projekt beteiligten
Grundschulen, in denen die Kinder zwei-
sprachig alphabetisiert werden, melden zu-
rück, dass die Kinder aus dem Projekt im
Vergleich zu anderen Kindern besser auf
den Schulanfang vorbereitet sind. 
• Nicht nur die Kinder merken, dass sich
die Mütter intensiver mit ihnen beschäftigen
und sie an alltäglichen Dingen beteiligen.
Auch Väter beginnen Spaß am basteln mit
ihren Kindern zu entwickeln.

Auf der Grundlage des erfolgreichen Ver-
laufs dieser Modellprojekte zur Vernetzung
von Kita und Elternhaus im Bereich der
Sprachförderung wurde die RAA/Büro für
interkulturelle Arbeit vom Jugendamt darü-
ber hinaus beauftragt, in einem weiteren aus
Landesmitteln geförderten Modellprojekt
drei Kita-Teams in ihrer Gesamtheit im Be-
reich Sprachförderung und interkulturelle
Erziehung zu qualifizieren. 

Die Synergieeffekte dieser dritten Maß-
nahme mit den beiden anderen Projektbau-
steinen 1 und 2 sowie die an die Ratsmitglie-
der und Fachberater vermittelten positiven
Erfahrungen der Zwischenevaluation haben
schließlich die anfängliche Skepsis von
deutscher Seite überwunden. Anfänglich
gab es Vorbehalte unter den Kooperations-
partnern in den Kitas gegenüber einer syste-
matischen Sprachförderung, die dem klassi-

schen „situationsorientierten Ansatz” (Vgl.
Militzer u.a. 2002) zunächst zu widerspre-
chen schien. 

Auch einige Fachberater der Träger der
Kindertagesstätten äußerten die verständli-
che Sorge, dass die Weiterfinanzierung der
(auf Honorarbasis bezahlten) Arbeit der
zweisprachigen Stadtteilmütter nach Ablauf
der Modellförderung im Regelbetrieb die
dringend erforderlichen zusätzlichen
Ressourcen für das Erziehungspersonal in
den Kitas binden würde. Schließlich gab es
auch in der Mehrheitsfraktion starke Vorbe-
halte gegenüber der Unterstützung der Fa-
miliensprachkompetenzen bei den Müttern
im Rahmen der Elternbildung. Der empi-
risch nachgewiesene Erfolg der Synergieef-
fekte aller drei projektartig erprobten Mo-
delle hat die Skeptiker jedoch davon über-
zeugt, diese nun zu institutionalisieren und
in die Fläche zu bringen.

Auf dieser Basis hat der Rat am 22. Mai
2002 einstimmig – d.h. auch mit den Stim-
men von CDU, SPD, Bündnis 90/Grüne,
PDS und selbst den Republikanern – be-
schlossen, in den nächsten drei Jahren alle
32 Kindertagesstätten mit einem Migranten-
anteil von über 50 % durch ein interkultu-
relles Sprachförder- und Elternbildungsan-
gebot zu unterstützen, das aus drei Modu-
len besteht:

• Modul 1: Qualifizierung des pädagogi-
schen Personals in den Kitas (nach dem Mo-
dell „Interkulturelle Erziehung im Kontext
von Mehrsprachigkeit”)

• Modul 2: Elternbildung: Durchführung
von neuen und alten Müttergruppen als be-
gleitende Elternbildung zur Sprachförde-
rung, Einsatz von zweisprachigen Müttern
in sprachhomogenen Gruppen und Einsatz
von deutschsprachigen Müttern in sprach-
heterogenen Gruppen 

• Modul 3: Förderung der Kinder: Zu-
sätzliche systematische Sprachförderung in
Kitas durch Fach-/Honorarkräfte 
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Mit dem aus städtischen Mitteln zur Ver-
fügung stehenden haupt- und nebenamt-
lichen Personal für Fortbildung der Fach-
kräfte und begleitende Elternbildung im
Elementarbereich sind allerdings maximal
zehn Kindertagesstätten pro Jahr fachlich
zu unterstützen. Daraus ergibt sich eine
Planungsperspektive von über zehn Jahren
für letztlich alle anderen über 200
Kindertageseinrichtungen.

Unser Ziel ist es, die Sprachförderung zu
einem der Kernelemente institutioneller Er-
ziehung in Tageseinrichtungen zu machen.
Aus den Erfahrungen der „traditionellen
Ausländerpädagogik“ haben wir gelernt,
dass es nicht ausreicht, in jeder Einrichtung
Spezialkräfte zur Sprachförderung zu quali-
fizieren und einzusetzen, sondern dass
Sprachförderung nur dann nachhaltig sein
kann, wenn sich alle MitarbeiterInnen bzw.
Teams interkulturell qualifizieren und sy-
stematische Sprachförderung für alle Kin-
der, die sie brauchen, zum festen Bestandteil
des Bildungsauftrags der Kindertagesstätte
machen.

3. Ausblick

Die Recherchen innerhalb der Steue-
rungsgruppe zur Zusammenstellung aller
geplanten Sprachförderungsmaßnahmen
haben einen nach wie vor vorhandenen gro-
ßen Bedarf an genauer Abstimmung zwi-
schen den unterschiedlichen Anbietern
deutlich gemacht, insbesondere

• auf konzeptioneller Ebene und 
• auf der Ebene der sozialräumlichen An-

bindung.
Vor dem Hintergrund der seit Jahrzehn-

ten vorliegenden entwicklungspsychologi-
schen Erkenntnisse ist unstrittig, dass die
entscheidenden Grundlagen für Sprachent-
wicklung bereits mit der Geburt in den er-
sten drei bis vier Lebensjahren vor Eintritt
in die Tagesstätte gelegt werden und die

kognitive Entwicklung in engem Zusam-
menhang mit gesunder Ernährung, mit der
motorischen und der emotionalen Entwik-
klung der Kinder in ihrer Interaktion mit
den Eltern steht. 

Um diese vorhandene Lücke zu schlie-
ßen, prüfen wir gerade, unter welchen Be-
dingungen ein Konzept zur möglichst früh-
zeitigen Förderung durch Einrichtung von
Mutter-/Kind-Gruppen entwickelt werden
könnte, das angebunden an bestehende Kin-
dertageseinrichtungen in Kooperation mit
Familienbildung bereits vor dem Besuch in
den KITAs ansetzt. 

Allerdings zeigt die internationale For-
schung schon seit Jahren, dass jedes Sprach-
förderkonzept, das allein die schlechte
Sprachentwicklung der Kinder herausgreift
und glaubt, isoliert bekämpfen zu können,
nicht nachhaltig wirkt und zum Scheitern
verurteilt ist. Denn es gibt verschiedene Risi-
kofaktoren, die in der Bildung für Störungen
sorgen können, wie z.B. Überforderung der
Eltern in der Erziehung ihrer Kinder, Ar-
mut, schlechte Wohnungen, soziale Isola-
tion, feindliche Umgebung, Unkenntnis der
Institutionen über die Lebenswelt der Mi-
grantenfamilien usw.. (Vgl. Hermanns 2001).

Der Aufwand für eine verlässliche „Mes-
sung” des Fortschritts einer nachhaltigen
Sprachentwicklung von Kindern im Vor-
schulalter – insbesondere bei mehrsprachi-
gen Migratenkindern zwischen drei und
sechs Jahren – ist sehr hoch, da es bislang
weder valide Messverfahren gibt, noch –
wie die PISA-Studie zeigt – das pädagogi-
sche Personal in Kindertagesstätten und
Grundschulen über die notwendigen dia-
gnostischen Fertigkeiten verfügt. Systemati-
sche Beobachtung will gelernt sein und
braucht Zeitressourcen, die in der Kinderta-
gesstätte unter den gegenwärtigen personel-
len und damit finanziellen Rahmenbedin-
gungen nicht ausreichend von der Politik
zur Verfügung gestellt werden.
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Mit Ausnahme des Stadtteilmütterpro-
jekts liegen auch kaum differenzierte Evalu-
ationen zur Wirkung von Elternbildungs-
maßnahmen in Essen vor. Vor diesem
Hintergrund ergibt sich ein hoher zusätz-
licher Ressourcenaufwand zur Überprü-
fung der nachhaltigen Wirkung des vorge-
legten Gesamtkonzepts Sprachförderung
im Rahmen des übergreifenden Control-
lings für das Interkulturelle Konzept.

Die dafür benötigten zusätzlichen Perso-
nalressourcen (eine halbe Stelle für Control-
ling) sind zusammen mit den Haushaltsmit-
teln für die operativen Maßnahmen im Rah-
men der „Gesamtkonzeption Sprachförde-
rung” vom Rat der Stadt Essen zur Verfü-
gung gestellt worden.

Anmerkungen:
(1) Vgl. dazu ausführlich Schweitzer 2002, Au-
ernheimer 2001, Breitkopf/ Schweitzer 2001. Vgl.
dort auch die Bemerkungen zu dem von mir ver-
wendeten dynamischen Kulturbegriff.

(2) Zu kritischen Aspekten, insbesondere im Be-
reich der Jugendhilfe vgl. ausführlich Hinte 1999,
Schweitzer 2000

(3) Zum Aufbau sowie zur Funktionsweise des
übergreifenden „Konzept für die interkulturelle
Arbeit in der Stadt Essen”, in das die interkultu-
relle Arbeit im Bildungsbereich – und hier insbe-
sondere zugespitzt auf Sprachförderung von Kin-
dern, Jugendlichen und Erwachsenen – eingebet-
tet ist, vgl. Stadt Essen 2000a; MASSKS 2000.

(4) Die folgenden Ausführungen dieses Ab-
schnitts sind eine Zusammenfassung der Gesamt-
konzeption Sprachförderung, vgl. Stadt Essen
(2002), Der Oberbürgermeister (Drucksache
5/0734/2002) vom 28.03.2002.

(5) Vgl. Stadt Essen 2000a, Erster Umsetzungsbe-
richt zum Konzept für die interkulturelle Arbeit
in der Stadt Essen, Drucksache 5A/1047/2000,
Anlage 1, S. 3.

(6) Vgl. Stadt Essen, RAA/Büro für interkulturel-
le Arbeit 2000; Breitkopf 2002.
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Arbeitsgruppen-Bericht

Thomas Schwarz
Stellv. Leiter des Berliner Instituts für Vergleichen-
de Sozialforschung, Berlin

Um kurz die Diskussionen des Arbeits-
kreises 3 zusammenzufassen: Übergreifend
ging es um die Frage, wie öffnen sich eigent-
lich Ordnungs- und Sicherheitsbehörden,
sicherlich tendenziell ein noch etwas
schwieriges Feld. Wir hatten dazu drei Bei-
träge, deren Referenten hier im Plenum für
spezifische Nachfragen zur Verfügung ste-
hen. Zunächst einmal Peter Hug von der
Ausländerbehörde in München, der zweit-
größten in Deutschland; Dr. Kebaili vom
Amt für multikulturelle Angelegenheiten in
Frankfurt/Main und Herr Harold Selowski
von der Berliner Polizei. 

Ich erspare mir aus Zeitgründen eine tie-
fer gehende Zusammenfassung der drei Vor-
träge. Die Referenten stehen Ihnen für wei-
tere Gespräche und Nachfragen zur Verfü-
gung. Ich möchte dagegen auf die Punkte
eingehen, die in der Arbeitskreisdebatte von
Bedeutung waren, und versuchen, sie
durchaus auch zu vertiefen. 

Peter Hug stellte das Modell zur interkul-
turellen Öffnung vor, das seit etwa vier Jah-
ren im Ausländeramt München praktiziert
wird. Ein wichtiges Leitwort für mich war
dabei der Terminus “Führungskräfte inter-
essieren”, das war ja ein wichtiger Aus-
gangspunkt dieser Arbeit und führt direkt
in das hinein, was wir hier bereits als Leit-
bilddiskussion bezeichnet haben. Es ist aus

dem Vortrag von Herrn Hug und auch aus
den anderen Beiträgen nochmal deutlich ge-
worden, dass die Führungskräfte eine wich-
tige Rolle bei der Umsetzung und bei der
Implementierung solcher Maßnahmen spie-
len und eine gewisse Signalwirkung in die-
sem Zusammenhang haben. 

Das wurde besonders deutlich und
durchaus sehr plastisch von Herrn Hug ge-
schildert, als es im Amt darum ging, soge-
nannte Front-Officers einzuführen, also
Beamte, die vor den Büros für die Klienten
versuchen, bestimmte Probleme zu lösen,
was auf starken Widerstand in der Behörde
selbst getroffen ist. Ohne entsprechende
Führungsfunktionen und ohne Engagement
der Amtsleitung wäre die Umsetzung dieses
Konzepts sicher sehr viel schwerer gefallen.
Bei der Umsetzung interkultureller Öff-
nungsstrategien geht es wohl ohne diese
Vorbild- und Führungsfunktion nicht. Was
mir auch sehr eingeleuchtet und mich beein-
druckt hat, war der Versuch in München,
zunächst über eine Arbeitsgruppe einen ge-
wissen Verhaltenskodex zu etablieren und
dann umzusetzen. Ich muss zugeben, dass
ich als Sozialwissenschaftler, der in diesem
Bereich seit Mitte der achtziger Jahre tätig
ist, durchaus gewisse Vorurteile gegenüber
Vertretern von Ausländerbehörden habe
und pflege, aber das hat mich doch durchaus
positiv überrascht.

Der zweite Beitrag von Dr. Kebaili vom
Amt für multikulturelle Angelegenheiten,
das ja den meisten von Ihnen bekannt sein
dürfte, beschäftigte sich stärker mit den Er-
fahrungen aus einem Projekt zum Dialog
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von Polizei und Migrantinnen und Migran-
ten. Auch hier war es wichtig, Führungs-
kräfte für das Thema zu interessieren, also
in diesem Falle die hessische Polizeischule,
das zuständige Innenministerium, die
Frankfurter Polizeiführung. Das mag na-
türlich für eine Behörde etwas leichter als
für eine NGO sein. Ein wichtiges Stich-
wort, das wahrscheinlich auch in anderen
Workshops aufgetaucht ist, ist immer noch
ein gewisses fehlendes Engagement auf Sei-
ten der NGO’s und der Migrantenorganisa-
tionen. Das hängt – so Dr. Kebaili – sicher
mit fehlenden Ressourcen für solche Ange-
bote an Behörden zusammen, aber auch –
und das ist jetzt meine Interpretation – mit
einer gewissen Reserviertheit bei NGO’s,
mit Polizei und Ordnungskräften zu-
sammenzuarbeiten. Das sind jedenfalls die
Berliner Erfahrungen. Und nur kurz dazu:
Ich habe vor zwei Jahren im Auftrag der
Ausländerbeauftragten Berlin eine Umfrage
in Deutschland gemacht, was es an Antidis-
kriminierungsstrategien in der deutschen
Polizei gibt. Auch hier wurden Berührungs-
ängste bei den NGO’s deutlich.

Insbesondere in dem Beitrag von Dr. Ke-
baili wurde dann die Frage der Rekrutie-
rung gestellt, die ja sicher auch in anderen
Workshops eine Rolle gespielt hat, also ei-
ner Veränderung der Mitarbeiterstruktur.
Hier gibt es in Hessen Initiativen, die – sa-
gen wir mal – recht und schlecht laufen wie
in anderen Bundesländern auch, zu minde-
stens was die Ordnungs- und Sicherheitsbe-
hörden betrifft. Und ein weiteres wichtiges
Stichwort aus den Ausführungen von Dr.
Kebaili ist die verstärkte Zusammenarbeit
auf lokaler Ebene zwischen Polizeiabschnit-
ten und ausländischen und anderen Verei-
nen, was in Frankfurt beispielhaft sei. 

Harold Selowski von der Berliner Lan-
despolizeischule hat anschließend ein lang-
jährig erprobtes Konzept vorgestellt, das et-

wa seit Anfang der 90er Jahre interkulturel-
le Kompetenz bei der Ausbildung von jun-
gen Polizistinnen und Polizisten für den
Mittleren Dienst vermittelt. Die Bandbreite
der Angebote reicht hier von der kognitiven
Wissensvermittlung zu anderen Lehr- und
Lernformen. Exkursionen waren ein häufig
genanntes Stichwort, die Einrichtung einer
Clearing-Stelle für Beschwerden aus der Be-
völkerung etc. Aber auch hier haben Rekru-
tierungsversuche bisher nur geringe Erfolge
gezeigt. Die Kooperation mit NGO’s ist
noch ausbaufähig.

Zusammenfassend möchte ich drei Punk-
te erwähnen. Klar geworden ist, dass jede
Form von interkultureller Öffnung ohne
Kommunikation, Begegnung und Koopera-
tion undenkbar ist. Die drei Vortragenden
haben hier beredtes Beispiel für verschiede-
ne Formen abgeliefert: zunächst beziehen
sie sich auf die interne Struktur der jeweili-
gen Organisation, dann aber treten sie auch
aus dem Behördentrott heraus und stellen
Transparenz gegenüber einer interessierten
Öffentlichkeit her. In diesem Zusammen-
hang denke ich, ist es notwendig (und das ist
auch meine Erfahrung aus der Umfrage von
2000), diesen Prozess noch zu verstetigen
und auch bei NGO’s Widerstände hinsicht-
lich einer Zusammenarbeit mit Sicherheits-
behörden abzubauen. Außerdem wurden
einzelne Beispiele dafür genannt, dass die
Kooperation verschiedener Behörden, aber
auch landesübergreifend gleichartiger Be-
hörden hier von Nutzen sein kann. 

Das Zweite ist die Leitbilddebatte. Ich
denke, es ist hier klar geworden, dass ein
Leitbild notwendig ist, sowohl was die
interne Organisationskultur betrifft sowie
die Transparenz nach außen. Führungskräf-
te müssen interessiert und gewonnen wer-
den. Das Leitbild muss als Signal wirken,
um das Drittel der Mitarbeiter zu erreichen,
die erst mal gewonnen werden müssen, um

P o l i z e i  u n d  A u s l ä n d e r a m t

Seite 130



meinen Vorredner zu zitieren. Das kann –
und das wurde auch so diskutiert in der Ar-
beitsgruppe – bis zu dienstlichen Beurtei-
lungen interkultureller Kompetenz reichen,
die letztlich für Beförderungen notwendig
sind.

Letzter Punkt und etwas überspitzt for-
muliert: Wie rettet man eigentlich diese Pro-
gramme in der näheren Zukunft vor der
Verwaltungsreform und den Sparzwängen
der Kommunen und Länder? Ich kann hier
kein Patentrezept präsentieren, aber in der
zitierten Umfrage im Jahre 2000 wurde klar,
dass eine stärkere Vernetzung zumindest
erst mal auf nationaler Ebene die Position
solcher lokalen und regionalen Projekte
vielleicht auch im Ressourcenstreit verbes-
sern kann. Meiner Erfahrung nach agieren
die hier Engagierten häufig noch zu verein-
zelt, es fehlt auch noch ein stärkerer Rük-
khalt in den Führungsetagen. Deshalb hielte
ich für die nähere Zukunft eine Vernetzung
solcher Initiativen und Einzelkämpfer für
notwendig. Außerdem ist klar geworden,
dass wir nachhaltigere Konzepte der Rekru-
tierung brauchen. Jedenfalls ist trotz aller
Hindernisse einfach zu viel in diesem Feld
zu tun, als dass man die Flinte ins Korn
werfen sollte. 

Impulsreferat

Harold Selowski
Landespolizeischule Berlin, Leiter Fachbereich 
Politik und Gesellschaft

Berlin ist mit rund 437.000 melderecht-
lich registrierten Nichtdeutschen eine Stadt
der Multikulturalität und -ethnizität. Diese
Vielfältigkeit bereichert die Stadt, führt zu
Aufgeschlossenheit in den verschiedenen
Lebensbereichen und fördert dringend be-

nötigte Entwicklungspotenziale und Talen-
te, birgt jedoch auch eine Reihe von Kon-
fliktmöglichkeiten, mit denen sich die Poli-
zei auseinander zu setzen hat.

Der bisher überwiegende Konsens für ei-
nen toleranten Umgang miteinander und
die gegenseitige Akzeptanz nehmen in Fol-
ge der für viele enger werdenden materiellen
Spielräume sowie sozialer Desintegration
ab. Fremdenfeindlichkeit, insbesondere
durch Ethnisierung von an sich sozialen
Konflikten hervorgerufen, und eine sich ab-
zeichnende Entstehung von Parallelgesell-
schaften sind die Folge. Gesellschaftlicher
Ausgrenzung nationaler und religiöser Min-
derheiten einerseits, aber auch selbst ge-
wählter Separation andererseits ist mit ge-
eigneten Mitteln entgegenzutreten.

Hinzu kommt ein verstärktes Sicherheits-
bedürfnis der Bevölkerung, die sich u. a.
durch die überproportional hohe „im-
portierte“ Kriminalität nicht deutscher Tat-
verdächtiger seit dem Fall des Eisernen Vor-
hangs bedroht sieht. Gleichzeitig nehmen
interethnische Konflikte zu, die in Deutsch-
land ausgetragen werden.

Eine weitere, nicht unerhebliche Verunsi-
cherung im Hinblick auf die innere Sicher-
heit macht sich in jüngster Zeit durch die
menschenverachtenden Anschläge fanatisch
– islamistischer Terroristen in den USA und
ihren Folgewirkungen bemerkbar, zumal
die Spuren der Ermittlungsergebnisse über
die Täter und ihre Hintermänner auch nach
Deutschland weisen.

Aufgabe zukünftiger präventiver Poli-
zeiarbeit in Berlin wird es sein, keinem
„Kampf der Kulturen“ das Wort zu reden,
sondern wichtiger denn je ist die Führung
eines „Kampfes um Kultur“, um die trotz
aller Verschiedenheit gemeinsamen Werte
der unveräußerlichen Menschenrechte und
der Demokratie.
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Die Polizei – mehr als bloßer Ordnungs-

hüter

In diesem Spannungsfeld ist gerade auch
die Polizei gefordert, über ihre Kontroll-
funktion als Teil des staatlichen Gewaltmo-
nopols hinaus, alle Anstrengungen auf Kon-
fliktverhinderung und Konfliktminderung
zu konzentrieren.

„Die Polizei insgesamt muss in der Lage
sein, die kulturellen Diskrepanzen zu über-
winden, im Verständnis und in der Kommu-
nikation, nicht nur bei der Polizei selbst,
sondern auch im Dienst für die Gemein-
schaft ...“, formuliert die Charta von Rot-
terdam („Polizei im Dienst einer multieth-
nischen Gesellschaft“, 1996) richtungwei-
send. 

Insofern hat die Polizei als „Schlüsselin-
stitution der Gesellschaft“ im Innen- und
Außenverhältnis eine Pilot- und Vorbild-
funktion. Daher dürfen auch Diskriminie-
rungen oder Entgleisungen nicht mit dem
Argument „die Polizei ist bloß ein Teil der
Gesellschaft, nicht besser und nicht schlech-
ter“ abgetan werden. Sie hat „besser“ zu
sein.

Dies stellt sie am ehesten unter Beweis,
indem sie die Angehörigen nationaler Min-
derheiten strikt nach dem Gleichheits-
grundsatz behandelt sowie ihre Grundrech-
te schützt und achtet. Mit der Wahrung pro-
fessioneller Distanz und absoluter Neutra-
lität den verschiedenen Ethnien gegenüber,
insbesondere in polizeilich hektischen und
emotional aufgepeitschten Lagen, in denen
nicht selten auch massive Vorurteile den
einschreitenden Polizeibeamten entgegen-
gebracht werden, gelingt es, nicht nur Re-
spekt, sondern auch Vertrauen zu gewin-
nen.

Ein weiteres probates Mittel zur Förde-
rung eines gedeihlichen Miteinanders zwi-
schen Polizei und Ausländern kann die Ein-
stellung Nichtdeutscher in die Polizeibe-

hörde sein. Hier hatte Berlin 1988 von allen
deutschen Länderpolizeien den ersten
Schritt getan. Allerdings müssen die auslän-
dischen Polizeianwärter während der Aus-
bildung die deutsche Staatsangehörigkeit er-
werben, um in die Exekutive übernommen
zu werden. Inzwischen sind nationale Ge-
setze zur Umsetzung des EU-Rechts gültig
geworden, die EU-Staatsangehörigen den
Eintritt in das Berufsbeamtentum auch oh-
ne den Erwerb der deutschen Staatsangehö-
rigkeit eröffnen. Darin ist jedoch nicht die
zahlenmäßig starke türkische Gemeinde
Berlins involviert.

Seit vielen Jahren haben die Innensenato-
ren der Stadt sowie das Referat für Werbung
und Einstellung der Landespolizeischule
durch Informationsveranstaltungen und
über die Medien Werbung innerhalb der
türkischen Gemeinde, den Polizeiberuf zu
ergreifen, betrieben. Ein erwünschter Erfolg
hat sich bisher aus mehreren Gründen nicht
eingestellt.

In den Niederlanden oder auch in New
York ist man durch Quotenregelungen bei
den Einstellungen analog zum Prozentanteil
der ethnischen Bevölkerungsgruppen
weitergegangen als in den deutschen Län-
dern. Nicht zuletzt ist dies eine Frage der
politischen Durchsetzbarkeit, wie auch die
anhaltende Diskussion um das Zuwande-
rungsgesetz zeigt.

Wenig bekannt ist die Tatsache, dass seit
geraumen Jahren eine nicht unerhebliche
Zahl von Berliner Polizeianwärtern aus ge-
mischt nationalen Familien mit einem deut-
schen Elternteil kommt. Sie besitzen meist
schon seit ihrer Geburt die deutsche Staats-
angehörigkeit.

Interkulturelle Kompetenz – mehr als

bloßes Lernwissen

Heute hat sich die Erkenntnis durchge-
setzt, dass ein ausschließlich kognitiver
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Wissenserwerb und eine bloße Aneignung
von Lernstoff im Ausbildungsbereich nicht
mehr ausreichend sind, um den polizei-
lichen Herausforderungen der Praxis adä-
quat begegnen zu können. Zusätzlich be-
darf es des Erwerbs von „sozialer Kompe-
tenz“, zu der gerade in Berlin, das durch sei-
ne Hauptstadtfunktion ethnisch noch viel-
fältiger wird, ein gerütteltes Maß an „inter-
kultureller Kompetenz“ gehört. Diese per-
sönlichen Befähigungen, für die es keine pa-
tentierten Problemlösungsrezepte geben
kann und die auch kommunikative Fertig-
keiten, Empathie und eine Identifikation
mit den Grundwerten unseres demokrati-
schen Rechtsstaates involvieren, müssen
während der Ausbildung zusätzlich zum
Fachwissen, dessen Halbwertzeit durch die
rasanten Innovationen und Entwicklungen
rasch sinkt, erworben werden. Wissen und
Können sind gefragt; erst beide ergeben eine
in allen polizeilichen Lagen stabile Hand-
lungskompetenz.

Diese besteht neben den kognitiven Lern-
inhalten aus affektiven Elementen, die einen
aus der Selbstreflexion geborenen Erkennt-
nisprozess bedingen und nur aus einer star-
ken Motivation heraus erwachsen. Sie zu er-
wecken und wach zu halten, ist neben ande-
ren speziellen didaktischen und pädagogi-
schen Methoden Grundlage einer erfolgrei-
chen Arbeit in der Referatsgruppe „Politik
und Gesellschaft“.

Nationale Vielfalt – Thema polizeilicher

Aus- und Fortbildung

Die Berliner Polizei begegnet den gesell-
schaftspolitischen Herausforderungen der
Migration, die mit sozialen Konflikten und
Rassismus verbunden sind, seit Jahren mit
entsprechenden Bildungsangeboten. Insbe-
sondere in den Aus- und Fortbildungsberei-
chen des Lehrgebiets „Politik und Gesell-
schaft“ an der Landespolizeischule Berlin
werden solche interkulturellen Lernprozes-

se angestoßen. Im Rahmen der Polizeiaus-
bildung zum mittleren Polizeivollzugs-
dienst setzen sich die jungen Anwärter leit-
themenbezogen mit ausländerspezifischen
Themen auseinander, wie z. B. der histori-
schen Entwicklung der unterschiedlichen
Zuwanderergruppen, ihren Rechtsstellun-
gen, ihrer sozio-ökonomischen Lage, der
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Be-
deutung von Zuwanderung für die soziale
Zukunftssicherung sowie einer Diskussion
der Begriffe Separation – Integration und
Multikulturalität – Assimilation. Sie ma-
chen bezogen auf die Leitthemen Exkursio-
nen und führen Gespräche mit Vertretern
und Repräsentanten der in Berlin lebenden
Minderheiten.

Gegenseitiges Kennenlernen führt am
ehesten zu einer objektiven Meinungsbil-
dung und Akzeptanz unterschiedlicher Le-
bensweisen.

Im Fortbildungsbereich der politischen
Bildungsarbeit der Landespolizeischule fin-
det seit 1994 unter der Überschrift „Auslän-
der in Berlin“ wöchentlich ein zweitägiges
Seminar für Angehörige sämtlicher Gliede-
rungseinheiten der Berliner Polizei statt.

Zielsetzung ist einerseits die Analyse der
vielschichtigen Aspekte der Ausländerpoli-
tik und des Ausländerrechtes sowie ihre
Rückwirkungen auf die polizeiliche Arbeit
und andererseits die Förderung der Begeg-
nung und des Dialogs zwischen Ausländern
und Polizeibeamten. So bietet diese Semi-
narreihe den Vertretern ausländischer Insti-
tutionen und den Polizeibeamten ein Fo-
rum, Kontakte zu knüpfen sowie etwaige
Probleme im Verhältnis untereinander zu
besprechen und auszuräumen.

Hierbei kommt es regelmäßig zu einer
engen Zusammenarbeit mit dem Büro der
Ausländerbeauftragten des Senats. Bei Dis-
kriminierungsfällen ist ein Clearingverfah-
ren mit der Polizei institutionalisiert wor-
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den, das sich auch schwerpunktmäßig ne-
ben einer Einzelfallberatung und einem
Schlichtungsverfahren mit der Entwicklung
von Programmen und Konzeptionen zur
Verbesserung von kulturübergreifender
Verständigung und Gewaltprävention be-
schäftigt (Clearingstelle Polizei – Auslän-
der).

NAPAP – eine weitere Intensivierung der

Zusammenarbeit in Berlin

Im Rahmen der hier geschilderten Akti-
vitäten hat sich im Laufe der Jahre eine sehr
enge Zusammenarbeit mit dem Büro der
Ausländerbeauftragten des Senats, mit Re-
präsentanten und Mitgliedern diverser Im-
migrantenorganisationen sowie dem von ih-
nen als Gemeinschaftsprojekt betriebenen
„Büros gegen ethnische Diskriminierungen
in der Bundesrepublik Deutschland (BDB)“
entwickelt. Für einzelne Aus- und Fortbil-
dungsveranstaltungen sowie eine Fachleh-
rerfortbildung gab es darüber hinaus Kon-
takte mit der Trainingsoffensive e. V., deren
Mitarbeiter eine kulturübergreifende Ver-
ständigung fördern. Diese Verbindungen
erleichterten den Einstieg in das NAPAP-
Projekt, das die Europäische Kommission
im Herbst 1997 für elf Metropolen mit ho-
hem Ausländeranteil in neun Mitgliedsstaa-
ten der Union bewilligte. Es beteiligten sich:
Österreich (Wien), Belgien (Brüssel und
Antwerpen), Niederlande (Rotterdam),
Großbritannien (London), Italien (Bolog-
na), Dänemark (Kopenhagen), Spanien
(Barcelona), Frankreich (Paris) und
Deutschland (Frankfurt am Main und Ber-
lin).

Das Berliner Projekt wurde für zwei Jah-
re mit jeweils 100.000,- DM Anschubfinan-
zierung gefördert und sollte nach der Verfe-
stigung der Kooperation staatlicher und
nichtstaatlicher Institutionen und der Aus-
gestaltung entsprechender Lernmodule

dann als Landesprogramm übernommen
und mit Eigenmitteln weitergeführt wer-
den.

Alle Projekte wurden wissenschaftlich
begleitet und auf nationaler als auch inter-
nationaler Ebene durch Gutachter evaluiert.
Da wechselseitige Lern- und Arbeitsprozes-
se im Mittelpunkt der Zielsetzung standen,
wurde die lokale und internationale Ebene
eng miteinander verknüpft und durch ge-
meinsame Workshops und E-Mail-Infor-
mationen ausgestaltet.

Für die Polizei standen folgende Aspekte
im Vordergrund der allgemeinen Lerninhal-
te und -ziele der Workshops:

• der Abbau von Kommunikationsbarrie-
ren zugunsten einer kulturübergreifenden
Verständigung und Kontaktpflege, 

• die Erlangung und Förderung interkul-
tureller Kompetenz der Polizeibeamten als
Ansprechpartner für alle Bürger,

• die Schulung professioneller Distanz,
insbesondere im Umgang in und mit kriti-
schen Situationen sowie

• ein Vergleich durch internationalen In-
formationsaustausch zur Gewinnung von
Erkenntnissen über andere Projekte zwi-
schen Großstadtpolizeien, Immigrantenor-
ganisationen sowie Freien Trägern und zur
Umsetzung von hier anwendbaren Struktu-
ren und Inhalten

Das Projekt für Polizeibeamte in der Aus-

bildung

Im Bereich der Ausbildung des mittleren
Polizeivollzugsdienstes an der Landespoli-
zeischule beschäftigten sich alle Anwärter
/innen der Einstellungsjahrgänge Herbst
1997 und 1998 (ca. 300 Mitarbeiter) wäh-
rend des insgesamt viertägigen Seminars in
der Regel zum ersten Mal in dieser Form
mit der großen Bandbreite des Themas
„Ausländer in Berlin“. 

Neben dem Faktenwissen über Migratio-
nen nach Deutschland in Gegenwart und
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Vergangenheit sowie über das Leben und
die Einstellungen von Immigranten ver-
schiedener Herkunftsländer in unserer Stadt
wurden in Rollenspielen und Diskussionen
Werte wie Toleranz und Weltoffenheit so-
wie Vorurteilslosigkeit und Dialogbereit-
schaft gefördert.

An Beschwerdefällen aus der Praxis der
Clearingstelle Polizei – Ausländer schulten
die Auszubildenden ihre verbale interkultu-
relle Konfliktfähigkeit und emotionale Sta-
bilität. Die Clearingstelle fungiert als An-
sprechpartner für Vermittlungs- und
Schlichtungsprozesse sowie Beschwerde-
und Konfliktbearbeitung zwischen der Po-
lizei und Angehörigen nationaler Minder-
heiten.

In Zusammenarbeit mit den Fachlehrern
für Politische Bildung der Landespolizei-
schule wirkten die Vertreter der Immigran-
tenorganisationen und der Trainingsoffensi-
ve e. V. nicht nur in zeitlich begrenztem
Rahmen als Referenten, sondern bestimm-
ten maßgeblich Lerninhalte, Lernziele und
den Ablauf der Seminare mit, deren Module
nach der Auswertung der von den Auszu-
bildenden beantworteten Fragebögen opti-
miert wurden.

Auch die Fachhochschule der Polizei des
Landes Brandenburg konnte für die Über-
nahme des Projekts in ihre Ausbildung ge-
wonnen werden. Die Lehrinhalte sind in-
zwischen fester Bestandteil des Curricu-
lums.

Das Projekt für Polizeibeamte im operati-

ven Dienst

Im Bereich der Fortbildung nahmen je-
weils 16 Beamte, die hauptsächlich von den
Basisdienststellen der Abschnitte aus den
Bezirken Wedding und Schöneberg kamen,
an den zwölftägigen Workshops teil. Diese
Polizeiabschnitte verfügen über einen sehr
hohen prozentualen Anteil an ausländischer
Wohnbevölkerung (ca. 30 %).

Polizeilicherseits ist es von Interesse, ge-
rade diesen Beamten des täglichen Einsatz-
dienstes auf den Wachvierteln bzw. Dienst-
gruppen ihrer Abschnitte die Möglichkeit
einzuräumen, die täglichen Situationen im
Umgang mit Ausländern, aber auch im Ein-
schreiten gegen Angehörige ethnischer
Minderheiten zu rekapitulieren und zu re-
flektieren, Probleme und Belastungssitua-
tionen zu benennen, mit Angehörigen der
NAPAP-Projektpartner zu diskutieren und
erforderlichenfalls nach Problemlösungs-
möglichkeiten zu suchen. 

Von essentieller Bedeutung war die Mög-
lichkeit, durch dieses internationale EU-
Projekt eine „lokalspezifische Kiezarbeit“
fördern zu können, d. h., die Kontakte zwi-
schen den Abschnittsbeamten und Vertre-
tern ausländischer Organisationen und In-
stitutionen vor Ort zu intensivieren und die
Verbindungen untereinander sowie mit
überregionalen Organisationen zu vernet-
zen. Somit stehen dann in jedem Wachvier-
tel bzw. jeder Dienstgruppe rund um die
Uhr speziell geschulte Ansprechpartner bei
Bedarf zur Verfügung.

Im Rahmen der Prävention (z. B. Jugend-
kriminalität) ist es darüber hinaus für die
Polizei ein besonderes Anliegen, mit Vertre-
tern örtlicher Ausländergruppen Kontakte
zu knüpfen und auch gemeinsame Projekte
zu betreuen. 

Intern können die Workshop-Teilnehmer
auf ihren Dienststellen als Multiplikatoren
zur Vermittlung interkultureller Kompe-
tenz wirken.

Das Projekt als Qualifizierungsmaßnah-

me („Train the Trainers“)

Im dritten Bereich des Berliner NAPAP-
Projekts wurde Migranten und Angehöri-
gen ethnischer Minderheiten eine Qualifi-
zierung zum Trainer für interkulturelle
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Kommunikation angeboten. Die Teilneh-
mer waren ehrenamtliche Mitarbeiter aus
den Vereinen, die das „Büro gegen ethnische
Diskriminierungen in der Bundesrepublik
Deutschland“ tragen. Insgesamt achtzehn
Teilnehmer wurden in den beiden Projekt-
jahren zu Trainern der interkulturellen
Kommunikation qualifiziert.

Die Qualifizierungsmaßnahme erstreckte
sich über 25 Trainingstage. In den Work-
shops wurden Probleme des interkulturel-
len Zusammenlebens angesprochen und
Trainingsmethoden vermittelt. Fragen nach
den Ursachen von Diskriminierung und
Fremdenfeindlichkeit standen ebenso im
Mittelpunkt wie wesentliche Aspekte der
Gruppenpädagogik und Übungen zur Rhe-
torik. Das Programm der Qualifizierungs-
maßnahme wurde von der Trainingsoffensi-
ve geplant und realisiert.

Weitere aktuelle Projekte zur interkultu-

rellen Kompetenz

Die Berliner Polizei nimmt seit dem Jahr
2000 am NAPAP-Nachfolgeprojekt Pave-
ment („Pflasterung“) der EU-Kommission
teil. Ziel dieses Projekts ist die Bildung und
Verfestigung europäischer Netzwerke zwi-
schen kommunalen Regierungs- bzw. Ver-
waltungsorganisationen, Polizeien und
wichtigen Verbänden von ethnischen und
religiösen Minderheiten in den Städten Bar-
celona, Bologna, Paris, Wien und Berlin. In
diesem Jahr macht Pavement den Artikel 13
des Vertrags von Amsterdam und die Richt-
linie 2000/43/EG des Rates v. 29. Juni 2000
bekannt und fördert die Umsetzung der
dort niedergelegten Antidiskriminierungs-
bestimmungen.

In diesem Zusammenhang wurde eine po-
lizeiliche Bund-Länder-Abfrage über ent-
sprechende Aktivitäten vom „Berliner Insti-
tut für Vergleichende Sozialforschung“ von
Dr. Thomas Schwarz durchgeführt und aus-
gewertet.

Für Polizeibeamte/innen des operativen
Dienstes (Angestellte im Gefangenendienst
/Abschiebegewahrsam) und Ausbilder/in-
nen der Landespolizeischule Berlin hat die
Referatsgruppe „Politik und Gesellschaft“
mit den Migrantenorganisationen und Trai-
nern des BDB ein Projekt im Rahmen des
vom Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung aufgelegten Programms „XE-
NOS – Leben und Arbeit in Vielfalt“ ent-
wickelt. XENOS verfolgt als Ziel Maßnah-
men gegen Ausgrenzung und Diskriminie-
rung auf dem Arbeitsmarkt und in der Ge-
sellschaft. In diesem Zusammenhang führt
die Berliner Polizei ein lokales Verbundpro-
jekt mit den o. a. Partnern sowie weiteren
Organisationen durch (ZAFI/Zu-
sammenarbeit für Integration).

Durch den Beschluss des Abgeordneten-
hauses von Berlin vom 8.1.2001 konnte in
der Landespolizeischule in Anlehnung an
das internationale NAPAP-Projekt ein vier-
tägiges „Trainings- und Informationsseminar
zur interkulturellen Kompetenz“ für alle
Anwärter/innen des dritten Ausbildungsab-
schnitts (Einstellungsjahrgang Herbst 1999,
mittlerer Polizeivollzugsdienst) eingerichtet
werden. Zwar erfüllte das Programm nach
Auffassung unserer Projektpartner vom
BDB insbesondere aufgrund der Ermange-
lung einer wissenschaftlichen Evaluation
seitens eines unabhängigen Instituts nicht
die Voraussetzungen des originären EU-
Projekts, jedoch erwies sich vor dem
Hintergrund der prekären Haushaltslage
der Stadt die Finanzierung einer derart ko-
stenaufwändigen Maßnahme gegenwärtig
als unmöglich. Zudem waren die entwickel-
ten und erprobten Module im Rahmen des
EU-Projekts erst vor kurzem evaluiert wor-
den, so dass unterrichtsbegleitend ein Qua-
litätsmanagement und Kundenmonitoring
zunächst ausreichten.

Das Trainings- und Informationsseminar
zur interkulturellen Kompetenz fand zwi-
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schen September und Dezember 2001 in der
Akademie für Gesundheits- und Sozialbe-
rufe, der Polizeidirektion 5 und der Sehit-
lik-Moschee statt.

Wesentliche Inhalte waren:
• ein Trainingsprogramm mit den Schwer-

punkten: Leitbild Polizei in einer pluralisti-
schen und multi-ethnischen Gesellschaft,
Erfahrungen mit dem „Fremdsein“, Proble-
me interkultureller Verständigung, Soziali-
sierung, Kultur, Prägungen, Was ist deutsch?,
Nationalität, Nationalismus, Fremdenangst,
Ausländerfeindlichkeit und Rassismus. Die-
ser Seminarteil wird in Kleingruppen sowie
im Plenum als Diskussion, Rollenspiel bzw.
Simulationsübung abgehalten.

• „Clearingstelle Polizei/Ausländer“ mit
Aufgaben der Konfliktbewältigung und 
-schlichtung, aktuelle Fallstudien und prak-
tische Fälle des polizeilichen Einsatzge-
schehens.

• Türkische Landeskunde (Sitten, Ge-
bräuche, Religion), Besuch der Sehitlik-Mo-
schee, Diskussionsveranstaltungen mit dem
Imam.

Fazit und Ausblick

Mit der Teilnahme an dem durch die Eu-
ropäische Union finanziell unterstützten
internationalen NAPAP-Projekt gelang es,
die Zusammenarbeit zwischen den Nichtre-
gierungsorganisationen, der Ausländerbe-
auftragten und der Polizei zu intensivieren
und zu verstetigen sowie eine Reihe innova-
tiver Akzente zu setzen.

In einer Zeit, in der sich Berlin anschickt,
zu einer internationalen Metropole heran-
zuwachsen, gilt es, in Eigenverantwortung
diesen als richtig erkannten Weg des Ver-
trauens und der Zusammenarbeit zwischen
den Immigrantenorganisationen, Freien
Trägern, des Büros der Ausländerbeauftrag-
ten und der Polizei fortzusetzen und konti-
nuierlich auszubauen.

Die Landespolizeischule bemüht sich
fortlaufend darum, die in den Projekten ge-
wonnenen Einsichten und Erfahrungen in
den Lehrplänen der Aus- und Fortbildung
zu berücksichtigen, um durch ständige
Übungen interkulturelle Kompetenz zu
fördern und mögliche Diskriminierungen
von Personen oder Gruppen von vornher-
ein zu vermeiden.

Impulsreferat

Akli Kebaili
Amt für Multikulturelle Angelegenheiten der Stadt
Frankfurt am Main

Ich werde Ihnen das Projekt „Polizei und
Migranten/innen im Dialog“ vorstellen, das
vom Amt für multikulturelle Angelegenhei-
ten der Stadt Frankfurt am Main in Zu-
sammenarbeit mit dem Polizeipräsidium
und mit Nichtregierungsorganisationen
durchgeführt wird.

Das Amt für multikulturelle Angelegen-
heiten (AmkA) ist eine städtische Behörde.
Sie hat die Aufgabe, das friedliche Zusam-
menleben zwischen unterschiedlichen sozi-
alen, nationalen, ethnischen und kulturellen
Bevölkerungsgruppen in Frankfurt am
Main durch Präventionsmaßnahmen und
spezielle Hilfestellung zu fördern. Das Am-
kA ist neben einer Informations- und Be-
ratungsinstitution zugleich eine An-
tidiskriminierungsstelle der Stadt Frankfurt
am Main.

Das Amt hat Querschnittsfunktion in-
nerhalb der verschiedenen Ämter und Gre-
mien der Stadt Frankfurt am Main und ver-
netzt diese untereinander – soweit möglich
und sinnvoll – mit anderen Institutionen der
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Stadt, mit Migrantenvereinen, Verbänden,
Schulen, Gewerkschaften usw. Die Zu-
sammenarbeit wird i.d.R. über konkrete
Projekte hergestellt. Zielgruppe sind die
deutsche Bevölkerung, die zugewanderten
nationalen Minderheiten und soziale Min-
derheiten.

Die Bedeutung des Projekts

Die Bedeutung eines solchen Projekts
und der interkulturellen Arbeit in diesem
Bereich liegt auf der Hand:

• Die Polizei in Großstädten wird regel-
mäßig mit einer wachsenden Multikultura-
lität der Einwohnerschaft konfrontiert. Die
Anforderungen an polizeiliche Arbeit im
Umgang mit dieser Vielfalt sind damit sehr
gestiegen. Fähigkeiten zur Stressbewälti-
gung, zu hoher sozialer und interkultureller
Kompetenz sind dabei ebenso erforderlich
wie Kenntnisse über Ursachen von Migra-
tion und Flucht. 

• Auch bei Zuwanderern herrscht erheb-
liche Unkenntnis in Bezug auf die Rolle,
Struktur, Aufgaben und Hilfsmöglichkeiten
der Polizei in Deutschland und der Frage-
stellungen, die in Zusammenhang mit inter-
nationaler Öffnung und Migration beste-
hen. Auch Migrantinnen und Migranten be-
richten von eigenen Vorurteilen und fehlen-
der Sensibilität im Umgang mit Behörden-
vertretern und Polizei. Eigene unliebsame
Einzelerlebnisse, Verständigungsprobleme
und fehlender Kontakt führen manchmal zu
unliebsamen Begegnungen. 

Eine bessere Verständigung und Vermitt-
lungsarbeit wird deshalb für sehr wichtig
gehalten. Aus diesem Grund wollen Vertre-
ter und Vertreterinnen von Migrantenverei-
nen nicht nur verstehen lernen, sondern im
Rahmen ihrer Arbeit als Multiplikatoren
mehr sachliche Informationen über die
Struktur und über die Arbeit der Polizei
weitergeben.

Ziele des Projekts

Das Amt für multikulturelle Angelegen-
heiten der Stadt Frankfurt am Main ver-
sucht deshalb als Vermittler, Polizei und
Nichtregierungsorganisationen (NRO) in
einen Prozess der gegenseitigen Annährung
zu bringen. 

Ziel des Projekts ist es, ein besseres Ver-
ständnis zwischen Migranten und Migran-
tinnen und der Polizei herzustellen und
gegenseitige Vorbehalte abzubauen. Um
dies zu fördern, hat sich gezeigt, dass es
sinnvoll ist, beide Seiten zunächst über das
jeweilige Selbstverständnis und die Aufga-
ben zu informieren und zu sensibilisieren
und damit für eine handlungsorientierte Be-
gegnung vorzubereiten. Ferner soll durch
die gewonnenen Kenntnisse und Einsichten
der sozialen und kulturellen Vielfalt die
interkulturelle Kommunikation verbessert
und Diskriminierung verhindert werden.

Die Projektpartner, das Amt für multi-
kulturelle Angelegenheiten, die Polizei und
die Vertreter/innen der Migrantenvereine
wollen versuchen, durch besseres Kennen-
lernen der verschiedenen Lebenswelten,
durch Informationsaustausch über die Rolle
der Polizei in einer pluralistischen Ge-
sellschaft und die Lebenssituation von Mi-
granten/innen Brücken zu bauen und
gegenseitige Vorbehalte zu überwinden.

Kooperationspartner

Das AmkA hat als Projektträger die Pro-
jektleitung inne. Kooperationspartner sind:

• Das Polizeipräsidium Frankfurt am
Main mit Unterstützung des Hessischen
Ministeriums des Innern und für Sport,
Wiesbaden

• Die Hessische Polizeischule Wiesbaden
• Nichtregierungsorganisationen, wie

Migranten- und Flüchtlingsvereine sowie
Antirassismusinitiativen
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• Trainerinnen des Vereins „Eine Welt der
Vielfalt”, Berlin sowie

• Ausländerbeauftragte der Frankfurter
Polizei

Beteiligung der Kommission der Europäi-

schen Union im Projekt

Die Kommission der EU hat zwei Jahre
lang (1997-1999) das Projekt mit dem Na-
men „NGOs And Police Against Prejudice
(NAPAP)“ – „Polizei in einer multikultu-
rellen Gesellschaft“ – finanziell unterstützt.
Beteiligt waren neben Frankfurt am Main
folgende europäische Städte: Berlin, Brüs-
sel, Kopenhagen, London, Paris, Bologna,
Rotterdam, Wien und Barcelona. Die Träger
waren außer Ausländerbeauftragten (Ber-
lin) verschiedene Nichtregierungsorganisa-
tionen (Volkshilfe, Wien), Rotterdam Char-
ter oder beispielsweise das Centro UN-
ESCO Catalan. Sie sind ihrerseits wiederum
verbunden mit den regionalen Polizeibe-
hörden und örtlichen NRO im Migrations-
bereich.

Das AmkA unterhält auch nach Ab-
schluss des EU-Projekts Arbeitskontakt zu
den o.g. europäischen Projektpartnern.

Durchführung von Trainingsmaßnah-

men und Begegnungen

Zur Umsetzung der Ziele werden zur Zeit
folgende Maßnahmen durchgeführt:

1. Ganztägige Workshops in Frankfurt

am Main mit Polizeibeamten und -beam-

tinnen und einem gemischt-nationalen

Trainerteam

Inhalte der Veranstaltungen sind die Ver-
mittlung von Informationen über Migra-
tionsfragen, kulturelle Differenz und inter-
kulturelle Kommunikation, Reflexionen
über Vorurteile und Diskriminierung, Auf-
arbeitung von eigenen negativen Erfahrun-

gen im Umgang mit ausländischen Straftä-
tern. Die Workshops sollen handlungs- und
praxisorientierte Anregungen vermitteln.

2. Seminare mit Vertretern von Nichtre-

gierungsorganisationen (Migratenverei-

nen)

Im Rahmen dieser Seminare werden die
Teilnehmer/innen u.a. über Aufgaben und
Arbeit der Polizei informiert. Sie lernen ei-
gene Einstellungen gegenüber Behörden
und Polizei des Aufnahmelandes kritisch zu
hinterfragen, eigene Vorstellungen zu über-
prüfen, aber auch negative Erlebnisse im
Umgang mit der Polizei zu besprechen und
zu bearbeiten.

3. Begegnungsseminare in der Hessischen

Polizeischule Wiesbaden

Programme und Gespräche zwischen Po-
lizei und Vertretern von Nichtregierungsor-
ganisationen. Diese Seminare dauern vier
Tage lang. Sie sollen entweder eine Fortset-
zung der Seminararbeit oder der jeweilige
Höhepunkt des Projekts in einem Jahr sein,
weil sie die Teilnehmer/ innen der verschie-
denen Workshops und NRO-Seminare zu-
sammenführen. 

4. Stammtisch

Aus den Begegnungen der vergangenen
zwei Jahre hat sich ein „Stammtisch“ ent-
wickelt. Dieser wurde von einer Polizeibe-
amtin initiiert. Hier treffen sich regelmäßig
Migrantenvertreter/innen und Polizisten in
der Freizeit (!)

Folgende Ziele bzw. Inhalte werden bei
der Moderation (Training) u.a. berücksich-
tigt:

• Kennenlernen und Kontaktaufnahme
auf persönlicher Ebene

• Schaffung einer Atmosphäre von Of-
fenheit und Vertrauen

• Erfahrungsaustausch über Erlebnisse
im Alltag
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• Reflexion der Gemeinsamkeiten und
Unterschiede ihrer Rolle und Ziele

• Austausch über Motive und Mitarbeit
im Projekt

• Verständnis für die Rolle und die Arbeit
der anderen

• Sensibler Umgang mit kulturellen
Unterschieden und Vielfalt

• Erkennen von eigenen Vorurteilen und
der Wirkungsweise von Diskriminie-
rung

• Handlungsorientierte Hilfen für den
Alltag der Polizei

• Abbau von Ängsten und Verunsiche-
rungen bei Zuwanderern

• Erweiterung des Handlungsspielraums
• Impulse für Kooperationsmöglichkei-

ten

Erfolge des Projekts

1. Die Seminare

Innerhalb von zwei Jahren (1998 – 2000)
konnten im Rahmen des Projekts 14
Workshops mit der Polizei, sechs Seminare
mit Nichtregierungsorganisationen (NRO)
und drei Begegnungsseminare zwischen Po-
lizeibeamten/innen und Vertreter/innen der
NRO organisiert werden. Ca. 170 Polizei-
beamte/innen und ca. 60 Vertreter von
Nichtregierungsorganisationen (meistens
ausländische Vereine) konnten somit er-
reicht werden.

Festzustellen ist, dass die am Seminar be-
teiligten Polizeibeamten ein Interesse ge-
zeigt haben, sich über verschiedene Kultu-
ren zu informieren, damit sie ihre Arbeit in
einer komplizierteren multikulturellen Ge-
sellschaft professioneller ausüben können.

Für die Migranten/innen war das Projekt
ebenfalls eine Gelegenheit, die Arbeit der
Polizei kennen zu lernen. Sie haben somit
ihre Vorurteile – die Polizei sei ausländer-
feindlich – revidieren können. 

Ebenfalls als sinnvoll erweisen könnte
sich, dass auf Migrationsfragen spezialisier-
te, ausgebildete Personen als Ansprechpart-
ner/innen in den einzelnen Polizeirevieren
der jeweiligen Stadt zur Verfügung stehen.
Konkrete Beispiele belegen diese positive
Entwicklung.

Die Seminare haben bei den Teilnehmern
und Teilnehmerinnen zu Nachdenklichkeit
und Empathie geführt und sind insgesamt
davon angetan, Einstellungsveränderungen
zu fördern. Das Projekt wurde von den Be-
teiligten als sehr erfolgreich eingestuft.

Langfristig kann sich eine selbständige ei-
genverantwortliche Kooperation zwischen
Polizei und Migranten/innen herausbilden. 

2. Die Methode

Der Modellversuch, mit beiden Gruppen,
Polizeibeamten/innen und Vertreter/innen
der NRO, zunächst voneinander getrennt
ein „Bearbeitungs- und Lernangebot“ zu
machen, war sehr erfolgreich. Daran sollte
festgehalten werden.

3. Partnerschaften

Die Zusammenarbeit mit allen Koopera-
tionspartnern (Polizeipräsidium Frankfurt
am Main, Ausländerbeauftragte im Polizei-
präsidium Frankfurt am Main, Hessische
Polizeischule, Trainerinnen von „Eine Welt
der Vielfalt” Berlin und verschiedene Nicht-
regierungsorganisationen, vor allem Mi-
grantenvereinen) kann als sinnvoll und kon-
struktiv bezeichnet werden.

4. Öffentlichkeitsarbeit 

Für die Zwischenbilanz wurde im No-
vember 1998 eine Pressekonferenz organi-
siert. Diese war gut besucht. Die regionale
Presse hat mehrfach darüber berichtet.
Auch Rundfunk und Fernsehen griffen das
Thema auf. 

Eine weitere Verbreitung des Projekts er-
folgte durch die Publikation, die das AmkA
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in der ersten Hälfte des Projektjahres herge-
stellt hat. Sie wurde in mehr als 300 Exem-
plaren verteilt. 

Auch im Internet-Auftritt des AmkA
wird das Projekt vorgestellt.

5. Transnationale Dimension 

Mit den elf verschiedenen europäischen
Partnern bestand regelmäßiger Kontakt.
Dieser konnte besonders deshalb gut ge-
pflegt werden, weil alle über einen eMail-
Anschluss verfügen. Die Hauptgründe für
Korrespondenz waren organisatorischer
Art. Es ging um die technische und inhaltli-
che Vorbereitung, Durchführung und
Nachbereitung der Treffen. An diesen Tref-
fen haben verschiedene Projektpartner aus
Frankfurt am Main teilgenommen. 

Die transnationalen Treffen wurden in
Gesprächen zwischen den Partnern auf lo-
kaler Ebene ausgewertet. Aus Sicht der Teil-
nehmer/innen in Frankfurt am Main ist die
transnationale Dimension im NAPAP-Pro-
jekt von besonderer Bedeutung. Sie kann
dazu beitragen, diejenigen Projektpartner,
die noch keine Erfahrung in der Arbeit zwi-
schen Polizei und Migrantenorganisationen
haben, durch Vorbildfunktion zu unterstüt-
zen.

Schwächen des Projekts 

1. Die Unverbindlichkeit der Nichtregie-

rungsorganisationen (NRO)

Das größte Problem bei der Durchfüh-
rung des Projekts ist die Motivierung der
NRO für die aktive Teilnahme.

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass es
sehr schwierig ist, interessierte Personen zu
erreichen und zu motivieren. Die meisten
Vereine haben keine Räume. Die Vereins-
adressen sind entweder Postfächer und wer-
den nicht regelmäßig geleert, oder es sind
Privatadressen von Mitgliedern. Im Fall der
Abwesenheit dieser Personen erfahren in

der Regel andere Vereinsmitglieder nicht
oder erst später von den Einladungen. So
mussten wir per Brief oder per Fax Einla-
dungen an mehrere Adressen schicken. Oft
ist es schwierig, einen Ansprechpartner in
dem Verein für das Projekt zu finden. Ver-
einbarungen werden oft vergessen. 

Mögliche Ursachen für die Unverbind-
lichkeit der NRO:

• Fehlende Infrastruktur (Büroräume)
• Die Teilnahme ist ehrenamtlich (ohne

Honorar)
• Arbeit in der Freizeit
• Die Dauer des Begegnungsseminars

(vier Tage) ist relativ zu lang
• Die Entfernung des Ortes (Wiesbaden)
• Passive Rolle im Projekt.

2. Das Verhältnis zwischen der Polizei

und Migranten/innen

Die Haltung von Migranten/innen ge-
genüber der Polizei ist m.E. zwiespältig.

Einerseits existiert eine psychologische
Barriere zwischen ihnen und der Polizei;
d.h. man hat Angst, gegenüber anderen als
Spion der Polizei abgestempelt zu werden.
Die Vorurteile gegenüber der Polizei stehen
im Widerspruch zu dem Wunsch vieler Mi-
granten/innen, eben diese Polizei (Polizei-
beamten/innen) als Ordnungshüter kennen
zu lernen. Ansprechpartner bei der Polizei
zu haben verspricht, bei der Lösung be-
stimmter Probleme hilfreich zu sein, so ist
z.B. ein guter Kontakt zum Polizeirevier für
die Vereinsarbeit von Nutzen. 

Letztendlich ist das Interesse, mit der Po-
lizei in Kontakt zu kommen, trotz o.g. Pro-
bleme vorhanden.

Die Polizei ihrerseits hat ein ähnliches
Problem, mit den „Ausländern“ in Kontakt
zu kommen: „Als Polizeibeamter muss man
alle Menschen gleich behandeln; wir brau-
chen uns nicht über andere Kulturen zu in-
formieren. Wir setzen nur das bestehende
Gesetz um“, betonen einige Polizeibeam-
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ten/innen. Von ihnen zu erwarten, sich über
verschiedene Ausländergruppen oder Kul-
turen zu informieren, wirkt bei manchen
Teilnehmern/innen als eine Unterstellung
oder Kritik an ihrer Arbeit, evtl. wird sie als
Vorwurf von Ausländerfeindlichkeit wahr-
genommen.

Die Probleme, die die Polizei mit be-
stimmten ausländischen Gruppen hat, sind
oft Kommunikationsprobleme, die auf ver-
schiedene Mentalitäten zurückzuführen
sind. Diese unverständlichen Verhaltens-
weisen bereiten der Polizei zusätzliche Pro-
bleme. Insofern sind viele Polizeibeamte/
innen interessiert, zumindest Informationen
über verschiedene Verhaltensweisen der
Ausländer zu bekommen. Diese können ei-
ne Hilfe für professionellere Ausübung ih-
rer Tätigkeit in einer komplizierten multi-
kulturellen Gesellschaft sein.

Das Interesse, Ausländer kennen zu ler-
nen, ist deshalb auch bei Polizisten/innen
vorhanden. Bei den Polizeibeamten/innen
besteht die Sorge, dass die „Ausländer“ zu
hohe Erwartungen hegen, denen sie nicht
gerecht werden können.

Impulsreferat 

Peter Hug
Kreisverwaltungsreferat München, Stellv. Abtei-
lungsleiter Ausländerangelegenheiten

Ich bin seit 30 Jahren in der Münchner
Ausländerbehörde tätig. Neben Berlin ist
das Münchner Ausländeramt die größ-
te Ausländerbehörde Deutschlands. Mit
220 MitarbeiterInnen betreuen wir über
287.000 Menschen aus über 150 verschiede-
nen Nationen.

Die Ausländerbehörde hat die Aufgabe,
das deutsche Ausländerrecht zu vollziehen.

Es handelt sich hier regelmäßig um hoheitli-
che Maßnahmen im Über- und Unterord-
nungsverhältnis.

Der Weg der Münchner Ausländerbehör-
de von einer Obrigkeitsverwaltung zu ei-
nem partnerschaftlichen Miteinander und
einem kundenfreundlichen „Dienstleis-
tungsunternehmen“ ist nur in ganz kleinen
Schritten zu gehen.

Mitte der 90iger Jahre hat der Münchner
Stadtrat den Startschuss für die Verwal-
tungsreform gegeben. Vor vier Jahren ist
dieses Signal auch im Kreisverwaltungsrefe-
rat und in der Ausländerbehörde angekom-
men. Das Signal zur Öffnung der Auslän-
derbehörde kam von der Referatsleitung
und der Abteilungsleitung.

Ebenfalls vor ca. vier Jahren wurde den
MitarbeiterInnen das erste Mal der Besuch
eines dreitätigen Fachseminars „Interkultu-
relle Kompetenz in der Ausländerbehörde“
angeboten. Zuvor war den Führungskräften
der Inhalt des Seminars in einer eintägigen
Veranstaltung vorgestellt worden. Die Re-
sonanz der MitarbeiterInnen war anfangs
verhalten, dann zunehmend positiv, und
heute haben alle 220 Beschäftigten dieses
Seminar besucht.

Es gehört neben dem viertägigen Training
„Schwierige Situationen in der Ausländer-
behörde erfolgreich meistern“ zum Pflicht-
programm für alle Neuen, das Seminar
„Interkulturelle Kompetenz in der Auslän-
derbehörde“ zu besuchen.

Beide Trainings sind auch fester Bestand-
teil unseres „Einarbeitungskonzepts“: Die
Einarbeitungs- und Fortbildungsangebote
wurden von den MitarbeiterInnen gut ange-
nommen.

Bald stellten sich jedoch folgende Fragen:
• Welchen Nutzen hat es für die Arbeit in

der Ausländerbehörde?
• Wird das vermittelte Wissen gelebt?
• Fehlen Kriterien? Fehlen Standards?
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• Was ist mit den Führungskräften?
• Was ist mit deren Vorbildfunktion?
Im Herbst letzten Jahres fand ein Work-

shop für alle Führungskräfte statt. Er hatte
sich mit den vorerwähnten Fragen zu be-
schäftigen und Orientierung für einen an-
schließenden Mitarbeiterworkshop zu ge-
ben, der ein Anforderungsprofil zum The-
ma „Interkulturelle und soziale Kompetenz
in der Ausländerbehörde“ zu erarbeiten
hatte.

Der Führungskräfteworkshop sollte aber
auch den Mitarbeitern Signal geben, dass
interkulturelle und soziale Kompetenz ei-
nen wichtigen Stellenwert in der Münchner
Ausländerbehörde haben.

Wir waren uns jedoch alle einig, dass wir
auch beim Thema Interkulturelle Öffnung –
wie bei unseren vielen anderen Reformthe-
men – nur in ganz kleinen Schritten vorge-
hen dürfen, um die Mitarbeiterschaft nicht
zu überfrachten.

Vor wenigen Wochen ist von den Mitar-
beiterInnen ein „Verhaltensknigge“ erarbei-
tet worden und wird nun in den Sachgebie-
ten diskutiert und erprobt.

Mit diesen Spielregeln ist „das Rad nicht
neu erfunden worden“. Sie sollten lediglich
festschreiben, was etwa zu 70% bereits in
der Münchner Ausländerbehörde schon
tagtäglich gelebt wird. Sie enthalten weitge-
hend Regelungen, die das soziale Verhalten
ansprechen und stellen eine Art „Selbstver-
pflichtung“ dar.

Die Arbeitsplatzbeschreibung enthält das
Kriterium interkulturelle und soziale Kom-
petenz. Bei Stellennachbesetzungen und
auch periodischen Beurteilungen wird nach
diesen Kompetenzen gefragt.

Allgemein haben die Ausländerbehörden
einen schlechten Ruf. Wir in München
wollten es genau wissen. Vor etwa drei Jah-
ren haben wir ein Forschungsinstitut beauf-

tragt, unsere Kunden, Expertengruppen
und alle Mitarbeiter zu befragen.

Als erfreuliches Ergebnis ist festzuhalten:
• Die Bewertung durch unsere Kunden

ist besser als unser Ruf (Note 3-).
• Der Mitarbeiterschaft wird hohe fachli-

che Kompetenz zugeschrieben.
• Zwei Drittel der Mitarbeiterschaft ar-

beiten gerne bzw. sehr gerne in der Aus-
länderbehörde.

Kernaussagen der KundInnen, die aber
auch mit den Aussagen der MitarbeiterIn-
nen überein stimmten, waren

• die Vorabinformationen sind nicht aus-
reichend

• die durchschnittlichen Wartezeiten von
82 Minuten sind viel zu lang

• die telefonische Erreichbarkeit ist kat-
astrophal

Wir haben erfahren: viele Kunden
• warteten vor dem falschen Zimmer
• hatten ihren Antrag nicht vollständig

ausgefüllt
• oder Unterlagen fehlten
• wollten eine allgemeine Auskunft
• wollten Bescheinigungen oder sonstige

einfache Sachbehandlungen

Um diese Störungen zu vermeiden, um
effektiver zu arbeiten und um Wartezeiten
zu verkürzen, haben wir im Herbst 1999 be-
gonnen, in den Wartezonen einen soge-
nannten „Front-Officer“ einzurichten. Es
sollten die vier besten Sachbearbeiter sein.

Die Aufgaben der Front-Officer: 
• auf die Kunden zugehen, 
• Besuchszweck in der Behörde erken-

nen, 
• informieren, 
• beraten, 
• Sachbehandlung vorbereiten und 
• Sachbehandlung einfacher Art sofort

übernehmen.
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Das stellte eine gravierende Veränderung
für die SachbearbeiterInnen dar.

• Plötzlich war der Sachbearbeiter als
Front-Officer nicht mehr hoheitlich tä-
tig, sondern Dienstleister,

• der schützende Schreibtisch fehlte,
• der Ausländer kam nicht mehr zum

Sachbearbeiter,
• der Sachbearbeiter hatte auf den Kun-

den zuzugehen.

Das war neu, löste Unsicherheit, Ängste
und Widerstand aus; Erbhöfe wurden ange-
tastet; Besitzstand wurde reklamiert.

Erst nach großem Widerstand bei den
Sachbearbeitern und nur schrittweise war
diese Öffnung zu erreichen.

Begünstigt wurde diese Öffnung durch 
• zum damaligen Zeitpunkt formulierte

gesamtstädtische Leitlinien: Wir sind
partnerschaftlich, dienstleistungsorien-
tiert und gehen auf unsere Kunden zu,

• einige „Pioniere“ in der Ausländerbe-
hörde,

• den Durchsetzungswillen der Vorge-
setzten,

• sichtbare Erfolge,
• zahlreiche Dankschreiben.

Heute, nach zwei Jahren, ist die Front-
Officer-Tätigkeit Normalität. 

• Der Sachbearbeiter hinter dem Schalter
spürt die Entlastung durch den Kolle-
gen im Wartebereich. 

• Das Klima im Wartebereich ist persön-
licher geworden. 

• Die durchschnittliche Wartezeit beträgt
heute 27 Minuten/früher 82 Minuten.

Aber auch die Vorabinformation musste
verbessert werden.

• Wir haben Info-Material in bis zu zehn
verschiedenen Sprachen erstellt.

• Infos können über Internet abgefragt
werden.

• Eine Telefonauskunftsgruppe ist einge-
richtet, die von Sachbearbeitern des
mittleren Dienstes besetzt ist und quali-
fizierte Auskünfte geben kann.

• Darüber hinaus dürfte die Münchner
Ausländerbehörde die einzige Auslän-
derbehörde Deutschlands sein, die zehn
fest angestellte Dolmetscher beschäftigt
und 24 Sprachen abdeckt. 

Früher waren diese Dolmetscher aus-
schließlich Übersetzer. Heute werden sie an
den Service-Points eingesetzt und geben
auch rechtliche Auskünfte allgemeiner Art.

Daneben haben wir etwa 10 % der Sach-
bearbeiter/Innen bzw. deren Familienange-
hörige mit ausländischem Hintergrund und
der damit verbundenen Kompetenz. Ferner
bieten wir den Beschäftigten eine fremd-
sprachliche Weiterbildung an: „100 auslän-
derbehördliche Fachausdrücke“.

Interkulturelle und soziale Öffnung be-
deutet aber auch, vorhandene Beurteilungs-
und Ermessensspielräume zu erkennen und
zu nutzen.

Zusammenfassend kann ich sagen: Die
interkulturelle und soziale Öffnung in der
Münchner Ausländerbehörde ist wahr-
nehmbar, auch wenn wir erst am Anfang
stehen. Und der Weg ist das Ziel.

P o l i z e i  u n d  A u s l ä n d e r a m t

Seite 144



Arbeitsgruppen-Bericht

Andreas Germershausen
Büro der Beauftragten für Migration und Integra-
tion von Berlin

Die Arbeitsgruppe profitierte von der
Teilnahme von Experten und Mitarbeitern
(Anm. 1) wichtiger Institutionen aus dem
Bereich der Arbeitsvermittlung und Berufs-
beratung. Die Bundesanstalt für Arbeit war
als wichtigste Institution in diesem Feld mit
zwei Referenten vertreten, und mehrere
Mitarbeiter lokaler Arbeitsämter beteiligten
sich an der Diskussion. Außerdem waren
Vertreter lokaler Projekte eingeladen, die
sich in ihrer Beratung auf Migranten kon-
zentrieren, sowie kommunaler Institutio-
nen, die ihre Vermittlungstätigkeit bereits
stärker interkulturell ausrichten. 

Der Leiter des Referats für internationale
Arbeitsmarktbeziehungen der Nürnberger
Bundesanstalt für Arbeit, Dr. Günther
Schauenberg, beschrieb in seinem Eingangs-
referat den Hintergrund, von dem ausge-
hend sich die Behörde Migranten und Zu-
wanderern öffnen müsste. 

Die Bundesanstalt wendet einen breiten
Migrationsbegriff an und bezieht neben
Ausländern auch Eingebürgerte, Asylbe-
werber, Asylberechtigte und Aussiedler, die
nicht über ausreichende Deutsch-Kennt-
nisse verfügen, in die Planung von Pro-
grammen ein. Zuverlässige statistische Da-
ten liegen allerdings nur für Migranten mit
anderer Staatsbürgerschaft vor. Die Bundes-

anstalt geht von einer unter Ausländern et-
wa doppelt so hohen Arbeitslosigkeit wie
unter der Gesamtbevölkerung aus. Anzu-
merken ist, dass die Arbeitslosigkeit unter
Ausländern in bestimmten Regionen – wie
zum Beispiel in Berlin – weit über den Da-
ten für die Bundesrepublik liegt. Ausländer
nehmen zudem weniger an aktiven arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen teil. Jedoch
ist die Situation erstaunlicherweise bei der
Langzeitarbeitslosigkeit unter Ausländern
weniger dramatisch als unter Deutschen. 

Bestimmte Dienste sprechen die Klientel
der Migranten gezielt an, wie die Mobili-
tätsberater und auch die Ausländerbeauf-
tragten in den Arbeitsämtern. 

Eine generelle Schwierigkeit liege in der
mangelnden Bildungsbereitschaft unter Zu-
wanderern, die ihre Integration in den Ar-
beitsmarkt erschwert. Nach Einschätzung
der Bundesanstalt liegen die Probleme in
der Berufs- und Ausbildungsförderung von
Zuwandern eher in der Sozialstruktur als in
ihrem Migrationshintergrund begründet.

Im zweiten Referat stellte Wolfgang Wei-
chert die Planungen der Bundesanstalt für
Arbeit zur interkulturellen Öffnung ihrer
Dienstleistungen dar. Die Behörde befinde
sich derzeit noch in der Planungsphase und
versuche, den Bedarf an einer Neuorientie-
rung abzuklären. Intern werde diskutiert,
welche Änderungen der Prozess der inter-
kulturellen Orientierung innerhalb der Be-
hörde mit sich bringen wird. Entwickelt
wurde ein erstes Modell für Fortbildungen
zur Bildung interkultureller Kompetenz
unter den Mitarbeitern der Bundesanstalt.
Klar sei, dass sich solche Fortbildungen am
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eigenen Bedarf und den Aufgaben der Mit-
arbeiter der Bundesanstalt orientieren. 

Im abschließenden Referat stellte Cengiz
Gömüsay das Berliner Projekt “Kumulus”
des Trägers Arbeit & Bildung e.V. vor. Das
Projekt, das 1992 auf Initiative der Berliner
Ausländerbeauftragten Barbara John ge-
gründet wurde, vermittelt Jugendlichen mit
Migrationshintergrund Ausbildungsplätze.
Kumulus setzt auf eine intensive Betreuung
bei der Vermittlung und wirbt regelmäßig in
Haupt- und Realschulen für die berufliche
Ausbildung. Das Projekt nutzt aber auch
andere Multiplikatoren wie Fußballvereine,
Moscheen und türkischsprachige Fernseh-
sender. 

Ein entscheidender Faktor für den Erfolg
des Projekts liegt in der Einbeziehung der
Familien in die Beratung. Herr Gömüsay
unterstrich, wie wichtig insbesondere die
Unterstützung der Eltern der Auszubilden-
den sei, die sich mit dem Ziel eines erfolgrei-
chen Berufsabschlusses ihrer Kinder identi-
fizieren sollten. Entsprechend legt das Pro-
jekt großen Wert auf die Elternarbeit. 

Gerade der letzte Beitrag machte deut-
lich, dass die bei der Mehrheitsbevölkerung
üblichen Medien unter Jugendlichen nicht
deutscher Herkunft nicht ausreichen. Kon-
sens bestand zudem über die Wichtigkeit
von guter Sprachkompetenz für Erfolge in
der Ausbildung und im Beruf, die zusätz-
lich gefördert werden müsse. Die sonstige
Diskussion lässt sich unter vier Stichworten
zusammenfassen:

1. Die Rolle der zentralen Institutionen

der Arbeitsvermittlung und Berufsbera-

tung: Nötig ist eine neue Orientierung

der Verwaltungen

Die Vertreter der Bundesanstalt für Ar-
beit hoben hervor, dass ihre Institution
noch keine ausreichende Kompetenz in der
Frage der interkulturellen Öffnung besitze.
Das unterscheide sich allerdings in den

Bundesländern. In Regionen, in denen die
Arbeitsämter mit einer multi-ethnischen
Klientel konfrontiert sind, erkennen die
Mitarbeiter durchaus die Notwendigkeit ei-
ner neuen Orientierung und verfügen über
Erfahrungen mit interkulturellen Fragen. 

In der Bundesanstalt als Gesamtbehörde
stehe man in dieser Frage erst am Anfang. In
ihrem Selbstverständnis müsse sich die
Bundesanstalt als Institution ethnischer
Vielfalt definieren – als eine Institution, die
auf Bedürfnisse und Ansprüche unter-
schiedlicher Bevölkerungsgruppen eingeht
und die auf die Integration von Menschen
unterschiedlicher Herkunft in der eigenen
Institution setzt. 

So generell formuliert gelte dieses Ziel
auch für andere Institutionen, wie eine Re-
ferentin aus der Berliner Senatsverwaltung
für Arbeit unterstrich. In Berlin gebe es eine
von der Ausländerbeauftragten des Landes,
Barbara John, koordinierte ressortübergrei-
fende Arbeitsgruppe, die die interkulturelle
Orientierung in den öffentlichen Verwal-
tungen als Querschnittsaufgabe umzuset-
zen versucht. 

2. Die Rolle freier Träger 

Im Prozess der Öffnung öffentlicher In-
stitutionen für Bevölkerungsgruppen unter-
schiedlicher Herkunft kommt der Interak-
tion zwischen den großen Institutionen und
freien Trägern hervorragende Bedeutung
zu. Das gilt auch für die Arbeitsvermittlung
und Berufsberatung, wie das Beispiel des
Projekts Kumulus zeigt. 

Große Institutionen wie die Bundesan-
stalt für Arbeit sind notwendigerweise we-
niger beweglich und können weniger flexi-
bel auf neue Anforderungen reagieren. Freie
Träger verfügen hier über Vorteile und kön-
nen modellhaft Verfahren erproben, die die
großen Verwaltungen übernehmen können,
sofern sie sich in einzelnen Regionen als er-
folgreich erweisen. 
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Dabei sind freie Träger insofern in den
Gesamtkomplex eingebunden, als ihre Mo-
dellvorhaben von öffentlicher Seite geför-
dert werden – zum Teil durchaus mit der In-
tention, dass sie neue Wege aufzeigen, die
die großen Institutionen allein nicht eröff-
nen können. Kritik an den weniger flexi-
blen, großen Verwaltungen ist in diesem
Zusammenspiel insofern erforderlich, un-
vermeidlich und in Maßen sogar erwünscht. 

3. Top down – Bottom up?

Auch hinsichtlich der Arbeitsvermittlung
und Berufsberatung wurde die schon an an-
derer Stelle während der Tagung besproche-
ne Frage aufgegriffen, von welcher Hierar-
chieebene aus die interkulturelle Orientie-
rung in öffentlichen Verwaltungen mit dem
größten Erfolg implementiert werden kann:
von der Leitung oder der Basis aus. 

Hier war man sich in der Arbeitsgruppe
nicht vollständig einig. Für die Basisper-
spektive spricht, dass der Bedarf nach Ver-
änderungen der Angebote zuerst in der un-
mittelbaren Vermittlungstätigkeit und Bera-
tung deutlich wird. Mehrheitlich unterstri-
chen die Teilnehmer jedoch die Rolle, die
der Leitungsebene in der Neudefinition der
eigenen Institution zukommt. Entscheidend
sei, dass die jeweiligen Verwaltungen sich
insgesamt mit dem Ziel der interkulturellen
Orientierung identifizieren und dieses Ziel
als Bestandteil ihrer Corporate Identity ak-
zeptieren. 

Besonders nachdrücklich vertraten Mit-
arbeiter aus lokalen Arbeitsämtern diese
Auffassung. Sie könnten sich mit größerem
Selbstbewusstsein und besserer Aussicht auf
Erfolg für die Klientel „Migranten“ einset-
zen, wenn ihre Vorgesetzten die interkultu-
relle Orientierung als Leitbild des jeweili-
gen Amtes unterstützen und das Signal aus-
geben, dass Diskriminierungen uner-
wünscht sind.

4. Die Anerkennung von Vorqualifikatio-

nen

Da Migranten vielfältige Qualifikationen
besitzen, geht es in der Diskussion um die
interkulturelle Orientierung in erster Linie
darum, persönliche und berufliche Potenzi-
ale besser zu nutzen und erst in zweiter um
einen Ausgleich vorhandener Defizite. Da-
für ist wichtig, dass im Ausland erworbene
Qualifikationen leichter anerkannt werden
sollten. Bei nur teilweiser Anerkennung
sollten Migranten die Möglichkeit erhalten,
ihre berufliche Qualifikation durch passge-
rechte Module ergänzen zu können. Die
Kammern erkennen solche Module in der
Regel jedoch als Vervollständigung einer
Berufsausbildung nicht an. In der Arbeits-
gruppe war man sich jedoch unter Zustim-
mung der Vertreter der Bundesanstalt einig,
dass entsprechende Einschränkungen beho-
ben und die entsprechenden gesetzlichen
Regelungen durchforstet und vereinfacht
werden sollten.

Kritisiert wurde in der Arbeitsgruppe,
dass Prozesse der interkulturellen Öffnung
– der breiten Übereinstimmung zum Trotz
– wenn überhaupt, zu langsam realisiert
würden. Schon Anfang der neunziger Jahre
habe es einen so genannten Runden Tisch
zum Thema gegeben, dessen Diskussionser-
gebnisse dann nicht in die Tat umgesetzt
worden seien. In der Debatte um eine inter-
kulturelle Orientierung stehe man keines-
falls am Anfang. Wenn wir heute das Thema
erneut aufgreifen, müssten tatsächliche Än-
derungen im Vordergrund stehen. Auf frü-
here Diskussionen und Erfahrungen in Teil-
bereichen könne man zurückgreifen, die in
allen Verwaltungsbereichen umzusetzen
seien. Die interkulturelle Öffnung sei eine
Generationenaufgabe, hatte der Vertreter
der Bundesanstalt für Arbeit formuliert.
Das ist sicherlich zutreffend, wenn man den
Gesamtprozess und die Kontinuität der An-
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strengung meint. Beginnen – darüber be-
stand in der Arbeitsgruppe Konsens – müs-
se man mit der Aufgabe jedoch sofort. 

Anmerkung
(1) Der Text bezieht sich grundsätzlich auf Frau-
en und Männer. Wegen der besseren Lesbarkeit
verzichte ich auf Darstellungen wie „Mitarbei-
ter/innen“. 

Impulsreferat

Günther Schauenberg
Bundesanstalt für Arbeit, Leiter Referat Intern. Ar-
beitsmarkt-Beziehungen 

Die in der Fragestellung angeschnittene
Thematik hat zwei Dimensionen, auf die ich
beide kurz eingehen möchte:

1. Die nach außen, dem Kunden zuge-
wandte Seite umfasst die Einbeziehung von
Menschen mit Migrationshintergund in die
Politiken der Arbeitsmarktpolitik.

2. Die nach innen gerichtete Dimension
beinhaltet die Frage, inwieweit der Verwal-
tungsapparat Bundesanstalt für Arbeit (BA)
mit seinen 80.000 Beschäftigten die Frage
der Interkulturellen Kompetenz der Mitar-
beiter anzugehen gedenkt.

A) Arbeitsmarktpolitische Dimensionen 

Auch dieser Bereich umfasst wieder zahl-
reiche Untergruppen, von denen ich nur die
wichtigsten kurz skizzieren möchte:

1. Arbeitslosigkeit von Ausländern
2. Langzeitarbeitslosigkeit
3. Beteiligung an aktiven arbeitsmarktpo-

litischen Maßnahmen
4. Sprachliche und berufliche Integration
5. Mobilitätsberatung
6. Bildungsbeteiligung
7. Berufsausbildung junger Ausländer

1. Arbeitslosigkeit von Ausländern

Vorausgeschickt werden muss, wie schil-
lernd sich der Ausländerbegriff darstellt.
Wenn wir von Personen mit Migrationshin-
tergund sprechen, meinen wir „echte“ Aus-
länder, eingebürgerte Deutsche ausländi-
scher Herkunft, Asylbewerber, anerkannte
Asylberechtigte, aber auch Spätaussiedler
mit schlechten Deutschkenntnissen. Die
Statistik der Arbeitslosigkeit umfasst nur
die Gruppen, die sich mit ausländischem
Pass in Deutschland aufhalten. Deshalb gibt
es zu allen anderen Gruppen keine verläss-
lichen statistischen Aussagen.

Im Mai 2000 betrug die Ausländerbevöl-
kerung 7,140 Millionen. Deren Erwerbs-
quote lag bei knapp unter 50 %. Davon wa-
ren wiederum rund zwei Millionen sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt. Bezogen
auf diese Personengruppe sind Ausländer
nach wie vor wesentlich stärker von Ar-
beitslosigkeit betroffen als Deutsche. Mit
16,4% war deren Quote im September 2000
mehr als doppelt so hoch wie die allgemeine
Arbeitslosenquote mit 7,8%. 

Seit diesem Stichtag hat sich die Zahl der
Arbeitslosen wieder erhöht. Zuletzt lag die
allgemeine Quote bei 9,6%. Die Ausländer-
arbeitslosigkeit hat sich noch einmal deut-
lich ungünstiger entwickelt.

2. Langzeitarbeitslosigkeit

Nach der Dauer der Arbeitslosigkeit
schneiden Ausländer durchwegs besser ab
als Deutsche. Während 65,7% der Arbeits-
losen ausländischer Herkunft unter zwölf
Monaten arbeitslos waren und nur 34,3%
länger als zwölf Monate arbeitslos waren,
lag die Langzeitarbeitslosigkeit der Deut-
schen bei 37,7%. Betrachtet man die Alters-
kohorten, fällt auf, dass gerade bei der Al-
tersgruppe der 25 bis 45jährigen eine unter-
durchschnittliche Langzeitarbeitslosigkeit
festzustellen ist. 
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3. Beteiligung an aktiven arbeitsmarktpo-

litischen Maßnahmen

Die Beteiligung arbeitsloser Ausländer an
Eintritten in von der BA geförderten Maß-
nahmen der beruflichen Weiterbildung
bleibt weit hinter ihrem Anteil an der Ar-
beitslosigkeit zurück. Im Jahr 2000 bewegte
dieser Anteil sich um 14,7%. Bei steigender
Tendenz ist dieses Ergebnis immer noch be-
dauerlich gering. In Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen ist der Ausländeranteil quoten-
gemäß; allerdings werden solche Maßnah-
men vorrangig in den neuen Bundesländern
durchgeführt, wo der Ausländeranteil ins-
gesamt gesehen sehr gering ist.

4. Sprachliche und berufliche Integration

Fundierter Spracherwerb ist die wichtig-
ste Voraussetzung für die soziale und beruf-
liche Integration von Menschen mit Migra-
tionshintergrund. Die Bundesanstalt für
Arbeit ist Mitglied und hat zur Zeit den
Vorstandsvorsitz im „Sprachverband e.V.“
inne, der mit der Umsetzung der Sprachför-
derungskonzepte beauftragt ist. Durch das
Zuwanderungsgesetz ist dieser Bereich mo-
mentan in der „Schwebe“. Die Zuständig-
keiten sind vom Arbeitsministerium auf das
Innenressort übergegangen, das das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) mit der Umsetzung beauftragt hat.
Erstmals ist mit dem Gesetz ein Recht und
auch eine Pflicht für Ausländer eingeführt,
sich einem entsprechenden Sprach- und In-
tegrationskurs zu unterziehen. Auf der an-
deren Seite sind EU-Staatsangehörige nicht
mehr präferierte Zielgruppe dieses Integra-
tionskonzepts. Im Jahr 2000 nahmen 74.754
Personen an Sprachkursen des Sprachver-
bandes teil.

5. Mobilitätsberatung

Die Mobilitätsberatung ist ein Instrument
der BA, das die Eingliederung in einen (in-
oder ausländischen) Arbeitsmarkt zum Ziel

hat. Integration und Reintegration sind also
nebeneinander als Zielvorstellung vorhan-
den. Die Bundesregierung setzt auch wei-
terhin auf dieses Beratungsangebot mit dem
vorrangigen Ziel der Integration. Die BA
wird diese Beratungsaktivitäten nicht be-
schränken, sondern ausbauen. Der Netz-
werkarbeit kommt in diesem Zusammen-
hang eine wesentliche Bedeutung zu. Auch
der informationstechnische Hintergrund
(Internet, virtuelle Beratung) wird ausge-
baut.

6. Bildungsbeteiligung

Das Kriterium einer fehlenden abge-
schlossenen Berufsausbildung ist das Haupt-
hindernis für eine erfolgreiche berufliche
Integration. Es ist auch Haupterklärungs-
grund für die höhere Arbeitslosigkeit und
die unterdurchschnittliche Beteiligung an
beruflicher Weiterbildung. Bei 78,3% der
arbeitlosen Ausländer ist keine formale be-
rufliche Bildung vorhanden. 

Dieser Wert verfestigt sich seit Jahren auf
hohem Niveau. Unterschiedliche kulturell
bedingte Ansichten über den Wert von Bil-
dungsabschlüssen in Deutschland, respekti-
ve im Heimatland, sowie starke geschlechts-
spezifische Bewertungen dieser Frage er-
schweren eine Veränderung. Die Sozial-
struktur der hier lebenden Ausländer trägt
weiter zur Verfestigung der Bildungsabsti-
nenz bei. 

7. Berufsausbildung junger Ausländer

Die immer geringer werdende Beteiligung
junger Ausländer an einer Ausbildung in
anerkannten Ausbildungsberufen ist alar-
mierend. Im Berichtsjahr 1996/97 der Be-
rufsberatung wurden 85.296 ausländische
Bewerber für Berufsausbildungsstellen regi-
striert, im Berichtsjahr 2000/2001 nur noch
65.337. Das ist ein Minus von 23,4 %, wäh-
rend im gleichen Zeitraum die Zahl der
deutschen Bewerber nur um 2,1% abnahm.
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Fazit

Vor den geschilderten Hintergründen
bleibt es vorrangige Aufgabe der Beratungs-
und Vermittlungsdienste der Bundesanstalt
für Arbeit, den aufgezeigten Problemen
entgegenzuwirken.

Hierzu ist eine erhebliche Aufklärungs-
und Motivationsarbeit (sprich: Beratungsar-
beit) erforderlich. Eine Neustrukturierung
der organisatorischen Voraussetzungen
muss an erster Stelle stehen. Die Zu-
sammenführung von Berufsberatung und
Arbeitsvermittlung, die Schaffung von spe-
zialisierten „Berufsberatern“ (so heißen alle
Mitarbeiter in diesem Feld nach dem Text
des SGB III) für Personen mit Migrations-
hintergrund und deren kontinuierliche
Fortbildung sind wichtigste Voraussetzung. 

B) Innerorganisatorische Dimensionen

Die Frage, ob die Bundesanstalt für Ar-
beit eine Organisation mit „Interkultureller
Kompetenz“ ist, muss zunächst einmal ver-
neint werden. Der Status quo weist inner-
halb der Organisation einige Personen mit
mehr oder weniger Kompetenz in diesem
Sektor aus. Das sind die Migrationsberater,
die EURES-Berater, die Berufsberater in
den Europäischen Berufsberatungszentren,
die Ausländerbeauftragten und vielleicht
noch einige eher zufällig und aus persönli-
chem Hintergrund an Migrationsfragen
interessierten Mitarbeiter(-innen).

Seit einiger Zeit ist die Bundesanstalt be-
müht, diesen Zustand zu ändern, d.h. die
Interkulturelle Kompetenz auf breitere Fü-
ße zu stellen. Gemeinsam mit der Aus- und
Fortbildung unserer Institution haben wir
vor kurzem einen Workshop mit Mitarbei-
tern und außenstehenden Fachleuten zu
dieser Thematik veranstaltet, um das Thema
für unsere Verwaltung zu sondieren. Es
kann hier nicht darum gehen, einzelne Mit-
arbeiter zu einem kompetenteren Verstehen
nicht deutscher kultureller und gesell-

schaftspolitischer Verhaltensweisen zu befä-
higen, sondern den gesamten Mitarbeiter-
stamm angemessen und funktionsbezogen
in den Prozess einzubeziehen. Wir sind uns
im klaren, dass dies ein Generationenpro-
jekt ist.

Zunächst soll die Ausbildung des gesam-
ten Personals unter diesem Aspekt angerei-
chert werden. Führungskräfte müssen über
die Bedeutung dieser Komponenten infor-
miert sein und positiv hinter den Anliegen
stehen, um überall vor Ort in den Arbeits-
ämtern für die in diesem Zusammenhang
anfallenden Belastungen aufgeschlossen zu
sein und Ausländeraktivitäten nicht auf eine
Posterioritätenliste zu setzen. Das Personal,
das den ersten Kontakt zu Kunden mit Mi-
grationshintergrund hat, muss entsprechen-
de Verhaltensmuster aufbauen, und natür-
lich und vorrangig sind die Beratungsfach-
kräfte auf die positiven Aspekte, die diese
Menschen für den Arbeitsmarkt mitbrin-
gen, zu sensibilisieren. Dabei müssen Vor-
urteile aus dem Weg geräumt und Einstel-
lungen verändert werden. Dies kann nicht
mit einer punktuellen Maßnahme gesche-
hen, sondern muss durch die laufende Ge-
schäftspolitik wie durch Supervision und
Coaching dauerhaft verankert werden.
Noch im laufenden Jahr soll dazu eine Ent-
scheidung herbeigeführt werden. Mit Insti-
tutionen, die auf diesem Gebiet über exzel-
lente Erfahrungen verfügen, wird der Pro-
zess vorbereitet und begleitet. Auch die
Frage einer verstärkten Beschäftigung von
Personen mit Migrationshintergrund in der
Verwaltung selber ist kein Tabuthema. Bei
den Auszubildenden für den Beruf Fachan-
gestellter für Arbeitsförderung bei der Bun-
desanstalt für Arbeit ist durch den Markt be-
reits ein erster Schritt getan: Zunehmend
werden türkische Mädchen, die sich für die-
se Ausbildung interessieren, eingestellt und
ausgebildet.
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Damit will ich zunächst einmal innehal-
ten. Für ihre Fragen stehe ich gerne zur Ver-
fügung.

Impulsreferat

Wolfgang Weichert
Bundesanstalt für Arbeit, Leiter Referat Personal-
entwicklung, Nürnberg

Herr Dr. Schauenberg hat zwei Dimen-
sionen dargestellt, die das Thema: Interkul-
turelle Öffnung im Bereich Arbeitsvermitt-
lung und Berufsberatung hat. Auf die zwei-
te Dimension, nämlich inwieweit der Ver-
waltungsapparat der Bundesanstalt für Ar-
beit (BA) mit seinen 80.000 Beschäftigten
die Frage der interkulturellen Kompetenz
der Mitarbeiter anzugehen gedenkt, will ich
eingehen.

1. Blick in die Vergangenheit

In der Vergangenheit hatten die Fachab-
teilungen Arbeitsvermittlung und Berufsbe-
ratung, insbesondere die Berufsberatung,
ihre Fachkräfte, die in der besonderen Ver-
antwortung gegenüber Ausländern stehen,
durch verschiedene Aktivitäten befähigt, ih-
re Arbeit zu verbessern. Bis heute gehört ei-
ne systematische Aus- und Fortbildung auf
dem Gebiet der interkulturellen Kompetenz
nicht dazu.

Anfang 2000 resümierten die Fachabtei-
lungen nach ersten Kontakten mit Qualifi-
zierungsanbietern:

• Die Beratung von Migranten wird von
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern als
schwierig und belastend empfunden. Mi-
granten sind oft nicht sprachlich kompetent
genug, nehmen nicht die normale Kunden-
rolle ein, ihr Lebenshintergrund ist für die
Fachkräfte oftmals nicht durchschaubar.

Auf diese zusätzlichen Anforderungen wer-
den die Fachkräfte nicht vorbereitet. 

• Die Erfüllung dieser Anforderungen ist
mit einem Mehraufwand verbunden, der in
der Regel nicht honoriert wird. Die Bera-
tung von Migranten nimmt vielfach keinen
hohen Stellenwert ein.

Während bei den Bediensteten Klagen
über Arbeitsbelastung und Gefühle der
Überforderung im Vordergrund stehen,
sind es bei den Migranten Beschwerden
über ungerechtfertigte und diskriminieren-
de Behandlung. Die Fachkraft wird als un-
geduldig und verständnislos erlebt. Der Mi-
grant reagiert mit Überanpassung, zuweilen
mit Aggression.

Auf beiden Seiten hat das Gefühl der
Hilflosigkeit Konsequenzen: auf Seiten der
Migranten werden Beratungsangebote nicht
in dem Ausmaß wahrgenommen, wie es für
eine Lebensplanung in Deutschland not-
wendig wäre; auf Seiten der Berater entsteht
das Gefühl der Überforderung und gele-
gentlich kommt es auch zu einer aggressiven
Abgrenzung.

Da die Vermittlungs- und Beratungstätig-
keit das Ziel hat, gemeinsam Perspektiven
zu entwickeln und Handlungsschritte zu
überlegen, ist eine wechselseitige Anpas-
sung erforderlich. Dabei spielt das Ver-
ständnis für interkulturelle Zusammenhän-
ge eine bedeutende Rolle. Professionellen
Beratern kommt bei der Entwicklung eines
fruchtbaren Beratungsgesprächs dabei eine
ungleich größere Bedeutung zu als den rat-
suchenden Migranten.

Fazit der Fachabteilungen: Die BA sollte
die Förderung der interkulturellen Kompe-
tenz in die Aus- und Fortbildung aufneh-
men. Sie schlugen dies deshalb dem Bereich
Aus- und Fortbildung in der Verwaltung
vor. 

Zu diesem Zeitpunkt befand sich die BA
mitten im Umstellungsprozess zum Ar-

A r b e i t s v e r m i t t l u n g

Seite 151



beitsamt 2000, mit dem die Aufbau- und
Ablauforganisation in den Arbeitsämtern
vollkommen umstrukturiert wird. Dieser
Prozess wurde und wird noch von umfan-
greichen Qualifizierungsmaßnahmen für al-
le Beschäftigten begleitet. Die dadurch auf-
tretenden Kapazitätsentzüge wurden in ei-
nem vertretbaren Rahmen gehalten, indem
„klassische“ Fortbildungsmaßnahmen aus-
gesetzt wurden. Damit war erst recht kein
Raum für die Einführung neuer Fortbil-
dungsmaßnahmen. Überlegungen zu Maß-
nahmen zur Förderung der interkulturellen
Kompetenz wurden vorerst zurückgestellt,
ohne dass diskutiert wurde, ob nicht inter-
kulturelle Kompetenz in die Organisations-
entwicklung einzubinden ist. Eines der Zie-
le des Projekts Arbeitsamt 2000 ist schließ-
lich die Kundenzufriedenheit. Insofern hät-
te es nahe gelegen zu fragen, ob nicht die
interkulturelle Öffnung Inhalt der Kunden-
orientierung werden muss. 

Das Thema war damit aber nicht voll-
kommen vom Tisch. Interkulturelle Kom-
petenz wurde durch das sonstige Fortbil-
dungsangebot in gewissem Umfang geför-
dert. Dies erfolgte über

• Seminarangebote für spezielle Zielgrup-
pen wie Ausländerbeauftragte, Mobi-
Berater, EURES-Berater usw.

• die Beraterqualifizierung
• die Förderung der Teilnahme von Bera-

tern an Fernkursen zu diesem Thema
• den Personalaustausch mit ausländi-

schen Arbeitsverwaltungen.
Eine systematische Behandlung erfuhr

das Thema in der Aus- und Fortbildung bis-
her jedoch nicht. 

2. Die aktuelle Entwicklung

Im Januar diesen Jahres wurde das Thema
Fortbildung in interkultureller Kompetenz
von dem Bereich Aus- und Fortbildung und
den Fachbereichen erneut aufgegriffen. Die

Bedeutung des Themas für die Aus- und
Fortbildung wurde auch angesichts der ge-
setzgeberischen Entwicklung zur Zuwan-
derung herausgestellt und verabredet, in ei-
nem Workshop mit externen Konzeptions-
anbietern Grundlagen zu erarbeiten, die zu
einer Entscheidung über Rahmen, Ziele und
Inhalte von konkreten Ausbildungs- und
Fortbildungsangeboten für bestimmte Ziel-
gruppen im Rahmen der Organisations-
und Personalentwicklung herangezogen wer-
den könnten. Dieser Workshop hat am 7. und
8. Mai stattgefunden. Erstrangig wurde be-
handelt, wie notwendig eine Qualifizierung
in interkultureller Beratungskompetenz ist.

Aus der Menge der gesammelten Argu-
mente möchte ich zwei besonders hervorhe-
ben:

1. Erhöhung der Zahl der Vermittlungen
von ausländischen Arbeitslosen durch kul-
turintensive Beratung.

Herr Dr. Schauenberg hat dargestellt, dass
zunehmend mehr Ausländer von Arbeitslo-
sigkeit betroffen sind. Mit einer gestiegenen
Arbeitslosenquote hat auch die Zahl von
Arbeitssuchenden aus Ländern mit anderer
als deutscher Muttersprache zugenommen.
Zudem gibt es vermehrt Migration nach
Deutschland. Die Osterweiterung der EU
und nicht zuletzt die Konsequenzen aus
dem Zuwanderungsgesetz führen dazu, dass
interkulturelle Begegnungen in Arbeitsäm-
tern ständig zunehmen werden.

2. Untersuchungen haben gezeigt, dass es
eines fundierten Wissens über die eigene
und die fremde kulturelle Sozialisation be-
darf, um Missverständnisse oder Konflikte
in der Beratungssituation oder in der inter-
nationalen Kooperation auf Führungsebene
zu vermeiden. Damit sich ein Vermittler
oder Berater auf seinen Kunden einstellen
kann, muss er verstehen, vor welchem kul-
turellen Hintergrund sich das Wahrnehmen,
Denken, Fühlen und Handeln des Kunden
vollzieht.
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Interkulturelle Handlungskompetenz ist
somit notwendig, um

• die Zahl der Vermittlungen ausländi-
scher Arbeitsloser zu erhöhen

• einer Überforderung von Vermittlern
und Beratern entgegenzuwirken

• zu einer Integration der in Deutschland
lebenden Ausländer beizutragen.

3. Die BA als zentraler Mittler zwischen

arbeitsuchenden Migranten und dem

deutschen Arbeitsmarkt

Führungskräfte und Vermittler sowie Be-
rater der Arbeitsämter pflegen heute Kon-
takte zu ausländischen Organisationen, Ar-
beitskreisen von Ausländern, Beratungsstel-
len, Wohlfahrtsverbänden und sozialen Or-
ganisationen. Die Zusammenarbeit wird da-
bei insbesondere erschwert durch:

• Unkenntnis der BA-Mitarbeiter über
die politische Struktur der Heimatlän-
der der Migranten

• die kulturellen Besonderheiten
• der Interaktions- und Kommunikati-

onsstile.
Will die BA der Rolle als zentraler Mittler

gerecht werden, benötigt sie interkulturelle
Kompetenz auf allen Hierarchieebenen.

4. Welche Möglichkeiten für eine Qualifi-

zierung in interkultureller Kompetenz

gibt es?

Der Workshop wurde genutzt, um ver-
schiedene Möglichkeiten einer Qualifizie-
rung vorzustellen und zu diskutieren.

Man war sich schnell einig, dass folgende
Kriterien einer Qualifizierung zugrunde ge-
legt werden sollten:

• Systematisch am Bedarf der BA ent-
wickelte, wissenschaftlich begründbare und
überprüfbare inhaltliche Konzeption

• Schulungsmaterial, das aus den arbeits-
platzspezifischen Erfahrungen der Ziel-
gruppen entwickelt wird

• Multiplikatorenkonzeption, die mittel-
fristig die BA von externen Anbietern un-
abhängig macht

• Kombination aus Präsenzseminarkon-
zept und inter- oder intranetgestützten Lern-
modulen, die selbstgesteuertes Weiterlernen
ermöglichen.

Um ein für die BA passgenaues Konzept
zu entwickeln, sind die bereits existierenden
Erfahrungen ihrer Mitarbeiter aufzugreifen,
durch interkulturell qualifiziertes Personal
zu strukturieren und zu systematisieren und
in die vorher entwickelte Lernkonzeption
zu integrieren. Dabei sind die folgenden
Entwicklungsschritte einzuhalten:

1. Analyse des Handlungsfeldes
2. Entwicklung von Lernmaterialien und

Modulkonzeptionen
3. Ausbildung von Multiplikatoren
4. Durchführung von Modell-Trainings

unter Superversion
5. Entwicklung eines Informationsleitsy-

stems für interkulturelle Erfahrungen.
Sie sehen, wir stehen noch am Anfang.

Wie Herr Dr. Schauenberg schon sagte, die
Entscheidung, ob die Förderung der inter-
kulturellen Kompetenz in die Geschäftspo-
litik der BA integriert werden wird, muss
noch fallen. Dafür treffen wir die Vorberei-
tungen.

Impulsreferat

Cengiz Gömüsay
Arbeit & Bildung e.V. / Projekt Kumulus, Berlin

Mein Name ist Cengiz Gömüsay. Meine
Kolleginnen heißen Wahiba Megdad, Gra-
zyna Wittgen, Dilek Intepe und Thura
Wallbaum-Aksoy. Unsere Projektleiterin ist
Heidi Gellhardt. Der Arbeitsplatz dieser
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bunten „Berliner Mischung“ ist leider keine
öffentliche Verwaltung, sondern ein aus der
Not geborenes Projekt: das Projekt Kumu-
lus – Ausbildungsberatung und Ausbil-
dungsstellenvermittlung für Jugendliche
ausländischer Herkunft. Als erstes Projekt
dieser Art unter dem Dach des Trägerver-
eins Arbeit & Bildung e.V. von der Auslän-
derbeauftragten des Berliner Senats, Frau
Barbara John, im Jahre 1993 ins Leben geru-
fen.

Welche Nöte haben zur Gründung dieses
Projekts geführt?

Dringender Handlungsbedarf ergab sich
durch die Entwicklung der Ausbildungssi-
tuation für Jugendliche ausländischer Her-
kunft: in den frühen neunziger Jahren be-
trug ihr Anteil an der Ausbildung ca. 12%
in Berlin, im Vergleich zu nunmehr ca. 5%
im Jahr 2001. Im öffentlichen Dienst beträgt
ihr Anteil weniger als 1%. Die Situation vor
dem Mauerfall war für diese Jugendlichen
eine völlig andere als danach. Daraus ergab
sich die Aufgabe, die Jugendlichen darauf
vorzubereiten, „mit dem Mund Vögel zu
fangen“, wie ein türkisches Sprichwort sagt.

Dies beinhaltet eine auf diese Zielgruppe
abgestimmte berufliche Beratung und
Orientierung. Wie jedoch bringen wir die
Bären zum Tanzen?

1. Beratungsarbeit

Die Beratungsarbeit beginnt bei uns tra-
ditionell mit einem Glas Tee. In die Bera-
tungsarbeit beziehen wir teilweise auch die
Eltern ein, da sie in der Berufsfindungspha-
se dieser Jugendlichen eine oft bestimmende
Rolle spielen und über das Ausbildungssy-
stem und das Berufsspektrum kaum Infor-
mationen haben. Hier kann in der Beratung
Vertrauen aufgebaut werden durch das per-
sönliche Gespräch über die Familien- bzw.
Migrationsgeschichte und gleichzeitig Mo-

tivation geweckt werden.
2. Öffentlichkeitsarbeit

Schwerpunkte unserer Öffentlichkeitsar-
beit sind muttersprachlich begleitete El-
ternabende in den Schulen, und zwar in Zu-
sammenarbeit mit der Schulleitung, den
Lehrerinnen und Lehrern sowie der Be-
rufsberatung des Arbeitsamtes. Außerdem
veranstalten wir Info-Abende in türkischen
Fußballvereinen und in den Moscheen.
Weiterhin führen wir regelmäßige Info-Sen-
dungen in türkischsprachigen Medien wie
Fernsehen und Radio durch. Im türkisch-
sprachigen Fernsehen beispielsweise mit der
Möglichkeit der Zuschauer, direkt beim
Sender anzurufen und dem Kumulus-Mit-
arbeiter Fragen zu stellen, was erfahrungs-
gemäß ein besseres Erreichen der Zielgrup-
pe bedeutet als ein Faltblatt.

Erwähnt werden müssen auch hier die
Multiplikatorenschulungen, z.B. für ange-
hende Beamte der Landespolizeischule, für
Sozialpädagogen und Erzieher, für Lehrer
von Oberschulen sowie für Lehrer aus der
Türkei und Imame.

3. Zusammenarbeit mit ausländischen

Betrieben

Ausländische Betriebe sind ein Wirt-
schaftsfaktor in dieser Stadt, deren Potenzi-
al wir für Ausbildungsmöglichkeiten er-
schließen müssen. Dazu werden den Be-
trieben in Kooperation mit der IHK Berlin
die Ausbilderkurse, AEVO-Seminar ge-
nannt, nahegebracht. 

Seit 1999 haben wir insgesamt 106 AE-
VO-Teilnehmer mit überwiegend türkischer
Herkunft dazu verholfen, auf diesem Wege
die Ausbildungsberechtigung zu erhalten.
Seitdem bilden ca. 60 Unternehmerinnen
und Unternehmer aus. Auch dies ist ein
kleiner, aber nicht unwichtiger Schritt auf
dem Weg zur Anerkennung der beruflichen
Qualifikation und damit zur gesellschaft-
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lichen Integration.
4. Überzeugungsarbeit in den Betrieben

In den achtziger Jahren wurden bei der
Berufsberatung gemeldete freie Stellen sei-
tens mancher Betriebe mit einem sogenann-
ten Sperrvermerk versehen, nämlich mit
dem kommentarlosen Zusatz „keine Aus-
länder erwünscht“. Dieser Sperrvermerk er-
klärt sich nicht nur aus den zum Teil unzu-
reichenden schulischen Ergebnissen der Ju-
gendlichen ausländischer Herkunft, son-
dern spiegelt auch die grundsätzlichen Vor-
behalte – übrigens auch im Öffentlichen
Dienst – gegenüber nicht deutschen Auszu-
bildenden.

Sollten bei der Stellenausschreibung und
im Auswahlverfahren den interkulturellen
Kompetenzen wie z.B. der Zweisprachig-
keit und der Bikulturalität nicht ein stärke-
res Gewicht gegeben werden? Und inwie-
weit erfolgt eine Überbewertung der schuli-
schen Kompetenzen gegenüber den persön-
lichen Kompetenzen für das gewählte Be-
rufsbild? Diese Fragen müssen mit den Be-
trieben geklärt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wenn sich in Europa die Türen öffnen,
dann muss auch die interkulturelle Öffnung
gelingen – auch für die hier gebürtigen Ju-
gendlichen ausländischer Herkunft. Das
Projekt Kumulus zeigt, wie dieser Prozess
unterstützt werden könnte. Bei der Fuß-
ballmannschaft Schalke 04 gibt es ausländi-
sche Spieler, deren Beitrag Gold wert ist. In
den unterschiedlichen Abteilungen der Ar-
beitsämter in Berlin gibt es meines Wissens
keinen einzigen Mitarbeiter mit ausländi-
scher Herkunft. Dies wäre aber eine Vor-
aussetzung für eine interkulturelle Öffnung,
an deren Ende Projekte wie Kumulus oder
ähnliche Projekte überflüssig wären. 
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Grußworte zur Konferenz

Dr. Thomas Meyer 
www.fes.de
Wissenschaftlicher Leiter der Akademie der Politi-
schen Bildung der Friedrich-Ebert Stiftung, Bonn

Thomas Krüger
www.bpb.de
Präsident der Bundeszentrale für politische Bil-
dung, Bonn

Brigitte Zypries
www.bmj.bund.de
im Mai 2002 Staatssekretärin im Bundesminis-
terium des Innern (seit Okt. 2002 Bundesministerin
für Justiz), Berlin

Mitwirkende der Konferenz

Dr. Hans Bellaart, Utrecht
www.Forum.nl 
Projektleiter für „Multikulturelle Jugendhilfe“ im
„FORUM, Institut für Multikulturelle Entwicklung“
in Utrecht, Leiter des Projekts „Interkulturelle Öff-
nung von kommunalen und regionalen Jugendäm-
tern und freien Trägern in den Niederlanden“, Or-
ganisationsberater im „Adviesbüro Montfoort“
(Agentur für Jugendhilfe).

Prof. Dr. Michael Bommes, Osnabrück
www.imis.uni-osnabrueck.de 
Professor für Soziologie am Institut für Sozialwis-
senschaften der Pädagogischen Hochschule Frei-
burg, Permanent Fellow am Institut für Migrations-
forschung und interkulturelle Studien (IMIS) der
Universität Osnabrück; Leiter (gemeinsam mit
Klaus J. Bade) des Forschungsprojekts „Migration
und kulturelle Differenz in Gemeinden“.

Jürgen C. Brandt, Duisburg
www.stadt-duisburg.de
Stadtdirektor der Stadt Duisburg, Dezernat für Mi-
gration, Sicherheit und Recht, Geschäftsleitung
der Wirtschaftsbetriebe, Mitglied des Rechts- und

Verfassungsausschuss des Deutschen Städtetags,
Vorsitzender des Rechts- und Verfassungsaus-
schusses des Städtetages NW; Volljurist.

Dr. Warnfried Dettling, Berlin
Freier Publizist seit 1991 mit Themenschwerpunkt
Entwicklung des Wohlfahrtsstaates; zuletzt: „Die
Stadt und ihre Bürger. Neue Wege in der kommu-
nalen Sozialpolitik“ (2001), 1983 bis 1991 Ministe-
rialdirektor im Bundesministerium für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit.

Dr. Franz Dormann, Bonn
Geschäftsführer der Firma Social Consult GmbH
für Unternehmensberatung (überwiegend für sozi-
ale Einrichtungen), Marktforschung und Sozialfor-
schung, u.a. wissenschaftliche Begleitung und
Evaluation von Modellprojekten im Bereich Sozial-
und Arbeitsmarktpolitik; Studium der Betriebswirt-
schaft und Sozialwissenschaft. 

Andreas Germershausen, Berlin 
www.berlin.de/auslb
Büro der Beauftragte für Migration und Integration
des Senats von Berlin seit 2001, Leiter der Arbeits-
gruppen „Gewaltprävention und Antidiskriminie-
rung“ und „Freiwillige Rückkehr von Flüchtlingen“
sowie EU-Referent; 1997 bis 2001 Projektberater
am Asian Research Center for Migration, Institute
of Asian Studies der Chulalongkorn Universität in
Bangkok.

Dr. Frank Gesemann, Berlin
Diplom-Politologe, wissenschaftlicher Mitarbeiter
an der Fachhochschule für Verwaltung und Rechts-
pflege Berlin sowie Dozent an verschiedenen Ber-
liner Fach(hoch)schulen; Herausgeber von „Migra-
tion und Integration in Berlin. Wissenschaftliche
Analysen und politische Perspektiven“, Opladen
2001.

Cengiz Gömüsay, Berlin
www.aub-berlin.de
Ausbildungsberater im Projekt „Kumulus – Arbeit
und Bildung e.V.“ seit 1993 (Mitbegründer von
„Kumulus“); lebt seit 1965 in Deutschland, 1976 –
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1978 Studium der Sozialpädagogik an der Sozial-
akademie in Dortmund, 1980 bis 1993 Betreuung
von türkischen Jugendlichen im Kreuzberger Aus-
bildungszentrum der „Gesellschaft zur Förderung
berufsspezifischer Ausbildung“ (GFBA).

Hauke Hartmann, Gütersloh
www.bertelsmann-stiftung.de 
Projekt Manager im Themenfeld „Demokratie und
Bürgergesellschaft” der Bertelsmann Stiftung; u.a.
zuständig für das Thema „Integration” im interna-
tionalen Städtenetzwerk „Cities of Tomorrow“, ei-
nem Zusammenschluss von Reformkommunen aus
Europa und Übersee; Herausgeber (gemeinsam mit
Prof. Dr. Marga Pröhl) von „Strategien der Integra-
tion: Handlungsempfehlungen für eine interkultu-
relle Stadtpolitik“, Gütersloh 2002.

Thomas Hartmann, Berlin
www.TiK-iaf-berlin.de
Mitarbeiter im Projekt „Transfer interkultureller
Kompetenz“ (TiK), seit 1987 freiberufliche Tätig-
keit in der Konzept-Entwicklung und Organisation
von Kulturprojekten, Herausgeber (gemeinsam mit
Margret Krannich) von „Muslime im säkularen
Rechtsstaat“, Berlin 2001.

Katrin Heise, Berlin
Journalistin; Moderatorin beim SFB / Radio multi-
kulti seit 1993, seit 2001 Freie Journalistin u.a. bei
SFB, DLF, DeutschlandRadio, WDR; Studium der
Theaterwissenschaft, Politischen Wissenschaft
und Kommunikationswissenschaft in Erlangen-
Nürnberg.

Dr. Thomas R. Henschel, Berlin
www.eusg.de
Direktor der „European School of Governance“ in
Berlin, Lehrbeauftragter für „Verhandlungsma-
nagement und Mediation“ an der Universität St.
Gallen, Geschäftsführer der Knowledge Tools
GmbH, Berlin, Berater, Mediator.

Peter Hug, München
www.auslaenderbehoerde-muenchen.de
Kreisverwaltungsreferat München, stellvertreten-

der Leiter der Abteilung Ausländerangelegenhei-
ten und der Unterabteilung für „Aufenthalt begrün-
dende und Aufenthalt beendende Maßnahmen“
seit 1982, zuständig u.a. für Organisations- und
Personalentwicklung; Ausbildung als Polizeibeam-
ter und als Verwaltungsbeamter.

Prof. Barbara John, Berlin
www.berlin.de/auslb
Beauftragte für Migration und Integration des Se-
nats von Berlin (seit 1981), Professorin für Ethnolo-
gie an der Humboldt-Universität Berlin, 1961 –
1966 Lehrerin in Hamburg, Zweitstudium Politik-
wissenschaft und Bildungsökonomie in Berlin und
London, mehrjährige Tätigkeit als Wissenschaftli-
che Assistentin in der Lehrerausbildung im Fach
„Deutsch als Zweitsprache“ an der FU Berlin.

Dr. Johannes Kandel, Berlin
www.fes.de
Friedrich-Ebert-Stiftung, seit November 1999 Lei-
ter des Referats „Berliner Akademiegespräche /
Interkultureller Dialog“; Studium der Geschichte,
Politikwissenschaft und Philosophie; Publikationen
zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung,
Grundfragen der Politischen Bildung, Politischen
Theorie, Religionen und Kirchen.

Dr. Akli Kebaili, Frankfurt/Main
www.stadt-frankfurt.de/amka
Amt für Multikulturelle Angelegenheiten der Stadt
Frankfurt/Main seit 1992, Arbeitsbereiche u.a.
Rechtsfragen (Ausländergesetz), Hochschulfragen,
Antidiskriminierungsarbeit, Kontakt zur Polizei;
Studium der Rechtswissenschaft in Algier, Promo-
tion in Politikwissenschaft an der Universität Tü-
bingen 1986.

Irma Klausch, Nürnberg
www.j.stadt.nuernberg.de
Jugendamt Nürnberg, Leiterin der Abteilung erzie-
herische Hilfen und Krisenhilfen, Sozialpädagogin,
15 Jahre lang Bezirkssozialarbeit und Jugendge-
richtshilfe in verschiedenen Stadtbezirken Nürn-
bergs, hier besondere Erfahrung in der Arbeit mit
und der Beratung von türkischen Familien.
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Sanem Kleff, Berlin

GEW-Hauptvorstand, Leiterin des Bundesaus-
schusses für „Multikulturelle Angelegenheiten“,
Moderatorin für „Deutsch als Zweitsprache und
interkulturelle Pädagogik“ sowie für „Rechtsextre-
mismus“ am Landesinstitut für Schule und Medien
(LISUM) in Berlin, Leiterin des Projekts „Schule oh-
ne Rassismus – Schule mit Courage“ von Aktion
Courage.

Isabel Lavadinho, Stuttgart
www.stuttgart.de
Integrationsbeauftragte der Landeshauptstadt
Stuttgart (seit 1997), seit 2000 Coaching und Orga-
nisationsentwicklung im interkulturellen Bereich;
1993 – 97 Fraktionsassistentin von Bündnis 90/Die
Grünen im Gemeinderat Stuttgart, zuständig u.a.
für Migration und Zuwanderung; Sozialpädagogin.

Tatiana Lima Curvello, Berlin 
www.TiK-iaf-berlin.de
Leiterin des Projekts „Transfer interkultureller
Kompetenz“ (TiK), Geschäftsführerin des Berliner
Landesverbands binationaler Familien- und Part-
nerschaften – iaf; Studium der Soziologie und
Philosophie an der FU Berlin; lebte bis zu ihrem 25.
Lebensjahr in Brasilien.

Christoph Müller-Hofstede, Bonn
www.bpb.de
wissenschaftlicher Mitarbeiter im Ost-West-Kol-
leg der „Bundeszentrale für politische Bildung“
(bpb) seit 1988, seit September 2001 Leiter der
Projektgruppe Migration/EU der bpb; Sinologe und
Politikwissenschaftler, Studium in Berlin, Peking
und Shanghai.

Albert Munding, Stuttgart
www. km.kv.bwl.de
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, Baden-
Württemberg, stellvertretender Leiter des Referats
„Europa, überregionale und internationale Angele-
genheiten, Bundesrat“, Berichterstatter der Kul-
tusminister-Konferenz (KMK) für „den Unterricht
ausländischer Schülerinnen und Schüler in der
Bundesrepublik / muttersprachlicher Unterricht“.

José Povedano Sánchez, Bonn
www.paritaet.org
Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtver-
band, seit 1990 Leiter der Zentralen Koordinie-
rungsstelle für Ausländerarbeit, in dieser Funktion
Mitglied in zahlreichen behördlichen und verband-
lichen Gremien der Migrationssozialarbeit auf
Bundes- und EU-Ebene; Diplom- Sozialwissen-
schaftler und Diplom-Sozialpädagoge.

Volker Roßocha, Berlin
www.dgb.de
DGB-Bundesvorstand, Referatsleiter für Migra-
tionspolitik seit 1997, dazu gehören insbesondere
die Bereiche „Nicht-Diskriminierung“ und Ein-
wanderungsfragen; 1989 – 1997 Bundesjugendse-
kretär des DGB.

Dr. Günther Schauenberg, Nürnberg
www.arbeitsamt.de
Bundesanstalt für Arbeit, Leiter Referat Internatio-
nale Arbeitsmarktbeziehungen seit Januar 2002,
zuvor seit 1996 Leiter der Abteilung Berufsbera-
tung beim Landesarbeitsamt Bayern, 1989 – 1996
Leiter der Auslandsabteilung der Zentralstelle für
Arbeitsvermittlung (Frankfurt/M.), Studium der
Musik- und Theaterwissenschaften sowie der neu-
eren deutschen Literaturgeschichte.

Dr. Albert Schmid, Nürnberg
www.bamf.de
Präsident des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (bisher: Bundesamt für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge) seit Juli 2000, zu-
vor Abgeordneter des Bayerischen Landtags seit
1990, zeitweise Vorsitzender der SPD-Landtags-
fraktion; von 1978 bis 1982 beamteter Staatsse-
kretär des Bundesministeriums für Raumordnung,
Bauwesen und Städtebau.

Dr. Hubertus Schröer, München
www.muenchen.de
Leiter des Stadtjugendamtes der Landeshaupt-
stadt München seit 1991; Ausländerbeauftragter
in München von 1974 – 1980; danach Wissen-
schaftlicher Leiter des interkulturellen Modellpro-



B i o g r a p h i e n

Seite 159

jektes „Deutsche und Ausländer im Stadtteil – In-
tegration durch den Kindergarten“; Veröffentli-
chung u.a. „Interkulturelle Orientierung als Quali-
tätsstandard sozialer Arbeit“ (gemeinsam mit Sa-
bine Handschuck).

Dr. Thomas Schwarz, Berlin
www.emz-berlin.de
Stellv. Leiter des Berliner Instituts für Vergleichen-
de Sozialforschung: als Mitarbeiter am Institut seit
1979 verantwortlich für zahlreiche migrations- und
ethnizitätsorientierte Projekte; wissenschaftliche
Begleitung des EU-Projekts „Pavement“ zur Arbeit
mit Zuwanderern, ethnischen und religiösen Min-
derheiten.

Dr. Helmuth Schweitzer, Essen
www.essen.de
Leiter der RAA/Büro für interkulturelle Arbeit der
Stadt Essen, seit 1975 pädagogisch und wissen-
schaftlich tätig in verschiedenen Forschungs- und
wissenschaftlichen Begleitprojekten zum interkul-
turellen Lernen im Bereich Jugendhilfe, Schule
und Medien; seit 1999 verantwortlich für den Um-
setzungsprozess des „Konzepts für die interkultu-
relle Arbeit in der Stadt Essen”.

Harold Selowski, Berlin
www.polizei.berlin.de 
Landespolizeischule Berlin, Leiter Fachbereich Po-
litik und Gesellschaft, zu seinem Aufgabenbereich
gehört u.a. die „Clearingstelle Polizei/Ausländer“,
seit 1968 Polizeibeamter, seit 1974 Fachlehrer für
Politische Bildungsarbeit.

Antonella Serio, Freiburg i. Br.
www.caritas-freiburg.de
Deutscher Caritasverband, Referat für Migration
und Integration, Arbeitschwerpunkte: Integrations-
konzepte, interkultureller Dialog, interkulturelle
Öffnung; seit 2001 verantwortlich für den interkul-
turellen Öffnungsprozess der Dienste und Einrich-
tungen des Deutschen Caritasverbandes; Studium
der Ethnologie, Altamerikanistik und Germanistik.

Maria Weber, Mainz
www.auslaender.rlp.de
Landesbeauftragte für Ausländerfragen in Rhein-
land-Pfalz seit 1998, 1974 – 1998 Hauptschulleh-
rerin, aktiv auch in der Lehrerfortbildung, 1989 –
1999 ehrenamtliche Beigeordnete der Verbandsge-
meinde Wallhalben, seit 1974 FDP-Mitglied und im
kommunalen Bereich sowie auf Landesebene poli-
tisch tätig. 

Wolfgang Weichert, Nürnberg
www.arbeitsamt.de
Bundesanstalt für Arbeit, seit 2001 Referatsleiter
Personalentwicklung,1993 – 2001 Referatsleiter in
der Aus- und Fortbildung in der Hauptstelle der BA
in Nürnberg, 1987 – 1993 Dozent an der Führungs-
akademie der BA, 1980 – 1987 Führungskraft in
verschiedenen Arbeitsämtern, Volljurist.

Prof. Dr. Brigitte Wießmeier, Berlin
www.evfh-berlin.de
Professorin an der Ev. Fachhochschule Berlin (seit
1993) mit den Schwerpunkten Interkulturelle Sozi-
alarbeit, Familienberatung und Sozialarbeitsfor-
schung; Kursleiterin und Dozentin im Projekt „TiK“;
langjährige Berufserfahrung in diversen Feldern
der Sozialen Arbeit; Forschungen und Veröffentli-
chungen zu bikulturellen Paaren und Familien.


